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Verwendete Abkürzungen 



A Österreich 

ABl. Amtliche Blätter - Kundmachungsorgan der Europäischen 
Union. 

Abs. Absatz 

AdR Ausschuss der Regionen 

Art Artikel 

B Belgien 

Barrel engl. Fass, Tonne. 1 Petroleumbarrel entspricht 158,987 dm 3 
= 158,987 Liter. 1 Barrel entspricht, je nach Dichte, in etwa 
140 kg. 

BG Bulgarien 

BGBl Bundesgesetzblatt 

BIP Bruttoinlandsprodukt 

CY Zypern 

CZ Tschechische Republik 

D Deutschland 

dBGBl Bundesgesetzblatt der Bundesrepublik Deutschland 

DEWI Deutsches Windenergie-Institut GmbH. 

DK Dänemark 

E Spanien 

EAG Europäische Atomgemeinschaft 

EAK Gewinnung elektrischer Energie aus erneuerbaren Energien, 
Abfallverwertung und aus der Kraft-Wärme-Kopplung 

EdF/EDF Electricite de France 

EE Erneuerbare Energien 

EEA Einheitliche Europäische Akte 

EGKS Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

EGV Vertrag zur Gründung einer Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft idF. nach dem Vertrag von Nizza 

E.N.E.L. Ente Nazionale per llinergia Elettrica (Italien) 

ESVP Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik 

EuGH Europäischer Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
in Luxemburg 

Euratom Europäische Atomgemeinschaft 

EUV Vertrag zur Gründung einer Europäischen Union 

EVU Energieversorgungsunternehmen 

EW Estland 

Ex ante Im voraus 

Ex post Im nachhinein 
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F Frankreich 

F&E Forschung und Entwicklung 

GASP Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 

GB Großbritannien / Vereinigtes Königreich 

GR Griechenland 

GJ Gigajoule (= 1 Million Joule) 

GW Gigawatt (=1 Million Kilowatt) = 10 6 kW 

GWh Gigawattstunde (= 1 Million kWh = 1 .000.000 kWh) 

H Ungarn 

I Italien 

IRL Irland 

iVm in Verbindung mit 

IWR Internationales Wirtschaftsforum Regenerative Energien, 
München 

IZT Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung 
GmbH., Berlin 

Joule Wärmeenergieeinheit Joule (1J = 1 Ws = 1 Nm = 1 kg m 2 /s 2 
= 0,2388 cal) 

k.A. keine Angaben 

kcal Wärmeenergieeinheit Kilo-Kalorie (veraltet) 

kJoule Wärmeenergieeinheit Kilo-Joule (1000 Joule) 

KMU Kleine und mittlere Unternehmen (bis max. 500 Beschäftig- 
te) 

kV Kilovolt = 1000 Volt, Einheit der elektrischen Spannung. 

kWh Kilowattstunde 

KWK Kraft-Wärme-Kopplung 

L Luxemburg 

LT Litauen 

LV Lettland 

M Malta 

m.E. mit Einschränkung(en) 

Montanunion Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

MS Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

MW Megawatt ( 1 MW = 1 Million Watt) = 10 3 kW = 1 .000 kW 

Mwe Megawatt (elektrische Leistung) 

MW th Megawatt (thermische Leistung) 

MS Mitgliedstaat 

N Norwegen 

n.a. keine Antwort (now answer) 

n.b. nicht bekannt 
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NGO Nicht-Regierungs-Organisation 

NL Niederlande 

OECD Organization for Economic Cooperation and Development, 
gegründet 14.12.1960 

OPEC Organization of Petroleum Exporting Countries, gegründet 
1960 

P Portugal 

PL Polen 

RdU Recht der Umwelt, Manz 

RO Rumänien 

ROE Rohöleinheit 

Rs. Rechtssache des EuGH 

S Schweden 

SF Finnland 

SKE Steinkohleeinheiten 

SK Slowakei 

SLO Slowenien 

TR Türkei 

TWh TeraWattstunde (1 TWh = 1 Billion Ws = 1 Milliarde kWh) 
= 10 9 kWh = 1.000.000.000 kWh = 10 12 W 

UK United Kingdom / Vereinigtes Königreich (GB) 

vs versus (gegen) 

VV Vertrag über eine Verfassung für Europa 

Ws Wattsekunde (1000 Ws = 1 kWh) 

WSA Wirtschafts- und Sozialausschuss 

WWU Wirtschafts- und Währungsunion 
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Umrechnungstabellen 



Tabelle Ol 



Umrechnungstabelle der verwendeten Energieeinheiten 




kWh 


kgSKE 


kg ROE 


kcal 


kJoule 


1 kWh 


1 


0,123 


0,172 


860 


3600 


1 kgSKE 


8,13 


1 


0,715 


7000 


29300 


1 kg ROE 


11,38 


1,4 


1 


9800 


41062 


1 kcal 


0,001 


0,000143 


0,000102 


1 


4,19 


1 kJoule 


0,0003 


0,0000341 


0,0000244 


0,238 


1 



Tabelle 02 


Umrechnungstabelle für den Energieinhalt 
eines Primärenergieträgers pro kg 


Steinkohle 


0,411-0,733 


kg ROE 


Koks 


0,681 


kg ROE 


Braunkohle 


0,134-0,251 


kg ROE 


Braunkohlebriketts 


0,478 


kg ROE 


Torf 


0,186-0,330 


kg ROE 


Benzin 


1,051 


kg ROE 


Kerosin (Flugzeuge) 


1,027 


kg ROE 


Diesel 


1,01 


kg ROE 


Nuklearenergie 


0,0239 


kg ROE 


Wasserkraft 


0,086 


kg ROE 


Erdgas 


0,0215 


kg ROE 



Quelle: Eurostat 1999 
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Begriffe 



Alleinabnehmersystem 



Arbeit, elektrische 
Ausschreibungsverfahren 

Direktleitungen 



Dreh ström 



Elektrizitätserzeugung 



Elektrizitätserzeugung 
Elektrizitätshandel 



Alleinverantwortliche juristische Person, die im übertra- 
genen oder zugeteilten Bereich für den einheitlichen 
Betrieb des Übertragungsnetzwerkes und/oder die 
zentralisierte Abnahme und den zentralisierten Verkauf 
von Elektrizität alleine verantwortlich ist. 

Produkt aus elektrischer Leistung in einem bestimmten 
Zeitabschnitt (z.B. Kilowattstunde - kWh) 

Verfahren zur Vergabe geplanter zusätzlicher Kapazitä- 
ten im Elektrizitätsbereich durch Ausschreibung. Jedes 
geeignete Unternehmen kann sich an diesem Verfahren 
beteiligen und den Zuschlag erhalten. 

Eine neben dem Verbundnetz errichtete Leitung zur 
Versorgung eines oder einiger weniger Endverbraucher 
mit elektrischer Energie oder zur Übertragung elektri- 
scher Energie von einem Erzeuger zu einem Elektrizi- 
tätsversorgungsunternehmen. 

Drei miteinander verkette (verbundene) Wechselspan- 
nungen. Dadurch können im selben Leitungsnetz an zwei 
verschiedenen Spannungen (230V oder 400V) leistungs- 
starke und leistungsschwache Geräte verwendet werden. 

Erzeugung von elektrischer Sekundärenergie durch die 
Umwandlung von Primärenergieträgern in einem 
Kraftwerk. 

Nach dem Energiesatz kann, nach einem allgemein 
gültigen Naturgesetz, Energie weder erzeugt noch 
vernichtet, sondern nur von einer Form in eine andere 
oder in mehrere andere Energieformen umgewandelt 
werden. 

Siehe auch Energieerzeugung 

Handel mit dem Sekundärenergieträger Elektrizität. 
Diese Energieform kann nicht direkt von einem Punkt zu 
einem anderen transportiert oder abgenommen werden. 
Der jeweiligen Einspeisung von Elektrizität in ein Netz 
erfolgt eine äquivalente Entnahme am gewünschten 
Entnahmepunkt, ohne jedoch, dass eine stoffliche 
Identität zwischen eingespeister und entnommener 
Elektrizität vorliegt. 
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Elektrische Energie, 
Elektrizität 



Elektrotechnik 



Energie 

Energieeffizienz 

Energiehandel, Elektrizität 
Energiepolitik 



Energiespeicherung 



Energiesteuern 



Energieübertragung, 
Verbund 



Energieversorgung 



Energieversorgung, 
elektrische 



Sekundärenergieträger, der in Kraftwerken aus primären 
Energieträgern (z.B. Kohle, Erdöl, Erdgas, erneuerbare 
Energien etc.) gewonnen wird. Die elektrische Energie 
wird heutzutage infolge ihrer leichten Übertragbarkeit, 
Steuer- und Regelbarkeit und wegen der hohen Betriebs- 
sicherheit in fast allen Wirtschaftsbereichen angewendet. 

Der Begriff wurde im 19. Jahrhundert von Werner von 
Siemens eingeführt. Wissenschaft, die sich mit der 
Anwendung der Grundlagen und technischen Erkennt- 
nisse der Elektrizitätslehre befasst. 

Der Begriff stammt aus dem griechischen (energeia) und 
bedeutet "Wirksamkeit". Energie bezeichnet im klassi- 
schen Sprachgebrauch das Arbeitsvermögen. 

Wirksame, leistungsfähige wirtschaftlich vertretbare und 
dem Stand der Technik entsprechende Erzeugung und 
Verwendung von Energie. 

Siehe oben unter Elektrizitätshandel. 

Teil der sektoralen Wirtschafts-, Struktur- und Umwelt- 
politik zur nationalstaatlichen Steuerung des Energiesek- 
tors. 

Die Energiepolitik umfasst alle Stufen der Energiever- 
sorgung, von der Gewinnung, Lagerung, Bevorratung, 
Umwandlung, Transport und Verteilung von Energie, 
Entsorgungsfragen sowie Außenhandel, Beeinflussung 
der Energienachfrage und zur rationellen Energienutzung 
und der Energieeinsparung. 

Speicherung von Sekundärenergie in einem Medien, 
durch welches die Energie in gewünschter bzw. 
erforderlicher Menge zu einem späteren Zeitpunkt zur 
Verfügung steht. 

Alle fiskalischen Sonderbelastungen auf Energieerzeu- 
gung und -verbrauch im weitesten Sinne durch Steuern 
und steuerähnliche Abgaben. 

Übertragung elektrischer Energie in speziellen Leitungen 
vom Erzeuger zum Verbraucher. Dies geschieht meist im 
weiträumigen Verbund von Energienetzen. 

Versorgung von Wirtschaft, Haushalten, Verkehr etc. mit 
Primär- (z.B.: Öl, Gas) oder Sekundärenergie (z.B. 
Elektrizität, Wärme). Diese können in ihrer Qualität und 
Quantität unterschiedlich sein. 

Belieferung der Verbraucher mit elektrischer Energie 
durch leitungsgebundene Netzwerke. 
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Energiewirtschaft 



Erneuerbare Energie 



Erzeugung 
Frequenz, elektrische 



Gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen 



Integrierte (Elektrizitäts-) 
Unternehmen 



Isoliertes Kleinstnetz 



Aktivitäten in unterschiedlichen Wirtschaftsbereichen 
zur Bereitstellung von Energiedienstleistungen. Dies 
umfasst z.B. Energieerzeugung, Import, Umwandlung, 
Lagerung, Transport, Verteilung und die Umwandlung 
der Endenergie bei den Verbrauchern (Haushalte, 
Industrie, Verkehr) in Nutzenergie beziehungsweise 
damit zusammenhängende Energiedienstleistungen. 

Auch regenerative Energien, Alternativenergien genannt. 
Erneuerbare Energien sind, in menschlichen Zeiträumen 
gemessen, nicht erschöpfbare Primärenergieformen. Sie 
gelten als klima- und umweltverträglich. Ihre energeti- 
sche Nutzung ist nur mit geringen Umweltbelastungen 
verbunden. Die wichtigsten, derzeit genutzten erneuerba- 
ren Energien sind Sonnenenergie (Solarwärmetechnik 
und Photovoltaik), Wind- und Wasserkraft, geothermi- 
sche Energie (Erdwärme) und die Energie aus Biomasse. 

Siehe oben unter Elektrizitätserzeugung. 

Der zeitliche Verlauf von periodischen Änderungen einer 
Wechselspannung. Die Frequenz im europäischen 
Wechselstromnetz beträgt zwischen 50 und 60 Hertz 

Nichtdiskriminierende, transparente, überprüfbare 
Verpflichtungen der nationalen Energieversorgungsun- 
ternehmen neben den marktwirtschaftlichen Risiken auch 
Interessen zum allgemeinen Wohl zu übernehmen. 

Ein vertikal oder horizontal integriertes Elektrizitätsun- 
ternehmen. 

Vertikal integrierte Unternehmen haben mehrere 
Unternehmensebenen im Bereich der Energieerzeugung, 
Übertragung, Verteilung und/oder Energiehandel 
vereinigt und nehmen auch mindestens zwei dieser 
Unternehmensebenen wahr. 

Horizontal integrierte Unternehmen vereinigen in einem 
Unternehmen eine Unternehmensebene, z.B. nur 
Elektrizitätserzeugung oder nur Übertragung etc. 

Vertikal und horizontal integrierte Unternehmen können 
auch noch andere Unternehmensbereiche außerhalb des 
Elektrizitätsbereiches innehaben (z.B. Wasserversor- 
gung). 

Siehe zur Definition auch VO 4064/89/EWG des Rates 
vom 21.12.1989, Art 3 Abs. 3. 

Ein Netzwerk, dass durch elektrische Leitungen vom 
Erzeuger zum Verbraucher durchgehend verbunden ist 
aber keine Verbindung zu einem anderen Verbundnetz 
hat. 

Im Sinne der RL 2003/54/EG sind kleinste isolierte 
Netze solche, die jährlich einen Verbrauch unter 500 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



GWh im Jahr 1996 hatten und nicht mit anderen 
Verbundnetzen verbunden sind. 

Isoliertes Netz Ein Netzwerk, dass durch elektrische Leitungen vom 

Erzeuger zum Verbraucher durchgehend verbunden ist 
aber keine Verbindung zu einem anderen Verbundnetz 
hat. 

Im Sinne der RL 2003/54/EG sind kleine isolierte Netze 
solche, die jährlich einen Verbrauch unter 3000 GWh im 
Jahr 1996 hatten und maximal bis zu 5% des gesamten 
Jahresverbrauches an elektrische Energie dieses isolier- 
ten Netzes aus einem anderen Verbundnetz bezieht. 

Kapazitätsengpässe Unmöglichkeit des Transports von elektrischer Energie 

durch ein Übertragungs- oder Verteilernetz wegen 
Überlastung der elektrischen Leitungen. 
Unmöglichkeit der Zurverfügungstellung von elektri- 
scher Energie wegen mangelnder Kraftwerkskapazitäten. 
Durch Kapazitätsengpässe können die Energiebezugs- 
und -handelswünsche von Marktteilnehmern nicht erfüllt 
werden. 

Kombinationsnetzbetreiber Netzbetreiber, der zugleich ein Übertragungsnetz und ein 

Verteilernetz betreibt. 

Abnehmer elektrischer Energie für den Eigenverbrauch 
oder zum Weiterverkauf durch Elektrizitätshändler. 
Zugelassene Kunden sind solche, die gemäß den 
gemeinschaftsrechtlichen und/oder nationalen Vorschrif- 
ten am Elektrizitätsbinnenmarkt durch Elektrizitätskauf 
und/oder -verkauf nach eigener Wahl teilnehmen 
können. 

Produkt aus Stromstärke und Spannung. Einheit Watt 
(Kilowatt- kW). 

Öffnung der nationalen Elektrizitätsmärkte für 
Erzeuger, Lieferanten und Kunden aus anderen EU- 
Mitgliedstaaten. 

„Nachhaltig ist eine Entwicklung, wenn sie den ökono- 
mischen, sozialen und ökologischen Zielsetzungen der 
Gesellschaft gleichermaßen gerecht wird. Angestrebt 
wird dabei, die heutigen Bedürfnisse optimal abzude- 
cken, ohne die Chancen zukünftiger Generationen zu 
gefährden, ihre Bedürfnisse zu befriedigen. " Zitiert 
nach: Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat, den Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuss und den Ausschuss der Regionen - Auf dem Weg 
zu einer globalen Partnerschaft für nachhaltige Entwick- 
lung, in KOM/2002/0082 endg., Pkt. I. 
Vgl. auch Art 2 erster Spiegelstrich EUV, Art 2 und Art 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



Kunde(n) 



Leistung, elektrische 
Marktöffnung 



Nachhaltigkeit 



<* * fi 

*« M S 



Netzbenutzer 



Netzwerk, elektrisches 



Netzzugang 



Regulierungsbehörde 



Spannung, elektrische 



Strom, elektrischer 



Stromhandel 

Übertragung, Übertra- 
gungsnetz 



Übertragungsnetzbetreiber 



6 EGV idF von Amsterdam, Art 130u idF von Maastricht 
(Art 177 nach Amsterdam), Art 3 Abs. 3 und 4, Art II- 
37, Art III-4, Art III- 193 Abs. 2 lit. d) und f) VV 

Natürliche oder juristische Personen, die Elektrizität in 
Übertragungs- oder Verteilernetze einspeisen oder 
entnehmen. 

Zusammengeschaltete Leitungen zur Übertragung und 
Verteilung von elektrischer Energie vom Erzeuger zum 
Verbraucher. 

Nichtdiskriminierender und transparenter Zugang Dritter 
zu bisher geschlossenen Elektrizitätsnetzen auf Grundla- 
ge von veröffentlichten Tarifen zur Versorgung von 
zugelassenen Kunden im jeweiligen EU-Mitgliedstaat. 
Der Zugang kann bei Kapazitätsengpässen eingeschränkt 
verweigert werden. 

Eine oder mehrere, von den Interessen der Elektrizitäts- 
wirtschaft unabhängige, nationale Einrichtung(en) zur 
Überwachung der ordnungsgemäßen Funktion des 
europäischen Elektrizitätsbinnenmarktes in einem 
Nationalstaat unter Berücksichtigung der gemeinschafts- 
rechtlichen Vorgaben und der nationalen Bestimmungen. 

Unterschied zwischen dem Energieniveau der 
Stromquelle und dem Verbraucher oder einer 
Referenzstelle. Je höher der Unterschied des 
Energieniveaus, desto höher ist die Spannung. Der 
Ausgleich zwischen hohem und niederem Energieniveau 
verursacht den Stromfluss in einem geschlossenen 
Stromkreis. 

Gerichtete Bewegung elektrischer Ladungsträger. Das 
Produkt aus elektrischem Strom und Spannung und 
Frequenz ist die elektrische Wechselstromleistung 
(Wirkleistung). 

Im allgemeinen Sprachgebrauch wird „Strom" auch als 
Synonym für elektrische Energie bzw. Elektrizität 
verwendet. 

Siehe oben unter Elektrizitätshandel 

Transport elektrischer Energie über ein leitungsgebunde- 
nes Höchst- und Hochspannungsenergienetz zum Zweck 
der Elektrizitätsversorgung von Verbrauchern oder 
Verteilern. 

Verantwortlicher Betreiber eines Höchstspannungs- 
und/oder Hochspannungsverteilernetzes. Der Betreiber 
ist auch für die Wartung und den Ausbau des von ihm 
betriebenen Netzes zuständig sowie für die Versorgungs- 
sicherheit im Rahmen seiner Tätigkeit. 
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Verbindungsleitung 



Leitungen zur Elektrizitätsübertragung, die zur Verbin- 
dung von Elektrizitäts Verbundnetzen dienen. Einschrän- 
kend können Verbindungsleitungen auch nur als solche 
bezeichnet werden, welche die Grenze eines National- 
staates überschreiten und eine Verbindung zum Ver- 
bundnetz eines anderen Nationalstaates herstellen. 



Verbundnetz 



Eine Anzahl von technisch unabhängigen Übertragungs- 
und Verteilernetzen, die durch Verbindungsleitungen 
verbunden sind. 



Versorgung 



Siehe oben unter Energieversorgung. 



Verteilung, Verteilernetze 



Transport elektrischer Energie über ein leitungsgebunde- 
nes Mittel- und Niederspannungsenergienetz zum Zweck 
der Elektrizitätsversorgung von Verbrauchern (Kunden 
der Verteilernetzbetreiber). 



Verteilernetzbetreiber 



Verantwortlicher Betreiber eines Mittelspannungs- 
und/oder Niederspannungsverteilernetzes. Der Betreiber 
ist auch für die Wartung und den Ausbau des von ihm 
betriebenen Netzes zuständig sowie für die Versorgungs- 
sicherheit im Rahmen seiner Tätigkeit. 



Wechselstrom 



Nach der Erscheinungsform des elektrischen Stromes 
wird grundsätzlich zwischen Gleichstrom (DC) und 
Wechselstrom (AC) unterschieden. Gleichstrom fließt 
nur in eine Richtung und mit gleich bleibender Stärke. 
Wechselstrom ändert innerhalb einer bestimmten Zeit 
Richtung und Stärke. Vorteile des Gleichstroms vor 
allem die einfachere Regelbarkeit. Vorteil des Wechsel- 
stromes vor allem die bessere und energieverlustfreiere 
Transportmöglichkeit. 



Wirkungsgrad 



Verhältnis zwischen zugeführter elektrischer Energie und 
der abgegeben Nutzleistung 
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Vorwort 

Der vorliegende Beitrag befasst sich mit der Situation des Energie- 
rechts in der Europäischen Union mit Schwerpunkt elektrische Ener- 
gie. 

Der Beitrag richtet sich vor allem an interessierte Laien und fach- 
kundige Personen, die sich über den Stand des europäischen Energie- 
rechts einen Überblick verschaffen wollen. 

Der Überblick ist nur durch einen gleichzeitigen historischen 
Rückblick, und den Blick auf die gegenwärtig und zukünftigen wirt- 
schaftlichen Zwänge und Bezugnahme auf das „Weltenergierecht" 
sowie die Entwicklung des Umweltschutzes möglich. Entsprechende 
Hinweise sind dazu verwendet worden. 

Energie ist die Grundlage für die Entwicklung der Volkswirtschaft 
eines jeden Landes. Ohne Energie gäbe es in unseren Breitengraden 
dauerhaft weder Leben noch wirtschaftliche Entwicklung, Handel oder 
Fortschritt. Und auch keinen Frieden. Die Notwendigkeit der Energie- 
erzeugung und des Verbrauchs standen bisher in engstem Zusammen- 
hang mit einer endgültigen Reduzierung der weltweiten nicht nachhal- 
tigen Ressourcen der Erde. 

Die Geschichte des Energierechts ist daher eng mit der Wirt- 
schaftsgeschichte und -entwicklung eines jeden Landes, jeder Region 
der europäischen Union und auch der Welt verbunden. Nicht zufällig 
haben sich die ersten Stadtkulturen in südlichen Regionen entwickelt, 
die von der Energieversorgung (Sonne, Wind, Biomasse) her im 
wesentlichen begünstigt waren. 

Jede Verarbeitung, Bearbeitung, Veränderung eines Produktes ist 
nur durch Zuführung oder Entzug von Energie möglich, und sei es nur 
menschliche Muskelkraft. Dadurch wird ein Wirtschaftsprodukt auf 
eine höhere Stufe gehoben und damit „wertvoller". Je nach Effizienz 
und Eignung der eingesetzten Energie wird die Umwelt dabei mehr 
oder weniger stark bei der Produktion bzw. bei der späteren Entsor- 
gung belastet. 

Das optimierte Ziel jeden Wirtschaftskreislaufes in der Marktwirt- 
schaft ist es, bei geringen Investitionen möglichst hohe Gewinne zu 
erreichen. Lange Zeit wurde die Gewinnung, Erzeugung, die Produkti- 
on und der Vertrieb von Waren (auch Energie) isoliert nur für einen 
engen Bereich, nämlich die Herstellung, berücksichtigt. Inzwischen 
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werden, mit steigender Umweltverschmutzung und der bekannt 
gewordenen Problematik bei der Entsorgung hochwertiger Mischpro- 
dukte, auch sekundäre und tertiäre Faktoren berücksichtigt. Es wird 
der Herstellungsprozess von der Rohstoffgewinnung bis zur Werter- 
haltung während der Lebensdauer des Produktes und zur Umwandlung 
/ Trennung bzw. Entsorgung betrachtet. Auch die Erkenntnis über die 
Endlichkeit der fossilen Energieträger hat dazu beigetragen. 

Auch viele militärische Konflikte ließen sich in Teilbereichen oder 
gänzlich auf die ungleiche Verteilung der primären (Energie-) Roh- 
stoffe in den einzelnen Regionen der Welt und die Versorgungssicher- 
heit zurückführen. 

Die für Europa wirtschaftlichen, militärischen und sozialen „Ader- 
lässe" im Ersten und Zweiten Weltkrieg wurden nicht zu einem 
geringen Maße auf den Umstand der ungleichen Verteilung der (Ener- 
gie-) Rohstoffe zurückgeführt, welche die eine nationale Volkswirt- 
schaft begünstigte, die andere angeblich benachteiligte. 

Für Frankreich und Deutschland ging es in den meisten Konflikten 
der letzten Jahrhunderte um diese Verteilung, insbesondere der hoch- 
wertigen und energiehaltigen Ruhrkohle, Erze aus Lothringen und dem 
Elsass etc. Dieser ständig schwelende Konflikt zwischen diesen beiden 
Ländern wurde erst mit der Gründung der Montanunion endgültig 
beseitigt. 

Auch die Energiekrise/Erdölembargo 1973/74 stand im Zeichen 
von bewaffneten Konflikten in Palästina. Der zweite Irakkrieg stand 
im Zeichen der Differenzen zwischen der gewollten Erhöhung der 
Erdölförderung auf der einen Seite und der gezielten künstlichen 
Verknappung für hohe Erzeugerpreise auf der anderen Seite. 

Der dritte Irakkrieg 2003 wird von vielen ebenfalls auf die Versor- 
gungsproblematik verschiedener Staaten zurückgeführt. Möglicher- 
weise ist er jedoch nur ein Vorbote um den zukünftigen Verteilungs- 
kampf um die knapper werdenden Reserven an fossilen Energieträ- 
gern. 

Energie auf Grundlage von fossilen Brennstoffen (Erdöl, Kohle, 
Gas) ist noch heute der wichtigste Energieträger in den meisten Län- 
dern der Erde. Eine Substitutionsmöglichkeit auf kurze Sicht ist nicht 
möglich. Langfristig hat zumindest die EU die Weichen bereits ge- 
stellt. 
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* * 

Der Schwerpunkt dieses Beitrags soll aber vor allem auf den Über- 
legungen der europäischen Union zur Förderung der nachhaltigen 
Energiewirtschaft und dabei der elektrischen Energie liegen. 

Keinen Niederschlag hat die Problematik der Verteilungskonflikte 
um die Energie gefunden. 

Aus funktionalen Gründen wurde die Energieerzeugung durch 
Kernkraftwerke hier nur am Rande berücksichtigt. Inwieweit, nach 
dem beschlossenen Ausstieg aus der Nuklearwirtschaft in Belgien, 
Deutschland und in Schweden, sowie nach dem in Kraft treten des 
Verfassungsvertrags, der Euratom- Vertrag überhaupt noch praktische 
Bedeutung haben wird, sei dahingestellt. Aufgrund der derzeitigen 
Überlegungen zur möglichen Klimaänderung ist ein beschlossener 
Ausstieg aus der Kernenergieerzeugung und die damit unmittelbar 
verbundenen Energieerzeugungsdefizite möglicherweise auch wieder 
umkehrbar. 

Die wichtigste Rechtsprechung des EuGH wurde erwähnt. Auf ein 
eigenes Kapitel zur Darlegung der Entwicklung des Gemeinschafts- 
rechts anhand dieser Rechtsprechung wurde bewusst verzichtet. 

Wenn im folgenden „Energieerzeugung" verwendet wird, ist da- 
mit, falls dies nicht ausdrücklich erwähnt wird, die Umwandlung eines 
primären Energieträgers in elektrische Energie als sekundärer Energie- 
träger zu verstehen. Damit wird der im Sprachgebrauch üblichen 
Terminologie Rechnung getragen. 

Verschiedene Bereiche (z.B. Energiecharta, Umweltrecht etc.) 
wurden nur in Grundzügen umrissen. Für einleitende und weiterfüh- 
rende Literatur steht eine Vielzahl von vertiefenden Monographien 
und Kommentaren zur Verfügung. 

Die in Kapitel 9 (Anhang I) zitierten primären und sekundären Be- 
stimmungen der Gemeinschaft wurden zur Orientierung des Lesers 
aufgenommen und stellen nur eine Auswahl dar. 

Antonius Opilio März 2005 
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1. 

Einleitung 



Was ist Energie? 1 Energie bedeutet nach der griechischen Wurzel 
„Wirksamkeit, Wirksamwerden". 

Energie im technischen Sinn ist Arbeitsvermögen. 
Arbeitsvermögen zur Konstruktion und zur Destruktion. 
Mechanische Arbeit wiederum ist Kraft mal Weg. 
Elektrische Arbeit Leistung (Watt) mal Zeit. 

Nach der Einsteinschen Relativitätstheorie ist Energie die Masse 
multipliziert mit dem Quadrat der Lichtgeschwindigkeit" und somit ein 
Produkt aus Masse und Geschwindigkeit. 

Der Begriff Energie kann wie oben kurz aufgezeigt verschiedene 
Bedeutungsinhalte haben. 

Arbeitsvermögen im Sinne einer Umwandlung von einer Energie- 
erscheinungsform (z.B. Elektrizität) in eine andere z.B. (mechanische 
Kraft) durch einen Motor. 

Oder aber im Sinne einer Reduzierung und gleichzeitige Universa- 
lisierung des Begriffes auf die grundsätzlich vorhandenen (Bau-) 
Kräfte des Universums. 

Im Weiteren soll der Begriff Energie im Sinne von Arbeitsvermö- 
gen und der Schwerpunkt hierin nur für die aufbauende, nicht die 
zerstörende Wirkungsweise verwendet werden. 

Auch das „Energierecht" hat selbst (noch) keinen fest umrissenen 
Bedeutungsinhalt/ Je nach Schwerpunkt werden in der Lehre und 
Rechtsprechung dazu nur thematisch eng dazugehörende Bereiche 



1 Zur Herleitung des Begriffs Energie siehe Staatslexikon, 7. Auflage 1986, S 247ff 

und Jürgen Grunwald in „Das Energierecht der Europäischen Gemeinschaft", S. 
5ff. 

2 (E = m ' c 2 ) 

3 Nachdem bisher die verschiedensten Versuche, das Energierecht mit einem klaren 

Begriffsinhalt zu umreisen gescheitert sind bzw. noch nicht allgemein anerkannt 
sind, wird im Weiteren der Begriff Energierecht nach eigenen Kriterien definiert. 
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(z.B. die Rechtsregeln für die Erzeugung, Verteilung, Transport, 
Verbrauch und Einsparung von Energie) oder aber auch die weiteren 
verbundenen Themenbereiche wie Umweltschutz, Verbraucherrecht, 
allgemeines Wirtschaftsrecht, Energiewirtschaftsrecht, Gewerberecht, 
Wettbewerbsrecht, Beihilfenrecht, Verkehrsrecht, Bergrecht, Arbeit- 
nehmerschutz, Kohleförderung, Zechenstilllegung, Forschung und 
Entwicklung etc. verstanden. 

Energierecht selbst als Rechtsbereich wie z.B. das Arbeitsrecht, 
Sozialrecht, Mietrecht etc. gibt es nicht. Energierecht ist eine sehr 
weitläufige Querschnittsmaterie. 4 

Energierecht beinhaltet nach der hier verwendeten Definition pri- 
mär die Normen, welche für die technische Erzeugung, Verteilung, 
den Verbrauch und die Energieeinsparung einen kohärenten Rechts- 
rahmen bietet und sekundär durch andere Rechtsbereiche unterstützt 
bzw. ergänzt wird. 

Energierecht ist das umfassende Recht für die Erzeugung, den 
Handel und den Verbrauch von Energie in einer modernen Marktwirt- 
schaft zum Wohle und Schutz des Menschen. 5 



Energierecht findet sich auch in allen Erscheinungsformen des 
Rechts - im Völkerrecht, Gemeinschaftsrecht, nationalen Recht, als 
zwingendes oder nachgiebiges Recht, „hard-,, oder „soft law", im 
Bereich der staatlichen Zwangsverwaltung und des Privatrechts etc. 

Festzustellen ist jedoch, dass die wichtigste Erscheinungsebene des 
Energierechts das nationalstaatliche Recht ist. Hier wiederum im 
Bereich des zwingenden öffentlichen Rechts und des Privatrechts. 

Die Aufgabe des Energierechts ist vor allem die, einen Rechtsrah- 
men für die beteiligten Akteure zu geben. 

Den Verwaltungsbehörden für die Überwachung und Genehmi- 
gung, den Energieerzeugern für die Produktion und teilweise für die 
Verteilung, den Energiehändlern für die Verteilung und sonstigen 



4 Michael Lippert in „Energiewirtschaftsrecht", S. 9, spricht bildlich von „einer 
zerklüfteten Landschaft". 

5 Vgl. auch die Definition in § 1 des Gesetzes über die Elektrizitäts- und Gasversor- 

gung (deutsches Energiewirtschaftsgesetz) vom 24.4.1998, dBGBl. I., S. 730. 
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Wirtschaftsbeziehungen zu den Endverbrauchern und den Endverbrau- 
chern Versorgungssicherheit, Schutz vor Marktmissbrauch und faire 
Preise. 

Immer gesehen mit den dem Energierecht immanenten Rahmenbe- 
dingungen, in denen dieses zu wirken hat: 

Versorgungssicherheit 
Umweltschutz 
Nachhaltigkeit 
Wirtschaftswachstum. 

Schwerpunkt in dieser Arbeit bildet dabei das Energierecht auf der 
supranationalen Gemeinschaftsebene, wobei jedoch aufgrund der 
Bedeutung der staatlichen Ebene an dieser nicht vorbeigesehen wird, 
mit Schwerpunkt auf die elektrische Energie. Nur am Rande gestreift 
wird das „private Energierecht". Also, gesetzlich Regelungen, Vor- 
schriften, Geschäftsbedingungen etc. oder für private Vereinbarungen 
von EVUs zwischen diesen oder zwischen EVUs und Verbrauchern. 

Zum Energierecht der europäischen Gemeinschaft im engeren Sinn 
gehören alle Regelungen, die, analog wie im staatlichen Bereich, die 
Energieerzeugung und -Verteilung, den Handel und den Verbrauch 
regeln. Seit dem Ende des Montanunionvertrags ist außer dem Sektor 
der spaltbaren Produkte und der Uranerze 6 jede Energieerzeugung dem 
Regime des EG-Vertrags (EGV) unterworfen. 

Die verlässliche und nachhaltige Energieversorgung ist für jede 
Volkswirtschaft eine unbedingte, auch sicherheitspolitische Notwen- 
digkeit. Unabhängig von der Lage des Landes, ist nur durch eine 
gesicherte Energieversorgung eine Erhaltung und Weiterentwicklung 
der Volkswirtschaft möglich. Die meisten Rohstoffe können nur 
durch Energiezufuhr auf eine höhere Verarbeitungsstufe gehoben und 
damit auch volkswirtschaftlich Gewinne erzielt werden. Die Frage der 
zukünftigen Energieversorgung im Zusammenhang mit der nachhalti- 
gen Entwicklung hat daher eine herausragende Position in allen 
nationalen und internationalen Einrichtungen. 



6 Siehe dazu weiter unten unter Kapitel 3.2 "Euratom" die nähere Eingrenzung 
welche Bereiche dem gemeinschaftlichen Kernenergierecht unterworfen sind. 

7 Vgl. dazu auch den Brundtland-Bericht: World Commission on Environment and 

Development, „Our Common Future", New York, S. 168. 
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Energie als Wirtschaftsgut hat aber ganz spezifische Eigenschaften, 
die es von anderen Wirtschaftsgütern im Binnenmarkt unterscheidet 
und eine besondere Behandlung des Gutes rechtfertigen. 

Energiegewinnung, Verteilung und der Handel damit ist daher be- 
sonderen Marktgesetzen unterworfen. Bedingt durch die hohe Bedeu- 
tung für eine moderne Wirtschaft und die meist hohen Investitionen 
und Wartungsaufwendungen konnten bisher nur große Unternehmen 
maßgeblich in diesem Markt agieren und reagieren. Nicht zuletzt war 
auch die Energie-Versorgung und -Verteilung für viele Nationalstaa- 
ten in Europa so wichtig, dass zumindest die Schlüsselpositionen 
verstaatlicht wurden. 9 In vielen Nationalstaaten waren auch zuwenig 
vermögende private Unternehmen vorhanden, um die notwendigen 
Investitionen durchzuführen, so dass nur der Staat die langfristigen 
Planungsziele finanziell erfüllen konnte. 

In einem dynamischen Binnenmarkt sind verstaatlichte Unterneh- 
men gegenüber privaten Anbietern alleine aufgrund der ideologischen 
oder politischen Einflüsse und wegen des mangelnden Wettbewerbs 
meist im Nachteil. Auch ist es mit der Energiemarktliberalisierung 
meist nicht vereinbar, wenn Monopolisten in einer bestimmten Region 
oder einem Wirtschaftsbereich den Markt tatsächlich oder faktisch 
beherrschen. 10 Wer wiederum einen bestimmten Markt beherrscht, 
wird sich nur schwer einem Wettbewerb öffnen. 

Auch die nur mittel- bis langfristig gegebene Möglichkeit eine 
Energieform durch eine andere substituieren hatte grundsätzlich die 
Tendenz Strukturen im Energiesektor zu fördern, die mehr an „Dino- 
saurier" erinnern, denn an flexible, marktangepasste Wirtschaftsunter- 
nehmen." 



Dies hat auch der EuGH in der Rs. 72/83, Campus Oil Ltd v. Irland, 
Vorabentscheidung vom 10.7.1984, Slg. 1984, S. 2727, anerkannt. 

9 Dieser Tatsache hat auch der Rat in seiner Entschließung vom 16.9.1986 über 
neue energiepolitische Ziele der Gemeinschaft Rechnung getragen, ABl. C 241 , S 
2. Dabei soll vor allem noch eine Koordinierung durch Unterrichtung der Kom- 
mission von energiepolitischen nationalen Maßnahmen erfolgen. 

I() Der Vorteil der Stromliberalisierung für den Endverbraucher zeigte sich deutlich 
in Deutschland. Hier sanken die Preise für elektrische Energie mit der Liberali- 
sierung sofort. Zu den Senkungen von Elektrizitätsbezugskosten in der EU siehe 
auch den Bericht der Kommission in KOM (2000) 881 endg., Tabelle 4 und 5. 
Die Netzzugangsentgelte sind jedoch in Deutschland und Österreich nach wie vor 
überdurchschnittlich hoch. 

" Von Ausnahmen abgesehen. 
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Die „Wirtschaft hat der Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Daseins zu dienen" lautet dabei aber das Postulat. Dies sollte auch 
den nachhaltigen Niederschlag auf europäischer supranationaler Ebene 
finden: „Die Europäische Union ist prädestiniert dafür, im Streben 
nach einer globalen nachhaltigen Entwicklung eine Führungsrolle zu 
übernehmen. Sie ist weltweit der größte Entwicklungshilfegeber und 
der größte Handelspartner. Sie leistet einen Großteil der privaten 
Direktinvestitionen. Sie entwickelt und fördert eine Vielzahl sauberer 
Technologien. " Eine zu liberale Auffassung von Wirtschaftstätigkeit 
kann dabei einem solchen Postulat nicht gerecht werden. 

Jede energiepolitische Änderung in einer Wirtschaft beinhaltet aber 
zusätzlich auch sicherheitspolitische Überlegungen. Diese 
sicherheitspolitischen Überlegungen sollten vor allem zu Zeiten der 
europäischen „Kleinstaaterei" im vorigen Jahrhundert die energie- 
wirtschaftliche Autarkie im Krisenfall gewährleisten. 14 In einem 
vereinigten Europa ist eine solche Sichtweise nunmehr, insbesondere 
auch mit der weitergehenden Etablierung der GASP und ESVP, auf 
die Außengrenzen der Union übergegangen. Dies kann aber zu neuen 
globalen Problemen führen. 15 



12 Helga Steeg in „Internationale Konflikte im Energiesektor" in „Die Friedens- 
Warte", Band 78, heft 4, 2003, S. 346. Vgl. auch die Erklärung der Staats- und 
Regierungschefs der Mitgliedstaaten 1972: „Wirtschaftliche Expansion ist kein 
Ziel an sich ... Sie sollte ihren Niederschlag in einer Verbesserung der Lebens- 
qualität und des Lebensstandards finden." Zitiert nach ABl. C 138 vom 
17.5.1993, Einführung, S. 20. 

13 Zitiert nach: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 
den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen - Auf 
dem Weg zu einer globalen Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung, in 
KOM/2002/0082 endg., Pkt. 2. 

14 Vgl. dazu z.B. die bayrische Verfassung, Art 160 welche recht deutlich die 
Bedeutung der Energie unterstreicht: (1) Eigentum an Bodenschätzen, die für die 
allgemeine Wirtschaft von größerer Bedeutung sind, an wichtigen Kraftquellen, 
Eisenbahnen und anderen der Allgemeinheit dienenden Verkehrswegen und Ver- 
kehrsmitteln, an Wasserleitungen und Unternehmungen der Energieversorgung 
steht in der Regel Körperschaften oder Genossenschaften des öffentlichen Rech- 
tes zu. 

(2) Für die Allgemeinheit lebenswichtige Produktionsmittel, Großbanken und 
Versicherungsunternehmen können in Gemeineigentum übergeführt werden, 
wenn die Rücksicht auf die Gesamtheit es erfordert. Die Überführung erfolgt auf 
gesetzlicher Grundlage und gegen angemessene Entschädigung. 

15 Die westlichen Industriestaaten haben am Weltverbrauch von Energie, Metallen, 
Papier und Stahl einen Anteil von 80%, bei den Nahrungsmitteln von 40%. Bei 
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Die knapper werdenden endlichen Energieressourcen, insbesondere 
im Bereich der fossilen Brennstoffe 16 werden möglicherweise in naher 
bis mittlerer Zukunft zu neuen Verteilungskonflikten führen. 17+18 

Alle westlichen Industriestaaten sind seit vielen Jahrzehnten be- 
müht, diese Abhängigkeit von einem Energieträger, insbesondere vom 
Erdölimport, zu lösen und aufzuteilen auf andere Energiequellen. 19 



einem Anteil von nur 26% an der Weltbevölkerung. Daten aus dem Brundtland- 
Bericht (1987) der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung. 
1 Z.B. Erdöl, Erdgas, Kohle. Für Kohle sieht das Lagerbestandszenario noch für ca. 
120 Jahre (Deutschland) Ergiebigkeit vor, dem Erdöl wird seit den 70er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts immer wieder nachgesagt, dass die Lagerstätten in 
spätestens 20 bis 40 Jahren erschöpft sein werden. Der BP Energie-Report 2003 
meint zu diesem Thema in der Überschrift: „Nobody knows or can know how 
much oil exists under the earth's surface or how much it will be possible to pro- 
duce in the future" und geht im Text von: "Proved oil reserves at the end of 2003 
are estimated to have been 1 147.7 billion barreis" aus. Unabhängig davon, ob die 
Erdölreserven nun noch 40 oder 60 Jahre ausreichen werden, der ansteigende 
Bedarf in den asiatischen Ländern wird zumindest ab 2010/2015 zu einer anhal- 
tenden Verteuerung des Mineralöls und voraussichtlich auch des Erdgases brin- 
gen. Sollte noch eine politische Krise in einem der wenigen Produzenten ländern 
dazukommen, wird der weltweite Mineralölbedarf rasch an Grenzen stoßen und 
kann auch nicht durch die Erhöhung der Förderquoten in anderen Staaten einfach 
kompensiert werden. 

17 Peter M. Schmidhuber sieht in Wiener Blätter zur Friedensforschung, 119, 
2/2004, S. 1 1 die dringende Notwendigkeit für die EU sich u.a. auch für solche 
zukünftigen Verteilungskonflikte vorzubereiten und Verbündete zu suchen. 

Die Bemühungen die Kohlenwasserstoffe durch nachwachsende Rohstoffe ähnli- 
cher Konsistenz zu substituieren, finden nur wenig Interesse. So wird zwar von 
einem „dynamischen Aufschwung" (IWR-Pressedienst, 6.11.2002) gesprochen, 
wenn ab 2005 sukzessive die biogenen Kraftstoffe von 2% auf 5,75% im Jahr 
2010 gesteigert werden. Diese Steigerung der Erzeugung von 100.000 to (1997) 
auf ca. 1 Mio. to (2003) biogener Kraftstoffe ist jedoch für die Versorgung des 
europäischen Energiemarktes alleine unzureichend. 

Zusätzlich kommen dazu noch die höheren Gestehungskosten. Fossiles Mineralöl 
wird um EURO 200,- bis 350,- je 1000 Liter eingekauft, biogene Kraftstoffe 
werden im Einkauf mit EURO 500,- je 1000 Liter veranschlagt. (KOM 2001, 
547). 

18 Die Gefahr, die aus einem Anstieg des Energieverbrauchs außerhalb der OECD- 
Länder mit sich brächte, insbesondere die Veränderung der Märkte und Ver- 
schiebung der „traditionellen Energieströme" wurden auch vom beratenden 
EGKS-Ausschuss in seiner Entschließung über das Weißbuch der Kommission 
„Eine Energiepolitik für die Europäische Union" deutlich herausstellt, ABl. C 
232 vom 10.8.1996, S. 4, Punkt A7. Spiegelstrich. 

19 Vgl. dazu als frühen Gemeinschaftsrechtsakt z.B. die Empfehlung des Rates vom 
24. Mai 1983 an die Mitgliedstaaten zur Förderung von Investitionen zur Ver- 
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Während vor allem die USA^ auf die Erforschung und Entwick- 
lung der Nutzung anderer kostengünstiger Energieträger setzt, wird in 

21 22+23 

der Europäischen Union ein Konzept der Nachhaltigkeit forciert. 
Dadurch sollen sowohl die Energieeinsparungsmöglichkeiten 24 als 
auch die Substituierung von endlichen Energieträgern auf nachwach- 

25 

sende bzw. erneuerbare Energieträger" erforscht, entwickelt und 
angewendet werden. 26 



wendung von festen Brennstoffen in öffentlichen Gebäuden und in Fernheizanla- 
gen, ABl. L 140 vom 31.5.1983, S. 26. 

20 Ca. 25% des Weltenergieverbrauchs entfallen auf die USA und ca. 15% auf die 
EU, 13% auf Japan. Gleichzeitig verursachen die USA 36,1%, die EU 24,2% und 
Japan 8,5 % aller Kohlendioxidemissionen. Zusammen also bei einem gesamten 
Weltenergieverbrauch von 53% emittieren diese drei Einheiten 68,8% des Welt- 
kohlendioxidausstoßes - siehe Kyoto-Protokoll, Tabelle in der Anlage zur den 
Kohlendioxidemissionen. 

21 „Nachhaltig ist eine Entwicklung, wenn sie den ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Zielsetzungen der Gesellschaft gleichermaßen gerecht wird. Ange- 
strebt wird dabei, die heutigen Bedürfnisse optimal abzudecken, ohne die Chan- 
cen zukünftiger Generationen zu gefährden, ihre Bedürfnisse zu befriedigen. " 
Zitiert nach: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 
den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen - Auf 
dem Weg zu einer globalen Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung, in 
KOM/2002/0082 endg., Pkt. 1 . 

22 Vgl. Art 2 erster Spiegelstrich EUV, Art 2 und Art 6 EGV idF von Amsterdam, 
Art 130u idF von Maastricht (Art 177 nach Amsterdam), Art 3 Abs. 3 und 4, Art 
11-37, Art ffl-4, Art HI-193 Abs. 2 lit. d) und f) VV, ABl. C 138 vom 17.5.1993, 
Einleitung, Pkt. 7: „... eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung sollte als 
wichtige Etappe einerlangfristigen Kampagne angesehen werden, die zum Schutz 
der Umwelt und der Lebensqualität in der Gemeinschaft und letztlich auf unse- 
rem ganzen Planeten dient. " 

23 „Europa ist ein Wegbereiter bei der Entwicklung und Anwendung moderner 
Technologien im Bereich der Energietechnik. Auf Westeuropa mit seinem Anteil 
von rund 16% am Weltenergieverbrauch entfallen 31% der weltweiten Steige- 
rung bei der Stromerzeugung aus Biomasse, 48% der Steigerung bei der Stro- 
merzeugung mit kleinen Wasserkraftwerken sowie 79% der Steigerung des An- 
teils der Windenergie" (KOM 2004, 366 vom 26.5.2004, S. 9). 

24 Bereits in der Entschließung des Rates vom 16.9.1986, C 241, S 1-3 wird die Ener- 
gieeinsparung an erster Stelle genannt um auf Nachfrageseite Einsparungen beim 
Energieverbrauch zu erzielen. 

25 Zu den erneuerbaren Energieträgern zählen z.B.: Biomasse, Wasserkraft, Wind- 
kraft, Sonnenenergie, Erdwärme, Meerestechnologie. 

26 Die Kommission nennt einen Anteil an erneuerbaren Energieträgern in der EU 
bis 2010 von 12% am Bruttoinlandsverbrauch an Energie (z.B. Heizung, Elektri- 
zität, Verkehr etc.) der EU-15 als Ziel (KOM 2004, 366 vom 26.5.2004, S. 5. Pkt. 
1). Dieser Anteil soll bis 2020 auf 20% gesteigert werden. 1997 lag der Anteil bei 
5,4%, 2001 bei 6%. 
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Die Europäische Union gehört auf dem Energiesektor zu den Staa- 
ten, denen aufgrund der geopolitischen Lage keine besonderen Vortei- 

27 28 29 

le zukommen. Weder Erdöl noch Erdgas" oder Natururan" sind in 
ausreichenden, insbesondere in wirtschaftliche tragbaren Abbaumög- 

30 

lichkeiten, vorhanden. Einzig die Kohle bildet hier eine gewisse 
Ausnahme, da die Lagerstätten noch für ca. 120-200 Jahre reichen 
würden. 31 

Das in der Nordsee geförderte Erdöl ist, im Verhältnis zu den För- 

32 

derkosten in anderen Regionen, um mehr als das zehnfache teurer/ 

Diese Situation hat sich auch nicht durch den Beitritt der zehn Mit- 
gliedstaaten im Mai 2004 geändert. Polen und Tschechien verfügen 
zwar über wesentliche Kohlereserven. Rumänien, das ab 2007 Mit- 
glied werden soll über interessante Erdölreserven. In keinem Fall sind 
diese jedoch so ergiebig, dass sich die EU-Importabhängigkeit wesent- 

33 

lieh verringern würde. 



27 Förderländer sind im wesentlichen nur Norwegen und das Vereinigte Königreich. 
Die EU-15-Mitgliedstaaten produzierten 2000 ca. 3,3 Mio. Barrel an Roherdöl, 
die restlichen europäischen OECD-Staaten 3,4 Mio. Barrel. Dies ist an der Ge- 
samtfördermenge von 75 Mio. Barrel ein Anteil von rund 8,9%. An den weltwei- 
ten Gesamtreserve tragen die europäische Energiereserven nur 3% bei. Zusätzlich 
wird in den nächsten Jahren von einer sinkenden Förderquote ausgegangen, da 
der Förderhöhepunkt in der Nordsee bereits überschritten sei. 

Die Ölschiefervorkommen, welche vor allem in Estland und Rumänien genutzt 
werden sowie die Ölsandvorkommen in Kanada, sollen wegen der damit verbun- 
denen hohen Erschließungsproblemen, Produktionskosten, Umweltschädigungen 
etc. nicht weiter vertieft behandelt werden. 

28 Ca. 2% der weltweiten Vorkommen finden sich in der Europäischen Union. 

29 Ca. 2% der weltweiten Vorkommen finden sich in der Europäischen Union. Vgl. 
auch die weiteren Ausführungen unter dem Kapitel „Euratom". 

30 Unter dem Begriff Kohle wird Anthrazitkohle, Steinkohle, Braunkohle und Torf 
verstanden. 

31 Der beratende EGKS-Ausschuss hat in seiner Entschließung über das Weißbuch 
der Kommission „Eine Energiepolitik für die Europäische Union" deutlich her- 
ausstellt, dass den „einheimischen wie importierten Festbrennstoffen eine unzu- 
reichende Rolle" beigemessen würde. Insbesondere der Kohle, welche die einzig 
Versorgungssicherheit bieten würde. ABl. C 232 vom 10.8.1996, S. 4, Punkt B 

32 Helga Steeg in „Internationale Konflikte im Energiesektor" in „Die Friedens- 
Warte", Band 78, heft 4, 2003, S. 349. 

33 Vgl. zu diesem Absatz die detaillierten Angaben zu den einzelnen Ressourcen in: 
Grünbuch der Kommission, KOM (2000) 769 endg. Teil 1, Pkt. I.B. 
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Die Situation in Nordamerika ist etwas vorteilhafter, jedoch auch 
hier sind die Kosten für die Förderung im Verhältnis weitaus höher, 
als z.B. im Nahen Osten, in Russland oder in Kasachstan. 34 

Für Europa ist die Abhängigkeit von Energieimporten auch ein si- 
cherheitspolitisches und wirtschaftpolitisches Problem. Erdöl zukünf- 
tig einfach durch Erdgas zu substituieren ist dabei sicherlich keine 
mittelfristige Alternative, da die Importabhängigkeiten weiterhin 
bestehen bleiben. Nur die Lieferanten wechseln."' 



Die Notwendigkeit für die westlichen Volkswirtschaften eine 
gleichmäßige Energieversorgung zu einem marktwirtschaftlich akzep- 
tablen Preis zu erhalten führte bereits früh zur Gründung von interna- 
tionalen Organisationen. Dabei sind vor allem zu erwähnen: 

♦♦♦ die Weltenergiekonferenz 

♦♦♦ die OECD-Atomenergieagentur (NEA) mit Sitz in 
Paris 36 

♦♦♦ die Internationale Energieagentur (IEA) mit Sitz in 
Paris 37 

♦> die Internationale Atomenergieagentur (IAEA) mit 
Sitz in Wien 38 



Kasachstan verfügt im Kaspischen Meer, Kaschagan-Ölfeld, gefunden 2000, über 
große Mineralöl-, Erdgas- und Uranerzvorkommen. Es wird von Mineralölreser- 
ven von etwa 13 Milliarden Barrel bzw. einer täglichen Fördermenge von ca. 3 
bis 4 Millionen Barrel pro Tag ausgegangen. 

Lieferschwierigkeiten können nicht nur durch Absprachen bei den Produzenten 
zu gewollten oder ungewollten Verknappungen führen, sondern auch durch die 
innenpolitisch oft sehr labile Situation in vielen Erzeugerländern von fossilen 
Energieträgern. 

Die Europäischen Kernenergie- Agentur (Nuclear Energy Agency) als Spezialor- 
ganisation der OEEC bzw. später der OECD zur Förderung der Entwicklung, der 
Produktion und der Anwendung der Atomenergie durch Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedsstaaten für friedliche Zwecke erhielt am 20.12.1957 eine ers- 
te Satzung. Seit dem Beitritt Japans 1972 NEA genannt. 

Am 18.11.1974 als Reaktion auf das Erdölembargo einiger arabischer Staaten 
gegründet. Die International Energy Agency (IEA) ist im Rahmen der OECD 
eine autonome Organisation. Hauptaufgaben sind: Förderung des Energiesparens, 
Substitution von Erdöl, angemessene Energiepreisgestaltung, Nutzung der Kern- 
energie, Förderung des Ausbaus erneuerbarer Energien, Umweltschutz, For- 
schung und Entwicklung. 
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♦♦♦ der Energiecharta- Vertrag (ECT), Sekretariat mit 
Sitz in Brüssel 

♦♦♦ verschiedene Regionalorganisationen in Lateiname- 
rika und Asien. 

♦♦♦ Die UN-Kommission für nachhaltige Entwicklung 
(Commission of Sustainable Development - CSD), 
1992. 39 

♦♦♦ Die Energiegemeinschaft Südosteuropa (ECSEE), 
Sitz in Wien (2005). 40 

Auf der Seite der energieexportierenden Organisationen sind vor 
allem die OPEC 41 und die OAPEC 42 zu erwähnen. 

Seit einigen Jahren ist auch die Schaffung einer „Internationalen 
Agentur für Erneuerbare Energien" im Gespräch. 43 Diese soll in 
Ergänzung zur IEA und IAEA und zur internationalen Information, 



1957 gegründete selbständige Organisation innerhalb der UNO zur Förderung der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie. Die Europäische Atomgemeinschaft ist 
nicht Mitglied in der IAEA. 

39 Diese UN-Kommission wurde auf der Konferenz von Rio eingerichtet und veran- 
staltete u.a. auch die bisher stattgefundenen Weltkonferenzen zur nachhaltigen 
Entwicklung. Dieses Kommission hat mehrere Projekte und Diskussionen in 
Gang gesetzt (z.B. UN-Ubereinkommen über Fischbestände, Un- 
Konsultationsprozess über Ozeane und Seerecht). 

40 Diese Energiegemeinschaft gehören die Osteuropaländer Albanien, Bosnien - 
Herzegowina, Bulgarien, Kroatien, Rumänien, Serbien und Montenegro, Kosovo 
und die Türkei an. Gegründet zur Errichtung eines Osteuropäischen Energiebin- 
nenmarktes mit Unterstützung der EU. Durch die Übernahme des gemeinschafts- 
rechtlichen Besitzstandes soll diese Energiegemeinschaft eine aktive Rolle bei 
der Integration und einem späteren Beitritt dieser osteuropäischen Länder in die 
EU haben. Aber auch bei der weiter verstärkten Anbindung der EU an andere 
europäische Verbundnetze zum Energieimport und Energieaustausch. 

41 Organization of Petroleum Exporting Countries, gegründet 1960, Sitz in Wien. 
Mitglieder: Algerien, Indonesien, Irak, Iran, Katar, Libyen, Nigeria, Saudi- 
Arabien, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate. Ecuador schied 1992 und 
Gabun 1996 aus. Die derzeitige Produktion santeil an der Weltförderung der 
OPEC liegt bei ca. 32 bis 38%. Dieser Anteil wird nach der absehbaren Erschöp- 
fung der Erdölfelder in der Nordsee, in den USA und in Südostasien bzw. im 
Pazifik auf etwa 50% ansteigen. Siehe auch Tabelle 50 im Anhang II zu den För- 
dermengen in den letzten 10 Jahren. 

42 Organization of Arabian Petroleum Exporting Countries mit sieben arabischen 
Mitgliedstaaten. 

43 Vgl. z.B. die Koalitionsvereinbarung zwischen SPD/Bündnis 90-Die Grünen, zu 
finden unter: http://www.bundesregierung.de, Erneuerung, Gerechtigkeit, 
Nachhaltigkeit, S. 37, Berlin 2002. 
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Koordination und möglicherweise auch Finanzierung der Bemühungen 
um erneuerbare Energien erfolgen. 

Dies könnte im Rahmen einer UN-Organisation oder einer eigen- 
ständigen völkerrechtlichen Organisation erfolgen. 
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2. 

Umfang des Energierechts der Europäischen Gemeinschaften 



Ein gemeinsames europäisches Energierecht versucht die vielen 
nationalen Lösungsansätze zu koordinieren und zu harmonisieren. 

Grundlage für die Ausbildung eines gemeinschafsrechtlichen E- 
nergierechts ist in vier Ursachen zu finden die alle 25 Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union gleichermaßen treffen: 

=> die Inlands-Energienachfrage steigt weiterhin an (sowohl bei 
fossilen Energieträgern, der Kernenergie als auch bei erneuer- 
baren Energien); 

=> Die Energieimporte (Abhängigkeit) steigen weiterhin an, ohne 
dass dieser Trend durch den Einsatz erneuerbarer Energien 
wesentlich entschärft werden kann; 

=> Die Energie-Preisspirale, insbesondere für Kohlenwasserstof- 
fe, dreht sich langsam und unaufhaltsam immer schneller; 

=> Die Umweltprobleme, insbesondere Treibhausgasemissionen, 
bleiben weiterhin bestehen oder verstärken sich noch. 

Bisher hat jeder Nationalstaat in der Europäischen Union versucht 
eine Energiepolitik, ausgerichtet an den natürlichen Ressourcen im 
eigenen Land und speziellen historischen Entwicklungen sowie si- 
cherheitspolitischen Überlegungen zu entwickeln und beizubehalten. 44 

Dabei wurden oft wirtschaftliche Synergieeffekte nicht ausreichend 
genutzt, da die Energiepolitik nur auf den nationalen Rahmen zuge- 
schnitten war 45 und auch bewusst eine nationale Marktabschottung 
betrieben oder gefördert wurde. 



Vgl. z.B. die portugiesische Verfassung, die in Art 81 bestimmt: „Im Bereich der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik hat der Staat vorrangig folgende Aufgaben: " ... 
lit. n „eine nationale Energieordnung zu ergreifen, die der Erhaltung der natür- 
lichen Ressourcen und des ökologischen Gleichgewichts die internationale Zu- 
sammenarbeit auf diesem Gebiet fördert. " 

ABl. C 138 vom 17.5.1993, Einleitung, Pkt. 8: „Am Anfang waren Umweltpolitik 
und —aktionen der EG in erster Linie auf die Lösung von besonders akuten Prob- 
lemen innerhalb der Gemeinschaft konzentriert. Später gelangte man zu der Er- 
kenntnis, dass die Verschmutzung nicht an Landesgrenzen halt macht und es da- 
her notwendig ist, die Zusammenarbeit mit Drittländern zu intensivieren. " 
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Die bestehenden nationalen Strukturen können und sollen jedoch 
nur langsam und im Einklang mit den Mitgliedstaaten aufgebrochen 
werden. 

Ein erster Schritt zur Liberalisierung des Energiemarktes, im spe- 
ziellen die Energieträger Gas und Elektrizität, war daher die Entkoppe- 
lung von relevanten Wirtschaftsbereichen des Energiemarktes, insbe- 
sondere der Erzeugung, Durchleitung, Verteilung und des Handels mit 
Energieprodukten. 

Dadurch werden nationale marktbeherrschende Stellungen, Mono- 
pole und Oligopole langsam aufgelöst und ein Wettbewerb erreicht. 

Während auf der Angebotsseite und der Nachfrageseite zahlreiche 
Wettbewerber (Erzeuger und Konsumenten) vorhanden sind, ist der 
wesentliche Engpass und sind viele Diskriminierungsmöglichkeiten 
bis heute im Handel und in der Verteilung/Übertragung/Durchleitung 
von Energie zu finden. 

Energienetze aufzubauen bedeutet hohe Investitionen und führt na- 
turgemäß zu einer technischen und meist auch wirtschaftlichen Mono- 
polstellung im aufgebauten Netzbereich. Ein Mitbewerber, der eine 
Parallelstruktur aufbauen müsste, würde durch zahlreiche Hindernisse 
an einem effizienten Vorgehen gehindert. Bereits aus städteplaneri- 
schen Überlegungen wäre es kaum möglich eine Parallelstruktur im 
Gassektor bis zu den Endverbrauchern aufzubauen. Von Effizienz- 
überlegungen und der Verschwendung von natürlichen Ressourcen 
ganz zu schweigen. 

Diese Überlegungen und Ansatzpunkte hat daher auch die Europäi- 
sche Kommission bereits in den ersten Schritten zu Überlegungen zur 
Energiemarktliberalisierung bewegt. 46 



Vgl. dazu: Rat der Gemeinschaft, Entschließung über neue energiepolitische 
Ziele der Gemeinschaft für 1995 und die Konvergenz der Politik der Mitglieds- 
staaten, ABl. C 241 v. 25.9.1986, S. 1-3. 
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2.1 

Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften? 



Da die Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, wie bei 
den meisten Politikbereichen, nur teilweise von den Mitgliedstaaten 
übertragen wurden, ist zuerst festzustellen, welchen Umfang das 
Energierecht eines Nationalstaates hat und daran kann die Situation 
bzw. das Maß der (übertragenen) Kompetenzen der Europäischen 
Gemeinschaften beurteilt werden. 

Dabei muss zwischen Energierecht im engeren Sinne (Förderung, 
Bau, Erzeugung, Transport, Abnahme, Verbrauch, Nutzung) und dem 
Energierecht im weiteren Sinne (Prospektion, Umweltschutzauflagen, 
Genehmigungsverfahren im Verwaltungsweg, Preisbindungsverpflich- 
tungen, Beihilfen, Rohrleitungsnormen, etc.) sowie den begleitenden 
Politiken (z.B. Förderung erneuerbarer Energieträger, Förderung der 
Kernkraft, Wasserkraft, Nutzungsvorgaben für die gemeinsame 
Nutzung Transeuropäischer Netze etc.) unterschieden werden. 

In der folgenden Aufzählung nicht berücksichtigt sind die Vielzahl 
von Lehrplänen, Ausbildungs- und Fortbildungsgesetze, Befähigungs- 
nachweise etc. und Verordnungen für die mit der Erzeugung, Fortlei- 
tung etc. beschäftigten Arbeitnehmer sowie die einschlägigen Arbeit- 
nehmerschutzbestimmungen, zum Schutz von Arbeitnehmern vor den 
Gefahren der Energie. Ebenso wenig die privaten Vereinbarungen 
zwischen den Energieerzeugern, Energieverteilern, Händlern und 
Verbrauchern. 



2.2 

Überblick Energierecht in Deutschland 

Das deutsche Energierecht geht grundsätzlich von einer liberali- 
sierten Handelsstruktur auch im Energierecht aus. Den deutschen 
Energieversorgungsunternehmen werden durch Gesetz keine aus- 
schließlichen Rechte für die Einfuhr, den Transport oder die Lieferung 
an Verbraucher eingeräumt. Einzig die Versorgungs-, Anschluss- und 
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Kontrahierungspflicht sowie die Abnahmeverpflichtung für Energie 
aus erneuerbaren Energien bildet hier eine gewisse Ausnahme. 47 

Die Bundesländer in Deutschland führen die bundesrechtlichen 
Normen zum Energierecht im Sinne des Art 83 GG als eigene Angele- 

48 

genheiten aus. Das Energierecht selbst ist eine konkurrierende 
Gesetzgebung (Art 74 Abs. 1 Nr. 1 1 GG, Art 72 Abs. 1 GG) und steht 
den deutschen Bundesländern solange zu, als der Bund seine Gesetz- 
gebungszuständigkeit nicht positiv oder negativ aktiviert. 

In Deutschland finden sich folgende Gesetze und Verordnungen 49 
bzw. Richtlinien und Vereinbarungen die ganz oder teilweise Part des 
deutschen Energierechts des Bundes sind (alphabetisch geordnet): 

Bundesgesetze 
(Nichtamtliche Bezeichnungen) 

Allgemeine Versorgungsbedingungen (z.B. AVBEltV, AVBGasV, AVBFernwärmeV) 
Atomgesetz (1990) und Gesetz zur geordneten Beendigung der Kernenergienutzung zur 

gewerblichen Erzeugung von Elektrizität (2000). 
Biomasseverordnung (2001) 

Bundestarifordnung Elektrizität (1989) samt Verordnung 
Elektrizitätslastverteilungsverordnung (1 976) 
Energieeinsparungsgesetz 
Energieeinsparverordnung (2001) 
Energiesicherungsgesetz mit Verfahrensverordnung 
Energieverbrauchshöchstwerteverordnung 
Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz 
Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung (2002) 

Energiewirtschaftsgesetz (1998) mit Durchführungsverordnung und Änderungen 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (2000) 

Gaslastverteilungsverordnung 

Gassicherheitsverordnung 

Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts (1998) samt Durchführungsbe- 
stimmungen zu Energiepreis und Versorgungsbedingungen 50 
Großfeuerungsan lagen Verordnung ( 1 983) 
Heizanlagen Verordnung 

Konzessionsabgaben Verordnung für Strom und Gas (1999) 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (2000/2002) 
Mineralölbewirtschaftungsverordnung 



Eine Ausnahme die in Deutschland tätige Unternehmen im Sinne des Art 86 Abs. 

1 EGV zu begünstigten Unternehmen macht. 
Das Atomgesetz jedoch wird im Auftrag des Bundes ausgeführt. 
Weitgehende aber dennoch unvollständige, nur demonstrative Aufzählung 
Das Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts vom 24.4.1998, BGBl. 
I, S. 730ff. löste das Energiewirtschaftsgesetz aus dem Jahre 1935 ab. 
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Mineralöldatengesetz 

Mineralölsteuergesetz samt Durchführungsverordnung 
Steinkohlebeihilfengesetz (1995) 
Stromeinspeisungsgesetz (1990) 

Stromsteuergesetz (1999) samt Durchführungsverordnung 
Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (2004) 

Verordnungen über die allgemeinen Bedingungen für die Gas-, Wasser- und Fernwär- 
meversorgung 
Verordnung über elektromagnetische Felder (1996) 
Verordnung über Gashochdruckleitungen 
Wärmeschutzverordnung 

Richtlinien 

Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen erneuerbarer Energien 

Richtlinie über die Förderung der Beratung zur sparsamen und rationellen Energiever- 
wendung 

Richtlinie zur Förderung von Photovoltaik-Anlagen (300 MW) 

Vereinbarungen 

Verbändevereinbarung über die Kriterien zur Bestimmung von Netznutzungsentgelten 
für elektrische Energie (2001) und Preisfindungsprinzipien (2002) 

Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den Energieversorgungsunternehmen 
(2000), sogenannter „Atomkonsens" 

Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und der deutschen Wirtschaft zur Minde- 
rung der C02-Emissionen und der Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung 

Vereinbarung zum Netzzugang bei Erdgas 



Rechtsakte der Bundesländer 
(Nichtamtliche Bezeichnungen - nur eine demonstrative Auswahl) 

B aden- Württemberg 

Verordnung über energiewirtschaftliche Zuständigkeiten 
Berlin 

Gesetz zur Förderung der sparsamen sowie umweit- und sozialverträglichen Energiever- 
sorgung und im Land Berlin 

Hamburg 

Hamburgisches Klimaschutzgesetz 
Hessen 

Gesetz zur Förderung rationeller und umweltfreundlicher Energienutzung in Hessen 

Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Energiewirtschaftsgesetz 

Gesetz über die Zuständigkeit nach dem Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz 
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Nordrhein-Westfalen 

Verordnung über die Zuständigkeit nach der Energieverbrauchskennzeichnungsverord- 
nung und der Energieverbrauchshöchstwerteverordnung 

Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Energiewirtschafts- 
rechts 

Sachsen 

Gesetz über die Zuständigkeit auf dem Gebiet der Energieeinsparung 
Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Energiewirtschaftsgesetz 

Die Besonderheit, in Deutschland auf „freiwillige" Verbändeve- 
reinbarungen zu setzen, ist mehrfach auf Kritik gestoßen und hat auch 
bei der Europäischen Kommission keinen Anklang gefunden. Wäh- 
rend die Energieunternehmen die Verbändevereinbarungen als Novum 
und Erfolg loben, wird von anderer Seite kritisiert, dass dadurch eine 
Oligopolbildung und Marktaufteilung auf einige wenige Unternehmen 
gefördert wird. 51 

Die grundsätzlichen Voraussetzungen und Annahmen für die Ver- 
bändevereinbarung I und vor allem II sind bestechend einfach und 
logisch nachvollziehbar. In der Praxis und im Zusammenwirken mit 
dem marktwirtschaftlichen Wettbewerb leider jedoch nicht so erfolg- 
reich. Eine Regulierungsbehörde kann offensichtlich dadurch nicht 
ersetzt werden. 

Zwischenzeitlich hat das Fehlen einer Regulierungsbehörde mit der 
Möglichkeit der Vorabkontrolle von Energiepreisen und Zugangsrege- 
lungen, nach einer ursprünglichen Senkung, zu einer Verteuerung der 
Energiepreise sowie einer verstärkten Oligopol- bzw. Monopolbil- 
dung, trotz Energiemarktliberalisierung, in Deutschland geführt. 

Aus den oben angeführten Normen ist leicht ersichtlich, dass die 
wichtigsten Regelungsbefugnisse in Deutschland, also beim National- 
staat, verblieben sind und nur durch europarechtliche Vorgaben mehr 
oder weniger intensive Einflüsse auf die nationalstaatliche Normset- 
zung zu finden sind. Dies z.B. im Bereich der Energieeinsparung, 
Energieeffizienz, Energiekennzeichnung, erneuerbarer Energien usw. 

Dies entspricht auch durchaus der Struktur des Art 5 EGV und dem 
darin festgelegten Subsidiaritätsprinzip, nachdem die Ebene normset- 



1 Vgl. Z.B. Koopmann/Rosenkötter in „Energierecht, S. 68ff. 
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zend tätig werden soll, welche wegen ihres Umfangs und ihrer Wir- 
kung besser dafür geeignet ist. 



2.3 

Uberblick Energierecht in Osterreich 

Der österreichische Energiemarkt wies zu Beginn der Liberalisie- 
rung noch einen hohen Grad an monopolistischen und oligopolisti- 

52 

sehen Strukturen auf." Erst 32% des Strommarktes waren 2000 
liberalisiert. 53 Auf Grundlage der RL 2003/54/EG 54 ist jedoch auch in 
Österreich der Strom, und auf Grundlage der RL 2003/55/EG 55 der 
Gasmarkt bis zum 1.7.2007 für alle Endabnehmer zu öffnen bzw. 
wurde bereits geöffnet. 6 

57 

In Osterreich finden sich folgende Gesetze und Verordnungen, 
die ganz oder teilweise Part des österreichischen Energierechts sind 
(alphabetisch geordnet): 

Bundesgesetze 
(Nichtamtliche Bezeichnungen) 

Abfallverbrennungsverordnung 
Abfall wirtschaftsgesetz 
AEV-Verbrennungsgas 
Alpenkonvention - Energieprotokoll 
Betriebsbeihi Ifenverordnung 

Bundesgesetz über die Verstaatlichung der Elektrizitätswirtschaft 

Bundesstatistikgesetz 

Bundesvergabegesetz 

Bundesverfassungsgesetz , mit dem die Eigentumsverhältnisse an den Unternehmen der 

österreichischen Elektrizitätswirtschaft geregelt werden 
Bund-Länder- Vereinbarung zur Einsparung von Energie 
Durchleitung von Energie - Nutzbarmachung von Wasserkräften 



52 Siehe dazu auch Tabelle 24A und 24B, Seite 106 bzw. 107. 

53 Im Jahr 2003 mussten 35% des Strommarktes und 27% des Gasmarktes liberali- 
siert sein. Siehe auch Tabelle 25, Seite 1 15, weiter unten. 

54 ABl. 176, S. 37ff. Die Richtlinie wurde auf Grundlage der Art. 47 Abs. 2, 55 und 
95 EGV abgeschlossen. 

55 ABl. 176, S. 57ff. Die Richtlinie wurde auf Grundlage der Art. 47 Abs. 2, 55 und 
95 EGV abgeschlossen. 

56 Bis zum 1.7.2004 waren die Märkte für die gewerblichen Kunden zu liberalisie- 
ren. 

37 Weitgehende aber dennoch unvollständige, nur demonstrative Aufzählung 
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Vergeudung von Energie aus Erdöl- und Erdgaslagerstätten 
Elektrizitätsabgabengesetz 

Elektrizitäts-Control GmbH, und von dieser erlassene Verordnungen 
Elektrizitäts-Controll Kommission und von dieser erlassene Verordnungen 
Elektrizitätsförderungsgesetze 

Elektrizitätswirtschafts- und -Organisationsgesetz (E1WOG) 

Elektrizitätswirtschaft (Statistik) 

Elektrotechnikgesetz 

Emissionskatasterverordnung 

Energieabgaben Vergütungsgesetz 

Energiecharta (Staatsvertrag) 

Energieförderungsgesetz 

Energielenkungsgesetz 1982 

Energieliberalisierungsgesetz 

Energie-Regulierungsbehördengesetz 

Energiewirtschaftsgesetz 

Erdgasabgabengesetz 

Erdölbevorratungs- und -meldegesetz 

Europäisches Schadstoffregister (Meldung von Schadstoffemissionsfrachten 

Fernwärmeförderungsgesetz 

Gaswirtschaftsgesetz (GWG) 

Geschirrspüler- Verbrauchsangaben Verordnung 

Gesetz über die Durchleitung elektrischer Energie 

Gesetz über die Nutzbarmachung von Wasserkräften 

Gewerbeordnung 

Grenzüberschreitende Luftverunreinigung 
Kohleabgabegesetz 

Internationale Energie- Agentur - Kohletechnischer Informationsdienst 

Internationales Energieprogramm 

Kraft-Wärme-Kopplungszuschlagsverordnung 

Kyoto-Protokoll 

Leitungsanlagengesetz 1968 

Mineralölsteuergesetz 

Mineralrohstoffgesetz (mit geothermischer Energiegewinnung und Wärmegewinnung) 
Ökostromgesetz (1.1.2003 in Kraft getreten, ersetzt zahlreiche Verordnungen über 

Einspeisetarif , Finanzierung und Beihilfen der Bundesländer) 
Ökostromverordnung 

Ökobilanzgruppenförderungsbeitragsverordnung 
Preisgesetz und dazugehörige Verordnungen 
Preistransparenzgesetz 
Rohrleitungsgesetz 

Staatsvertrag über die wirtschaftliche, technische und technologische Zusammenarbeit 

mit der Bundesrepublik Jugoslawien 
Staatsvertrag über die Ausbeutung der gemeinsamen Erdgas- und Erdöllagerstätten mit 

der Slowakei 

Staatsvertrag über die Ausbeutung der gemeinsamen Erdgas- und Erdöllagerstätten mit 

Tschechien 
Starkstrom wegegesetz 
Umweltförderungsgesetz 
Umweltinformationsgesetz 
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Verbot der Nutzung der Kernspaltung für die Energieversorgung 

Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die Tarife 
für das Netzbereitstellungsentgelt bestimmt werden 

Verordnung des BmfwA betreffend die Regelung der Preise für bestimmte grenzüber- 
schreitende Einspeisungen elektrischer Energie in das öffentliche Netz 

Verordnung über die Netzbereitstellungsentgelte 



Rechtsakte der Bundesländer 
(Nichtamtliche Bezeichnungen - nur demonstrative Aufzählung) 

Beispiel des Bundeslandes Oberösterreich: 

Oberösterreichisches Elektrizitätswirtschafts- und -Organisationsgesetz (Ausführungsge- 
setz zum Bundesgesetz E1WOG) 
Oberösterreichische Ausgleichsabgaben Verordnung 
Oberösterreichische Einspeiseverordnung 

Oberösterreichische Marktpreis Verordnung (für elektrische Energie) 
Oberösterreichische Ökostrom Verordnung 
Oberösterreichische Stromkennzeichnungsverordnung 
Oberösterreichische Gasgesetz samt Verordnungen 

Die Aufteilung (Zersplitterung) des Energierechts in Österreich in 
Bundesgesetze und Landesgesetze hat die Ursache in der unterschied- 
lichen Kompetenzgrundlage in der österreichischen Bundesverfassung. 
Der Bund ist gemäß Art 10 Abs. 1 Zif. 10 und 12 öB-VG in Teilberei- 
chen zuständig und in Grundsatzgesetzgebung gemäß Art 12 Zif. 5 
öB-VG (soweit nicht Art 10 betroffen ist) und hat ein endgültiges 
Devolutionsrecht nach Art 12 Abs. 3 öB-VG. Den Bundesländern 
obliegen gemäß Art 15 Abs. 1 öB-VG alle Angelegenheiten, die nicht 
ausdrücklich dem Bund zugewiesen sind. 

Wie aus der oben angeführten Aufzählung ersichtlich ist, berühren 
die meisten Gesetze bzw. Verordnungen im EU-Mitgliedstaat Öster- 
reich die elektrische Energieerzeugung, Umwandlung, Übertragung, 
Verbrauch etc. Dies hängt sicherlich auch damit zusammen, dass die 
Erzeugung von elektrischer Energie in Österreich vornehmlich mit 

58 

Wasserkraftwerken" erfolgt, Kernkraftwerke nicht betrieben werden 



In Österreich wurden 1997 ca. 70% des Gesamtstrombedarfs aus Kraftwerken 
gewonnen, die durch erneuerbare Energien versorgt werden. Davon ca. 60% 
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dürfen 59 und (noch) nur wenige thermische Kraftwerke für die 
Verbrennung von Kohle, Erdöl oder Abfällen für die primäre Erzeu- 
gung von elektrischer Energie in Betrieb sind. 



2.4 

Überblick Energierecht in der Schweiz 

Die Schweiz ist kein Mitgliedstaat in der Europäischen Union. 
Kulturhistorisch, entwicklungspolitisch und rechtstheoretisch ist die 
Schweiz den meisten mitteleuropäischen Mitgliedstaaten der europäi- 
schen Union vergleichbar. Ebenso im Bereich des Energierechts. 

Daher werden hier die Parallelen aufgezeigt. 

In der Schweiz finden sich folgende Gesetze und Verordnungen, 60 
die ganz oder teilweise Part des schweizereichen Bundes-Elektrizitäts- 
Energierechts sind (alphabetisch geordnet): 

Atomgesetz (1959) und Bundesbeschluss zum Atomgesetz (1978) 

Atom Verordnung (1984) und weitere Verordnungen zum Atomgesetz und Strahlen- 
schutz 

Elektrisches Schwach- und Starkstromanlagengesetz (1902) samt Verordnungen 
Elektrizitätsmarktgesetz (2000) 
Elektrizitätswirtschaftsordnung 
Energiegesetz (1998) 

Energieverordnung (1998) und diverse Verordnungen über energietechnische Prüfver- 
fahren 

Kernenergiehaftpflichtgesetz (1983) samt Verordnung (1983) 
Leitungsverordnung (1994) 
Niederspannungsinstallationenverordnung (200 1 ) 



Großwasserkraftwerke (> 10MW) und 8% Kleinwasserkraftwerke (< 10 MW). In 
Umsetzung der RL 2001/77/EG hat sich Österreich als Ziel verpflichtet diesen 
Anteil auf 78,1% bis 2010 zu erhöhen. Siehe auch Tabelle 22A, Seite 84, zu den 
Stromproduktionen in den EU-15. 

Verbot der Nutzung der Kernspaltung für die Energieversorgung: (§ 1 des Geset- 
zes über das Verbot der Nutzung der Kernspaltung für die Energieversorgung: 
„Anlagen, mit denen zum Zwecke der Energieversorgung elektrische Energie 
durch Kernspaltung erzeugt werden soll, dürfen in Österreich nicht errichtet 
werden. Sofern jedoch derartige Anlagen bereits bestehen, dürfen sie nicht in 
Betrieb genommen werden"). Das Betriebsverbot beizieht sich auf das fertigge- 
stellte Kernkraftwerk Zwentendorf in der Nähe von Wien. In Österreich werden 
derzeit zu Forschungszwecken zwei kleine Kernreaktoren betrieben. 
Weitgehende aber dennoch unvollständige, nur demonstrative Aufzählung 
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Notfallschutzverordnung - Kernanlagen (1983) 
Rohrleitungsanlagengesetz (1963) samt Verordnung (1983 und 2000) 
Strahlenschutzgesetz (1991) samt Verordnung (1994) 
Verordnung über das eidgenössische Starkstrominspektorrat (1992) 
Verordnung über die Ausfuhr elektrischer Energie (1971) 
Verordnung über die Einsatzorganisation bei erhöhter Radioaktivität (1991) 
Verordnung über die Förderung privater Investitionen im Energiebereich (1997) sowie 
die VO über die Bemessung der Bundesbeiträge im Rahmen der Energieinvestiti- 
onsverordnung (1998) 
Verordnung über elektrische Niederspannungserzeugnisse (1997) 
Verordnung über die elektromagnetische Verträglichkeit (1997) 

Verordnung über Geräte und Schutzsysteme zur Verwendung in explosionsgefährdeten 
Bereichen 

Verordnung über die Nationale Alarmzentrale (1990) 

Verordnung über das Plangenehmigungsverfahren für Starkstromanlagen (1991) 
Verordnung über vorbereitende Handlungen im Hinblick auf die Errichtung eines 

Endlagers für radioaktive Abfälle (1989) 
Verordnung über den Stilllegungsfonds für Kernanlagen (1983) 
Verordnung über den Entsorgungsfonds für Kernkraftwerke (2000) 

Rechtsakte der Kantone 
(Nichtamtliche Bezeichnungen - nur demonstrative Aufzählung) 

Beispiel Kanton St. Gallen: 

Energiegesetz 
Energieverordnung 

Verordnung über Förderungsbeiträge nach dem Energiegesetz 
Diverse Interkantonale Vereinbarungen 



2.5 

Überblick Energierecht der Europäischen Union 

In allen drei angeführten Bundesstaaten bestehen jeweils ein oder 
zwei Grundsatz-Gesetzgebungsakte zur Energieversorgung je nach 
Energieträger meist beim Bund und mehrere detaillierte Ausführungs- 
bestimmungen durch die Länder. 

Die Grundsatzgesetzgebungsakte sind z.B. im Elektrizitätsbereich 
ein Energiewirtschaftsgesetz und darauf aufbauend Bundes- und 
Landesgesetze zur näheren Ausführung der Energieerzeugung aus den 
verschiedenen Primärenergieträgern, zur Ein- bzw. Ausfuhr elektri- 
scher Energie, zu den Leitungsnetzen, Anschluss- und Abnahmever- 
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pflichtungen, Anforderungen an elektrische Geräte, Energieeinspa- 
rung, steuerrechtliche Bestimmungen, Umweltschutzbestimmungen 
u.a.m. 

Im Weiteren wird zu sehen sein, dass auch die gemeinschaftsrecht- 
lichen Bestimmungen im Bereich des Energierechts seit 1996 auf 
diesem Schema aufbauen. Die bereits zuvor erlassenen Gemeinschafts- 
rechtsakte fügen sich auch in dieses Schema weitgehend ein, da nach 
dem Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung und der fallweise 
notwendigen Stützung der Rechtsakte auf Art 308 (235 EWGV) EGV 
nur in Teilbereichen Regelungen gemeinschaftsweit getroffen wurden. 

Bei der Erlassung von Gemeinschaftsrechtsakten wird jedoch, wie 
dies gemäß Art 5 EGV auch verankert ist, gemäß dem Subsidiaritäts- 
prinzip mehrheitlich mit Richtlinien und Empfehlungen gearbeitet und 
die Umsetzung den Mitgliedstaaten nach den innerstaatlichen Kompe- 
tenzvorschriften überlassen. Nur in den Bereichen, in denen eine 
entsprechende Umsetzung durch Empfehlungen oder Richtlinien nicht 
als geeignet betrachtet wird oder sich als ungeeignet erwiesen hat, 
werden durch Verordnungen gemeinschaftsrechtlich zwingende 
Vorgaben gemacht. 

Die Verordnung ist nach Art 249 Abs. 2 EGV mit allgemeiner 
(unmittelbarer) Geltung ausgestattet und muss/darf nicht in natio- 
nalstaatliches Recht umgesetzt werden. Jeder Unionsbürger, an 
den die Verordnung gerichtet ist, kann aus dieser Rechte ableiten 
und die Einhaltung derselben verlangen (mit Ausnahmen). 

Die Richtlinien im Sinne des Art 249 Abs. 3 EGV ist für jeden 
Mitgliedstaat hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich. 
Grundsätzlich kann aus einer Richtlinie kein subjektives Recht des 
einzelnen Unionsbürgers abgeleitet werden, sofern diese inner- 
staatlich korrekt und fristgerecht umgesetzt wird. 

Die Empfehlungen im Sinne des Art 249 Abs. 5 EGV sind 
sowohl für die Mitgliedstaaten als auch die Unionsbürger 
unverbindlich. 

Ob das Subsidiaritätsprinzip hinsichtlich des europäischen Elektri- 
zitätsbinnenmarktes geeignet ist die globalen Herausforderungen zu 
erfüllen, muss sich erst noch erweisen. 61 In jedem Fall hat die Vergan- 



Siehe dazu den 11. Erwägungsgrund der RL 96/92/EG und vor allem den 31. 
Erwägungsgrund in der RL 2003/54/EG 
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genheit gezeigt, dass die nationalstaatlichen Politiken nicht ausrei- 
chend den globalen Herausforderungen genügen. 

Da die Koordinierung und Ausgestaltung der Wirtschaftspolitik 
noch weitgehend bei den Unionsmitgliedstaten liegt, ist auch derzeit 
noch keine gemeinschaftliche Energiewirtschaftspolitik erkennbar. 
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3. 

Die Energiepolitik in der Europäischen Gemeinschaft 
in einem historischen Rückblick 



Die Energiepolitik der Europäischen Union ist ein relativ junger 
vergemeinschafteter Teilbereich. Dabei wird vor allem von der Kom- 
mission die gemeinschaftliche Energiepolitik darauf ausgerichtet, 
Lösungen für die wachsende Abhängigkeit der Union (...) aus einigen 
wenigen Regionen der Welt und für das Problem der Klimaänderung 
zu finden. 62 



3.1 

Kohle und Stahl 

(EGKS) 

Eine teilintegrative Energiepolitik in der Europäischen Gemein- 
schaft wurde mit der Gründung der ersten supranationalen Gemein- 
schaft, der Montanunion , 1952 verwirklicht. 

Die damalige Energiepolitik (vor allem die Kohlewirtschaft 64 ) 
stand noch klar im Zeichen der wirtschaftlichen Verbindung der 
deutschen auf der einen und der belgischen, luxemburgischen, nieder- 
ländischen und französischen Kohle- und Stahlindustrie auf der 
anderen Seite, um den Frieden in Europa langfristig zu sichern und 
einen neuerlichen Krieg zwischen diesen Staaten materiell zu verun- 
möglichen. 

Eine umfassende Kompetenz zur Regelung der Energiepolitik bzw. 
des Energierechts der Mitgliedstaaten erhielt die Montanunion nicht. 
Doch darf nicht übersehen werden, dass die Energiepolitik in der 



62 KOM (2004) 366 endg. vom 26.5.2004, Zusammenfassung, Pkt. 1 . 

63 Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Vertragsunterzeichnung am 
18.4.1951, in Kraft treten am 25.7.1952. 

64 Art 8 1 EGKS-Vertrag in Verbindung mit Anlage I nennt: Steinkohle, Steinkohle- 
briketts, Koks, Steinkohleschwelkoks, Braunkohlebriketts, Rohbraunkohle und 
Braunkohleschwellkoks. Andere Braunkohleprodukte und Torf unterliegen dem 
EG-Vertrag. 
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Gründungzeit der Montanunion zu ca. 80%°- die Kohlewirtschaft 
betraf, welche die Hauptenergiequelle in den genannten Staaten 
damals darstellte. 

Die energiepolitischen Vorgaben und Ziele des EGKS-Vertrags 
wurden jedoch relativ rasch überholt. Die zur Zeit der Gründung der 
Montanunion bestehende Mangelwirtschaft wurde recht bald von einer 
Überschusswirtschaft abgelöst, die Kohle sehr weitgehend durch das 
primäre Substitutionsprodukt Erdöl und Erdgas verdrängt und die 
gemeinschaftliche Kohleförderung, im Verhältnis zur Importkohle und 
den derzeitigen Transportkosten, unwirtschaftlich. 66 " 1 " 67 Bereits 1973 

68 

waren nur noch 22,6% feste Brennstoffe an der Gesamtaufbringung 
der Primärenergie in der Gemeinschaft beteiligt. Tendenz sinkend. 69 
Innerhalb von 20 Jahren verlor somit die Energiepolitik der EGKS 
wesentlich an Bedeutung und Einfluss. Der in Art 2 iVm Art 4 EGKS- 
Vertrag gebildete Gemeinsame Markt und die damit verbundenen 
Verbote 70 und Gebote 71 an praktischer Einflussmöglichkeit auf den 
Energieeinsatz. 



' Jürgen Grunwald in „Das Energierecht der Europäischen Gemeinschaft", S. 13. 
Grunwald führt auch an, dass 1960 nur rund 86 Mill. Tonnen ROE an Mineralöl- 
produkten verbraucht wurden, 1968 bereits 347 Mill. Tonnen ROE (siehe S. 44). 
Der Rest an Energie wurde vor allem durch Kohleprodukte gedeckt. 

66 In Frankreich wurde am 23. April 2004 die letzte Kohleförderung in der Mine La 
Houve in Creutzwald eingestellt. Dies war im nationalen Kohlepakt aus 1995 
zwischen den Sozialpartnern so vereinbart worden. Der französische Kohlebedarf 
von 13,5 Mill. Tonnen wird zukünftig durch Importe aus Australien, Kolumbien, 
Südafrika und den USA gedeckt. (Quelle: Dokumente, Zeitschrift für den 
deutsch-französischen Dialog 3-04, Chronologie März-April 2004). 

67 In Deutschland wird die Steinkohleförderung im Jahr 2005 mit 2,7 Milliarden 
Euro durch Absatz- und Stilllegungsbeihilfen gefördert. Dies entspricht in etwa 
der Hälfte der Förderungen des Jahres 1996. 2005 werden ca. 26 Millionen Ton- 
nen Steinkohle gefördert (= Vi von 1996). Tendenz der Förderungen weiter sin- 
kend. 

68 Z.B. Kohle, Biomasse, Torf etc. 

69 Vgl. ABl. C 153, S. 2ff, Entschließung des Rates vom 17.12.1974 betreffend der 
Ziele der gemeinschaftlichen Energiepolitik für 1985 - Tabelle über die Entwick- 
lung des Gesamtenergiebedarfs der Gemeinschaft. 

70 Z.B. Verbote nach Art 4 EGKSV: Zölle und Abgaben gleicher Wirkung, Diskri- 
minierungen, einschränkende Praktiken, Beihilfen, Subventionen etc. 

71 Gebote nach Art 3 EGKSV: geordnete Versorgung der Märkte, Ermöglichung 
von gleichem Zugang aller Verbraucher in vergleichbarer Lage, niedrige, wirt- 
schaftlich vertretbare Preise, Ausbau des Produktionspotentials, Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im Kohlesektor, Auswei- 
tung und Modernisierung der Erzeugung, Verbesserung der Qualität etc. 
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Die späteren Versuche der Substituierung des Erdöls durch Versu- 
che mit Kohleverflüssigung, welche von der Kommission noch in den 
achtziger Jahren propagiert wurden, " erwiesen sich wirtschaftlich 
bisher als unrentabel. Die erwartete Energieausbeute konnte nicht im 
erforderlichen und erwartetem Ausmaß erreicht werden. 73 

Mit dem Bedeutungsschwund 74 eines der wichtigsten Handlungs- 
regime des EGKS-Vertrags und dem Auslaufen desselben 2002 
erlosch ein wichtiges frühes supranationales energiepolitisches In- 
strument der Gemeinschaften. 75 

Parallel zur Substituierung der Kohle durch das Erdöl und Erdgas 
wurden im Rahmen der allgemeinen ordnungspolitischen Zielsetzun- 
gen des EG-Vertrages neue Regelungen gefunden. Da diese in ihrer 
derzeitigen Bedeutung und Anwendung weit über die Regelungen des 
EGKS-Vertrages hinausgehen, werden vor allem diese hier im Weite- 
ren dargestellt. 

Im Rahmen der Großenergieerzeugung sind moderne Kohlekraft- 
werke gegenüber allen anderen fossilen und nuklearen Energieerzeu- 
gungsformen für elektrische Energie wettbewerbsfähig und wirtschaft- 
lich äußerst rentabel, sofern Steinkohle zum derzeitig niedrigen Welt- 
marktpreis importiert werden kann. 76+77 



72 Vgl. dazu z.B. die Mitteilung der Kommission an den Rat über die "Energielage 
in der Gemeinschaft und in der Welt", Vorgelegt dem Rat am 13.3.1978, Bull-EG 
3-1978, 2.1.86, S. 63. Oder den Vorschlag der Kommission an den Rat vom 
5.4.1978 über die finanzielle Unterstützung von Vorhaben zur Nutzung alternati- 
ver Energien im Bereich Erdwärme, Kohlevergasung und Kohleverflüssigung 
und ABl. C 138, S. 5ff vom 11.6.1977 (Kommissionsvorschlag). 

73 Das grundlegende Verfahren zur Kohleverflüssigung wurde 1909 von Friedrich 
Bergius entwickelt. Es fand vor allem während des Zweiten Weltkriegs in 
Deutschland eine industrielle Anwendung, als es kriegsbedingt von der Versor- 
gung durch kostengünstigeres Erdöl abgeschnitten war. 

74 Weltweit gesehen ist die Kohleproduktion und -verbrauch nicht rückläufig. 
Insbesondere die aufstrebenden Nationen in Afrika und Asien haben an dieser 
billigen und weit verbreiteten Vorkommen großes Interesse. Gemäß Pressebe- 
richt wurde nach dem BP Statistical Report 2003 rund sieben Prozent mehr Kohle 
verbraucht als noch 2002 und werden knapp 27% des Weltenergiebedarfs über 
die Kohle gedeckt (Quelle: Franz Schellhorn in DiePressecom, 23.6.2004, „Die 
Zukunft der Energie ist »dreckig«"). 

75 Siehe hierzu auch Obwexer in EuZW 2002, S. 517ff „Das Ende der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl". 

76 Der Importpreis für Steinkohle liegt bei etwa 35 bis 40 Euro/Tonne. Die Produk- 
tionskosten in der EU- 15 liegen bei ca. 130 bis 170 Euro/Tonne. Die Produkti- 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



Dieser Rang wird der Kohle jedoch langsam von der Erzeugung 
elektrischer Energie aus Biomasse-/ Abfallkraftwerken streitig ge- 
macht. 78 

Die Kohle als Primärenergieträger hat dennoch einen Anteil an der 

79 

Energieerzeugung der EU-25 von über 18%. 

Aus strategischen, energiepolitischen, sozialen, regionalen Aspek- 
ten und aus Gründen der Energiesicherheit wird die subventionierte 
Förderung von Steinkohle auch zukünftig in Europa, vor allem in 
Deutschland, vom Rat und der Kommission zugelassen. Insbesondere 
auch, damit der Zugang zu diesen Vorkommen erhalten bleiben und 
die Fördertechnologien weiter erprobt und verbessert werden können. 

Nach Art 6 der Verordnung des Rates 1407/2002/EG 80 ist die Bei- 
hilfengewährung im Steinkohlebergbau jedoch zukünftig zu reduzie- 
ren. 



3.2 

Kernenergie 
(EAG - Euratom) 

Mit der Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Europäischen Atomgemeinschaft am 1.1.1958 wurde in engem 
Rahmen die Energiepolitik im Teilbereich Kernenergie sektoral und 

8 1 

teilweise vergemeinschaftet. 

Im Bereich der Wirtschaftsgemeinschaft wurden im Bereich der 
Landwirtschaft und des Verkehrs vorgesehen, dass gemeinsame 
Politiken eingeführt werden. Im Bereich der Energie jedoch nur 



onskosten in den zehn neuen Beitrittsländern liegen noch unter diesem Wert. A- 
ber auch langfristig gesehen ist keine Wettbewerbsfähigkeit gegeben. Vgl. auch 
Grünbuch der Kommission: Hin zu einer europäischen Strategie für Energiever- 
sorgungssicherheit, Anlage, Anhang 3, Pkt. 3 und 4. 

7 Siehe auch Tabelle 06, Seite 43. 

8 Siehe dazu im Anhang II die dort wiedergegebene Tabelle 44, Seite 290, aus: 
Grünbuch der Kommission: „Hin zu einer europäischen Strategie für Energiever- 
sorgungssicherheit", Tabelle 1, S. 11. 

9 Siehe dazu auch Tabelle 08, Seite 46. In Deutschland beträgt der Anteil der 

Erzeugung elektrischer Energie aus Kohle 51%. 
°Abl. 2002 L 205, S.l. 

1 Dabei wird im Rahmen der vergemeinschafteten Atompolitik diese weitgehend 
nur für Forschungs- und Entwicklungsprogramme genutzt. 
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allgemeine Ordnungsbestimmungen vorgesehen, welche die Mitglied- 

82 83 

Staaten zur Koordinierung " verpflichten. 

Der Euroatomvertrag als sektorieller Vertrag sollte die Europäi- 
schen Gemeinschaften und hier insbesondere die Wirtschaft in die 
Lage versetzen durch die neu beherrschbare Primärenergieform der 
Kernenergie wettbewerbsfähig zu werden bzw. zu bleiben. So wird im 
ersten Bewegungsgrund der Präambel zum Euratom-Vertrag die 
„Kernenergie eine unentbehrliche Hilfsquelle für die Entwicklung und 
Belebung der Wirtschaft und für den friedlichen Fortschritt" bezeich- 
net. 

Während im Rahmen der EGKS auch noch neben der Kohle der 
Stahlsektor umfasst war, wird der Euratom-Vertrag gemäß Art 2 lit. d 

84 i 85 

EAG-Vertrag nur auf Erze und Kernbrennstoffe angewendet. 

Besonders geregelt sind durch die physikalischen Spezifika der 
Kernbrennstoffe die Bestimmungen zum Schutz der Umwelt, der 

86 

Bevölkerung und der Beschäftigten vor ionisierenden Strahlungen 
sowie die missbräuchliche Verwendung von spaltbaren Produkten für 
militärische Zwecke. 87 

Keine Befugnis aus dem EAG-Vertrag hat die Gemeinschaft im 
Bereich der Sicherheit von Nuklearanlagen. Insoweit wird sie bis 
heute ausschließlich koordinierend aufgrund allgemeiner primärrecht- 
licher Bestimmungen zwischen den Mitgliedstaaten tätig. 



2 Vor allem damals die Primärenergieträger Erdöl und Erdgas und der Sekundär- 
energieträger Elektrizität. Hier erfolgte im Rahmen des Gemeinsamen Marktes 
eine Koordinierung durch die EWG. Später auch im Bereich der Erneuerbaren 
Energiequellen und der Erdwärme. 

3 Vgl. dazu Art 2 und 3 Abs. 1 lit. e, f, o und u EGV idF von Nizza. In der ur- 
sprünglichen Textfassung aus 1957 war das Energierecht namentlich nicht ge- 
nannt. 

4 Gemeint sind hierbei gemäß Art 197 Zif. 4 Uranerze. 

5 Aufbereitete Spaltstoffe (Nuklide) wie z.B. Uran 235, Uran 233, Thorium 232 
etc. 

6 Vgl. Art 30 ff EAGV - Gesundheitsschutz. 

7 Vgl. Art 77 ff EAGV - Überwachung der Sicherheit der Verwendung von Erzen 
und spaltbaren Materialien. 
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3.2.a 

EU- 15 Kernenergienutzung 



In der Europäischen Union vor der letzten Erweiterungsrunde 2004 
verzichteten 6 von 15 Mitgliedstaaten im vorhinein auf die Nutzung 
der Kernenergie zur Energiegewinnung. Von den neun Mitgliedstaa- 

88 89 

ten, die diese Technik anwenden, haben vier, Belgien , Deutschland , 
Niederlande 90 und Schweden inzwischen einen „unumkehrbaren" 
Atomausstieg beschlossen und zwei, Italien 91 und Spanien ein Morato- 
rium gegen den Neubau von Kernkraftwerken erlassen. 

Somit halten von fünfzehn Mitgliedstaaten der Europäischen Uni- 
on vor der letzten Erweiterungsrunde nur noch drei an dieser Energie- 
gewinnungsform weiterhin fest. " Dabei ist sicherlich Frankreich, mit 
einem Anteil von fast 80% 93 an der elektrischen Energiegewinnung 
durch Kernkraftwerke und 58 94 kommerziell betriebenen Kernreakto- 
ren zur Energiegewinnung, einer der bedeutendsten Vertreter weltweit. 



88 Ausstieg voraussichtlich bis 2030 - 2040. 

89 Vgl. dazu z.B. den „Energiekonsens" zwischen der deutschen Regierung und der 
Industrie vom 14.6.2000 über die Beschränkung des Betriebs der bestehenden 
atomaren Energiegewinnungsanlagen und die Errichtung von Zwischenlagern in 
der Nähe von Kernkraftwerken sowie die Restlaufzeit von im Mittel max. 32 
Jahren pro Kernkraftwerk. Dadurch wird in Deutschland das letzte Kernkraftwerk 
voraussichtlich 2021 bis 2025 vom Netz genommen. Ein sofortiger Ausstieg aus 
der Energiegewinnung durch Kernkraftwerke, wie er z.B. von einigen Politikern 
der Grünen gefordert wurde, war aus Gründen der Versorgungssicherheit nicht 
realisierbar. Inzwischen sind auch in der Polen, Schweiz und in der Türkei Stim- 
men stark geworden, welche diesen Ausstieg dieser Staaten mittel- oder langfris- 
tig realistisch erscheinen lassen. 

90 Ausstieg voraussichtlich bis 2010. 

91 Das letzte der vier italienischen Kernkraftwerke wurde bereits 1987 nach einem 
Referendum der Bevölkerung abgeschaltet. Inzwischen mehren sich wieder die 
Stimmen, die Angesichts der hohen Energiekosten und der mangelnden Versor- 
gungssicherheit in Italien den Wiedereinstieg in die Kernenergie fordern. 

92 Frankreich, Finnland und das Vereinigte Königreich. 

93 2002 wurden 77,7% des französischen Energiebedarfs durch Kernkraftwerke 
gedeckt. Der französische Wirtschafts- und Finanzminister Nicolas Sarkozy be- 
tonte noch am 15.4.2004 zum Auftakt der ersten Parlamentsdebatte über die Zu- 
kunft der Energieversorgung Frankreichs die nuklearpolitische Priorität der Re- 
gierung (Quelle: Dokumente, 3-04, Chronologie März-April 2004). 

94 Rund 40% aller in der Europäischen Union noch betriebenen Kernreaktoren 
entfallen auf Frankreich. 
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Eine Übersicht über die 146 " im Jahr 2000 in den Mitgliedstaaten 
der EU- 15 betriebenen Kernreaktoren findet sich im Anhang II. 96 

Die älteste noch betriebene Anlage in den EU- 15 -Mitgliedstaaten, 
Calder Hall 1 im Vereinigten Königreich, wurde am 1.5.1956 in 
Betrieb genommen. Die neueste Anlage Civaux 2 in Frankreich am 
27.11.1999. 

Calder Hall leistet pro Reaktor maximal 198 MW, Civaux 2 pro 
Reaktor maximal 1450 MW. 

Die kleinste Anlage ist in den Niederlanden (Dodewaard) und leis- 
tet maximal 55 MW (Baujahr 1968), die größten Kernreaktoren 
werden in Frankreich (Chooz Bl, B2, Civaux 1) betrieben und haben 
je eine maximale Leistung von 1455 MW. In Deutschland ist Isar 2 
(Baujahr 1988) mit 1400 MW die größte Anlage. Die älteste deutsche 
Anlage aus dem Jahr 1968, Obrigheim, leistet maximal 340 MW und 
war bis zum 1.1.2001 rund 230.000 Stunden in Betrieb. 97 

Die meisten Kernkraftwerke wurden in den oben genanten 8 Mit- 
gliedstaaten zwischen 1970 und 1988 in Betrieb genommen. 

Die große Hoffnung der Nuklearwirtschaft war der Bau des 
Schnellneutronen-Brutreaktors „Superphenix". Dieser wurde 1976 
begonnen. 1994 wurde das Kraftwerk in eine Forschungseinrichtung 
umgewandelt, am 28.2.1997 der Reaktor abgeschaltet und am 2.2.1998 
beschloss die französische Regierung den Reaktor endgültig stillzule- 
gen. 

Die derzeitigen Bestrebungen der Nuklearindustrie sind nunmehr 
auf die technisch verlässliche und betriebssichere Erforschung und 
Verwendung der Kernfusion gerichtet. 



In sechs EG-MS waren 1993 noch 132 Kernkraftwerke in Betrieb, ABl. C 138 
vom 17.5.1993, Pkt. 6.2 Nukleare Sicherheit. Im Vereinigten Königreich wurden 
inzwischen einige Anlagen außer Betrieb genommen. In dieser Zahl sind die For- 
schungsreaktoren nicht enthalten. 

Dabei wurden von Großbritannien bis auf Calder Hall keine weiteren Kernkraft- 
werke gemeldet. Die tatsächliche Zahl, insbesondere einschließlich der militä- 
risch betriebenen Kernreaktoren liegt daher über der oben genannten Zahl. Siehe 
dazu auch Tabelle 5 1 im Anhang II, Seite 296. 
Rund 7000 Betriebsstunden pro Jahr. 
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3.2.b 

EU-10 Kernenergienutzung 

(Beitrittsstaaten 2004) 



Von den zehn Beitrittsländern vertrauen vier auf die Kernenergie 
und wollen diese zukünftig auch weiterhin nutzen. 98 In Slowenien ist 
ein Referendum über die Stilllegung von Krsko 1995 gescheitert. 
Langfristig sind in Slowenien keine neuen Kernkraftanlagen und ein 
Ausstieg aus der Nukleartechnologie geplant. 

Estland hat selbst keine Kernenergieanlagen. Auf dessen 
Staatsgebiet werden jedoch zwei Endlager für radioaktive Ab- 
fälle betrieben, welche erhebliche Strahlungsbelastungen mit 
sich bringen. 

♦♦♦ In Lettland wurde der einzige Forschungsreaktor in Salaspils 
im Juni 1998 abgeschaltet und befindet sich jetzt in der Stillle- 
gungsphase. 

♦♦♦ In Litauen besitzt die Energieerzeugung durch Kernkraftwerke 
einen hohen Stellenwert. Die beiden Reaktorblöcke des Kern- 
kraftwerkes Ignalina müssen bis 2005 bzw. 2009 stillgelegt 
werden." 

♦♦♦ Malta nutzt keine Kernenergie zur Elektrizitätserzeugung und 
hat dies auch in Zukunft nicht vor. 



Vgl. dazu folgende Rechtsakte der Kommission: 
1993: 313endg. 

1997: 2001 endg., 2004 endg., 2005 endg., 2007 endg., 2009 endg., 2010 endg. 
1998: 690 endg., 700 endg., 701 endg., 702 endg., 703 endg., 704 endg., 706 

endg., 709 endg., 710 endg. 
1999: 502 endg., 503 endg., 504 endg., 505 endg., 506 endg., 507 endg., 508 

endg., 509 endg., 511 endg., 512 endg. 
2000: 702 endg., 703 endg., 704 endg., 705 endg., 706 endg., 707 endg., 708 

endg.,, 709 endg., 711 endg., 712 endg. 
2001: 700 endg., SEK (2001) 1745, 1746, 1747, 1748, 1749, 1750, 1751, 1752, 

1754, 1755 

2002: 700 endg., SEK (2002) 1401, 1402, 1403, 1404, 1405, 14061407, 1408, 
1410, 1411 

2003: 675 endg., (SEK (200§) 1201, 1202, 1203, 1205, 1206, 1208, 1209, 
Diese Kernreaktoren entsprechen dem Tschernobyl Typ: RBMK - graphitmode- 
rierter Siedewasser-Druckröhrenreaktoren mit je 1500 MW Leistung. Aus Si- 
cherheitsgründen werden die beiden Reaktoren bis zur endgültigen Stilllegung 
nur noch mit reduzierter Leistung betrieben. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



♦♦♦ In Polen werden keine Kernkraftwerke gewerblich genutzt. 
Von fünf Forschungsreaktoren ist noch einer in Betrieb. Er 
wird zur Entsorgung radioaktiver Abfälle verwendet. Polen 
möchte sich die Option des Baus von Kernkraftwerken jedoch 
vorbehalten. 

♦♦♦ Die zwei slowakischen Nuklearreaktoren in Bohunice VI müs- 
sen bis 2006 bzw. 2008 stillgelegt und die weiteren zwei Reak- 
toren Bohunice V2 und zwei in Mochovce modernisiert werden 

♦♦♦ In Slowenien ist das modernisierte und westlichen Standards 
entsprechende Kernkraftwerk Krsko in Betrieb. Das Eigentum 
an dieser Anlage ist Teil eines Staatsvertrages zwischen Slowe- 
nien und Kroatien. 

♦♦♦ In Tschechien werden die Kernkraftwerke Dukovany und Te- 
melin betrieben. Diese wurden bzw. werden derzeit moderni- 
siert. 

♦♦♦ In Ungarn werden vier Reaktorblöcke in der Kernkraftwerksan- 
lage Paks betrieben. Diese wurden inzwischen modernisiert 
und angepasst. 

♦♦♦ Zypern nutzt keine Kernenergie zur Elektrizitätserzeugung und 
hat dies auch in Zukunft nicht vor. 

Eine Übersicht über die 19 im Jahr 2004 in den neuen Mitglied- 
staaten der EU-25 betriebenen Kernreaktoren findet sich im Anhang II 
in Tabelle 51 (Seite 296). 

Die älteste Anlage befindet sich in der Slowakei (Bohunice Vl-1), 
wurde 1978 in Betrieb genommen und leistet maximal 408 MW. Die 
neuesten Anlagen befinden sich in Tschechien (Temelin 1 und 2), 
wurden 2003 in Betrieb genommen und leisten je maximal 921 MW 
pro Reaktor. 

Die meisten Anlagen in den neuen Mitgliedstaaten wurden zwi- 
schen 1980 und 1987 in Betrieb genommen. Bis auf das slowenische 
Kernkraftwerk Krsko (Marke: Westinghouse) sind alle in den neuen 
Mitgliedstaaten betriebenen Kernkraftwerke aus russischen Lieferun- 
gen und nach ursprünglich russischen Standards errichtet. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



3.2.c 

Zusammenfassung 



Die Kommission rechnet damit, dass der Anteil der Kernenergie an 
der elektrischen Energieerzeugung bis 2020 von derzeit rund 15% auf 
8,1% in den neuen Mitgliedstaaten zurückgehen wird. 100 Unter ande- 
rem soll damit verbunden eine Erhöhung des CO2 - Ausstoßes bis 
2020 von +12% und bis 2030 von +22% einhergehen, 101 sofern keine 
Alternativen gefunden werden. 



Tabelle 03 



Anteil der Kernenergie an der 
Elektrizitätserzeugung 2000/2002 je MS 

(Alle Werte gerundet) 



EU-25 


% 


Gesamtleistung MW 


Austri a 


o 


o 




58 


6 100 


Dänemark 


0 


0 


Deutschland 


28 


22 400 


Estland 


0 


0 


Finnland 


32 


2 700 


Frankreich 


77 


66 000 


Griechenland 


0 


0 


Irland 


0 


0 


Italien 


0 


0 


Lettland 


0 


0 


Litauen 


81 


k.A. 


Luxemburg 


0 


0 


Malta 


0 


0 


Niederlande 


4 


k.A. 


Polen 


0 


0 


Portugal 


0 


0 


Schweden 


47 


9 800 


Slowakei 


55 


2 600 


Slowenien 


37 


k.A. 


Spanien 


28 


7 900 


Tschechien 


19 


3 700 


Ungarn 


42 


1 900 


Vereinigtes Königreich 


22 


1 3 300 


Zypern 


0 


0 


EU-Durchschnitt 


41 


13 640 


Quelle: Infokreis KernEnergie. EU-Durchschnitt angefügt und be- 



rechnet durch den Autor. Siehe auch Tabelle 08, 20 und 50. 



IUU Grünbuch der Kommission, KOM (2000) 769 endg. Teil 1, Pkt. LA.3.a 
101 Quelle: Grünbuch der Kommission, KOM (2000) 769 endg. Teil 3, 1, B. b. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



Die weltweiten bekannten Reserven an Natururan werden auf der- 
zeit 2,5 Millionen Tonnen geschätzt. Dies entspricht in etwa 55 

1 02 

Verbrauchsjahren. " Der Importbedarf kann durch die Wiederaufbe- 
reitung erheblich gesenkt werden. 

Die geringe faktische Bedeutung des Euratom-Vertrags zeigt sich 
auch in der rechtswissenschaftlichen Lehre, in der derselbe ein „Schat- 

1 CH 

tendasein" fristet. Im nunmehr beschlossenen Verfassungsvertrag " ist 
der Euratom-Vertrag nur mehr als, jedoch rechtsverbindliches, Proto- 
koll beigefügt. 

Dieser Bedeutungsschwund des Euratom-Vertrages ist nicht zuletzt 
auf die mangelnde Bereitschaft der Zusammenarbeit einiger Vertrags- 
staaten zurückzuführen, die neben der friedlichen Nutzung der Kern- 
kraft auch die militärische favorisieren. Dabei sollen die bedeutenden 
Beiträge aus der Forschung auch für andere Industriebereiche und die 
Werkstofftechniken jedoch nicht zurückgestellt werden. 

Des Weiteren durch die langjährigen und anhaltenden Widerstände 
gegen die verstärkte Nutzung dieser Energieform in der Bevölkerung, 
die ungelösten Probleme der Endlagerung, der problematischen 
Wiederaufbereitung von spaltbaren Produkten 104 und der katastropha- 
len Unfälle 105 in der Vergangenheit. 

Die Frage der generationenlangen, sicheren Lagerung von abge- 
brannten Kernbrennstoffen ist dabei wesentlich für die geringe und 
weiter sinkende Akzeptanz in der Bevölkerung. Dieses Problem zu 
lösen könnte für die Zukunft der Kernenergie in der EU entscheidend 
sein. Weltweit betreiben nur 32 Staaten Kernkraftwerke. Zum Einen 
wohl wegen der mangelnden Technologiekenntnis und zum Anderen 



'- Vgl. dazu Grünbuch der Kommission, KOM (2000) 769 endg. Teil l, Pkt. I.B.2.b. 
13 Europäischer Rat vom 18. und 19. Juni 2004. 

4 Mit dem in Kraft treten der neusten Fassung des Atomgesetzes ist in Deutsch- 
land ab dem 1.7.2002 die Abgabe von bestrahlten Kernbrennstoffen zur Wie- 
deraufbereitung in Wiederaufbereitungsanlagen verboten. Es besteht nunmehr 
die Pflicht zur Errichtung und Nutzung von Zwischenlagern für abgebrannte 
Kernbrennstoffe am Kraftwerksstandort, so das längere Transporte nicht mehr 
notwendig sind. 

5 Vgl. z.B. die katastrophalen Unfälle in Windscale/Sellafield (GB) 1957, Three- 
Miles-Island (Harrisburg) USA 1979, Tschernobyl (Ukraine/UdSSR) 1986, To- 
kaimura (Japan) 1999. 
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wegen der damit verbundenen Risiken und Akzeptanzprobleme in der 
Bevölkerung. 

Die Kosten für die Erzeugung elektrischer Energie aus Kernkraft- 
werken betragen EURO 0,034 bis 0,059 pro kWh und liegen damit 7% 
bis 80% über den Kosten für die Erzeugung elektrischer Energie in 
einem modernen Steinkohlekraftwerk mit importierter Steinkohle. 106 

Die derzeitige Diskussion in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union wird geprägt von der in allen Staaten anstehenden und notwen- 
digen Erneuerung der Kraftwerksanlagen. Dabei werden verstärkt 
Tendenzen für eine Abkehr von der Kernenergie feststellbar und die 
Bereitschaft für Investitionen in Anlagen aus erneuerbaren Energieträ- 
gern (insbesondere Wasserkraft, Wind und Biomasse/KWK) und für 
Gaskraftwerke sichtbar. 

Aus dem oben angeführtem wird in dieser Arbeit auf eine vertiefte 
Behandlung des Euratom-Vertrages im Bereich des europäischen 
Energierechts verzichtet. 

3.3 

Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG -EG) 

Der E(W)G-Vertrag, der im Gegensatz zum EGKS-Vertrag und 
Euratom-Vertrag ein Rahmenvertrag ist, enthielt ursprünglich keine 

107 

speziellen Regelungen über den Energiesektor. Das mag überra- 
schen, ist jedoch historisch und aus nationalpolitischen Gründen 
verständlich wie im Weiteren zu sehen ist. 

Dem Vertrag vom 25.3.1957 liegen verschiedene Vorentwürfe 
zugrunde. Die Außenminister der EGKS - Mitgliedsstaaten haben auf 
der Konferenz zu Messina am 1. und 2. Juni 1955 auf Grundlage des 
Benelux-Memorandums vom 20. Mai beschlossen, eine Entschließung 
zur Wiederbelebung des Europagedankens anzunehmen und einen 



Siehe dazu im Anhang II die dort wiedergegebene Tabelle 44 (Seite 290) aus: 
Grünbuch der Kommission: „Hin zu einer europäischen Strategie für Energie- 
versorgungssicherheit", Tabelle 1, S. 11. 

Von einem Protokoll über Mineralölprodukte abgesehen, dass dem EWG- 
Vertrag angehängt war. 
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Regierungsausschuss unter Vorsitz von Paul-Henri Spaak damit 
beauftragt, entsprechende Vorschläge für eine Wirtschafts- und Atom- 
gemeinschaft auszuarbeiten. 

Schlussendlich wurde jedoch in den EWG-Vertrag kein Politikfeld 
über konventionelle oder erneuerbare Energien eingefügt, sondern nur 
ein sektorieller Vertrag über die Kernenergie abgeschlossen. 

Eine Vielzahl nationaler Bestimmungen 109 über die Produktion, 
den Handel und die Einfuhr von Energieerzeugnissen behinderten und 
behindert immer noch den freien Verkehr von Waren und Dienstleis- 
tungen im Gemeinsamen Markt bzw. dem Binnenmarkt. Bereits im 
„Protokoll eines Abkommens betreffend die Energiefrage" wurde vom 
Rat festgehalten, dass er „von der Notwendigkeit überzeugt (sei), im 
Rahmen des Gemeinsamen Marktes einen gemeinsamen Energiemarkt 
zu verwirklichen ". 1 10 

Die Herstellung des Gemeinsamen Marktes bedingte zwangsweise 
auch die Harmonisierung der energierechtlichen Bestimmungen und 
der Energiepolitik der Mitgliedstaaten. Dabei waren die unterschiedli- 
chen Wirtschaftssysteme der Mitgliedstaaten ein bedeutendes Hinder- 
nis zur Harmonisierung bzw. zum freiwilligen Verzicht auf nationale, 
sich entgegenstehende Regelungen auch im Energiebereich. 111 



Dieser Regierungsausschuss hat wiederum vier Fachausschüsse und zwei Unter- 
ausschüsse sowie eine Lenkungsausschuss gebildet. Der erste Fachausschuss 
betraf den Gemeinsamen Markt, Investitionen und Sozialfragen unter Leitung 
des Niederländers Verjin Stuart. Dieser Fachausschuss bildete wiederum einen 
Unterausschuss über Investitionen unter Vorsitz des Italieners Di Nardi und So- 
zialfragen unter Vorsitz des Franzosen Doublet. Der zweite Fachausschuss be- 
fasste sich mit dem Thema herkömmliche Energie unter Vorsitz des Deutschen 
Heesemann. Der dritte Fachausschuss mit der Kernenergie unter Vorsitz des 
Franzosen und späteren ersten EAG-Kommissionspräsidenten Louis Armand. 
Der vierte Fachausschuss wurde mit den Fragen des Verkehrs und Verkehrswe- 
ge befasst, Vorsitzender war der Italiener Laloni. Es wurde von diesem Aus- 
schuss ein Unterausschuss über den Luftverkehr gebildet. Die Delegationsleiter 
bildeten einen Lenkungsausschuss zur Koordination, Vorsitzender war Paul 
Henri Spaak (zitiert nach Reiner Schulze und Thomas Hoeren in „Dokumente 
zum europäischen Recht", S XLII). 

109 Z.B. Steuern, Zöllen, sonstige Abgaben, Kontingente, Genehmigungen, Aufla- 
gen, Konzessionen, Beihilfen, Preisregelungen, Förderungen etc. 

110 ABl. 69/64/EWG vom 30.4.1964, S. 1099. 

111 Vgl. dazu auch Hans von der Groeben, Aufbaujahre der Europäischen Gemein- 
schaft, S 1 13f zu weiteren Problemen und der Tatsache, warum der Energiesek- 
tor nicht im EWG-Vertrag ähnlich wie die Landwirtschaft und der Verkehr ge- 
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Anlässlich einer informellen Sitzung der zuständigen Minister der 
Mitgliedstaaten der EWG am 5. April 1962 wurde die interexekutive 
Arbeitsgruppe Energie beauftragt Vorschläge für eine gemeinsame 
Energiepolitik auszuarbeiten und dem besonderen EGKS-Ministerrat 
zu unterbreiten. 112 

Bereits im „Protokoll über Mittel und Wege zu einer koordinierten 
Energie politik" 113 wurde die Notwendigkeit einer die drei Gemein- 
schaften koordinierender Energiepolitik erkannt. 

In der Folge führte auch die gemeinsame Energiekoordinationspo- 
litik der EWG zur weitgehenden Forcierung des Erdöls als Primär- 
energieträger und der Liberalisierung der Märkte für diesen Roh- 
stoff. 114 Vor dieser Bevorzugung des Erdöls als wichtigster Energie- 
träger und der Importabhängigkeit wurde bereits damals gewarnt. 115 

Eine Einigung auf eine gemeinsame Energiepolitik der EWG fand 
sich dann schließlich nur im Rahmen eines Protokolls 116 , in dem die 
Schaffung eines gemeinsamen Energiemarktes im Rahmen des Ge- 
meinsamen Marktes beschlossen wurde. 



regelt wurde. Vgl. dazu auch die Entstehungsgeschichte des Art 305 EGV. Von 
der Groeben / Schwarze meinen zwar dann im EGV-Kommentar, 6. Auflage, 
Band 4 zu Art 305 Rz 1, dass die Wortwahl des Art 305 ohne rechtliche Bedeu- 
tung sei, jedoch wohl erst aus dem historischen Kontext erklärbar wird. 

112 Ein entsprechendes Memorandum wurde schließlich am 25.6.1962 vorgelegt. 
Vgl. dazu auch die Empfehlungen des Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 
15.12.1961 und die Entschließungen des Europäischen Parlaments vom 
20.2.1962. 

113 Protokoll vom 8.10.1957 zwischen Ministerrat und Hoher Behörde über Mittel 
und Wege zu einer koordinierten Energiepolitik, ABl. 35 vom 7.12.1957, S. 
547ff. 

114 Vgl. das „Protokoll eines Abkommens betreffend die Energiefragen der Ge- 
meinschaften", abgeschlossen auf der 94. Tagung des Besonderen Ministerrates 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl am 21.4.1964 in Luxem- 
burg, ABl. 69/64/EWG vom 30.4.1964, S. 1099ff. Darin wird die Förderung der 
Produktion von Kohlenwasserstoffen in der Gemeinschaft zu niedrigen und sta- 
bilen Preisen ausdrücklich genannt. Vgl. auch Mitteilung der Kommission an 
den Rat von 1968 über die erste Orientierung für eine gemeinsame Energiepoli- 
tik, Dok. 197/68-1. 

115 Vgl. Schreiben des Unternehmensverbandes Ruhrbergbau vom 15.5.1962 an den 
Präsidenten der EWG-Kommission Walter Hallstein). Kurze Zusammenfassung 
in: von der Groeben, Aufbaujahre der europäischen Gemeinschaft, S 327. 

116 Protokoll zum Abkommen über die Energiepolitik vom 21.4.1964. 
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Die Forcierung des Erdöls und die 1973 akute „Ölkrise" konnten 
keine dauerhaften Impulse für eine gemeinsame supranationale Ener- 
giepolitik liefern. Lediglich die Abhängigkeit von einer Energieform 
wurde sehr deutlich aufgezeigt und hat in der Folge dazu geführt, das 

118 

bewusst andere Energieträger ausgebaut bzw. gefördert , die Ener- 
gieeinsparung ein Anliegen wurde und der Anteil am Erdölenergieim- 
port dadurch abnahm. 

Dennoch kann die Tagung des Rates vom 22. Mai 1973 als Ge- 
burtsstunde des gemeinschaftsrechtlichen Energierechts gesehen 
werden. 119 Auf Grundlage der Kommissionsvorschläge 120 und ange- 
sichts der akuten Energieversorgungsprobleme durch die Drosselung 
der Erdölförderung durch die OPEC-Staaten anlässlich des Jom-Kipur- 

121 

Krieges Israels mit arabischen Staaten ~ wurden vom Rat die Kom- 
missionsvorschläge angenommen. Diese sahen vor: 

Information der Kommission durch die Mitgliedstaaten über 
Einfuhren- und Ausfuhren von Kohlenwasserstoffen, 
Konzertierung zwischen Kommission und Mitgliedstaaten 
über die Versorgung der Gemeinschaft mit Kohlenwasser- 
stoffen, 

Einführung einer gemeinsamen Einfuhr- und Ausfuhrrege- 
lung für Kohlenwasserstoffe. 



117 Eine Reaktion von verschiedenen arabischen Staaten auf den „Jom-Kippur- 
Krieg", Beginn 6.10.1973 sowie zur Durchsetzung von höheren Marktpreisen 
gegenüber den Ölkonzernen und zur selbständigen Festsetzung von Fördermen- 
ge und Rohölpreis durch die Förderstaaten. 

118 Insbesondere bis zu Beginn 1980 die Wasserkraft und Kernkraft. Seither vor 
allem verstärkt wird das Erdgas forciert und seit Beginn der 1990er Jahre die 
Erneuerbaren Energieträger und die Erdwärme. 

119 Vgl. auch Verordnung 1056/72/EWG des Rates vom 18.5.1972 über die Mittei- 
lung der Investitionsvorhaben von gemeinschaftlichem Interesse auf dem Erdöl- 
, Erdgas- und Elektrizitätssektor an die Kommission I ABl. L 120 vom 
25.5.1972, S. 7ff. „Die Einführung einer gemeinsamen Energiepolitik gehört zu 
den Zielen, die sich die Gemeinschaften gesetzt haben" (1. Erwägungsgrund). 

120 Vgl. z.B. Bull-EG 6-1973, Beilage). 

121 Beginn am 6.10.1973. Am 19.10.1973 verhängen die OPEC-Mitgliedstaaten auf 
Vorschlag Saudi Arabiens einen Lieferboykott gegen die USA u.a. wegen deren 
israelfreundlichen Haltung. Dieser Lieferboykott wird auch auf die europäi- 
schen Staaten ausgedehnt, gefolgt von einer drastischen Preiserhöhung und Re- 
duzierung der Fördermengen. 
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Diese Vorschläge der Kommission wurden auf Grundlage von Art 

1 22 

133 (ex-Art. 113 - Gemeinsame Handelspolitik) EGV beschlossen 
und den Besonderheiten und Erfordernissen der Energiepolitik Rech- 

. 123 

nung getragen. 

Bereits zuvor gab es aus 1968 eine gemeinschaftsrechtliche Ver- 
pflichtung der Mitgliedstaaten zur Haltung von Mindestvorräten an 
Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen. 124+125 

Die auf Grundlage des oben zitierten Ratsbeschluss in der Folge 
angenommenen Sekundärrechtsakte und die Änderungen in den 
Gründungsverträgen sowie das Hinzutreten von internationalen Ver- 
pflichtungen bilden die historische Grundlage für die heutige Energie- 
politik der Gemeinschaft. Dabei spielt auch die Erklärung der Staats- 
und Regierungschefs zur Energiepolitik anlässlich der Konferenz in 

1 26 

Dublin am 10. und 1 1. März 1975 eine wesentliche Rolle. 

Dabei wurde für die „neue energiepolitische Strategie der Gemein- 
schaft" kurz-, mittel- und langfristig vor allem auf folgende Maßnah- 

127 

men gesetzt: 

rationelle Verwendung der vorhandenen Brennstoffe, 
Energieeinsparungen 1 



l2 - Art III-217 VV. 

123 Vgl. auch die RL des Rates 73/238/EWG, ABl. 228, S. 1 vom 16.8.1973 über 
Maßnahmen zur Abschwächung der Auswirkungen von Schwierigkeiten bei der 
Versorgung mit Erdöl und Erdölerzeugnissen. Gestützt wurde diese Richtlinie 
insbesondere auf Art 103 (Art 99 EGV) EWGV, der Maßnahmen für eine koor- 
dinierte Konjunkturpolitik als Angelegenheit gemeinsamen Interesses bezeich- 
nete. 

124 Richtlinie des Rates 68/414/EWG vom 20.12.1968, ABl. 308, S. 14 vom 
23.12.1968 zur Verpflichtung der Mitgliedstaaten der EWG, Mindestvorräte an 
Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu halten. Gestützt wurde diese Richtlinie 
insbesondere auf Art 103 E(W)GV (nunmehr Art 99 EGV bzw. 111-71 VV). 

125 Als Erdölerzeugnisse gelten gemäß dieser RL (Art 2): Motorbenzin, Flugzeug- 
brennstoffe, Gasöl, Dieselöl, Leuchtöl, Flugturbinenkraftstoff auf Petroleumba- 
sis und Heizöl. 

126 Vgl. Bull-EG. 3-1975, 2252, S. 51. Das Zusammentreten der Staats- und 
Regierungschefs in Dublin war auch die Geburtsstunde des „Europäischen 
Rates" und hat damit eine historisch bedeutende Rolle gespielt. 

127 Vgl. dazu z.B. die Entschließung des Rates vom 17.9.1974 betreffend eine neue 
energiepolitische Strategie für die Gemeinschaft, ABl. C 153, S. lf sowie die 
Mitteilung der Kommission an den Rat über die "Energielage in der Gemein- 
schaft und in der Welt", Vorgelegt dem Rat am 13.3.1978, Bull-EG 3-1978, 
2.1.86, S. 63. 

128 Vgl. Tabelle 46 (Seite 291) „Energieverbrauch in der BRD" im Anhang II als 
Beispiel. 
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Stärkung der Versorgungssicherheit durch 
^ Entwicklung der Kernenergie 

> Entwicklung der Vorkommen an Kohle und anderen 
festen Brennstoffen 

> Aufteilung der Energieimporte auf mehrere Erzeuger- 
länder und Energieträger. 

Berücksichtigung des Umweltschutzes 

Der Gesamtbedarf an Primärenergie in der Gemeinschaft wurde 
von der Kommission in einer ersten Erhebung durch eine Schätzung 
festgestellt und wesentliche Einsparungspotentiale und Substitutions- 
möglichkeiten aufgezeigt. Nach dieser Erhebung wurden 1973 in der 
Gemeinschaft folgende Aufteilung der Mitgliedstaaten auf die Primär- 
energieträger vorgenommen: 

Tabelle 04 

Anteil der Primärenergieträger am EU-Gesamtenergieverbrauch 





Schät- 


Ziel - Abhängigkeit 


Stand 


Stand 




zung 


1985 


2000' 29 


2000 130 




1973 


Erdöl- 


Erdöl- 










Reduktion 


Reduktion 










50% 


60% 






Feste Brennstoffe 


22,6 


17 


17 


16 


18,5 


Erdöl 131 


61,4 


49 


41 


42 


38,4 


Erdgas 


11,6 


18 


23 


21 


22,6 


Erneuerbare 


3 


3 


3 


6 


5,8 


Energie 132 












Kernenergie 


1,4 


13 


16 


15 


14,4 


Sonstige 










0,3 


Gesamt 


100 


100 


100 


100 


100 



Siehe auch Tabelle 1 1, 33 und 42 



129 Quelle 2000: Jürgen Grunwald, a.a.O., S. 309, EU- 15 

130 Quelle: KOM (2004) 366 vom 26.5.2004, S. 10, EU-25. Der Verbrauch an Erdöl 
soll bis 2030 nicht weiter steigen. Der Anteil an Kernenergie sinken. Der Erd- 
gasanteil und der Anteil erneuerbarer Energien jedoch wesentlich steigen (KOM 
in Grünbuch (2000) 769 endg. vom 29.1 1.2000, 3. Teil, I, B. b. 

131 Nach anderen Schätzungen betrug die Abhängigkeit der Gemeinschaft vom 
Erdöl im Jahr 1973 über 63% - vgl. dazu auch die Aufzählung in Bull-EG, 5- 
1973, 249, S. 51 über den Verbrauch in der „Neunergemeinschaft". Die Erdöl- 
importe sollten von 1973 rund 640 Mill. Tonnen ROE auf 1985 rund 540 Mill. 
Tonnen ROE reduziert werden - ABl. C 153, S. 4 vom 17.12.1974. 

132 1973 wird als erneuerbare Energiequellen von der Kommission nur die Wasser- 
kraft und die Erdwärme genannt. 
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Wie aus dieser Tabelle ersichtlich wird, sollte vor allem die Ab- 
hängigkeit vom Erdöl bis 1985 wesentlich reduziert werden. Diese 
Erdölabhängigkeit sollte durch eine Diversifizierung auf die damals 
als wichtigsten und zur Verfügung stehenden Primärenergieträger 
Erdgas (+ 6,4 bzw. +1 1 ,4%) und den Ausbau der Kernenergie (+ 11,6 
bzw. +14,6%) erfolgen. Den erneuerbaren Energieträgern (außer der 
Wasserkraft) wird 1973 von der Kommission noch kein Wachstums- 
potential bis 1985 zuerkannt (+/- 0%). 133 

Die Stärkung der Kernenergie wird in der oben genannten Ent- 
schließung des Rates auch als Ziel (insgesamt 35% Anteil an der 
Erzeugung elektrischer Energie bis 1985) neben der Verminderung des 
Energieverbrauchs ausdrücklich genannt. 

Obwohl in der Entschließung des Rates vom 13.2.1 975 134 eine 
Förderung des Steinkohleabbaus, der Braunkohleförderung und 
Torfproduktion zur Energiegewinnung dargestellt wird, ergibt sich 
doch aus der oben und nachfolgend ausgeführten Tabelle, dass die 
festen Brennstoffe zugunsten der Kernenergie und des Ausbaus 
eigener Ressourcen an Kohlenwasserstoffen reduziert werden sollten 

1 35 

und im Rückblick gesehen auch wurden. " Dies ist u.a. zurückzufüh- 
ren auf die im Vergleich höhere Umweltverschmutzung, den geringe- 
ren Brennwert, die kompliziertere Beförderung und den notwenigen 
größeren Lagerraumbedarf. Ebenso auf den, zumindest im privaten 
Bereich, früher aufwändigere personellen Einsatz zur Wärmegewin- 
nung. 

Dazu trug sicherlich auch die „wirtschaftliche Erschöpfung" der 
bisherigen Lagerstätten des Kohleabbaus bei. Im Vergleich zu interna- 



Wenn diese auch in einem Kommissionsvorschlag 1977 noch neben der Kohle- 
verflüssigung genannt werden. ABl. C 138, S. 5ff vom 11.6.1977. 
Entschließung des Rates vom 13.2.1975 betreffend Maßnahmen zur Erreichung 
der vom Rat am 17.12.1974 festgelegten Ziele der gemeinschaftlichen Energie- 
politik, Bull-EG 2-1975, 2257, S. 51. 

Das ursprünglich im Art 4 lit. c EGKS-Vertrag vorgesehene Verbot von Beihil- 
fen musste 1965 durch ein auf Art 95 EGKS-Vertrag gestütztes System der 
Gemeinschaftsbeihilfen abgelöst werden. 1973 musste sogar durch die Ent- 
scheidung 73/287/EGKS der Kommission die Beihilfen für die Kokskohle und 
Koks ergänzt werden (ABl. L 259 vom 15.9.1973, S. 36). Die „Kohlekrise" (ein 
zuviel an teurer gemeinschaftlicher Steinkohle ohne entsprechende Nachfrage 
und Billigimporte aus Drittstaaten) konnte trotz dieser bis heute anhaltenden fi- 
nanzieller Maßnahmen und der Reduzierung der Förderkapazitäten nicht besei- 
tigt werden. 
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tionalen Abbauregionen und -Situationen ist die Kohleförderung in der 
EU derzeit nicht mehr rentabel. 



[Tabelle 05 



Steinkohlemarkt 1975 - 2000 (EU- 15) 


In Mio. T 


1975 


1985 


1990 


1995 


1998 


1999 


2000* 


Förderung 
EU-15 


268 


217,4 


197 


136 


108 


100 


85 


Verbrauch 


327 


343 


329 


280 


263 


253 


243 


Import 


59 


114 


132 


137 


145 


150 


154 



♦Schätzung. 

Quelle: Kommission, Grünbuch: Hin zu einer europäischen Strategie für E- 
nergieversorgungssicherheit, Anlage, Anhang 3, Pkt. 2.1. 



Ein Blick auf die Energiepreise in der BRD über 10 Jahre zeigt 
auch die wirtschaftliche Notwendigkeit und Zwang der Substituierung 

1 ^6 

von Mineralöl (neben der Endlichkeit der Lagerstätten): 

Tabelle 06 



Entwicklung der Energiepreise in der BRD 1975 - 1983 




Einheit 


1973 


1974 


1975 


1979 


1980 


1981 


1982 


1983 


1983/1973 


Rohölpreis 137 


$/Barrel 


3,00 


11,28 


11,02 


18.67 


30,87 


34.5 1 


33.32 


29.30 


+876,7% 


Einfuhrpreis 
Kraftwerkskohle 


DM/t 
SKE 


51.00 


82,00 


82,00 


90,00 


1 10,00 


1 64,00 


169,00 


146,00 


+186,3% 


Einfuhrpreis 
Kokskohle 


DM/t 
SKE 


70,90 


1 18,50 


151,30 


1 17,50 


123,70 


179,00 


192,80 


173,70 


+ 144,4% 


Inlandspreis 
Kraftwerkskohle 


DM/t 
SKE 


89,4 


110,26 


1 32,00 


170,17 


195,33 


221,33 


237,25 


245,00 


+ 174,0% 


Inlandspreis 
Kokskohle 


DM/t 
SKE 


96,90 


122,50 


144.00 


171,00 


195.00 


212,00 


228,00 


235,00 


+ 142,5% 


Einfuhrpreis 
Rohöl 


DM/t 


71,93 


223,87 


222.96 


278,47 


455,61 


619,41 


616,36 


579,20 


+705,2% 


Einfuhrpreis 

Erdgas 138 


Pf/Nm 3 


4,28 


5,21 


8,28 


13,3 


19,38 


27,58 


32,69 


31,56 


+637,4% 


Inlandpreis 

Erdgas 13 " 


Pf/m 3 


1 1,71 


13,48 


17,77 


22,05 


26,42 


37,65 


47,65 


46,90 


+300,5% 


Inlandpreis 
Elektrizität 140 


Pf/kWh 


9,84 


10,63 


12,18 


12,90 


13,77 


15,40 


16,80 


1 7,30 


+75,8% 



Im Vergleich zum Jahr 2000 wird aufgezeigt, dass die Abhängig- 
keit von Erdölimporten tatsächlich das Reduktionsziel von 41% fast 
erreicht hat (42%). Dies wurde vor allem durch verstärkte Erdgasim- 



Quelle: Staatslexikon, 7. Auflage, Band 2, S. 262. 
Durchschnitt ab Förderländer. 
In Pfennig/Normkubikmeter. 
Durchschnittserlöse insgesamt. 
Durchschnittserlöse insgesamt. 
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porte, den Ausbau der Kernenergie und die Energieeinsparung 141 
erreicht. 

Noch wenig Anteil an dieser Reduktion der Abhängigkeit aber 
immerhin eine Verdoppelung des Einsatzes ist bei den erneuerbaren 
Energieträgern zu sehen. 





Tabelle 07 


Mineralölverbrauch weltweit nach Regionen 


1978 bis 2003 




(in Millionen Barrel) 





l> William Saldi 



Asien/Pazifik 



Mittlerer Osten 



Europa 

Mittel- urd Zenüalarnerika 



Nordamerika 



73 TP » 31 31 3] 34 3j 36 31 33 M TO PI P3 TO W M P6 P7 P3 W 3 CCD DI DJ CD 

Quelle: BP Statistical Review of World Energy June 2004., S. 1 1 



In absoluten Zahlen jedoch betrug der gesamte Energieverbrauch 
in der Gemeinschaft im Jahr 2000 rund 1400 Mill. Tonnen ROE. 142 
Dass eine solche Reduktion überhaupt ermöglicht wurde, wird im 
Lichte der oben angeführten Tabelle 06 sichtbar, nach welcher aufge- 
zeigt wird, dass der Rohölpreis von 1973 bis 1983 um über 700% 
angestiegen ist. Gefolgt von den Preisen für Erdgasimporten welche 
um über 637% angestiegen sind. 



141 Der Anteil der Energieeinsparung wurde noch 1983 auf ca. drei Fünftel und der 
Einsparung durch die rückläufige Wirtschaftsproduktion energieintensiver Pro- 
dukte etc. auf zwei Fünftel geschätzt - Quelle: Staatslexikon, 7. Auflage, Band 
2, S. 266. Die Kommission geht von einem Energieeinsparungspotential von 
2001 auf 2010 von 22% aus (KOM 2001, 226 endg. vom 1 1.5.2001, Pkt. 4.2). 

142 Quelle 2000: Jürgen Grunwald, a.a.O., S. 309. Siehe auch Tabelle 43 im Anhang 

n. 
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Im Rahmen der OECD wurde als Reaktion auf die Energiever- 
knappung am 18.11.1974 die Internationale Energie-Agentur gegrün- 
det und das Übereinkommen über ein Internationales Energiepro- 
gramm abgeschlossen. 143 Das Übereinkommen über ein internationales 
Energieprogramm sollte eine neuerliche Energiekrise durch Bevorra- 
tung und einen Verteilmechanismus verhindern bzw. die Auswirkun- 
gen abfedern. 144 



In der Entschließung des Rates " aus 1980 für die energiepoliti- 
schen Ziele für 1990 wird die oben genannte Energiepolitik weiterge- 
führt. 

Die genannten Ziele lauten nun: 

Verringerung der Abhängigkeit der Gemeinschaft von Ener- 
gieeinfuhren auf 50%, 

Verringerung des Verhältnisses zwischen Zuwachsrate des 
Energieverbrauchs und der Zuwachsrate des BIP auf 0,8, 
Begrenzung des Erdölverbrauchs, 

Begrenzung der Netto-Erdöleinfuhren auf den Stand von 
1978. 146 



Der Kommission wurde zur Orientierung in dieser Entschließung 
vorgegeben: 

Verringerung des Verhältnisses des Bruttozuwachses an 
Primärenergie und des BIP auf 0,7 oder weniger, 
Senkung des Erdölverbrauches auf etwa 40% des Brutto- 
verbrauches an Primärenergie, 



Abkommen vom 18.11.1973. Unterzeichnerstaaten: Belgien, Dänemark, BRD, 
Irland. Italien, Japan, Kanada, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Schweden, 
Schweiz, Spanien, Türkei, Vereinigtes Königreich, USA. Das Fehlen Frank- 
reichs in dieser Aufzählung als Unterzeichnerstaat ist auf dessen eigenständige 
und unabhängige Politik mit den arabischen Staaten zurückzuführen. 
Diese internationale Übereinkommen überlagert teilweise die RL 68/414/EWG. 
Die mögliche Bevorratung der OECD-Mitgliedstaaten beträgt etwa 4 Milliarden 
Barrel, davon alleine die USA mit rund 700 Millionen Barrel Lagermöglichkei- 
ten (als nationale Strategiesche Ölvorräte). 

Entschließung des Rates vom 9.6.1980 über die energiepolitischen Ziele der 
Gemeinschaft für 1990 und die Konvergenz der Politik der Mitgliedstaaten, 
ABl. C 149, S. 1 vom 18.6.1980. 
472 Mill. Tonnen ROE. 
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Deckung des Primärenergieverbrauchs für die Elektrizitäts- 
erzeugung zu 70 bis 75% durch feste Brennstoffe und Kern- 
energie, 

Förderung erneuerbarer Energieträger, 

Förderung einer Energiepreispolitik, die mit den gemein- 
schaftlichen Energiezielen vereinbar ist. 147 

Dabei setzen die drei größten EG-Mitgliedstaaten, Frankreich, 
Deutschland und das Vereinigte Königreich, bis heute auf ganz unter- 
schiedliche nationale Energiewirtschaftskonzepte. 

Das französische Energiekonzept basierte dabei wesentlich auf der 
Kombination der friedlichen und militärischen Nutzung von Kern- 
spaltprodukten. Das deutsche auf einer möglichst breiten Nutzung 
verschiedenster Energieträger, wobei der Steinkohle und später dem 
Erdöl und Erdgas besondere Bedeutung zukam bzw. noch zukommt. 
Im Vereinigten Königreich wird vor allem die Nutzung von Erdöl- und 
Erdgasprodukten forciert. 

Diese unterschiedlichen Konzepte spiegeln sich auch in der Infra- 
struktur der Energieerzeugungsanlagen wieder und hatten weitgehen- 
den Einfluss auf die gemeinschaftsweite Liberalisierung des 
Energiebinnenmarktes. 



Tabelle 08 

Verteilung der Haupt-Primärenergieträger am EU-25-Gesamtverbrauch 2003 



(Angaben in Millionen Tonnen in Öl-Äquivalent und Prozentanteile davon) 





Mineral- 
öl 


Erdgas 


Kohle 


Kern- 
energie 


Wasser- 
kraft 


Gesamt 


Gesamt 

% 


Gesamt- 
verbrauch 

in to/pro 
Einwohner 


Belgien* 


34,8 


14,4 


6,5 


10,8 


0,5 


67,0 


3,82 


6,59' 


Dänemark 


9,3 


4,7 


5.7 






19,7 


1,12 


3.73 


Deutschland 


125,1' 


77,0 2 


87,1' 


37,3 


5,7 


332,2' 


18,94 


4,05 


Finnland 


1 1.4 


4 


5.8 


5,5 


2,1 


28. S 


1.64 


5,61 


Frankreich 


94.2 


39.4 


12.4 


99,8' 


14.8 


260,6 2 


14.85 


4.46 


Griechenland 


20.') 


2.1 


10.3 




1.2 


34.5 


1,96 


3.29 


Irland 


8,4 


3,7 


1,6 




0,2 


13,9 


0,79 


3,82 


Italien 


92, P 


64,5 3 


15,3 




10 


181,9 


10,37 


3,17 


Litauen 


2,5 


2,8 


0.1 


3,5 


0,2 


9,1 


0,52 


2,46 


Luxemburg* 


* 


* 








# 






Niederlande 


44,5 


35,4 


9,2 


0,9 




90,0 


5,13 


5,77 2 


Österreich 


14.3 


7,7 


3,0 




6,9 


3 1 .9 


1,82 


3.95 



Vgl. dazu die Ziele in ABl. C 149, S. 3ff vom 18.6.1980. 
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Polen 


20,5 


1 1,3 


58,8 : 




0,7 


91.3 


5.20 


2.36 


Portugal 


16.6 


2.7 


3,9 




3.6 


26.8 


1,53 


2,69 


Slowakei 


3,7 


6,4 


4,1 


4,1 


0,8 


19,1 


1,09 


3,55 


Spanien 


75,5 


21,5 


20,6 


14,0 


9,9 


141,5 


8,07 


3,60 


Schweden 


15,8 


0,7 


2.2 


15,5 3 


12.1 3 


46,3 


2,64 


5,23 


Tschechei 


8,6 


8,1 


20.5 


5.9 


0,4 


43,5 


2,48 


4,22 


Ungarn 


6,2 


1 1,7 


3,3 


2,5 




23,7 


1,35 


2,37 


Vereinigtes 
Köni streich 


76,8 


85,7' 


39,1 3 


20,1 2 


1,3 


223,0 3 


12,71 


3,79 


Rest Europa 
und Eurasien 


23,5 


12,4 


15,7 


1,6 


16,4' 


69,6 


3,97 




Gesamt 


704,70 


416,20 


325.20 


221.50 


86,80 


1754,40 


100 




Gesamt % EU 


40.16 


23,72 


18,54 


1 2,63 


4,95 


100 






Gesamt Welt 


3636.6 


2331,9 


2578.4 


598,8 


595.4 


974 1 . 1 






Gesamt % 
EU-Verbrauch 
-Weltv. 


19,38 


17,85 


12,61 


36,99 


14,58 


18,01 







Quelle: BP Statistical Review of World Energy June 2004., S. 37, neu zusammen gestellt vom Autor. 
Rundungsfehler der Ursprungsstatistik wurden korrigiert. 
*Belgien und Luxemburg sind unter „Belgien'" zusammengefasst. 
Siehe auch Tabelle 03, 20 und 50. 



Die oben stehende Tabelle zeigt deutlich die Abhängigkeit einiger 
großer, mittlerer und kleiner Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
von bestimmten Energieträgern. 

Dabei zeigt sich vor allem für fast alle EU-Mitgliedstaaten eine 
immer noch bestehende Abhängigkeit von Energieimporten. Insbeson- 
dere immer noch von Mineralöl (40,16%). Diese wurde zwar in den 
letzten Jahrzehnten wesentlich verringert, jedoch nur auf andere 
Energieträger, die importiert werden müssen - Erdgas und Uranerze, 
verlagert. 

Die Abhängigkeit von einem bestimmten Energieträger reicht z.B. 
von 0,7% für Erdgas in Schweden bis zu 85,7% im Vereinigten König- 
reich. Polen ist zu 58,8% von Kohleverbrennung abhängig, während in 
Frankreich gerade 12,4% und in Litauen gar nur 0,1% verbrannt 
werden. 

Langfristig rechnet die Kommission mit einer wesentlichen Verän- 
derung der Energieerzeugung in den nächsten 25 Jahren. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



4 * 

£48? 

Ä * 



Tabelle 09 



Entwicklung der Energieerzeugung der EU-30 bis 2030 

(in Mio t ROE) 



EU-30 Energieerzeugung 

1250 



250 




■"„■ ■"„■ ^; ■"„■ ^; ■"„■ ■ Feste b ren nstoffe 

1 V- ".^ ".^ ".^ ".^ ".^ V- ".^ ".^ 



Erneuerbare Energie 

Kernkraft 

Erdgas 

Erdöl 



1990 



2000 



2010 



2020 



2030 



men", S. 10, 2002, ISBN 92-894-1347-6. Siehe auch Tabelle 12, 24, 43 und 44 



Diese Veränderung der Energieerzeugung trifft auf eine gleichzei- 
tige Steigerung des Endenergieverbrauchs (siehe Tabelle 04, 11, 33 
und 42). Zudem sind die wenigen einheimischen Ressourcen (Erdöl, 
Erdgas, Kohle, Uranerze) bereits derzeit nicht mehr wettbewerbsfähig. 

Inwieweit die verringerte Energieerzeugung 2030 durch andere 
Maßnahmen, z.B. Energieeffizienz, Energieeinsparungen etc. abgefan- 
gen werden kann, ist derzeit noch offen. Falls bis dahin entsprechende 
Technologien fehlen kann dies wohl nur durch Energieimporte ge- 
schehen. 148 



Aus der Notwendigkeit das Energierecht auf Gemeinschaftsebene 
zu koordinieren und den spätestens Anfang der siebziger Jahre sichtbar 
werdenden Umweltproblemen, wurden verschiedenste gemeinschafts- 
rechtliche Aktionen entwickelt. Diese beginnen bei der rationellen 
Verwendung von Energieträgern zur Energieeinsparung durch Emp- 
fehlungen 149 , Richtlinien 1 0 und Verordnungen 151 , sekundär ursprüng- 



Siehe unten Tabelle 10 (Seite 50). 

Vgl. dazu z.B. die Empfehlung des Rates 77/712/EWG vom 25.10.1977 betref- 
fend der Heizungsregulierung, Warmwassererzeugung und Wärmemenge in 
Neubauten, Empfehlung des Rates 77/713/EWG vom 25.10.1977 betreffend die 
rationelle Energienutzung in Industriebetrieben, Empfehlung des Rates 
77/714/EWG vom 25.10.1977 betreffend der Einsetzung beratender Organe und 
Ausschüsse in den Mitgliedstaaten zur Förderung der kombinierten KWK und 
der Valorisierung der Abwärme. ABl. L 295 vom 18.1 1.1977, S. lff 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



lieh auch zum Schutz der Umwelt, " der Gewährleistung der Versor- 

153 

gungssicherheit, der Förderung von benachteiligten Regionen , F&E 
Rahmenprogramme 154 und vielen anderen Maßnahmen und Maßnah- 
menbündeln. 155 

Noch im Jahr 1988 hat der Rat eine Empfehlung zur stärkeren Nut- 
zung erneuerbaren Energien in der Gemeinschaft auf Grundlage des 
Art 308 (235) EGV 156 abgestellt. 157 Eine eindeutige primärrechtliche 
Grundlage für die Verabschiedung gemeinschaftsrechtlicher Rechts- 
akte gab es bis 1993 nicht. Art 103r idF des EWG-Vertrags nach der 

158 

Einheitlichen Europäischen Akte (EEA), ~ der eine solche Möglich- 



150 Vgl. dazu z.B. Richtlinie 73/238/EWG des Rates über Maßnahmen zur Ab- 
schwächung der Auswirkungen von Schwierigkeiten bei der Versorgung mit 
Erdöl und Erdölerzeugnissen, ABl. 228, S. 1 vom 16.8.1973. 

151 Vgl. dazu z.B. die Verordnung 388/75/EWG des Rates vom 13.2.1975 über die 
Mitteilung der Ausfuhr von Kohlenwasserstoffen nach Drittländern an die 
Kommission, ABl. L 45, s. 1 vom 19.2.1975. 

152 Vgl. dazu z.B. Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 22.11.1973 über ein Aktionsprogramm 
für den Umweltschutz, ABl. C 1 12 vom 20.12.1973. 

153 Vgl. dazu z.B. die Verordnung 3301/EWG des Rates vom 27.10.1986 zur Ein- 
führung eines Gemeinschaftsprogramms zur Entwicklung bestimmter 
benachteiligter Regionen der Gemeinschaft durch die Erschließung des 
endogenen Energiepotenzials (VALOREN-Programm), ABl. L 305, S. 6ff vom 

154 ¥gll(älää86.B. die Entschließung des Rates vom 25.7.1983 über das erste Rah- 
menprogramm 1984 - 1987 für die Tätigkeit der Gemeinschaft im Bereich For- 
schung und Entwicklung und Demonstration. ABl. 208, S. lff vom 4.8.1983. In 
diesem ersten Rahmenprogramm wurden von insgesamt 3750 ECU immerhin 
47,2% für - die Entwicklung der Kernenergie, 

die kontrollierte Kernfusion, 

die Entwicklung regenerativer Energiequellen und 

die rationellere Energieverwendung reserviert. 

155 Insbesondere nunmehr besonders zur Förderung erneuerbarer Energieträger in 
der Gemeinschaft. 

156 Vgl. nunmehr Art 17 VV. 

157 Vgl. auch die Empfehlung des Rates vom 24.5.1983 an die Mitgliedstaaten zur 
Förderung von Investitionen zur Verwendung von festen Brennstoffen in öffent- 
lichen Gebäuden und in Fernheizanlagen, ABl. L 140, S. 26. Diese wurde da- 
mals mangels Kompetenzgrundlage richtigerweise auf Art 308 (235) EGV ge- 
stützt. In der Entschließung zum Umweltschutz vom 7. Februar 1983 (ABl. C 
46 vom 17.2.1983, S. lff) wurde diese noch vom Rat und den im Rat vereinig- 
ten Vertretern der Mitgliedstaaten abgegeben. 

158 Nunmehr Art 99 EGV bzw. Art 111-71 VV. 
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keit eröffnen hätte können, wurde durch die Erklärung der Staats- und 
Regierungschefs im Anhang zur EEA wieder eingeschränkt. 159 

Die Zukunft der Energiepolitik deutet auf eine weitere Vergemein- 
schaftung hin. Dies wird vor allem durch Sachzwänge gefördert. 

Einerseits ist ein Ende der Förderung fossiler Brennstoffe abseh- 
bar 160 und wird sich der Marktpreis bei Überschreiten der Förderkapa- 
zitätsgrenzen kontinuierlich steigern. Andererseits wird die Energie- 
nachfrage weltweit zukünftig wohl kaum sinken und die Importabhän- 
gigkeit weiter ansteigen. Die Kommission ist der Ansicht, dass diese 
Importabhängigkeit der Union bis 2030 auf fast 70% ansteigen wird. 161 

Tabelle 10 
(Angaben in Mio t ROE) 

EU-30 Energiebilanz 

2400J 




Quelle: Kommission in KOM-Dok: „Energie, unsere Abhängigkeit in den Griff be- 
kommen", S. 8, 2002, ISBN 92-894-1347-6. 

Zudem gelangen in den nächsten 10 Jahren in den EU- 15 Mitglied- 
staaten sehr viele konventionelle und nukleare Kraftwerke im Elektri- 
zitätssektor an das Ende der Lebensdauer/Betriebsdauer und müssen 

1 62 

ersetzt werden. In den zehn Beitrittsländern der fünften Erweite- 
rungsrunde vom 1.5.2004, insbesondere den mittel- und osteuropäi- 



„Die Konferenz stellt fest, dass die Tätigkeit der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes sich nicht störend auf die einzelstaatliche Politik der Nut- 
zung der Energieressourcen auswirken darf". 

160 In ca. 50 Jahren nach KOM-Dok: „Energie, unsere Abhängigkeit in den Griff 
bekommen", S. 5, 2002, ISBN 92-894-1347-6. 

161 KOM-Dok: „Energie, unsere Abhängigkeit in den Griff bekommen", 2002, 
ISBN 92-894-1347-6. 

162 KOM-Dok: „Energie, unsere Abhängigkeit in den Griff bekommen", S. 6, 2002, 
ISBN 92-894-1347-6. 
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sehen Mitgliedstaaten, sind viele der verwendeten Anlagen veraltet, 
ineffizient und emittieren unverhältnismäßig viele Schadstoffe. 

Dadurch besteht die Chance aber auch das Risiko langfristige Wei- 
chen für die Energiezukunft und die Umwelt nachhaltig und nur 
schwer reversibel zu verändern. 
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4. 

Erneuerbare Energien 1 



Die Energiepolitik eines Staates und der Europäischen Gemein- 
schaft ist einer der Schlüsselfaktoren 

für eine nachhaltige Entwicklung, die Entwicklung des 

Marktes, Wachstum und Beschäftigung und 

zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen und 

zur Erhaltung der Integrität des europäischen Binnenmark- 



Dennoch wurde auch im durch die EEA eingeführten Binnen- 
marktkonzept der Energiesektor im speziellen nicht zu einer Kompe- 
tenzgrundlage der EWG. 



Tabelle 1 1 





Bruttoinlandsverbrauch EU-15 und 




der Anteil an Erneuerbaren Energien 






je Mit 


gliedstaat 






Gesamt- 


Erneuerbare Energien 




Bruttoinlandsverbrauch 


Bruttoinlandsverbrauch 




in kg/ROE 


in kg/ROE 


in kg/ROE 


in % 




1991 


2000 


2000 


2000 


A 


27007 


28409 


6578 


23,2 


B 


49493 


57161 


731 


1,3 


DK 


19887 


19635 


2076 


10,6 


D 


347163 


339278 


9389 


2,8 


E 


94132 


122582 


6994 


5,7 


F 


235847 


256905 


17079 


6,7 


GB 


215444 


229969 


2620 


1,1 


GR 


22414 


28076 


1403 


5,0 


I 


156737 


175639 


12273 


7,0 


IRL 


10245 


14029 


258 


1,8 


L 


3773 


3628 


57 


1,6 


NL 


69938 


75601 


1622 


2,1 


P 


17051 


24131 


3131 


13,0 


S 


48559 


47534 


14584 


30.7 


SF 


28936 


32619 


7799 


23.9 


EU-15 


1 346 626 


1 455 196 


86 594 


6,0 



Quelle: Eurostat. Siehe auch Tabelle 04, 33 und 42. 



Grundsatzdokument: Entschließung des Rates vom 8.6.1998 über erneuerbare 
Energieträger, ABl. C 198 vom 24.6.1998, S. 1. 

Vgl. dazu ABl. C 138 vom 17.5.1993, Einleitung, Pkt. 19 und 21. Bereits Art 6 
Abs. 1 der Europäischen Energiecharta 1991 verpflichtet die Parteien auf eine 
Verringerung von Marktverzerrungen und Wettbewerbsbeschränkungen hinzu- 
wirken. 
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Die erneuerbaren Energien sollen die Versorgung einer wachsen- 
den (Welt)Bevölkerung mit ausreichenden und wettbewerbsfähigen 
Energieträgern sicherstellen, unter gleichzeitiger Schonung der natür- 
lichen Ressourcen und der Umwelt. Die notwendige Koordination, 
Zusammenarbeit und langfristige Planung unter Berücksichtigung von 
internationalen Abkommen ist bilateral zwischen Nationalstaaten 
kaum mehr möglich und bedarf einer übergeordneten Einrichtung, um 
die nachhaltige Entwicklung mittel- und langfristig zu gewährleisten. 



Tabelle 12 



Erzeugung elektrischer Energie aus erneuerbaren Energien 

(inGWh) 



(EU-25) 


1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


Veränderung 
2001/2002 


Photovoltaik 


40 


61 


74 


109 


203 


263 


29,6% 


Wasserkraft 
< 1 MW 










9319 


9429 


1,2% 


Wasserkraft 
>1 bis< 10 MW 










33250 


29530 


-11,2% 


Wasserkraft 
> 10 MW 










312987 


257893 


-17,6% 


Holz, Holzabfälle 










22145 


25673 


15,9% 


Siedlungs- 
Abfallverwertung 








13516 


13812 


14524 


5,2% 


Biogas 










6595 


9297 


41,0% 



Quelle: Eurostat 



4.1 

Anwendungsbereiche Erneuerbarer Energien 

Das Hauptproblem bei der Anwendung der Erneuerbaren Energie- 
träger ist, 

^ dass diese vor allem dort vorhanden sind, wo sie nicht in dem 
notwendigen Maße gebraucht werden (Sonnenenergie in der 
Wüste) und, 

^ dass die Energiegewinnung in vielen Fällen in Zeiten fällt, da 
diese nicht gebraucht wird (Windenergie und Sonnenenergie 
wird vor allem im Sommer erzeugt aber im Winter wird Ener- 
gie in Europa vermehrt verbraucht). 
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Die weitgehend verlustfreie, längerfristige Speicherung von elekt- 
rischer Energie ist ebenso nach wie vor ein nicht gelöstes technisches 
Problem. 

Alle weiter unten angeführten erneuerbaren Energien werden in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union angewendet und unter- 
schiedlich gefördert. Die Förderungen sind dabei für Kleinwasser- 
kraftwerksanlagen meist am geringsten und bei Photovoltaikanlagen 
am höchsten. 165 Die Förderung kann gemäß der RL 2003/96/EG auch 
in der steuerlichen Entlastung oder Bevorzugung bestehen. 166 " 1 " 167 

Die nationalen Förderungen sind ein Teil der Entwicklung eines 
funktionierenden Energiebinnenmarktes (Elektrizitätsbinnenmarktes). 
Derzeit sieht die Europäische Union noch keine Notwendigkeit die 
Förderungen gemeinschaftsrechtlich zu harmonisieren. Dies insbeson- 
dere, weil noch zuwenig Erfahrungen mit den verschiedenen einzel- 
staatlichen Förderungsmodellen bestehen. 

Diese nationalstaatliche Verantwortung führt z.B. in Deutschland 
zu einer verstärkten Förderung von erneuerbaren Energien während 
der rot/grünen Koalitionsregierung, während im selben Zeitraum in 
Österreich unter der bürgerlich-liberalen Regierung die Förderungen 
stark reduziert wurden. Ab dem Jahr 2002 werden Photovoltaikanla- 
gen in Österreich nur noch so gering gefördert, dass eine Investition 
wirtschaftlich nicht mehr rentabel ist. Wie Österreich bis 2010 die 
verpflichtende Steigerung der Produktion an erneuerbaren Energien an 



Vgl. dazu die Übersicht für Deutschland in: Matthias Eichelbrönner in „Erneu- 
erbare Energien in der Stromversorgung", S. 217ff. 

Vgl. Art 16 Abs. 1 der RL 2003/96/EG, L 283 vom 31/10/2003 S. 51ff. Die 
Förderung kann zulässigerweise grundsätzlich bis zu 40% der Investitionskos- 
ten betragen. Werden erneuerbare Energieträger gefördert, die eine Insel oder 
eine ganze Gemeinschaft geschlossen und autark versorgen, kann die Förderung 
bis zu 50% betragen. Weitere Erhöhungen der Förderungen sind möglich, wenn 
das zu fördernde Unternehmen in einem speziellen Fördergebiet liegt. 
In besonderen Fällen kann die Förderung bis zu 100% betragen, sofern gegen- 
über der Kommission dargelegt werden kann, dass dies unbedingt notwendig ist 
und die Anlage keine sonstigen Förderungen erhält. Das so geförderte Unter- 
nehmen unterliegt besonderen Pflichten (Mitteilung der Kommission - Gemein- 
schaftsrahmen für staatliche Umweltschutzbeihilfen, ABl. C 37 vom 3.2.2001, 
E.3.2f). 

Siehe auch Vorabentscheidung des EuGH in der Rs. C-448/01 vom 4.12.2003 
über die Zulässigkeit der Bevorzugung eines Bieters bei der Vergabe eines Auf- 
trags für die Lieferung von Elektrizität und die Relativierung des Begriffs „wirt- 
schaftlich günstigstes Angebot". 
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der Elektrizitätserzeugung in Höhe von +8,1% erreichen will bzw. 

1 68 

noch erreichen kann, ist derzeit nicht absehbar. 

In Zukunft ist für diesen Bereich ein Gemeinschaftsrahmen ange- 
strebt. Die derzeitigen nationalen Förderungsmöglichkeiten werden 
dann mittel- und langfristig an den Gemeinschaftsrahmen angepasst. 169 

Die Kommission legt bei der Förderung erneuerbarer Energien im 
Rahmen einer gemeinschaftlichen Energiepolitik vor allem Wert auf 
eine Diversifizierung der Energieerzeugung zur Verminderung einer 
weiteren verstärkten Abhängigkeit von Energieimporten aus einigen 
wenigen Regionen der Welt und zur Umsetzung der Verpflichtungen 

1 70 

aus dem Kyoto-Protokolls. 



4.1.a 
Biomasse 

Unter "Biomasse" ist der biologisch abbaubare Anteil von Erzeug- 
nissen, Abfällen und Rückständen der Landwirtschaft (einschließlich 
pflanzlicher und tierischer Stoffe), der Forstwirtschaft und damit 
verbundener Industriezweige sowie der biologisch abbaubare Anteil 

171 

von Abfällen aus Industrie und Haushalten zu verstehen. Dies sind 
z.B. Holz, Stroh, Pflanzenöle, Zucker, Alkohol, Fäkalien u.a.m. 

Der große Vorteil der pflanzlichen Biomasse ist die Bindung von 
CO2 und die Freisetzung von Sauerstoff während des Wachstums. 

Bei der energetischen Nutzung wird C0 2 wieder frei und Sauer- 
stoff gebunden. Energiegewinnung aus Biomasse ist weitgehend COt 
neutral - es wird theoretisch nicht mehr freigesetzt als zuvor gebunden 
wurde. 

Die Entwicklung der Pflanzensorten, der Kunstdüngerproduktion, 
der industriellen Massenfertigung und der Überschüsse an den Welt- 



168 Siehe auch Tabelle 22A (Seite 84) und 22B (Seite 85) zu den verpflichtenden 
Zielen für die einzelnen Unionsmitgliedstaaten. 

169 Vgl. dazu 14., 15. und 16. Erwägungsgrund in der RL 2001/77/EG, ABl. L 283, 
S. 34 vom 27.10.2001. 

170 KOM (2004) 366 endg. vom 26.5.2004. Zusammenfassung, Pkt. 1 Uabs. 2. 

171 So RL 2003/96/EG, L 283 vom 31/10/2003 S. 51ff sowie RL 2001/77/EG, Art 2 
lit. b, ABl. L 283, S. 35 vom 27.10.2001. 
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markten hat die Agrarpolitik der Europäischen Union in der Vergan- 
genheit weitgehend bestimmt. Aus einer protektionistischen Mangel- 
wirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg wurde eine Überschusswirt- 
schaft in vielen Produktionsbereichen. Dies führte zur Stilllegung 
vieler ergiebiger landwirtschaftlicher Flächen welche nunmehr für die 
Produktion von Biomasse zur Verfügung stehen. 



(Tabelle 13 


Entwicklung der Verwendung von Biomasse zur Energieproduktion 






(in 1000 Tonnen ROE) 






1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


Veränderung 














2001/2002 


51580 


53461 


55928 


57985 


60463 


61685 


+ 2% 



Quelle: Eurostat 



Biomasse kann direkt in Wärme umgewandelt werden. Durch Wei- 
terverarbeitung können aber auch flüssige Kraft- und Schmierstoffe 
(Alkohol, Biodiesel, Pflanzenöle) gewonnen werden. 



Tabelle 14 



Entwicklung der Erzeugung von Biokraftstoffen 

(in 1000 Tonnen) 


1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


Veränderung 
2001/2002 


468 


435 


527 


815 


1135 


1415 


+24,7% 



Quelle: Eurostat 



Fäkalien und die Verrottung/ Vergärung von Biomasse können zur 
Biogasgewinnung (Methan-/Wasserstoffgemisch) genutzt werden 
(siehe unten). 

Die Erzeugung von Energie aus Biomasse steht in der Europäi- 
schen Union noch in den Anfängen. Obwohl bereits in der RL 
92/81/EWG besondere Steueranreize für Biokraftstoffe zugelassen 
wurden. In China und Indien sind bereits insgesamt ca. 7 Millionen 
Kleinanlagen zur Nutzung von Biomasse, vor allem zur Wärmeerzeu- 
gung, in Betrieb. 



172 ABl. L 316 vom 31/10/1992 S. 12ff. Die RL wurde zum 31.12.2003 durch die 
RL 2003/96/EG aufgehoben. 
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In der Europäischen Union wurden durch die EU- 15 Mitgliedstaa- 
ten im Jahr 1999 rund 5,8% des Gesamtenergieaufwandes durch 
Biomasse erzeugt. Die Kosten für die Erzeugung elektrischer Energie 
aus Biomasse sind gleich hoch bzw. nur geringfügig höher als die 
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Erzeugung von elektrischer Energie aus importierter Steinkohle. 



Deponiegas, Klärgas, Biogas 

Aufgrund von Verrottungs- und Faulungsprozessen entstehen in 
Abfalldeponien, Kläranlagen und in landwirtschaftlichen Betrieben 
brennbare Gase (meist mit einem hohen Methangehalt). 

Diese wurden bislang weitgehend nicht genutzt. 

Seit einigen Jahren werden diese Gase gesammelt und für die 
Wärmeerzeugung und Elektrizitätsgewinnung genutzt. Dieser gasför- 
mige Energieträger kann auch als Untergruppe der Biomasse gesehen 
werden. Im Weiteren umschließt der Begriff Biomasse auch diese 
Gase. 



|Tabelle 15 


Entwicklung der Verwendung von Biogas zur Energieproduktion 






(in 1000 Tonnen ROE) 






1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


Veränderung 














2001/2002 


1631 


1760 


1915 


2284 


2617 


2775 


+ 6% 



Quelle: Eurostat 



Als nicht aus erneuerbarer Energiequelle stammend wird Gruben- 
gas (vor allem Methan) aus stillgelegten Kohlekraftwerken angese- 



Siehe dazu im Anhang die dort wiedergegebene Tabelle 44 (Seite 290) aus: 
Grünbuch der Kommission: „Hin zu einer europäischen Strategie für Energie- 
versorgungssicherheit", Tabelle 1, S. 11. 

Gemäß § 1 iVm § 2 Abs. 1 des Erneuerbaren Energie Gesetzes (EEG) vom 
29.3.2000 wird in Deutschland auch Grubengas zu den erneuerbaren Energien 
gezählt und die Gewinnung bzw. Abnahme der Energie gefördert. 
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4.1.b 

Erdwärme / geothermische Energie 



1999 wurden fast 1 Million Haushalte in der Europäischen Union 
mit Erdwärme beheizt; neue Erdwärmekraftwerke werden zur Zeit 
entwickelt. 

Dabei werden die Potentiale für die Nutzung der Erdwärme durch 
Tiefenbohrungen (geothermische Nutzung) und durch Wärmepumpen 
unterschiedlich eingeschätzt. Die Nutzung des Grundwassers, der 
Außenluft oder Erdwärme durch Wärmepumpen ist technologisch 
weitgehend gelöst und in der Anwendung unproblematisch sowie 
wirtschaftlich. 

Um die Wärme aus der tieferen Erde in elektrische Energie umzu- 
wandeln, stehen verschiedene physikalische Prozesse und technische 
Anlagen zur Verfügung. Bei allen angewandten technischen Lösungen 
wird durch eine Turbine, in der das Arbeitsmedium entspannt, über 
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eine Welle einen Generator angetrieben. " Das aus der Bohrung 
geförderte Fluid (z.B. Wasserdampf) dient entweder direkt als Ar- 
beitsmedium oder es wird an einen Sekundärkreislauf die Wärme 
übertragen. 

Die Nutzung der Erdwärme durch Tiefenbohrungen noch im Ent- 
wicklungsstadium. Als Richtwert kann pro 100 Meter Bohrtiefe eine 
Temperaturerhöhung um 2,5 bis 4°C angenommen werden. Um daher 
Wasser als Fluid einsetzen zu können muss die Tiefbohrung mindes- 
tens 2500 Meter erreichen um 100°C im Bohrlochtiefsten zu erreichen. 
Da das Fluid während der Rückforderung an die Oberfläche Wärme an 
das umliegende Gestein abgibt und andere Verluste entstehen, muss 
dementsprechend die Verlustwärme einbezogen werden und sinkt der 
Nutzungsgrad. 



Der klassische Dampfkraftprozess (Clausius-Rankine Prozess) und der offene 
Gasturbinen Prozess sind dabei die Grundlage für dies Verfahren. Aufgrund des 
geringeren Wirkungsgrades wird der Claudius-Rankine-Prozess oder der klassi- 
sche Wasser-Dampf-Prozess in der Geothermie und Kraft-Wärme-Kopplung 
weniger effizient angewandt und dafür andere Prozesse mit höheren Energien- 
nutzungsgraden genützt (z.B. Kalina-Prozess mit einer Wasser- Ammoniak- 
Mischung und einem breiten Temperaturausnutzungsbereich) . 
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|Tabelle 16 


Entwicklung der Verwendung von Erdwärme zur Energieproduktion 






(in 1000 Tonnen ROE) 






1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


Veränderung 














2001/2002 


3761 


4028 


4217 


3322 


3420 


3684 


+ 7,7% 



Quelle: Eurostat 



Die Vollauslastung einer geothermischen Anlage zur Wärmeerzeu- 
gung liegt wegen der saisonalen Schwankungen der Wärmenachfrage 
zusätzlich nur bei ca. 2000 bis 3000 Betriebsstunden jährlich (bei 
Mischnutzung für gewerbliche Anlagen/private Haushalte). 

Die Nutzung der geothermischen Energie für die Elektrizitätser- 
zeugung würde hingegen eine Vollauslastung von rund 7000 Betriebs- 
stunden jährlich erlauben. 

In der Europäischen Union wurden durch die EU- 15 Mitgliedstaa- 
ten im Jahr 1999 rund 0,2% des Gesamtenergieaufwandes durch 
Erdwärme erzeugt. 

In Deutschland unterliegt die Nutzung der Geothermie dem Bun- 
desberggesetz. 176 

4.1.c 

Solarenergie / Photovoltaik 

Bei mittlerer Bewölkungsdichte im Jahr können in Mitteleuropa 
theoretisch etwa 800 bis 1100 kWh/m 2 Sonnenenergieeinstrahlung 
genutzt werden. 

Die Sonneneinstrahlung wird in Form von Solarenergie für die 
Warmwassererzeugung und das Sonnenlicht für die Erzeugung elektri- 
scher Energie genutzt. In solarthermischen Kraftwerken wird die 
gebündelte bzw. konzentrierte Sonnenenergie zur Erzeugung elektri- 
scher Energie genutzt. 

Im Jahr 2000 waren in Europa ca. 9,5 Millionen Quadratmeter So- 
lar-Kollektorfläche montiert. 2003 in etwa 20 Millionen Quadratmeter. 



Vgl. § 3 Bundesberggesetz, BGBl. I, S. 2705. 
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Die Kommission geht davon aus, dass im Jahr 2010 zwischen 75 
und 100 Millionen Quadratmeter thermischer Kollektorfläche betrie- 
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ben werden. 

Die Erzeugung von elektrischer Energie aus Sonnenlicht durch So- 
larmodule (Siliziumzellen) ist noch wenig verbreitet. Der Markt ist 
derzeit vor allem nur durch Förderungen der Elektrizitätsabnahme zu 
einem erhöhten Einspeisetarif überhaupt entwicklungsfähig. 

Die Leistungsfähigkeit einer Solarzelle beträgt in etwa 5 bis 15% 

178 

bei handelsüblichen Produkten. D.h. etwa 5 bis 15% der eingestrahl- 
ten Sonnenenergie wird tatsächlich in elektrische Energie umgewan- 
delt. 

Pro installiertem Kilowatt peak (kWp) Jahreserzeugung bei südlicher 
Ausrichtung können durchschnittlich im mitteleuropäischen Raum in 
etwa 700 bis 1000 Kilowattstunden (kWh) an Energie in das öffentli- 
che Netz eingespeist werden. 

Durch gezielte staatliche Förderungen ist es vor allem in Deutsch- 
land gelungen die Solarmodulproduktion in den vergangenen Jahren 
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zu steigern. Im Jahr 2004 wurden ca. 200 MW neu installiert. 



[Tabelle 17 


Entwicklung der Verwendung von Solarenergie zur Energieproduktion 






(in 1000 Tonnen ROE) 






1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


Veränderung 














2001/2002 


295 


327 


372 


417 


463 


498 


+ 7,6% 



Quelle: Eurostat 



Angaben und Daten zu Solarkollektorflächen aus: Schriftliche Anfrage E- 
0494/03 von Cris Davies an die Kommission, ABl. C 268 E vom 7.1 1.2003, S. 
107f. 

Je nachdem welche Qualität angewandt wird. Die höchste Qualität haben 
monokristalline Zellen, danach folgen polykristalline und amorphe Solarzellen. 
Aus Kosten-/Effizienzgründen werden vor allem polykristalline Solarzellen 
eingesetzt. Die Umwandlung der Sonneneinstrahlung erfolgt im Spektralbe- 
reich 240 nm bis 1650 nm. 

' IWR-Pressemeldung vom 28.5.2004, Energieletter 20/04, Pkt. 4. Zum Ver- 
gleich: Im Jahr 1990 gab es in Deutschland nur 101 Anlagen mit einer Gesamt- 
leistung von 0,5 MW (BMWi, Erfahrungsbericht zum Stromeinspeisegesetz, 
BT-Drucksache 13/2681, S. 12 vom 18.10.1995). 
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In der Europäischen Union wurden durch die EU- 15 Mitgliedstaa- 
ten im Jahr 1999 rund 0,02% des Gesamtenergieaufwandes durch 
Solarenergie/Photovoltaik erzeugt. 

Die Kosten für die Erzeugung elektrischer Energie aus Photovol- 
taikanlagen betragen in den EU-15 mit EURO 0,386 bis 0,644 pro 
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kWh. Dies sind in etwa das 13 bis 20-fache der Erzeugungskosten 
für Elektrizität in einem modernen Steinkohlekraftwerk mit importier- 
ter Steinkohle. 181 Inwieweit es in den nächsten Jahrzehnten zu einer 
Verringerung der Erzeugungskosten für Photovoltaikanlagen kommen 
wird und ob eine kostendeckende Energieproduktion im Verhältnis zu 
den anderen erneuerbaren Energien möglich ist, wird sich erst zeigen. 



4.1.d 

Wasserkraft 

Die Nutzung der Wasserkraft zur Energiegewinnung ist in allen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union in verschiedenem Maße 
verbreitet. 

Im Gegensatz zu allen anderen erneuerbaren Energieträgern sind 
die Großwasserkraftwerke konkurrenzfähig und müssen nicht beson- 
ders gefördert werden. 

Die weitere und effizientere Nutzung der Wasserkraft soll durch 
Förderanreize zukünftig vor allem Kleinanlagen hervorbringen. 
Dadurch wird auch die dezentrale Energieerzeugung weiter unterstützt. 



[Tabelle 18 



Entwicklung der Verwendung von Wasserkraft zur Energieproduktion 
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(in 1000 Tonnen ROE) 


1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


Veränderung 
2001/2002 


26699 


27673 


27525 


28982 


30402 


25574 


- 15,9% 



Quelle: Eurostat 



" Siehe Tabelle 44 und 45 im Anhang II. 

1 Siehe dazu im Anhang II die dort wiedergegebene Tabelle 44 (Seite 290) aus: 
Grünbuch der Kommission: „Hin zu einer europäischen Strategie für Energie- 
versorgungssicherheit", Tabelle 1, S. 11. 

2 Ohne Pumpspeicherkraftwerke. 
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In der Europäischen Union wurden durch die EU- 15 Mitgliedstaa- 
ten im Jahr 1999 rund 1,8% des Gesamtenergieaufwandes durch 
Wasserkraft erzeugt. 

Große Wasserkraftwerke sind den anderen Erzeugungsformen von 
elektrischer Energie von der Kostenstruktur her neutral und seit 
langem wettbewerbsfähig. 



4.1.e 

Wellenenergie/Gezeitenkraftwerke 

Die Kraft der Meereswellen (auch der Meeresströmung) und der 
Gezeiten soll für die Erzeugung mechanischer bzw. elektrischer 
Energie nutzbar gemacht werden. Die Meereswellen werden vor allem 
durch Wind erzeugt. Daher kann die Wellenenergie als umgewandelte 
(sekundäre) Windenergie betrachtet werden. 

Die Gezeiten werden wesentlich durch die Anziehungskräfte zwi- 
schen Erde, Mond und Sonne und mit der durch die Bewegung dieser 
Himmelkörper verbundenen Fliehkräfte beeinflusst. 

Die Nutzung der Wellenenergie wird vor allem in Australien, Eu- 
ropa und Japan intensiv erforscht. 

Verschiedene Versuchsanlagen sind seit einigen Jahren in Betrieb. 

Das erste Großgezeitenkraftwerk wurde 1967 in Frankreich in Be- 
trieb genommen. Jede der 24 Turbinen leistet dabei 10 MW. 

Neuere Demonstrationsobjekte nutzen die Gezeitenströmung 
(Seaflow-Projekt) zwischen Inseln, Engstellen, Meerengen etc. in einer 
Wassertiefe zwischen 3 und 25 Meter. 



3 Der Gezeitenhub beträgt in St. Malo in Frankreich an der Mündung des Flusses 
Rance bei diesem Gezeitenkraftwerk bis zu 14 Meter. Von diesen werden bis zu 
12 Meter genützt. 
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4.1.f 
Windenergie 



Die Windenergienutzung hat in Europa eine jahrhundertelange 
Tradition. Insbesondere zur Entwässerung, Getreidemahlung, Holz- 
verarbeitung und als Wasserpumpen zur Grundwasserförderung. 

Die Gewinnung von elektrischer Energie aus Windkraftanlagen ist 
seit ca. 15 Jahren stark expandierend. Inzwischen sind viele dieser 
Anlagen weitgehend etabliert und in sogenannten „Windparks" zu 
Erzeugergruppen zusammengeschlossen. 



Tabelle 19A 



6000 




1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 



Jährlich installierte Leistung: Q uelle: DEWI 

■ Europa 
□ Weltweit 



In Deutschland sind die geographischen Schwerpunkte der Win- 
denergierzeugung mit einem potenziellen Jahresenergieertrag von 26,2 
bzw. 19,4% in Schleswig-Holstein bzw. Mecklenburg-Vorpommern 
zu finden. Insgesamt werden in den fünf nördlichsten Bundesländern 
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rund 82% der Windenergie in Deutschland erzeugt. In Osterreich 
liegt der Schwerpunkt vor allem im Osten des Landes. 



Quelle: Deutsches Windenergieinstitut (DEWI), 2000. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



In diesem Bereich ist die Europäische Union bzw. einige ihrer 
Mitgliedstaaten (vor allem Dänemark, Deutschland, Spanien) Welt- 
marktführer. 60% des Weltmarktes entfallen auf die Europäische 
Union (davon Deutschland rund 39%. Vergleich USA: 24%). Der 
Windkraftmarkt ist stark expandierend. 



(Tabelle 19B 


Entwicklung der Verwendung von Windkraft zur Energieproduktion 






(in 1000 Tonnen ROE) 






1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


Veränderung 














2001/2002° 


632 


1040 


1221 


1913 


2323 


3070 


+ 32,2% 



Quelle: Eurostat 



Tabelle 19C 



Entwicklung der weltweit installierten 
Windenergieerzeugungsanlagen (ab 2005 Prognose) 

15000 
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Quelle: DEWI 



I I Welt (ohne Europa) 

■ Europa (ohne Deutschland) 

I I Deutschland 



Ende 2001 waren in Deutschland im gesamten bereits rund 1 1 500 
Windenergieanlagen mit einer Gesamtleistung von 8750 MW (2002 : 
11875 MW) installiert. Alleine im Jahr 2001 wurden in Deutschland 
2079 Windenergieanlagen mit einer Gesamtleistung von 2645 MW 
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(Jahr 2000 waren es 1668 MW, 2002 : 3168 MW, 2003 : 2505 MW, 
2004 : 2037 MW) neu in Betrieb genommen. 185 



In der Europäischen Union wurden durch die EU- 15 Mitgliedstaa- 
ten im Jahr 1999 rund 0,08% des Gesamtenergieaufwandes durch 
Windkraft erzeugt. 

Die Erzeugung elektrischer Energie durch Windkraftwerke ist mit 
EURO 0,048 bis 0,034 pro kWh noch nicht ganz so kostengünstig wie 
die Erzeugung in einem modernen Steinkohlekraftwerk mit importier- 
ter Steinkohle (EURO 0,032 bis 0,037/kWh). 186 

Die Entwicklung der Windkraftbranche zeigt aber deutlich, dass 
die Wettbewerbsfähigkeit der Windkraftanlagen im Verhältnis zu 
einem modernen Kohlekraft werk bald erreicht sein wird. Dies insbe- 
sondere schneller, wenn die Energiepreise auf dem Weltmarkt weiter 
ansteigen. 

Die Nutzung insbesondere von Windenergie an Standorten im 
Meer (Offshore- Windenergienutzung) wird derzeit intensiv erforscht 
und getestet. Diese Nutzung wird von verschiedenen Staaten befür- 
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wortet. Ein wesentliches Problem bildet dabei die Anbindung dieser 
Standorte durch ausreichende Reservekapazitäten 1 der elektrischen 
Leitungen an den europäischen Elektrizitätsverbund sowie die unglei- 
che tägliche Lasteinspeisung und die Auswirkungen auf Spannung und 
Frequenz des Verbundnetzes. 

Soweit diese Anlagen innerhalb der 200 Seemeilen-Zone vor den 
Küsten eines Nationalstaates errichtet werden, unterliegen diese 
völkerrechtlich dem nationalen Recht dieses Staats. 



Die Welt, 24.1.2002, Bereich: Bremen Wirtschaft. Siehe auch IWR- 
Pressemeldung vom 25.4.2002, Marktstudie zur Windkraft. IWR- 
Pressemeldung vom 3.3.2003, IWR- Windenergiestatistik 2002. Siehe auch das 
„Niedersächsische Aktionsprogramm zur Planung von Windenergiestandorten 
im Offshore-Bereich" vom 28.5.2002. 
Siehe dazu im Anhang II die dort wiedergegebene Tabelle 44 (Seite 290) aus: 
Grünbuch der Kommission: „Hin zu einer europäischen Strategie für Energie- 
versorgungssicherheit", Tabelle 1, S. 11. dies gilt jedoch nur für den Fall der 
weitgehenden Stabilität des Kohlepreises in den nächsten Jahren. Die derzeiti- 
gen Tendenzen an den Energiemärkten zeigen einen wesentlichen Anstieg 
auch der Preise für Importkohle. 

Vgl. dazu z.B. die Erklärung der Minister Dänemarks, Deutschlands, Frank- 
reichs, Norwegens, Schwedens, der Schweiz und des Vereinigten Königreichs 
anlässlich der Fünften Internationalen Konferenz zum Schutz der Nordsee, 
Norwegen (Bergen) im März 2002. 

Siehe weiter unten Tabelle 30A (Seite 137) und 30B (Seite 138). 
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Außerhalb der 200 Seemeilenzone liegen Offshore-Windparks in 
internationalen Schifffahrtsgewässern und unterliegen keinen nationa- 
len Beschränkungen oder Genehmigungsverfahren. 

In Europa waren im Jahr 2004 16 Projekte mit 325 Windkraftanla- 
gen als Offshore-Windparks mit einer Gesamtleistung von rund 600 
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MW installiert. Jedoch noch keiner davon in deutschen Gewässern. 

4.1.g 

Kraft- Wärme-Kopplung 1 90 

Die Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) dient vor allem der Energieef- 
fizienz und damit der Erhöhung des Energiewirkungsgrades. Durch die 
Erzeugung von elektrischer oder mechanischer Energie und die gleich- 
zeitige Nutzung der dabei entstehenden Prozesswärme für die Warm- 
wasserbereitung, (Fern)Heizung, Kühlung etc. werden bisher nicht 
genutzte Potentiale erschlossen. 
Kraft-Wärme-Kopplungen können z.B. mit 191 

a. ) Gasturbinen mit Wärmerückgewinnung im kombinierten Pro- 

zess 

b. ) Gegendruckdampfturbinen 

c. ) Entnahme-Kondensationsdampfturbinen 

d. ) Gasturbine mit Wärmerückgewinnung 

e. ) Verbrennungsmotoren 

f. ) Mikroturbinen 

g. ) Stirling-Motoren 

h. ) Brennstoffzellen 

i. ) Dampfmotoren 

j.) Rankine- Kreislauf mit organischem Fluidum 

k.) oder anderen Technologien 



Quelle: IWR unter http://www.iwr.de/wind/offshore/info.html. 

190 Grundsatzdokumente: Entschließung des Rates vom 18.12.1997 zu einer Ge- 
meinschaftsstrategie zur Förderung der Kraft- Wärme-Kopplung, ABl. C 4 vom 
8.1.1998, S. 1 , Entschließung des EP vom 15.5.1998, ABl. C 167, S. 308ff vom 
1.6.1998 und RL 2004/8/EG vom 1 1.2.2004, ABl. L 52, S. 50ff vom 21.2.2004. 

191 Aufzählung in Anlehnung an Anhang I der RL 2004/8/EG vom 1 1.2.2004, ABl. 
L52, S. 57 vom 21.2.2004. 

192 Der klassische Clausius-Rankine-Prozess besteht im Wesentlichen aus Ver- 
dampfer/Überhitzer, Turbine/Generatorblock, Kondensator (meist mit Kühl- 
turm) und Speisewasserpumpe(n). 
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verwirklicht werden. Der jährliche Gesamtwirkungsgrad muss zur 
Förderungswürdigkeit mindestens 75% [bei Pkt. a.) und c.) mind. 
80%] erreichen. 193 



Die Kommission sieht solche Anlagen, sofern sie nachweisbar ei- 
nen besonders hohen Umwandlungswirkungsgrad haben oder den 
Energieverbrauch wesentlich herabsetzen oder ein weniger umwelt- 
schädigendes Produktionsverfahren nützen, als Investitionen in den 
Umweltschutz und lässt bis zu 40% der Investitionskosten als staatli- 
che Beihilfe zu. 194 

Nach Berechnungen der Kommission bzw. Eurostat haben KWK- 
Anlagen einen durchschnittlichen Gesamtwirkungsgrad von rund 75% 
gegenüber konventionellen Kraftwerken mit einem durchschnittlichen 
Wirkungsgrad von maximal 40%. 

Bis zum Jahr 2010 soll der Anteil an KWK- Anlagen an der Elekt- 
rizitätserzeugung von 9% (1994) auf 18% gesteigert und damit ver- 
doppelt werden. 195 Dadurch kann jährlich in den EU-IS- 
Mitgliedstaaten bis 2010 eine Reduktion des C0 2 -Ausstosses von ca. 
65 Millionen Tonnen erreicht werden. 196 

Dazu wurden die Mitgliedstaaten in der RL 2002/91 /EG über die 

1 97 

Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden verpflichtet, ab einer Gebäu- 
denutzfläche von 1000m 2 die technischen, ökologischen und wirt- 
schaftlichen Alternativen einer KWK-Anlage oder ähnlicher Systeme 
zur Erhöhung der Energieeffizienz zu berücksichtigen. Dabei gelten 
Energieeinsparungen von mehr als 10% als „hocheffizient", wenn die 
KWK-Anlage im Vergleich mit einer getrennten Wärme- und Elektri- 

198 

zitätsproduktion beurteilt wird. 



Anhang II der RL 2004/8/EG vom 1 1.2.2004, ABl. L 52, S. 58 vom 21.2.2004. 
Mitteilung der Kommission - Gemeinschaftsrahmen für staatliche Umwelt- 
schutzbeihilfen, ABl. C 37 vom 3.2.2001, E.1.3. Dies entspricht dem grundsätz- 
lich zulässigen Beihilfensatz für die staatliche Förderung erneuerbare Energie- 
träger. 

Siehe auch ergänzend den Vorschlag für eine Richtlinie über das Energieprofil 
von Gebäuden, KOM (2000) 226 endg., ABl. C 213 E vom 31.7.2001, S. 266ff, 
Zif. 4.6 

Europäische Kommission, Mitteilung über den Aktionsplan zur Verbesserung 
der Energieeffizienz in der EG, KOM/2000/0247 endg., S. 2. 
ABl. L 1 , S. 65ff vom 4. 1 .2003. 

Vgl. dazu Anhang III der RL 2004/8/EG vom 1 1.2.2004, ABl. L 52, S. 60 vom 
21.2.2004, Pkt. f) Zif. 1 bis 4. 
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KWK-Anlagen werden von verschiedenen Herstellern angeboten 
und vor allem durch Erdgas oder Brennstoffzellen versorgt. 

Kleine KWK-Blockheizkraftwerke zur dezentralen Wärme- und 
Elektrizitätsversorgung werden in naher Zukunft die bisherigen Ener- 
giekonzepte zur Elektrizitätserzeugung und Wärmeerzeugung in 
Wohn- und Geschäftshäusern nachhaltig verändern. Es kann sich in 
diesem Bereich sogar eine technische „Revolution" ergeben. 

Zusätzlich wird dadurch die Versorgungssicherheit erhöht. 199 Je- 
doch werden dadurch auch Probleme mit dem Lastmanagement 200 für 
die Betreiber elektrischer Energienetze geschaffen. 



4.2 

Der derzeitige Stand 

Die Erzeugung von erneuerbaren Energien lag 2001 bei durch- 
schnittlich ca. 6% in den EU- 15 und bei 5% in den zehn, im Jahr 2004 
beigetretenen Mitgliedstaaten. Dabei ist die Verteilung in den neuen 
Mitgliedstaaten relativ unterschiedlich: Lettland hat ca. 30 %, Estland, 

20 1 

Rumänien^ und Slowenien jeweils 11 % Anteil an erneuerbaren 
Energieträgern am nationalen Gesamtenergieverbrauch. 

Die Stärkung der erneuerbaren Energie ist auch arbeitsmarktpoli- 
tisch ein wesentlicher Faktor. Arbeitskräfte aus den EU- 
Mitgliedstaaten schaffen im EU-Binnenmarkt die entsprechende 
Wertschöpfung. Dies führt wiederum zu einer Stärkung des europäi- 
schen Standorts und Fachkompetenz der europäischen Unternehmen. 



Zum Stand der Versorgungssicherheit in den Unionsmitgliedstaaten siehe Tabel- 
le 55 im Anhang II. 

0 Elektrische Energie muss von den Netzbetreibern möglichst genau und frühzei- 
tig eingekauft und den jeweiligen regionalen Verbrauch angepasst werden. Eine 
gutes Lastmanagement führt zu stabilen Netzbedingungen und Versorgungssi- 
cherheit. Ein mangelhaftes Lastmanagement zu instabilen Netzbedingungen, 
insbesondere bei der Spannung und Frequenz und im Extremfall aus Si- 
cherheits- bzw. Versorgungsgründen sogar zu Abschaltungen von Anlagen oder 
Netzteilen. Siehe auch Tabelle 56 im Anhang II (Seite 302). 

1 Rumänien soll bis 2007 Mitglied der Europäischen Union werden. 
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In Deutschland sollen durch die verstärkten Investitionen und An- 
reize der (rot-grünen) Bundesregierung seit 2000 ca. 35.000 bis 50.000 
Arbeitsplätze in diesem Bereich geschaffen worden sein. 

Die derzeitige Situation und die Pläne für die kommenden Jahr- 
zehnte werden der erneuerbaren Energie einen wesentlich bedeutende- 
ren Stellenwert einräumen als dies heute europaweit der Fall ist. 

Dennoch darf auch diese geplante Entwicklung und die Möglich- 
keiten neuer Technologien nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
fossilen Energiequellen noch längere Zeit (voraussichtlich bis 2030, 
bei Verzicht auf die Kernkraft höchstwahrscheinlich auch bis 2050) 
den bedeutendsten Faktor bei der Energieversorgung der Mitgliedstaa- 
ten der europäischen Union sein werden. 

Unabhängig davon ob dies nun Mineralöl, Erdgas oder ein sonsti- 
ger fossiler Energieträger ist, so wird die Abhängigkeit der Europäi- 
schen Union in den nächsten Jahrzehnten von politisch instabilen 
Regionen weiterhin ansteigen. 202 



4.3 

Forschung und Demonstration 

Am Beginn der Überlegungen über die Substitution von Erdöl 
durch andere Energieträger stand innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft die Kernkraft an erster, Erdgas und Kohle an zweiter, Wasser- 
kraft und ähnliches an dritter Stelle der Prioritätenliste. 

Die Schwerpunktförderung der verschiedenen Energieträger wird 
auch indirekt in der langjährigen Statistik (EU-15) deutlich: 



202 Siehe auch Tabelle 10 (Seite 50) und Text. 
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Tabelle 20 




Während die Erforschung der Kernkraft durch den Euratom- 
Vertrag bereits seit 1957 wesentlich gefördert wurde, galt dies für die 

203 

Erneuerbaren Energien nicht." 

Erst im Jahr 1973 wurden hierzu Ansätze sichtbar, als im Rahmen 
des Forschungsprogramms GFS über neue Technologien unter ande- 

204 

rem auch die Sonnenenergie zumindest genannt wurde." Diesem 

205 

Programm folgte mit Beschluss des Rates vom 17.12.1974 und vom 
13.2.1975 ZUD und vom 22.8.1975 die weitere Förderung der For- 
schung im Energiebereich. 



Vgl. dazu z.B. Beschluss 75/51 0/EWG des Rates vom 22.8.1975 zur Festlegung 
eines Forschungs- und Entwicklungsprogramms auf dem Gebiet der Energie, 
ABl. L 231, S. lff. Auf dem Gebiet der Energie (Energieeinsparung, Wasser- 
stoff, Sonnenenergie, Geothermie) wurde ab 1.1.1975 ein vierjähriges For- 
schungsprogramm lanciert. Bereitgestellt wurden dafür 59 Mill. Rechnungsein- 
heiten für 27 Bedienstete. 

Mit Beschluss 75/512/EWG vom 25.8.1975, ABl. L 231, S 15 vom 2.9.1975 
wurden 3.600 Mill. Rechnungseinheiten für 50 Bedienstete für die Forschung 
im Bereich Hochtemperaturwerkstoffe zur Verfügung gestellt. 
Mit Beschluss 75/511/EAG vom 25.8.1975, ABl. L 231, S. 6ff vom 7.9.1975 
wurden für die Forschung im Bereich der Kernenergie 152,080 Mill. Rech- 
nungseinheiten für 1327 Bedienstete zur Verfügung gestellt. 
Beschluss des Rates 73/176/EWG vom 18.7.1973, ABl. L 189 vom 11.7.1973, 
S. 34. 

ABl. C 153 vom 9.7.1975, S. 2. 
ABl. C 153 vom 9.7.1975, S. 6. 
ABl. L 231 vom 2.9.1975, S. 1 
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Im Rahmen der praktischen Anwendung und Erprobung der ver- 
schiedensten Techniken wurde mit der Verordnung 1302/78/EWG 

208 

vom 12.6.1978" die Förderung von erneuerbaren und alternativen 
Energien beschlossen. 

Im Rahmen der jeweiligen Rahmenprogramme 209 im Bereich der 
Forschung, technologischen Entwicklung und Demonstration wurden 
wichtige Impulse für die zukünftige Entwicklung der Europäischen 
Union im Energiebereich gesetzt. 

4.3.a 

Gemeinschaftsmaßnahmen 

Von der Europäischen Union wurde eine Vielzahl an Gemein- 
schaftsmaßnahmen zur Förderung der effizienten Energienutzung, der 
Stärkung erneuerbarer Energiequellen, des Umweltschutzes etc. 
eingeleitet. 

Dadurch sollen vor allem Vorschläge gegen den drohenden Kli- 
mawandel, die Übersäuerung des Bodens, die Luftqualität, der Natur- 
und Gewässerschutz, Möglichkeiten der Beherrschung des Abfallprob- 
lems u.a.m. untersucht und Pilot- bzw. Demonstrationsprojekte geför- 
dert werden. 

Einige der wichtigsten Maßnahmen waren bzw. sind: 

4.3.b 
Joule-Thermie 

210 

Mit dem Thermie-Programm wurde die Förderung der finanziel- 
len Unterstützung der Europäischen Energietechnologie ermöglicht. 

Das Joule-Programm wurde 1994 mit dem Thermie-Programm zu- 
sammengeführt, wie dies Titel XV des EGV nach Maastricht vor- 



208 ABl. L 158 vom 16.6.1978, S. 3 

209 Derzeit gilt das 6. Rahmenprogramm (2002-2006), ABl. L 232 vom 29.8.2002, 
S. lff. 

210 VO 2008/90/EWG vom 29.6.1990, ABl. L 185 vom 17.7.1990, S. L. 
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sah." Die allgemeinen Ziele des Joule-Thermie-Programms war die 
Förderung der 

Energieversorgungssicherheit 

Nachhaltige Entwicklung 

Saubere und effiziente Technologien 

Die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und den sozialen 
Zusammenhalt zu stärken. 
Das Joule-Thermie-Programm ist 1998 ausgelaufen. 



ALTENER 

Mit dem ALTENER-I-Programm 212 (1993-1997), das mehrfach 

^13 

verlängert wurde," " wurde der wichtigste Schritt zur Förderung der 
erneuerbaren Energien und damit zum Klimaschutz getan. 214 



211 Art 130f EGV (nunmehr Art 163 EGV) sieht vor, dass alle Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Forschung, technologischen Entwicklung und Demonstration gemäß 
des Titels XV EGV zu beschließen und durchzuführen sind. 

212 Entscheidung 93/500/EWG des Rates vom 13.9.1993, ABl. L 235 vom 
18.9.1993. 

213 Altener II 1998-2002), Entscheidung des Rates 98/352/EG vom 18.5.1998, ABl. 
L 159 vom 3.6.1998, S. 53. Altener III (1998 bis 2002), Entscheidung 
646/2000/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28.2.2000, ABl. 
L 79 vom 30.3.2000, s. 1 

214 Vgl. dazu: Europäische Kommission. Stellungnahme gemäß Art 251 Abs. 2 lit. c 
des EGV zu den Änderungen des Europäischen Parlaments über das Mehrjah- 
resprogramm zur Förderung der erneuerbaren Energieträger (Altener), 
KOM/1 999/560 endg./2; 

WSA, Stellungnahme zum Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über ein 
Mehrjahresprogramm zur Förderung der erneuerbaren Energieträger in der Ge- 
meinschaft (Altener II), ABl. C 019 v. 21.1.1998, S. 32; 

Rat der Gemeinschaft, Gemeinsamer Standpunkt Nr. 9/98 EG v. 19.1.1998 über 
ein Mehrjahresprogramm zur Förderung der erneuerbaren Energieträger in der 
Gemeinschaft (Altener II), ABl. C 062 v. 26.2.1998, S. 31; 
Rat der Gemeinschaft, Entscheidung 98/352/EG vom 18.5.1998 über ein Mehr- 
jahresprogramm zur Förderung der erneuerbaren Energieträger in der Gemein- 
schaft (Altener II), ABl. L 159 v. 3.6.1998, S. 53-57; 

Rechnungshof der Gemeinschaften, Sonderbericht Nr. 17/98 über Unterstützun- 
gen für erneuerbare Energieträger in den Programmen Joule-Thermie (Kosten- 
teilungsaktionen) und Altener (Pilotmaßnahmen), zusammen mit den Antworten 
der Kommission, ABl. C 356 v. 20.11.1998, S. 39-68; 

Rat der Gemeinschaft, Gemeinsamer Standpunkt Nr. 29/1999 EG v. 28.6.1999 
zum Mehrjahresprogramm zur Förderung der erneuerbaren Energieträger (Alte- 
ner), ABl. C 243 v. 27.8.1999, S. 47; 
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Altener hat zum Erreichen der folgenden übergeordneten Gemein- 
schaftsziele in den Bereichen Energie und Umwelt beigetragen: 

• Begrenzung der C02-Emissionen; 

• Steigerung des Anteils erneuerbarer Energieträger an der E- 
nergiebilanz der Gemeinschaft, um das Richtziel von 12 % des 
internen Bruttoenergieverbrauchs innerhalb der Gemeinschaft 
bis zum Jahre 2010 zu erreichen; 1 

• Verringerung der Abhängigkeit von Energieeinfuhren; 

• Versorgungssicherheit im Energiebereich; 

• Förderung der regionalen und lokalen wirtschaftlichen Ent- 
wicklung sowie des wirtschaftlichen und sozialen Zusammen- 
halts. 

216 

Dies wurde erreicht durch: 

• Studien sowie weitere Aktionen, die darauf ausgerichtet sind, 
andere Maßnahmen der Gemeinschaft und der Mitgliedstaa- 
ten zur Erschließung des Potentials erneuerbarer Energiequel- 
len umzusetzen und zu vervollständigen; 

• Pilotaktionen von gemeinschaftlichem Interesse zur Schaf- 
fung bzw. Erweiterung der Infrastrukturen für die Entwick- 
lung erneuerbarer Energieträger; 

• Maßnahmen zum Ausbau der Strukturen für Information so- 
wie für Aus- und Fortbildung; Maßnahmen zur Förderung des 
Erfahrungsaustauschs; 

• gezielte Aktionen zur Erleichterung der Marktdurchdringung 
erneuerbarer Energieträger und des einschlägigen Know-how 
mit dem Ziel, die Investitionstätigkeit zu fördern; 

• Überwachungs- und Evaluierungsaktionen mit dem Ziel der 
Überwachung der Durchführung des gemeinschaftlichen Ak- 
tionsplans zur Entwicklung erneuerbarer Energieträger, der 
Unterstützung der im Rahmen des Aktionsplans getroffenen 
Maßnahmen, der Evaluierung der Auswirkungen und der 



Europäisches Parlament und Ratl Entscheidung 646/2000/EG v. 28.2.2000 über 
ein Mehrjahresprogramm zur Förderung der erneuerbaren Energieträger in der 
Gemeinschaft (Altener) 1998-2002, ABl. L 079 v. 25.10.2000, S. 1-5. 

215 Dieser Anteil soll bis 2020 auf 20% gesteigert werden. 

216 Zitiert nach: http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/lvb/127016b.htm. 
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Kosteneffizienz der im Rahmen des Altener-Programms 
durchgeführten Aktionen und Maßnahmen. 

Weitere Programme unterstützten die Bemühungen zur Änderung 
der bestehenden Energieversorgungsstrukturen in der Europäischen 
Gemeinschaft. 

Das ALTENER-Programm ist 2002 ausgelaufen. Es wird nun als 
„Aktionsbereich" im Rahmen des Programms: „Intelligente Energie - 

2 1 7 

Europa" (Sechstes Rahmenprogramm 2003-2006) weitergeführt." 

Das derzeit geltende wichtigste Programm auf Grundlage der Ent- 
scheidung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.6.2003 

218 

für den Zeitraum 2003 bis 2006 mit dem treffenden Subtitel: „Intel- 
ligente Energie - Europa", wird zusätzlich auch die Erprobung und 
Demonstration des Einsatzes erneuerbarer Energien im Verkehrsbe- 
reicn (STEER Z,V ) gefördert. u 

4.3.d 

SA VE 

22 1 

Mit dem SAVE-Programm wurde von der Europäischen Union 
Anfang der 90er Jahre ein Programm zur Förderung der rationellen 
und effizienten Verwendung der Energieressourcen entwickelt. Damit 



217 Entscheidung Nr. 1230/2003/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2003 zur Festlegung eines mehrjährigen Programms für Maßnah- 
men im Energiebereich: "Intelligente Energie - Europa" (2003-2006), ABl. L 
176 vom 15.07.2003, S. 29ff, Art 3 Abs. 1 lit. b. 

218 Entscheidung 1230/2003/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26.6.2003, ABl. 176 vom 15.7.2003, S. 29. 

219 Das Programm ist inzwischen ausgelaufen und wird im Rahmen der Entschei- 
dung Nr. 1230/2003/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Juni 2003 zur Festlegung eines mehrjährigen Programms für Maßnahmen im 
Energiebereich: "Intelligente Energie - Europa" (2003-2006), ABl. L 176 vom 
15.07.2003, S. 29ff, Art 3 Abs. 1 lit. c. weitergeführt. 

220 Auch durch Beilhilfen und Subventionen der Gemeinschaft sowie der Mitglied- 
staaten. 

221 Entscheidung 647/2000/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. 
Februar 2000 über ein Mehrjahresprogramm zur Förderung der Energieeffizienz 
(SAVE) (1998-2002), Amtsblatt L 79 vom 30.3.2003. 
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wird u.a. auch die SAVE-Richtlinie unterstützt, nach der die Mitglied- 
staaten verpflichtet sind wirksame Maßnahmen zur Energieeinsparung 
bei Wohngebäuden zu entwickeln und durchzuführen. 

Dabei werden vom SAVE-Programm folgende Aktionen finan- 
ziert: 

• Studien mit dem Ziel einer Einführung der Energieeffizienz 
als Kriterium in die anderen Gemeinschaftsprogramme, 

• Studien über die Auswirkung der Energiepreisgestaltung auf 
die Energieeffizienz sowie über die notwendige Ergänzung 
von Gemeinschaftsmaßnahmen; 

• Pilotaktionen zur Beschleunigung von Energieeffizienzinves- 
titionen und/oder zur Verbesserung der Formen der Energie- 
nutzung in verschiedenen Branchen; 

• Maßnahmen zur Förderung des Erfahrungsaustauschs; 

• Spezielle Aktionen zur Verbesserung des Energiemanage- 
ments auf regionaler und kommunaler Ebene und zur Förde- 
rung einer stärkeren Kohärenz zwischen den Mitgliedstaaten 
und Regionen auf dem Gebiet der Energieeffizienz. 

Sehr wirksame Auswirkungen hatte das SAVE finanzierte Projekt 
der Steigerung der Energieeffizienz von Kühlschränken und Heizkes- 

223 

sein (siehe auch Energieetikettierungsrichtlinie" ). 



222 Zitiert nach: http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/lvb/127017.htm 

223 Siehe z.B.: 

Rat der Gemeinschaft, Vorschlag der Kommission zur Richtlinie des Rates 
79/539/EWG zur Etikettierung des 

Energieverbrauchs von Waschmaschinen in ABl. C 149, S. 7ff vom 
18.6.1980 

Energieverbrauchs von Geschirrspülmaschinen in ABl. C 149, S. 1 1 ff 
vom 18.6.1980 

Energieverbrauchs von Kühl-, Gefrier, Tiefkühl-Geräte und Kombinatio- 
nen in ABl. C 149, S. 14ff vom 18.6.1980 
Richtlinie 2000/40/EG der Kommission über betreffend die Energieetikettie- 
rung für Elektrobacköfen, ABl. L 128, S 45ff vom 15.5.2002. 
Richtlinie 2003/66/EG der Kommission vom 3. Juli 2003 zur Änderung der 
Richtlinie 94/2/EG zur Durchführung der Richtlinie 92/75/EWG des Rates 
betreffend die Energieetikettierung für elektrische Haushaltskühl- und - 
gefriergeräte sowie entsprechende Kombinationsgeräte, ABl. L 170, S lOff 
vom 9.7.2003 
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Das SA VE-Programm ist 2002 ausgelaufen. Es wird nun als „Ak- 
tionsbereich" im Rahmen des Programms: „Intelligente Energie - 

^24 

Europa" (Sechstes Rahmenprogramm 2003-2006) weitergeführt. 



4.3.e 
CARNOT 

225 

Durch die Entscheidung 1999/24/EG ~~ des Rates wurde das 
CARNOT-Programm zur Förderung und Verwendung fester Brenn- 
stoffe durch saubere und effiziente Technologien geschaffen. Das 
Programm war von 1998 bis 2002 aktiv. 

Dadurch sollen vor allem Stein- und Braunkohle, Torf, Orimulsi- 

226 

on , Ölschiefer, Schwere Fraktionen von Erdölerzeugnissen der 
sauberen Verwertung zugeführt werden. 



4.3.f 
ETAP 

Das ETAP-Programm wurde spezifisch für Studien, Analysen, 
Prognosen und damit verbundene Arbeiten über die zukünftige Ent- 
wicklung der gemeinschaftlichen Energiepolitik aufgelegt. 

227 

Dies soll durch die 

Festlegung eines gemeinsamen Konzeptes innerhalb der Ge- 
meinschaft für Studien, Analysen, Prognosen und damit ver- 
bundenen Arbeiten im Energiebereich, 



224 Entscheidung Nr. 1230/2003/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2003 zur Festlegung eines mehrjährigen Programms für Maßnah- 
men im Energiebereich: "Intelligente Energie - Europa" (2003-2006), ABl. L 
176 vom 15.07.2003, S. 29ff, Art 3 Abs. 1 lit. a. 

225 ABl. L 7 vom 13.1.2004. 

226 Orimulsion ist ein bitumenähnlicher Brennstoff. Er wird in großen Mengen unter 
dem Orinoco-B ecken in Venezuela in 900 bis 1000 Meter Tiefe gefunden. Nach 
einer Beimischung von 30 Prozent Wasser ist dieser Brennstoff ähnlich leicht zu 
handhaben wie schweres Heizöl. Vor allem ist er wesentlich billiger als Mine- 
ralöl. Der Heizwert entspricht in etwa dem von Steinkohle (28 MJ/kg). 

227 Aufzählung gemäß dem 2132. Rat Energie vom 13.11.1998, Press: 380 Nr. 
1 2742/98 . 
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Förderung von koordinierten Analysen der Energiemärkte 
und -politiken auf Gemeinschaftseben und in den Mitglied- 
staaten, 

Analyse und Bewertung der Entwicklung der Energiemärkte 
in Europa und in der Welt, unter anderem hinsichtlich der 
Versorgungssicherheit und der Wettbewerbsfähigkeit 
Analyse und Bewertung der Auswirkungen von Energieer- 
zeugung und -nutzung auf die Umwelt, auch in bezug auf die 
Klimaveränderung, 

Beitrag zur Feststellung und zum Transfer der besten Metho- 
dologien und Analyseverfahren. 

Förderung von Informationsnetzen im Energiebereich, 
Entwicklung einer aktiven Politik für die Verbreitung der Er- 
gebnisse, 

Entwicklung von Methodologie zur Überwachung der 
Durchführung des Energierahmenprogramms 
erreicht werden. 

Das Programm ist 2002 ausgelaufen. 



4.3.g 
SYNERGY 

Das SYNERG Y-Programm dient der Entwicklung der internatio- 
nalen Zusammenarbeit im Energiebereich. 

228 

Die internationale Zusammenarbeit ist folgende: 

Drittländern Unterstützung bei der Ausarbeitung, Formulie- 
rung und Durchführung der Energiepolitik zu gewähren und 
die industrielle Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft 
und Drittländern im Energiebereich fördern 
Das Programm SYNERGY-II ist 2002 ausgelaufen. Es wird nun 
allgemein im Rahmen des Programms: „Intelligente Energie - Euro- 
pa" (Sechstes Rahmenprogramm 2003-2006) weitergeführt." 



Aufzählung gemäß dem 2132. Rat Energie vom 13.11.1998, Press: 380 Nr. 
12742/98. 

Entscheidung Nr. 1230/2003/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2003 zur Festlegung eines mehrjährigen Programms für Maßnah- 
men im Energiebereich: "Intelligente Energie - Europa" (2003-2006), ABl. L 
176 vom 15.07.2003, S. 29ff. 
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4.3.h 
SURE 



Das Programm SURE ist speziell für den Kernenergiebereich ent- 
wickelt und soll dem sicheren Transport radioaktiver Materialien 
sowie die Sicherheitsüberwachung und der industriellen Zusammenar- 
beit der TACIS - Teilnehmerländer dienen. 

Das Programm ist 2002 ausgelaufen. 

4.3.i 
PHARE 

Mit dem PHARE-Programm wurden und werden Drittstaaten 
durch technische Hilfe unterstützt. Insbesondere die zehn neuen 
Mitgliedstaaten haben von dieser Hilfe im Bereich der Energie und 
Umwelt kofinanziert profitiert. 

Neben den Gemeinschaftsmaßnahmen sind auch Förderungen aus 
dem Kohäsionsfonds, dem Strukturfonds oder dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung möglich (z.B. Energieeffizienz, 
Transeuropäische Netze, erneuerbare Energieträger, Umweltschutz 
etc.). Dies insbesondere zur Unterstützung und Entwicklung von 
strukturschwachen oder benachteiligten Gebieten in der Gemeinschaft. 

4.3.j 

Die Zukunft der Energieprogramme 

Die Maßnahmen der Gemeinschaft sind eine wesentliche Grundla- 
ge für die Entwicklung eigener Projekte und die Wahrnehmung von 
Möglichkeiten der Mitgliedstaaten um Energieeinsparungsmaßnah- 
men, Effizienzsteigerungen und die zukünftige Entwicklung der 
Energiepolitik wahrzunehmen. Wie diese genutzt werden, ist in den 
verschiedenen Mitgliedstaaten gänzlich unterschiedlich zu bewerten. 
Die Kommission stellte 2000 ernüchternd fest: „Sieht man von einigen 
Maßnahmen im Rahmen von SAVE und ALTENER ab, ist es bedauer- 
lich, dass die Europäische Union sowohl hinsichtlich der Verbreitung 
der Ergebnisse als auch der Einführung neuer Normen zur Steigerung 
der Energieeffizienz in Gebäuden, im Verkehr, in der Industrie usw. 
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keinen größeren Nutzen aus ihren Initiativen zur Unterstützung und 
Förderung neuer Technologien, insbesondere im Rahmen ihrer For- 
schungsprogramme, gezogen hat. " 230 

Derzeit werden im Rahmen des Programms „Intelligente Energie 

23 1 

für Europa" (2003-2006) " die oben beschriebenen Maßnahmen, 
insbesondere zur Förderung erneuerbarer Energien und der Energieef- 
fizienz und -einsparung die Maßnahmen koordiniert und verstärkt 
(insbesondere die Maßnahmen aus den Programmen ALTENER, 
SAVE und SYNERGY). Dabei sind vor allem vier Bereiche vorgese- 

u 232 

hen: 

rationelle Energieverwendung und Energieeffizienz (SAVE), 
Finanzielle Mittel rund 35% des Gesamtbudgets; 
erneuerbare Energien in der Union (ALTENER), Finanzielle 
Mittel rund 40% des Gesamtbudgets; 

Verkehrswesen (STEER), Finanzielle Mittel rund 16% des 
Gesamtbudgets; 

Unterstützung von Initiativen außerhalb der Union zur För- 
derung erneuerbarer Energien und der Energieeffizienz 
(COOPENER), Finanzielle Mittel rund 9% des Gesamtbud- 



4.4 

Förderungen 

Erneuerbare Energien werden in der Europäischen Union vielfach 
gefördert. Wesentlichen Anteil daran hat die Richtlinie 2001/77/EG 234 



- 30 Grünbuch der Kommission, KOM (2000) 769 endg., vom 29.11.2000. 

231 Im Juni 2003 vom Europäischen Parlament und Rat verabschiedet. Im EU- 
Haushalt ist ein Budget von EURO 250 Millionen vorgesehen. 

232 Art 3, Entscheidung Nr. 1230/2003/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2003 zur Festlegung eines mehrjährigen Programms für 
Maßnahmen im Energiebereich: "Intelligente Energie - Europa" (2003-2006), 
ABl. L 176 vom 15.07.2003, S. 29ff. 

233 Vgl. zu diesem letzten Förderungsbereich auch: Entschließung zur Nutzung 
erneuerbarer Energiequellen in den AKP-Staaten, ABl. C 78 vom 2.4.2002, S. 
35. 

234 Richtlinie 2001/77/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 27.9.2001, 
ABl. L 283 v. 27.10.2001, S. 33-40 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



zur Förderung der Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energie- 
quellen im Elektrizitätsbinnenmarkt. 

Tabelle 21 A 



EU-25 im Jahr 2000 
(Angaben in %) 235 


Bruttoinlands- 
Energieverbrauch 
der EU-25 im 
Jahr 2000 


Davon werden für die 
Elektrizitätserzeugung 
benötigt: 


Feste Brennstoffe 


18,5 


30,4 


Mineralöl 


38,4 


6,1 


Erdgas 


22,6 


17 


Kernkraft 


14,4 


31,5 


Erneuerbare Energien (EE) 


5,8 


13,8 


Sonstige 


0,3 


1,2 


Gesamt 


100 


100 



^Tabelle 21B| 

Bruttoinlands-Energieverbrauch EU-25 

(Jahr 2000, nach Brennstoffen) 




Der Anfpil .m «nrwtiopn Rrpnnsfnffpn hpfrüor 0 ^ tfr 



Quelle: EuroStat, KOM (200$) 366 endg., S. 10. 



Mit der Richtlinie 2001/77/EG soll der Gesamtanteil der erneuer- 
baren Energien an der Elektrizitätserzeugung der EU-25 auf 21% (EU- 
15 auf 22%) bis 2010 gesteigert sowie die Verwendung von Biokraft- 
stoffen bis 2005 auf 2% bzw. bis 2010 auf 5,75 % 236 Marktanteil 

237 

angehoben werden. 



235 aus KOM (2004) 366 vom 26.5.2004, S. 10. 

236 RL 2003/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8.5.2003 zur 
Förderung der Verwendung von Biokraftstoffen oder anderen erneuerbaren 
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Tabelle 21C 



Rahmenbedingungen für die Förderung erneuerbarer Energien 











Neu in Betrieb genommene Nettoerzeugungs- 
kapazitäten 1998-2002 (MW) 




MwST. 
oatz 


Energie- 
steuer 
(€ pro 
MWh) 


Wichtigste Instrumen- 
tarien zur Förderung 
erneuerbarer Energien 


Neue 
Nettokapa- 

ZI LaLcil 

Kohle/Öl 


Neue 
i>ieuoKü- 

DoZl Lalcll 

Gas 


Neue 
iNeuoKa- 

pa/lLaLcil 

FF/KWK 


Sonstige 


A 






I^CaLCl H. 1 113 IJClaCltll 1 1 


k.A. 


k.A. 


k.A. 


k.A. 


R 


1 1 
Li 




VJlllIlC ZjClllllKdlC 


-225 


-225 


+443 




nie 


LO 


-> 1 S 


fiHinp /prti ii L' *3l"p 


-803 


+317 




+32 


SF 


22 


<5 


Invp*;titinns:7ii^phii<;<;p 

III ' 3 l 1 l 1 V > 1 1 i, /, Kl J K. l 1 K L v 3 ^ 


+270 


+ 160 


+307 


+220 


F 


19,6/5, 
5 


<5 


Ausschreibungsquoten 


k.A. 


k.A. 


k.A. 


k.A. 


D 


16 


5-15 


Fester Einspeisetarif 


-166 


-101 


+3150 


+ 1251 


GR 


8 


Keine 


Fester Einspeisetarif* 


-80 


+492 






IRL 


12.5 


Keine 


Ausschreibungsquoten 


0 


+3 1 0 


+ 1074 


+84 


I 


20/10 


5-15 


Quotensystem 




+4880 


+ 1167 




L 


6 


<5 


Fester Einspeisetarif 


k.A. 


k.A. 


k.A. 


k.A. 


NL 


19 


>15 


Grüne Zertifikate 




+227 


+511 




P 


5 


Keine 


Fester Einspeisetarif 


-50 


+660 






E 


16 


<5 


Fester Einspeisetarif 


+341 




+5942 


+ 1057 


S 


25 


5-15 


Grüne Zertifikate 


-2500 




+7 


-600 


UK 


17,5/5 


<5 


Ausschreibungsquoten 


-5228 


+5734 


+ 109 


-257 


EU15 








-8400 


+12500 


+12700 


+1800 



Quelle: 2. Benchmarkingbericht der Kommission 2002, Anhang II, Seite 60. 
*zum festen Einspeisetarif kommen zusätzlich Subventionen. 



Kraftstoffen im Verkehrssektor, ABl. L 123 vom 17.5.2003, S. 42ff. 5,75% ent- 
sprechen in etwa 19 Mio. to. ROE. 

In Mitteilung der Kommission: Nachhaltige Entwicklung in Europa für eine 
bessere Welt: Strategie der Europäischen Union für die nachhaltige Entwick- 
lung (Vorschlag der Kommission für den Europäischen Rat in Göteborg), 
KOM/200 1 /0264 endg. wird von einer Steigerung bis 2010 von alternativen 
Kraftstoffen auf 7% und bis 2020 auf 20% des Brennstoffverbrauchs für den 
Verkehrsbereich ausgegangen. 
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Die Förderung umfasst gemäß der RL 2001/77/EG im wesentlichen: 

1) Einführung eines attraktiven und effizienten Fördersystems, 

238 

2) Abbau von verwaltungstechnischen Hemmnissen, " 

2^9 

3) Fairer Netzzugang, 

4) Ausstellung von Herkunftsnachweisen. 240+241 

Dabei liegt der Schwerpunkt auf den Förderregelungen mit beson- 
ders attraktiven Einspeisetarifen für Energie (garantiertes Festpreissys- 
tem), Mindestabnahmequoten und/oder „Grünen Zertifikaten", Investi- 
tionsbeihilfen, Steuerbefreiungen etc. 

Erneuerbare Energien als Substitution für fossile Brennstoffe und 
für die Kernkraft sind zu einem hohen Prozentsatz verwendbar. Prob- 
leme bei der Anwendung erneuerbarer Energien ergeben sich jedoch 
aus den technischen Eigenheiten der verschiedenen Energieträger. So 
ist die Nutzung der Wasserkraft an Land von der Menge des Nieder- 
schlags abhängig, die Nutzung der Windkraft von der (unregelmäßi- 
gen) Verfügbarkeit der Luftströmungen, die Photovoltaik ganz beson- 
ders von der Witterung (Sonneneinstrahlung) abhängig. Auch Biomas- 
se kann je nach Erntejahr mehr oder weniger zur Verfügung stehen. 

Völlig substituierbar ist die herkömmliche Energiegewinnung aus 
fossilen Energieträgern nach dem gegenständlichen Stand der Technik 
nicht. Insbesondere, solange die elektrische Energie nicht in einfache 
und kostengünstige Speichermedien gelagert und bei Bedarf abgerufen 
werden kann. 

Die Entwicklung der erneuerbaren Energien wird zum Großteil 
durch die Förderpolitik der Mitgliedstaaten bestimmt. Um die ange- 
strebte Erhöhung der erneuerbaren Energieträger in der Europäischen 
Union bis 2010 überhaupt zu erreichen sind zusätzliche gemeinschaft- 



8 Siehe Tabelle 24A(Seite 106) und 24B (Seite 107), 25 (Seite 115) und 31 (Seite 
147f). 

9 Siehe unten unter den Kapitelabschnitten: „Übertragungsnetzbetreiber" und 
„Verteilernetzbetreiber" und die Bezugnahme auf die RL 96/92/EG und die RL 
2003/54/EG. 

0 Gemäß Art 5 der RL 2001/77/EG mussten die Mitgliedstaaten bis zum 
27.10.2003 ein System der Herkunftsnachweise einführen. 

1 Siehe auch Tabelle 32A (Seite 151). 
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liehe wie nationale Anstrengungen der Verantwortlichen und die 
politische Weichenstellung notwendig. 

Auf internationaler Ebene sind verschiedene Förderungen zur Wei- 
terentwicklung bzw. Stärkung der erneuerbaren Energien im Gange. 
Das UN-Umweltprogramm (UNEP), des UN-Entwicklungsprogramm 
(UNDP), die UN-Organisation für industrielle Entwicklung (UNIDO) 
sowie verschiedene UN-Regionalkommissionen, die Weltbank, die 
Internationale Energieagentur (IEA), die Globale Umweltfazilität 
(GEF), globale Netzwerke von NGO und andere sind daran beteiligt. 

Die weltweite Förderung erneuerbarer Energien beträgt derzeit 
noch ein Minimum im Verhältnis zur Förderung konventioneller 
Energieträger. 

Ein großes Defizit der internationalen Förderung, Anwendung und 
Nutzung erneuerbarer Energien ist die Unkenntnis der zukünftigen 
Energiebedarfsmenge und die Einsatzbedingungen in den zu fördern- 
den Ländern, insbesondere den Entwicklungsländern. Ebenso die 
fehlende Koordinierung der Anstrengungen und die unterschiedliche 
Schwerpunktsetzung. 



4.5 

Wachstum erneuerbare Energien 

Die Ursachen für die verstärkte maßgebliche Förderung der erneu- 
erbaren Energien in der europäischen Union sind vielfältig. 

Insbesondere folgende Effekte werden hauptsächlich mit einer ver- 

242 

stärkten Forcierung der erneuerbaren Energien verbunden: 

• Schaffung von 500 000 - 900 000 neuen Arbeitsplätzen in Eu- 
ropa, 

• jährliche Brennstoffkosteneinsparungen in Höhe von 3 Mrd. 
ECU ab dem Jahre 2010, 

• eine Verringerung der Brennstoffeinfuhren um 17,4 % und 



242 Aufzählung zitiert gemäß: http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/lvb/127023.htm. 
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* * 



• eine Verringerung der C0 2 -Emissionen um 402 Mio. t/Jahr 
im Jahre 2010. 

Bis 2010 haben die EU-25 die Quote an erneuerbaren Energien in- 
dividuell zu erhöhen (siehe Tabelle auf der nächsten Seite): 



Tabelle 22A 





Elektrizitätsproduktion aus erneuerbaren Energieträgern 

(Angaben in %) 




Energie 1 997 


QtnnH 1 QQ7 


c„ii -)(\ i n 

oOll ZU1U 


Differenz 


<vr.ll in 

oon in 




in TWh 
III 1 VV II 


/C 


/c 


/c 


TWh 
1 VV II 

2010 


A 


19 05 


70 0 


78 1 


8 1 


55 3 


B 


0 86 


1 1 

1 1 1 


6 0 


4 9 


6 3 


CY 


0,002 


0,05 


6 


5,95 




CZ 


1 36 


3 8 


ü 


4 2 




D 


24 91 


4 5 


1 2 5 

1 ■ 


8 

O 


76 4 


DK 


3,21 


8,7 


29,0 


20,3 


12,9 


E 


37,15 


1 9 9 

1 7,7 


29 4 


9 5 

7)J 


76,6 


EW 


0,02 


0,2 


5,1 


4 9 




F 


66 00 


1 5 0 


71 0 


6 0 


1 1 2 Q 


GB 


7,04 


1,7 


10,0 


8,3 


50,0 


GR 


3,94 


8,6 


20,1 


11,5 


14,5 


H 


0,22 


0,7 


3,6 


2,9 




IRL 


0,84 


3,6 


13,2 


9,6 


4,5 


I 


46.46 


16,0 


25,0 


9,0 


89,6 


L 


0,14 


2,1 


5,7 


3,6 


0,5 


LT 


0,33 


3,3 


7 


3,7 




LV 


2,76 


42,4 


49,3 


6,9 




M 


0 


0 


5 


5,0 




NL 


3,45 


3,5 


9,0 


5,5 


15,9 


P 


14,30 


38,5 


39,0 


0,5 


28,3 


PL 


2,35 


1.6 


7,5 


5,9 




S 


72,03 


49,1 


60,0 


10,9 


97,5 


SF 


19,03 


24,7 


31,5 


6,8 


33,7 


SK 


5,09 


17,9 


31 


13,1 




SLO 


3.66 


29.9 


33.6 


3.7 




EU-15 


338,41 


13,9 


22,0 


8,1 


44,99 


EU-25 


355,2 


12,9 


21,0 


8,1 





Quelle: Richtlinie 2001/77/EG, Anhang, ABL L 283, S. 39f und für die 10 neuen Mit- 
gliedstaaten gemäß der Beitrittsakte 2003 in ABl. L 236, S. 588f. Berechnung 
der Differenzsumme durch den Autor. 

Spalte: „Soll in TWh 2010" aus „Geänderter Vorschlag für eine RL zur Förde- 
rung der Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energiequellen im Elektrizi- 
tätsbinnenmarkt" 243 . 



KOM (2000) 884 endg. vom 28.12.2000. 
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Tabelle 22B 



Elektrizitätsproduktion aus erneuerbaren Energieträgern 

(Angaben in %) 



B 

DK 
D 

GR 
E 
F 

IRL 
1 

L 
NL 

A 

P 
SF 

S 
GB 



I 



1 1 

I I 



I 



CY 
CZ 
EW 
H 
LT 
LV 
M 
PL 
SK 
SLO 
EU- 15 
EU-25 



□ 



I 



10 20 30 40 50 60 70 



80% 



Grafik durch den Autor. 
I I Stand 1997 

Zuwachs und Soll-Stand 2010 



Die von den Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf sich ge- 
nommenen Erhöhungen der Elektrizitätsproduktion aus erneuerbaren 
Energieträgern (EE) fällt sehr unterschiedlich aus. 
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Während Portugal (P) sich für maximal 0,5% verpflichtet hat, will 
Dänemark (DK) 20,3% Erhöhung der Elektrizitätsproduktion aus EE 
verwirklichen. 

Im Durchschnitt fällt die Erhöhung pro Mitgliedstaat mit 8,1% zu 
Buche. 

15 Mitgliedstaaten: Belgien (B), Frankreich (F), Finnland (SF), 
Luxemburg (L), die Niederlande (NL), Portugal und alle Beitrittsstaa- 
ten vom 1.5.2004 (außer die Slowakei - SK), unterschreiten jedoch 
diesen Durchschnitt. 
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5. 

Der Binnenmarkt 



Die durch den Vertrag von Maastricht in Art 3 Abs. 1 lit. n und t 
EGV 244 eingefügten Bestimmungen zum gemeinschaftsrechtlichen 
Energierecht sind nicht durch Ausführungs- bzw. Detailbestimmungen 
in der weiteren Textfolge des EG-Vertrags geregelt. 

Wie bereits zuvor die Art 103, 113 und 235 EWGV (nunmehr Art 
99, 133, 308 EGV) 245 als Kompetenzgrundlage für gemeinschafts- 
rechtliches Handeln herangezogen wurden, sind auch die Bestimmun- 
gen des Art 3 Abs. 1 lit. n (o) und t (u) EGV in Verbindung mit den 
allgemeinen Zielen des EG-Vertrags zu sehen, insbesondere mit dem 
Hauptziel, der Verwirklichung eines Gemeinsamen Marktes bzw. 
eines Binnenmarktes und der Zollunion. Dabei muss vor allem auf das 
Wesen der Energie abgestellt werden. Nach herrschender Ansicht und 

246 

Rechtsprechung des EuGH^ ist Energie eine Ware im Sinne des Art 
28, 29 und 30 EGV. 247 



Nunmehr lit. o) und u) im EGV in der konsolidierten Fassung nach dem Vertrag 
von Amsterdam. Gemäß Art 13 Abs. 2 fünfter Spiegelstrich W wird der Ener- 
giebereich der geteilten Zuständigkeit zwischen Union und Mitgliedstaaten zu- 
gewiesen. Der Begriff bzw. die Einschränkung „transeuropäische Netze" wird 
zugunsten des umfassenderen Begriffs „Energie" ausgewechselt und damit die 
Kompetenzgrundlage wesentlich erweitert. 
Vgl. Art m-71, III-217, Art 17 VV. 

Grundlegend in der Rs. Costa - E.N.E.L., 6/64, Slg. 1964, Rz. 30. Der EuGH 
nimmt darin ausdrücklich auf Art 37 Abs. 2 EGV Bezug. Gemäß Position 2716 
00 00 des Gemeinsamen Zolltarifs ist Elektrizität eine Ware. 
Auch in Art 2 der RL 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 1985 zur Ang lei - 
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Haftung für fehlerhafte Produkte (ProdukthaftungsRL) vom 25.6.1985 (ABl. L 
210, S. 29) wird Elektrizität explizit als Ware eingestuft. Richtigerweise ebenso 
in § 2 deutsches ProdHaftG vom 15.12.1989, BGBl. L, S. 2198 idF BGBl. III 
400-8 bzw. § 4 österreichisches PHG, BGBl 1988/99 vom 21.1.1988 idgF. 
In der Rs. Almelo, Slg. 1994. 1-1516, Rz. 28 hat der EuGH inzwischen auch 
festgestellt, dass Elektrizität Ware im Sinne des Art 28 EGV ist. 
Mineralölprodukte sind, trotz einer langen Übergangszeit, seit der Schaffung der 
Zollnomenklautur Teil des Gemeinsamen Zolltarifs - Kapitel 27 (vgl. ABl. L 
256 vom 7.9.1987, S. lff) und damit „Waren". 

Vgl. dazu Art 111-42 und 111-43 VV.Vgl. auch EuGH in der Rs. C-393/92 vom 
27.4.1994, Slg. 1994, 1-1477. In Rz 28 bestätigt der Gerichtshof, dass „Elektri- 
zität eine Ware im Sinne von Art 30 EWG-Vertrag darstellt. " 
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Somit unterliegt der grenzüberschreitende Handel und der Trans- 
port von Energie den allgemeinen Regeln über die Warenverkehrsfrei- 
heit, 248 den allgemeinen Ein- und Ausfuhrregelungen, 249 dem Diskri- 
minierungsverbot und den Möglichkeiten der gemeinschaftlichen 

250 

Embargo- und Boykottmaßnahmen. 

Aufgrund des Anhangs I zur Verordnung 802/68/EWG des Rates 

25 1 

vom 27.6.1968" über den Warenursprung fanden die Ursprungsrege- 
lungen auf Erzeugnisse aus Kohlenwasserstoffen vorerst keine An- 

252 

Wendung."' Diese Ausnahme wurde erst durch die Verordnung 

253 

456/91/EG des Rates vom 25.2.1991 ' obsolet, als der Binnenmarkt 
endgültig errichtet wurde. 

Teilweise wurde in den Unionsmitgliedstaaten die Erzeugung, der 
Transport, der Handel und der Verkauf von Energie ausschließlich 
einem Monopolunternehmen zugewiesen 2 4 . Inwieweit diese notwen- 
dige Dienstleistungen im allgemeinen wirtschaftlichem Interesse im 

255 

Sinne des Art 86 Abs. 2 EGV ' erbringt, und damit die darin enthalte- 



Vgl. auch die eindeutigen Urteile zur Warenverkehrsfreiheit und staatlicher 
Wettbewerbsverhinderung in der Rs. 231/83 vom 29.1.1985, Slg. 1985, S,. 305; 
Rs. 1 1/84 vom 25.9.1985, Slg. 1985, S. 2907; Rs. 34/84, Slg. 1985, S. 2915; die 
verbundenen Rs. 79784 und 80/84, Slg. 1985, S. 2953, Rs. 114/84 und 115/84, 
Slg. 1985, 2961; Rs. 149/84, Slg. 1985, S. 2969; Rs. 201/84, slg. 1985, S. 2977; 
Rs. 202/84, Slg. 1985, S. 2985, Rs. 215/84, Slg. 1985, S. 2993, Rs. 271/84 bis 
274/84 und 6/85 und 7/85, Slg. 1986, s. 529. 

249 Vgl. dazu aktuell die derzeit gültige Verordnung 3285/94/EG des Rates vom 
22.12.1994 über gemeinsame Einfuhrregelungen (ABl. L 349 vom 31.12.1994, 
S. 53ff) und die Verordnung 2603/69/EWG des Rates vom 20.12.1969 zur Fest- 
legung einer gemeinsamen Ausfuhrregelung (ABl. L 324 vom 27.12.1969, S. 
25ff). 

250 Art 301 EGV iVm Art 12, 14, 15 EUV. Eine Sonderreglung findet sich in Art 10 
Abs. 2 der VO 2603/69/EWG. Darin werden die Mitgliedstaaten ermächtigt, so- 
lange der Rat keinen Rechtsakt setzt und die Mitgliedstaaten die Kommission 
vorab unterrichten, Maßnahmen zu setzen, die im Bereich des Exportes von 
Kohlenwasserstoffen Beschränkungen vorsehen. 

251 ABl. L 148 vom 28.6.1968, S. lff 

252 Vgl. aber die Verordnung 2041/68/EWG des Rates vom 10.12.1968 zur 
Aufstellung einer gemeinsamen Liste für die Liberalisierung der Einfuhren in 
die Gemeinschaft gegenüber dritten Ländern, ABl. L 303, S. lff vom 

253 AB.112.15>&8'om 28.2.1991, S. 4ff 

254 Wie in Frankreich der Electricite de France (EdF) bzw. Italien der Ente Naziona- 
le per lTinergia Elettrica (E.N.E.L.) oder auf Zypern. In Portugal bestand ein 
Monopol für die Elektrizitätserzeugung für die Electricidade de Portugal(EdP), 
die zu 100% in staatlicher Hand ist. Dieses Monopol wurde jedoch aufgehoben. 
Trotzdem hat die EdP noch immer einen Marktanteil von 75%. 

255 Ex- Art 90 EGV bzw. Art 111-55 VV. 
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nen Ausnahmebestimmungen geltend machen können, ist wohl eher 
restriktiv auszulegen." In keinem Fall können sich Energieerzeuger, - 
lieferanten oder -händler auf eine generelle Ausnahme von der An- 
Wendung der Art 81 bis 89 EGV berufen. Die Mitgliedstaaten haben 

258 

nach Art 31 EGV die bestehenden Handelsmonopole soweit umzu- 

2^9 

gestalten, dass eine grenzüberschreitende Versorgung oder der 
Absatz nicht behindert wird." Die Umgestaltung von staatlichen 

^6 1 

Monopolen nach Art 31 EGV ist inzwischen in den meisten Mit- 
gliedstaaten beendet bzw. weit fortgeschritten. 



Der EuGH in der Rs. 72/83, Campus Oil Ltd v. Irland, Vorabentscheidung vom 
10.7.1984, Slg. 1984, S. 2727, dennoch bestimmte Maßnahmen unter Berufung 
auf Art 36 EGV und die RL 68/414/EWG und 73/238/EWG, die Entscheidung 
77/706/EWG und 77/186/EWG bezüglich Mineralölprodukte als mit dem EGV 
vereinbar erkannt. 

In der Rs. C-483/99, Kommission v. Frankreich, Urteil vom 4.6.2002, Slg. 
2002, 1-4785 und in der Rs. C-503/99, Kommission v. Belgien, Urteil vom 
4.6.2002, Slg. 2002, 1-4809, festgestellt, dass auch Sonderrechte eines Mitglied- 
staates an einem Unternehmen möglich und zulässig sein können, wenn (Rz. 48 
in Rs. 503/99) „die fragliche Regelung die Sicherstellung einer Mindestversor- 
gung mit Energie in dem betreffenden Mitgliedstaat für den Fall einer tatsächli- 
chen schweren Gefährdung erlaubt und nicht über das hinausgeht, was hierzu 
erforderlich ist. " In der Rs. C-483/99 hat er die „Goldene Aktie" als nicht zu- 
lässig, in der Rs. C-503/99 als zulässig angesehen. 

7 Vgl. nunmehr auch Art 111-50 bis 111-58 VV. 

8 Artikel 111-44 VV. 

9 Vgl. z.B. die Empfehlung 63/479/EWG und die Empfehlung 70/128/EWG der 
Kommission vom 24.7.1963 an Frankreich zur Umgestaltung der Einfuhrrege- 
lungen für Mineralölprodukte in ABl. 127 vom 20.8.1963, S. 2271 und das an- 
schließende Urteil des EuGH vom 4.2.1965, Rs. 20/64, Slg. 1965, S. 46. 
Empfehlung 83/403/EWG der Kommission vom 29.7.1983 an Griechenland 
betreffend der Umformung von Handelsmonopolen in ABl. L 233 vom 
24.8.1983, S. 29 und das daran anschließende Urteil des EuGH vom 
13.12.1990, C-347/88, Slg. 1990, 1-4747 u.a.m. 

0 Eine Ausnahme davon hat Malta auf den Import und den Vertrieb von Erdöl 
erhalten. In den anderen Mitgliedstaaten ist Art 31 Abs. 1 und 2 EGV inzwi- 
schen unmittelbar anwendbar. Malta und Zypern haben auch insoweit eine Son- 
derstellung, als die elektrische Energieversorgung beider Inseln ausschließlich 
durch regionale Netze ohne Anbindung an die Transeuropäischen Netze erfolgt. 

1 Die Monopole sind nach Art 31 EGV nicht verboten. Jedoch ist die missbräuch- 
liche Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung, speziell die Diskriminie- 
rung in den Versorgungs- und Absatzbedingungen zwischen den Angehörigen 
der Mitgliedstaaten, nicht zulässig. Ein staatliches Monopolunternehmen kann 
daher durchaus bestehen bleiben, solange das Handelsmonopol, welches die 
Ein- bzw. Ausfuhr betrifft, soweit umgeformt wird, dass keine Diskriminierung 
wie oben beschrieben mehr bestehen kann. 
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Die inzwischen sehr weitgehende Verwirklichung des Binnen- 
marktes hat auch zu verstärkten grenzüberschreitenden Energieliefe- 
rungen (insbesondere auch Elektrizität und Gas) geführt. Insoweit ist 
sowohl die Rechtsprechung als auch die Gesetzgebung dem Trend zur 
Liberalisierung gefolgt bzw. hat ihn auch weitgehend mitgestaltet. 

Durch die RL 90/547/EG ~ wurde der erste Liberalisierungsschub 
im Elektrizitätsmarkt eingeleitet. Die Transformationsprozesse in den 
einzelnen Staaten waren von unterschiedlicher „Härte" für die betrof- 
fenen Unternehmen. Der politische Widerstand einiger Mitgliedstaaten 
führte dazu, dass die zweite Stufe der Liberalisierung erst 1996 begon- 
nen werden konnte. 263 

Mit der RL 96/92/EG 264 (1. Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie) er- 
folgte die schrittweise Öffnung der nationalen Märkte für Mitbewerber 
am Elektrizitätsmarkt sowie der Beginn der finanziellen und funktio- 
nalen Entflechtung der etablierten Energieversorgungsunternehmen in 
den Mitgliedstaaten. 265 Mit der RL 2003/54/EG (2. Elektrizitätsbin- 
nenmarktrichtlinie) wurde auch die organisatorische Entflechtung in 
voneinander unabhängige Gesellschaften der bisher vertikal integrier- 
ten Energieversorgungsunternehmen vorgesehen (Ausnahmen nach 
Art 15 der RL). 266 

Durch die fünfte Erweiterungsrunde, welche im Mai 2004 abge- 
schlossen wurde, wurden auch die neu hinzutretenden Mitgliedstaaten 
verpflichtet, die bisherigen Rechtsmaterien, insbesondere auch zur 
Liberalisierung des Elektrizitätsbinnenmarktes, zu übernehmen, sofern 
keine zeitlich befristete Ausnahmen^ gewährt wurden. 



262 Richtlinie 90/547/EWG des Rates über den Transit von Elektrizität über große 
Netze, ABl. L 313, S. 30. 

263 Insbesondere die Frage über die Geschwindigkeit bei der Marktöffnung be- 
herrschte lange Zeit die Diskussion. 

264 Richtlinie 96/92/EG v. 19.12.1996 betreffend gemeinsamer Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt, ABl. L 27 v. 30.1.1997, S. 20-29. Im Gasmarkt er- 
folgte dies durch die RL 98/30/EG. Die RL 96/92/EG wurde durch die RL 
2003/54/EG, ABl. L 176, S. 37ff vom 15.7.2003 ersetzt. 

265 Sogenanntes „Unbundling". Trennung von Netzbetreibern und Energieerzeu- 
gern. Siehe auch Tabelle 24C, Seite 1 10. 

266 Siehe auch Tabelle 52 (Seite 298) und 53 (Seite 299) im Anhang II. 

267 In den Beitritts Verträgen in Kapitel 14 für jeden Mitgliedstaat geregelt. Z.B. für 
Estland bis 2008. 
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Bei dieser zweiten Stufe der Liberalisierung wurde zwei grundsätz- 
liche Modelle den Mitgliedstaaten zur Wahl offen gelassen. 

Beim System des Alleinabnehmers wird von einem Mitgliedstaat 
eine juristische Person benannt, die in dem vom Netzbetreiber abge- 
deckten Gebiet zu einem nichtdiskriminierenden Tarif die Versorgung 
übernimmt. 

Beim System des Netzzuganges auf vertraglicher Basis sorgen die 
Mitgliedstaaten nur dafür, dass die Energieerzeuger und die zugelasse- 
nen Kunden auf privatrechtlicher Basis Verträge abschließen können. 

Die erste wesentliche Umstellung der nationalen Elektrizitätsmärk- 
te auf eine weitgehende Liberalisierung wurde von einer Reihe von 
Ausnahmeansuchen der Mitgliedstaaten an die Kommission ge- 



Vgl. z.B. Entscheidung der Kommission über den von der britischen Regierung 
gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß Art 24 der 
Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitäts- 
binnenmarkt I 1999/791/EG oder K( 1999) 155 1/1) v. 8.7.1999. 

- Entscheidung der Kommission über den von der französischen Regierung ge- 
stellten Antrag auf Gewährung einer Ubergangsregelung gemäß Richtlinie 
96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den Art 24 der Elektrizitäts- 
binnenmarkt I 1999/792/EG oder K( 1999) 155 1/2) v. 8.7.1999. 

- Entscheidung der Kommission über den von der luxemburgischen Regierung 
gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß Art 24 der 
Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitäts- 
binnenmarkt I 1999/793/EG oder K( 1999) 155 1/3) v. 8.7.1999. 

- Entscheidung der Kommission über den von der deutschen Regierung gestell- 
ten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß Art 24 der Richtli- 
nie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnen- 
markt I 1999/794/EG oder K(1999)1551/4) v. 8.7.1999. 

- Entscheidung der Kommission über den von der österreichischen Regierung 
gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß Art 24 der 
Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitäts- 
binnenmarkt I 1999/795/EG oder K(1999)1551/5) v. 8.7.1999. 

- Entscheidung der Kommission über den von der niederländischen Regierung 
gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß Art 24 der 
Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitäts- 
binnenmarkt I 1999/796/EG oder K( 1999) 155 1/6) v. 8.7.1999. 

- Entscheidung der Kommission über den von der spanischen Regierung gestell- 
ten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß Art 24 der Richtli- 
nie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnen- 
markt I 1999/797/EG oder K(1999)1551/7) v. 8.7.1999 
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In der dritten Stufe wird der Energiemarkt bis zum Endverbraucher 
durch die RL 2003/54/EG 269 liberalisiert. 270 Zur Überwachung der 
Tätigkeiten und der Funktion des liberalisierten Energiemarktes 

27 1 

mussten die Mitgliedstaaten Regulierungsbehörden einrichten." 

Ausnahmeregelungen von der Energiemarktliberalisierung sind 
z.B. in Art 3 Abs. 3 der Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie enthalten, 
wenn Elektrizitätsversorgungsunternehmen besondere gemeinwirt- 

27^ 

schaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse " erfüllen und 

273 

durch die Liberalisierung ansonsten die Erfüllung dieser Aufgaben 
verhindert würde. Sonderregelungen wurden auch für die Beitrittskan- 
didatenländer gewährt, welche besondere Energieinfrastrukturen 

r • 274 

autweisen. 

Welchen Umfang diese besonderen gemeinwirtschaftlichen Ver- 
pflichtungen im Allgemeininteresse haben ist primärrechtlich und 
sekundärrechtlich nicht näher definiert. Die Kommission definiert 
diese Verpflichtungen als Tätigkeiten, „die im Interesse der Allge- 



Richtlinie 2003/54/EG über gemeinsame Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und die Aufhebung der Richtlinie 96/92/EG I 
26.6.2003 I ABl. L 176, S. 37ff. Im Gasmarkt erfolgte dies durch die RL 
2003/55/EG. ABl. L 176, S. 57ff. 

270 Bis zum 1.7.2004 musste allen gewerblichen Kunden die Möglichkeit einge- 
räumt werden, sich den Lieferanten selbst auswählen zu können. Bis zum 
1.7.2007 muss dies auch den privaten Haushalten ermöglicht werden. 

271 Der Sonderweg Deutschlands mit Verbändevereinbarungen und Selbstkontrolle 
der Unternehmen im Zeitraum von 1999 bis 2004 ist wohl weitgehend und in 
den wichtigsten Bereichen nicht erfolgreich und soll hier nicht näher dargestellt 
werden. 

272 Diese Interessen werden als „allgemeine wirtschaftliche Interessen" (Art 16 Abs. 

1 EGV) bezeichnet und im deutschen Sprachraum kurz mit „Daseinsvorsorge". 
Dabei wird einschränkend Daseinsvorsorge als Tätigkeit vor allem von staatli- 
chen Verwaltungseinrichtungen oder staatlichen Unternehmen verstanden, wäh- 
rend die Kommission unter „allgemeinen wirtschaftlichen Interessen" einen 
weiteren Anwendungsspielraum sieht und auch private Unternehmen, die solche 
marktbezogenen und nicht-marktbezogenen Leistungen erbringen subsumiert. 
Aufgrund eines liberalen Ansatzes sieht die Kommission die Ausnahmetatbe- 
stände nach Art 86 Abs. 2 EGV (Wettbewerbsregeln) sehr eingeschränkt. Art 86 
Abs. 2 EGV ist auch als subsidiäre Regel zu sehen, welche erst dann zur An- 
wendung kommt, wenn die sonstigen Ausnahmeklauseln, z.B. in Art 30, 45, 46, 
81 Abs. 3 sowie 87 Abs. 2 und 3 EGV nicht eingreifen. 

273 Z.B. Versorgungssicherheit oder Umweltschutz. 

274 Dies ist z.B. in Estland der Fall. Hier wird der Elektrizitäts- und Wärmebedarf 
vor allem (ca. 90%) durch die Verbrennung von Ölschiefer gedeckt und eine 
Umstellung ist nur langfristig möglich. Ausnahmeregelungen hat auch Portugal 
bis 2007 und Tschechien bis zum 31 .12.2004 für den Gasmarkt erlangt. 
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meinheit erbracht und daher von den Mitgliedstaaten mit besonderen 

^75 

Gemeinwohlverpflichtungen verbunden werden".^ Es ist dabei 
unerheblich, ob diese gemeinwirtschaftlichen Interessen der gesamten 
Gemeinschaft, nur der Bevölkerung eines Mitgliedstaates oder gar nur 
einer bestimmten Region zugute kommen, sofern der „allgemeine 
Charakter" der Leistungen überwiegt und keine missbräuchliche 
Anwendung im Einzelfall vorliegt. 

Der Energiebereich wurde auch vom EuGH in der Rs. C- 159/94 
(Kommission/Frankreich) 276 als Bereich anerkannt, indem Aufgaben 
im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse erbracht werden können. 

Wird die teilweise schleppende Entwicklung eines gemeinsamen 

277 

europäischen Energiebinnenmarktes kritisiert oder bedauert, so darf 
nicht übersehen werden, dass die Energiepolitik und das Energierecht, 
wie die Außenpolitik, die militärische Sicherheitspolitik oder die 
Landwirtschaft/Fischerei Kernkompetenzen der Mitgliedstaaten zur 
Wirtschaftslenkung in der Vergangenheit darstellten. Die Vergemein- 
schaftung eines solchen Bereiches stellt, neben den technischen und 
administrativen Problemen, für viele nationale Politiker und Beamte 
ein wesentliches psychologisches Hindernis dar und ist auch für 
populistische Angriffe ein leichtes Ziel. So ist die Entwicklung des 
europäischen Energierechts in den letzten 15 Jahren seit 1990, im 
Vergleich zu den zaghaften Versuchen in den 20 bzw. 40 Jahren 
davor, wesentlich vorangeschritten. 

Diese Problematik wurde auch vom EuGH offensichtlich er- 

278 

kannt. Die einschlägige Rechtsprechung zum Energierecht war 
bisher dementsprechend zurückhaltend im Vergleich zur Rechtspre- 

279 

chung z.B. im Bereich des freien Warenverkehrs. 



KOM in ABL C 281/3, 1996, „Leistungen der Daseinsvorsorge in Europa." 
Slg. 1997, 1-5815, Rz. 59. Vgl. auch Kommission/Italien, Rs. C-158/94, Slg. 
1997, 1- 5789, Rz. 54 und die Rs. Almelo, Slg. 1994, 1 - 1477, Rz. 50. 
Vgl. die Entschließung des EP vom 12.3.1992 zu einer gemeinsamen Energiepo- 
litik, ABl. c 94 vom 13.4.1992, s. 279 oder Grünbuch, KOM (2000) 769 endg., 
Teil L, I.C.3.a. 

Dies hat der EuGH z.B. in der Rs. 72/83, Campus Oil Ltd v. Irland, Vorabent- 
scheidung vom 10.7.1984, Slg. 1984, S. 2727, anerkannt. 

Vgl. z.B. zu Einfuhrbeschränkung: Dassonville, Rs. 8/74, Urteil vom 11.7.1974, 
Slg. 1974, S. 837; Cassis de Dijon, Rs. 120/78, Urteil vom 20.2.1979, Slg. 1979, 
S. 649. Zu Ausfuhrbeschränkungen z.B.: Groenveld, Rs. 15/79, Urteil vom 
8.11.1979, Slg. 1979, S. 3409. 
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Die nationale Energiepolitik hängt naturgemäß auch eng mit der 
Regional- und der Umweltpolitik zusammen. So hat der Bau eines 
Kraftwerkes in einer Region meistens kurz-, mittel- und langfristige 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Impulse zur Folge, die alleinige 
Existenz eines Kraftwerkes beeinflusst wiederum die Umwelt und 
damit mehr oder weniger direkt auch die wirtschaftliche Leistungsfä- 
higkeit, Attraktivität und die rechtlichen Rahmenbedingungen der 
betroffenen Region. 

Dies bedingt auch, dass die Unionsmitgliedstaaten nach Möglich- 
keit jeden Einfluss auf die Rahmenbedingungen für die Energiemärkte 
nicht teilen wollen. 

Um jedoch in der globalen Problematik eine gewisse Strategie und 
Koordination zu erreichen sowie den außenpolitischen und sicher- 
heitspolitischen Einflüssen gerecht zu werden, wird eine weitere 
vertiefende Vergemeinschaftung des Energiebereichs bzw. des Ener- 
giewirtschaftsrechts unabdingbar sein. Das Ziel ist die Schaffung einer 
„Gemeinsamen Europäischen Energiepolitik" (GEP) auf marktwirt- 
schaftlicher Basis. 



5.1 

Besonderheiten der elektrischen Energie 

Der historisch relativ junge Energieträger Elektrizität weist gegen- 
über anderen Energieträgern wesentliche Besonderheiten auf. 

• Elektrische Energie kann nur sekundär durch mechanische, 
chemische, photoelektrische, piezoelektrische Wirkung oder 
Wärmeeinwirkung und durch Reibung erzeugt werden. 

• Elektrizität kann bislang nur in einem ganz engen Rahmen 
gespeichert werden, so dass eine zeitlich genau angepasste 
Elektrizitätserzeugung gemäß dem jeweiligen Bedarf not- 
wendig ist (sog. Lastmanagement 280 ). 

• Elektrizität kann in einigen Bereichen nicht durch andere E- 
nergieträger direkt substituiert werden ohne eine enormen 
technischen Rückschritt in Kauf zu nehmen (z.B. bei der Be- 



siehe auch Tabelle 56 im Anhang II (Seite 302). 
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leuchtung, Elektrolyse, Steuerung von mechanischen Anla- 
gen). 

• Der elektrische Energieträger bindet den Verbraucher sehr 
stark an sich. Eine Substituierbarkeit durch andere Energie- 
träger ist vielfach kurzfristig kaum möglich. Dies bedingt a- 
ber relativ stabile Verkaufspreise um das Vertrauen der 
Verbraucher in diese Energieform nicht zu erschüttern und 
mittel- und langfristig negative Substitutionseffekte zu ver- 
meiden. 

Eine ähnliche Bindung weist auch der Mineralölmarkt auf. 
Eine Substitution durch andere Energieträger, insbesondere 

28 1 

im Bereich der Mobilitär , ist auch hier nur mittel- und 
langfristig überhaupt möglich bzw. realisierbar. Hiervon ist 
zwar die Eisenbahn weitgehend ausgenommen, welche je- 
doch teilweise wieder von der elektrischen Energieerzeugung 
abhängig ist. 

• Elektrische Energie kann nicht wie andere „Waren" einfach 
transportiert werden. Die Situation ist komplexer und es han- 
delt sich beim Transport von elektrischer Energie über einen 
europäischen Verbund um „eine Verschiebung des Elektrizi- 
tätsgleichgewichts mit beachtlichen Auswirkungen auf die 
Netze der Drittländer, über die diese Transitflüsse abgewi- 
ckelt werden. " 2S1 Elektrizität wird also nicht in Schweden ge- 
kauft und nach Italien transportiert, sondern nur ein gleich- 
wertiges Äquivalent davon. 

• Die Verfolgung von Elektrizität (und auch Gas) als Ware 
während des Transports ist physisch nur schwer möglich, 
wenn nicht unmöglich. Daraus ergeben sich Probleme bei der 
abgabenrechtlichen Festlegung des Orts der Lieferung anhand 
der bisher bestehenden gemeinschaftsrechtlichen und nationa- 
len Mehrwertsteuer- Vorschriften." - " 



1 Ca. 60% des Mineralölverbrauchs entfällt auf die Mobilität. 

2 Kommission in http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/lvb/127041.htm 

3 Dieses Problem wurde durch die RL 2003/92/EG vom 7.10.2003, mit der die RL 
77/288/EWG hinsichtlich der Vorschriften über den Ort der Lieferung von Gas 
und Elektrizität, ABl. L 260 vom 11.10.2003, S. 8ff, gelöst. Wiederverkäufer 
(Energiehändler) werden am Sitz der wirtschaftlichen Tätigkeit und der Emp- 
fänger der Leistung am Ort der Nutzung der Energie besteuert. Die Richtlinie 
war bis zum 1.1.2005 umzusetzen. 
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• Der Bedarf an Elektrizität ist in den vergangenen Jahrzehnten 
im Vergleich zu den anderen Energieträgern kontinuierlich 
und am stärksten gestiegen. Der installierte Bedarf wird sich 
von derzeit jährlich 600 GW auf 800 bis 900 GW erhöhen. 284 

285 

Wird von einem Pro-Kopf-Verbrauch von 5956 kWli und Jahr 
elektrischer Energie in den EU-25 ausgegangen und ein theoretischer 
Verkaufspreis von 6 Cent/kWh angenommen, so ergibt sich bei einer 
EU-Gesamtbevölkerung von 480 Millionen Menschen ein potentieller 
Markt von rund 170 Mrd. EURO pro Jahr. 

Die Elektrizität hat technisch einen wesentlichen Vorteil gegenüber 
anderen Energieformen. Sie kann relativ geräuschlos, wartungsarm, 
ohne den Einsatz weiterer Energien, mit einem Wirkungsgrad von 
etwa 95%, kostengünstig transportiert werden und aufgrund der 
angeglichenen Netzspannung in Europa in allen Mitgliedstaaten relativ 
problemlos übernommen und verbraucht werden. 

Elektrische Energie kann zentral und dezentral erzeugt und einge- 
speist werden. 

Elektrische Energie ist handhabungssicher. 

Die elektrische Energie kann sehr sauber in mechanische Energie, 
Wärme, zur Elektrolyse, Beleuchtung usw. wieder umgewandelt 
werden. 

Bedingt durch die jahrzehntelang gewachsenen Leitungsnetze ist 
auch der „Transport quer durch Europa" kein größeres, mit einer 
spürbaren Umweltverschmutzung verbundenes Problem." 

Der transeuropäische Energieaustausch zwischen den nationalen 
Energieversorgungsunternehmen hat auch historisch eine lange Tradi- 
tion. Vereinfacht dargestellt wird z.B. in Österreich aufgrund der 
Struktur der Energieversorgungseinrichtungen, vor allem vieler Was- 
serkraftwerke, sehr viel Mittel- und Spitzenlast erzeugt. In Deutsch- 



Grünbuch der Kommission, KOM (2000) 769 endg., Teil 1 Pkt. I.A.3. 
Angaben, bis auf den kWh-Preis, für das Jahr 2000 aus Deutsches nationales 
Komitee des Weltenergierates, Bericht 2003, S. 10. Der Pro-Kopf- 
Stromverbrauch pro Weltbürger beträgt ca. 2500 kWh. 

Wenn man von den Leitungstrassen absieht, die durchaus, zumindest optisch 
eine Region benachteiligen können. Wohl ist es ein Problem der begrenzten 
Kapazitäten, da diese Leitungen, Elektrische wie auch zur Gasversorgung, 
chronisch überlastet sind und Neubauten bzw. Verstärkungen nur langsam ge- 
nehmigt werden bzw. vorankommen. 
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land und Frankreich aus Wärmekraftwerken (z.B. Kernkraftwerke 

287 

bzw. Kohlekraftwerke) viel Grundlast." 

Zur Abdeckung der regionalen Spitzen und der Grundversorgung 
wird die elektrische Energie aus erzeugungs- und verbrauchstechni- 
schen Gründen immer wieder zwischen den Energieversorgern gekauft 
und verkauft bzw. ausgetauscht. 

Aus dieser Notwendigkeit des Energieaustausches haben sich vor 
allem in den nationalen Grenzen aber auch (wenige) grenzüberschrei- 
tende Verbünde gebildet, private und halbstaatliche Unternehmen in 
Energieversorgungseinrichtungen in anderen Ländern investiert und 
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langjährige Bezugsverpflichtungen sich herausgebildet. 

Dabei erzielt die elektrische Energie aus Kraftwerken, die ohne 
größere Verzögerung Energie einspeisen können (z.B. Speicher- 
Wasserkraftwerke oder Gasturbinen), einen höheren Preis pro Kilo- 
wattstunde, als Energie aus Kraftwerken die aufgrund technischer 
Umstände vor allem Grundlast produzieren (z.B. Kernkraftwerke) und 
nur längerfristig ans Netz geschaltet werden können. 

Wie oben ausgeführt ist es machbar und in vielen Bereichen gelun- 
gen die Kohlenwasserstoffe in zwei Jahrzehnten und in einem weiten 
Rahmen zu substituieren. Im Gegenzug hat aber die elektrische Ener- 
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gie erheblich an Bedeutung gewonnen." 



Aufgrund meist politischer Vorgaben haben sich historisch in den 
Nationalstaaten mehr oder weniger monopolistische oder oligarchische 
Systeme ausgebildet. Ein Wettbewerb zwischen diesen wurde meist 
aufgrund der staatlichen Preispolitik (Mindestpreispolitik, Höchst- 
preispolitik, Verbot des konkurrenzierenden Wettbewerbs, Gebiets- 



Zu den Kosten für die Erzeugung von Grundlast und die notwendige Auslastung 
siehe im Anhang II die Tabelle 44 und 45 (Seite 290 bzw. 291) über die Stro- 
merzeugungskosten verschiedener Technologien. 

Zur weiteren Koordinierung von Transport und Abnahme von elektrischer 
Energie wurde 1951 die internationale Union für die Koordinierung der Erzeu- 
gung und des Transports von elektrischer Energie gegründet (UCPTE). 
Staatslexikon, 7. Auflage, Band 2, S. 250: „Der Verbrauch von Primärenergie 
je 1000 DM reales Bruttosozialprodukt ist 1970-82 um 18% zurückgegangen. 
Der Verbrauch von Strom hat jedoch im selben Zeitraum um 14% zugenommen. 
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schütz, einheitliche Geschäftsbedingungen, Kontrahierungszwang etc.) 
behindert bzw. verhindert. 290 

Zudem wurden in der Vergangenheit von den Nationalstaaten gro- 
ße Unternehmen bzw. zentrale Großeinspeisung bevorzugt und kleine 
Erzeuger benachteiligt. In vielen Fällen wurden zur Umsetzung ener- 
giepolitischer Zielsetzungen den Verbundunternehmen staatliche 
Zuschüsse und Beihilfen gewährt. 
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Dass das rückblickend wohl bedeutendste Urteil des EuGH," Cos- 
ta-E.N.E.L.," ' welches für die Zukunft der europäischen Rechtsge- 



290 Vgl. auch Staatslexikon, 7. Auflage, Band 2, S. 254, Pkt. 1 lit. a). 

291 Staatliche Zuschüsse und Beihilfen sind nach der RL 2003/54/EG, Art 3 Abs. 4 
zulässig, wenn diese für die Erfüllung von gemeinwirtschaftlichen Verpflich- 
tungen von Unternehmen vom Staat transparent und nichtdiskriminierend an- 
gemessen zur Verpflichtung gewährt werden. Beihilfen sind in den europäi- 
schen Mitgliedstaaten auch traditionell ein wichtiger Bestandteil der mitglied- 
staatlichen Politiken (z.B. im Kulturbereich, bei der Regionalpolitik, Industrie- 
politik, Umwelt u.a.m.). 

292 Rs. Costa - E.N.E.L., 6/64, Slg. 1964, 1251, Rz. 30. der EuGH stellt in diesem 
Grundsatzurteil fest (Rz 8): „Zum Unterschied von gewöhnlichen internationa- 
len Verträgen hat der EWG-Vertrag eine eigene Rechtsordnung geschaffen, die 
bei seinem Inkrafttreten in die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten aufge- 
nommen worden und von ihren Gerichten anzuwenden ist. Denn durch die 
Gründung einer Gemeinschaft für unbegrenzte Zeit, die mit eigenen Organen, 
mit der Rechts- und Geschäftsfähigkeit, mit internationaler Handlungsfähigkeit 
und insbesondere mit echten, aus der Beschränkung der Zuständigkeit der Mit- 
gliedstaaten oder der Übertragung von Hoheitsrechten der Mitgliedstaten auf 
die Gemeinschaft herrührenden Hoheitsrechten ausgestattet ist, haben die Mit- 
gliedstaaten, wenn auch auf einem begrenzten Gebiet, ihre Souveränitätsrechte 
beschränkt und so einen Rechtskörper geschaffen, der für ihre Angehörigen und 
sie selbst verbindlich ist." Vgl. auch Rs. Wilhelm - Bundeskartellamt, 14/68, 
Slg. 1969, 1 (14) oder Rs. Internationale Handelsgesellschaft/Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Getreide und Futtermittel, 11/70, Slg. 1970, 1125 oder EWR- 
Gutachten des EuGH 1/91, Slg. 1-6079. 

293 Der italienische Rechtsanwalt Costa wurde vom italienischen Staat durch Ent- 
eignung um seine Anteile an einem Energieunternehmen und die damit verbun- 
denen Vergünstigungen gebracht. Art 43 der italienischen Verfassung bestimmt: 
„Aus Gründen des Gemeinwohls kann das Gesetz bestimmte Unternehmen oder 
Kategorien von Unternehmen, die lebenswichtige öffentliche Dienste oder die 
Nutzung von Energiequellen betreffen oder die eine monopolartige Stellung in- 
nehaben und für die Allgemeinheit eine hervorragende Bedeutung besitzen 
durch Enteignung und gegen Entschädigung von Anfang an dem Staat, öffentli- 
chen Körperschaften oder Arbeiter- und Verbrauchergemeinschaften vorbehal- 
ten oder auf diese übertragen. " Dies geschah durch die Verstaatlichung der ita- 
lienischen Elektrizitätswirtschaft durch Gesetz Nr. 1643 vom 6.12.1962 und die 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



meinschaft die tiefgreifendsten und weitreichendsten Folgen hat und 
hatte, ausgerechnet den Bereich des (elektrischen) Energierechts 
berührte, war wohl nicht beabsichtigt. 

Dass das Energierecht für den Anwendungsbereich des EG- 
Vertrags weitreichende Auswirkungen zeigt sich in der Praxis. 

Tabelle 23 



Preisentwicklung in den EU- 15 vor und nach der 
Elektrizitätsmarktliberalisierung 

(in ECU/EURO pro 100 kWh) 





tx i i nc 
Haushalte UL 


Haushalte uc 


Gewerbe 


Gewerbe 




Januar 1990 


Januar 2003 


Januar 1990 


Januar 2003 


^(Verbund Ost) 


1 1 6?** 


1 3 


1 ? 99* 


1 0 94. 


B 


12,72 


13,76 


10,67 


11,46 


D(Düsseldorf) 


14,54 


16,18 


13,96 


10,86 


DK 


13,51 


23,04 


5,65 


8,03 


E(Madrid) 


1 1 ,30 


10.63 


10,19 


6,98 


F(Paris) 


11,64 


11,49 


9,51 


7,89 


GB 


10,32* 


10,17 


8,69** 


8,09 


GR( Athen) 


7,34 


6,54 


8,10 


8,33 


I 


19,86* 


19,84 


10,91* 


11,86 


IRL(Dublin) 


8,43 


11,79 


10,52 


11,52 


L 


10,22 


13,35 


10,63 


10,48 


NL 


10,01* 


17,58 


9,74*** 


9,89 ' 


P(Lissabon) 


10,46 


13,22 


9,04 


8,40 


s 


9,59 


13,50 


5,46 


6,73 


SF 


8.65 


9,91 


5,84* 


6,60 


EU-15 


11,41 


13,64 


9,41 


9,20 



Quelle Eurostat. Zusammenstellung durch den Autor. Berechnung des EU-15 Durchschnittes 



durch den Autor. Bis zum 1.1.2005 sind in den meisten EU-IS- 
Mitgliedstaaten die Elektrizitätspreise wiederum angestiegen. Kaufkraftbe- 
reinigt sind die Energiepreise in Griechenland, Italien, Portugal und Spa- 
nien effektiv höher und in Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Lu- 
xemburg, der Niederlande, Österreich, Schweden und im Vereinigten Kö- 
nigreich niederer als die oben angegebenen Werte. 
DC Durchschnittshaushalt mit 3500 kWh Bezug pro Jahr, davon 1300 kWh in 
der Nacht zum ermäßigten Tarif. Angaben inklusive der gesetzlichen 
Mehrwertsteuer. 

lc Kleingewerbe bzw. Kleinindustrie mit 160.000 kWh Bezug pro Jahr. Anga- 
ben exklusive der gesetzlichen Mehrwertsteuer. 
* Angaben für das Jahr 1995 
** Angaben für das Jahr 1999 
*** Angaben für das Jahr 2000 
**** Angaben für das Jahr 2001 



Dekrete des Präsidenten der Republik Italien Nr. 1670 vom 15.12.1962; Nr. 36 
vom 4.2.1963, Nr. 138 vom 25.2.1963 und Nr. 219 vom 14.3.1963. 
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Es nur schwer nachvollziehbar, warum das Regime des Gemein- 
samen Marktes bzw. des Binnenmarktes nicht bereits in einem sehr 
frühen Stadium in das nationale Energierecht mit den gemeinschafts- 
rechtlichen Instrumenten und Rechtsfolgen eingegriffen hat. 

War doch gerade in diesem Bereich das Handelsmonopol, die 
marktbeherrschende Stellung, die Preis- und Lieferabsprachen, andere 
Wettbewerbsverfälschungen durch Zuschüsse, Subventionen, steuerli- 
che Entlastungen etc. (falls ein Wettbewerb überhaupt stattfand) u.a.m. 
die Regel und nicht die Ausnahme. 



Doch erst die Errichtung des Binnenmarktes brachte die Kommis- 
sion soweit, dass sie die staatlichen Regelungen betreffend des Ener- 
giemarktes, im Speziellen für die elektrische Energie, auf die Verein- 
barkeit mit dem Gemeinschaftsrecht überprüfte. Bis in die achtziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts war die Kommission vor allem darauf 
bedacht zwischen den privatwirtschaftlich organisierten Märkten einen 
Wettbewerb durchzusetzen. Erst mit den Bestrebungen für eine 
Vollendung des Binnenmarktes und den weltweiten Bestrebungen zu 
einer weitgehenden Liberalisierung wurden von der Kommission auch 
im Bereich der staatlich regulierten (Monopol-)Wirtschaftssektoren 
zunehmend marktwirtschaftliche Grundsätze und 

Wettbewerbsvorschriften als Maßstab angelegt. 

Dies führte in der Folge zu vier beim EuGH von der Kommission 
anhängig gemachten Klagen 294 gegen Frankreich, 295 Italien, 296 die 

297 298 

Niederlande" und Spanien. 



Rs. C-159 (Frankreich), Slg. 1994, S. 1-5819; Rs. C-158/94 (Italien), Slg. 1997, 
S. 1-5789; Rs. C-l 57/94 (Niederlande) Slg. 1997, S. 1-5699; Rs. C-l 60/94 (Spa- 
nien), Slg. 1994, S. 1-5853. 

Wegen der Weitergewährung von ausschließlichen Ein- und Ausfuhrrechten für 
Elektrizität an die Fa. EdF und Gas an die Fa. GDF. 

Wegen der Weitergewährung von ausschließlichen Ein- und Ausfuhrrechten für 
Elektrizität an die Fa. E.N.E.L. 

Wegen der Weitergewährung von ausschließlichen Einfuhrrechten für Elektrizi- 
tät an die Fa. SEP. Dem Unternehmen SEP (Samenwerkende Elektricitets- 
Produktiebedrijven NV) gehört das niederländische Hochspannungsnetz und 
Kraftwerke und koordiniert von vier niederländischen Elektrizitätserzeugungs- 
unternehmen (EPON NV, EPZ NV, EZH NV, UNA NV) die Einfuhren (ca. 
13%) von Elektrizität 

Wegen der Weitergewährung von ausschließlichen Ein- und Ausfuhrrechten für 
Elektrizität an die Fa. REDESA. 
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In der Folge bejahte zwar der EuGH einen Verstoß dieser Mit- 
gliedstaaten gegen Art 37 EWGV (nunmehr Art 31 EGV bzw. Art III- 
44 VV) soweit es die Einfuhr- und Ausfuhrregelungen (Monopole) für 
elektrische Energie betraf. Rechtfertigte diesen Verstoß jedoch unter 
Berufung auf Art 90 Abs. 2 EWGV (nunmehr Art 86 EGV bzw. Art 
111-55 VV). 

Die Wettbewerbsbeschränkungen des EG-Vertrags sind somit auf 
Unternehmen die Art 90 Abs. 2 EGV geltend machen können, 299 nicht 
uneingeschränkt anwendbar und es können sich wegen der Betrauung 
solcher Unternehmen mit der Erfüllung allgemeiner wirtschaftlicher 
Interessen, Ausnahmen von der Anwendung des Wettbewerbsrechts 
des EGV ergeben. 

Eine unmittelbare Anwendbarkeit von Art 90 Abs. 2 E(W)G- 
Vertrag hat der EuGH in den siebziger und achtziger Jahren des 
vorherigen Jahrhunderts nicht erkannt. 300 Diese Rechtsprechung 
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änderte sich erst mit dem Urteil „Ahmed Saeed Flugreisen"" und es 
wurde die unmittelbare Anwendbarkeit anerkannt. 



5.2 

Der Elektrizitätsbinnenmarkt 



5.2.a 
Einleitung 

Die Schaffung eines Elektrizitätsbinnenmarktes wurde, da bereits 
zuvor keine vertikale oder horizontale Harmonisierung oder Anglei- 
chung der nationalen Rechtsvorschriften auf Gemeinschaftsebene 
stattgefunden hatte wie oben ausgeführt erst spät verwirklicht. 

Der Europäische Rat von Lissabon vom 23. und 24. März 2000 hat 
eine Beschleunigung der Liberalisierung in den Bereichen Elektrizität 
und Gas gefordert um einen voll funktionsfähigen Binnenmarkt zu 
schaffen (sog. Mandat von Lissabon). 



Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse. 

0 Vgl. dazu z.B. die Urteile: Hafen von Merteret, Rs. 10/71, Slg. 1971, 723, 730, 
Rz. 13/16 oder in Fabricants Reffineurs d'Huile de Graissage - Inter-Huiles, Rs. 
172/82, Rz. 15. 

1 Rs. 99/86, Slg. 1989, 803, 853, Rz. 55. 
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Die Vollständige Öffnung der Energiemärkte ist für die EU ein 
Schlüsselfaktor für eine europäische und internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit. Dadurch sollen die Strategien der Union zur Stärkung der 
Beschäftigung, der Wirtschaftsreform und des sozialen Zusammen- 
halts unterstützt werden. 

So wie die elektrische Energie theoretisch unter das Diskriminie- 
rungsverbot und das Beschränkungsverbot der Art 30 bis 37 EWGV 
(nunmehr Art 28 bis 31 EGV bzw. Art 111-42 bis 111-44 VV) fiel, 
wurden aufgrund des Art 90 Abs. 2 EWGV (nunmehr Art 86 EGV 
bzw. Art 111-55 VV) eine Ausnahme bzw. eine Weitergeltung der 
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bisherigen nationalen Bestimmungen ermöglicht," " die faktisch zu 
keiner Änderung der Abschottungen an den elektrischen Energiemärk- 
ten führte. 

Nach den oben zitierten Entscheidungen bzw. Ansicht des EuGH 
vom 23.10.1997 zu Art 90 Abs. 2 EGV deckt diese Nom also auch 
Eingriffe in den Art 30 EGV (nunmehr Art 28). Dies in einem Rah- 
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men, der durch Art 36 EGV" " allein nicht zu rechtfertigen wäre. 



Die Liberalisierung und Entflechtung der nationalen Energiemärkte 
und die Schaffung eines gemeinschaftsweiten Energiebinnenmarktes 
umfasste bisher folgende Maßnahmen: 

Schaffung von Wettbewerb auf den nationalen Energiemärk- 
ten für Elektrizität und Gas, 

Entwicklung transparenter Großhandelsmärkte mit mehreren, 
von einander unabhängigen Wirtschaftsteilnehmern, 
Wirtschaftliche, funktionelle und organisatorische Trennung 
von vertikal integrierten Unternehmen die bisher ein natürli- 
ches Monopol darstellten. 



Der EuGH hat die Anwendung des Art 90 Abs. 2 EWGV (nunmehr Art 86 EGV 
bzw. 111-55 VV) für diesen Sektor gegenüber der Auffassung der Kommission 
bestätigt. Vgl. Rs. C-159 (Frankreich), Slg. 1994, S. 1-5819; Rs. C-158/94 (Ita- 
lien), Slg. 1997, S. 1-5789; Rs. C-l 57/94 (Niederlande) Slg. 1997, S. 1-5699; Rs. 
C-160/94 (Spanien), Slg. 1994, S. 1-5853. 

Nunmehr Artikel 30 EGV. Diese zulässigen Beschränkungen sind aus Gründen 
der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit, zum Schutz der Gesund- 
heit und des Lebens von Menschen, Tieren oder Pflanzen, des nationalen Kul- 
turguts von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologisch Wert oder des 
gewerblichen oder kommerziellen Eigentums rechtfertigbar. 
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Einführung von Tarifen für die Nutzung der Übertragungs- 
und Verteilernetze und den Zugang zu diesen Netzen durch 
unabhängige Dritte. 

Verwirklichung eines marktorientierten Wettbewerbs, insbe- 
sondere durch die Möglichkeit der Endverbraucher den Lie- 
ferante n/Versorger frei zu wählen. 

Auf die Verwirklichung dieser Maßnahmen wird weiter unten ein- 
gegangen. Die marktwirtschaftlichen Ordnungsprinzipien sollen einen 
funktionierenden Markt garantieren. Dabei soll der Nationalstaat und 
die Europäische Union in den Markt hoheitlich nur insoweit eingrei- 
fen, als ein freier, redlicher, unverfälschter und wirksamer Wettbe- 
werb 304 nicht mehr garantiert werden kann oder ausgeschaltet zu 
werden droht. Die „Tiefe" eines hoheitlichen Eingriffes muss dabei der 
notwendigen Maßnahme verhältnismäßig sein. 

Die Anzahl und die Notwendigkeit von Eingriffen kann dabei 
durch eine vorausschauende Wettbewerbspolitik weitgehend positiv 
oder negativ beeinflusst werden. 



Die Grundlage auch für den Elektrizitätsbinnenmarkt findet sich in 
Art 14 Abs. 2 EGV" ' und ist seit der EEA definiert: „Der Binnen- 
markt umfasst einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie 
Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß 
den Bestimmungen dieses Vertrags gewährleistet ist. " 
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Nach Art 3 Abs. 1 lit. c EGV" wurde die „Beseitigung der Hin- 
dernisse für den freien Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten" auf den Binnenmarkt übertragen und 
vollständigkeitshalber auch ausdrücklich der Warenverkehr hinzuge- 
nommen. 

Kurzgefasst: das Wesen des Binnenmarktes macht es aus, dass 
grundsätzlich jeder Unionsbürger in diesem Markt, unabhängig von 
der Staatsangehörigkeit, im grenzüberschreitenden Handel tätig 
werden kann, soweit er das Gemeinschaftsrecht und die nichtdiskrimi- 
nierenden und verhältnismäßigen nationalen Gesetze der betreffenden 



Vgl. auch Art 3 Abs. 1 lit. g EGV. 

Vgl. Art 8a Abs. 2 EWGV bzw. ex-Art 7a Abs. 2 EGV bzw. Art 111-14 VV. 
idF des Vertrags ab Maastricht bzw. Art 4 Abs. 1 VV. 
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Mitgliedstaaten beachtet." Zudem: „die Schaffung eines echten 
Elektrizitätsbinnenmarktes soll durch eine Intensivierung des 
Stromhandels gefördert werden (...)". 

Der erste gemeinschaftsrechtlichen Schritt zur Schaffung des E- 
lektrizitätsbinnenmarktes wurde durch die Richtlinie 90/954/EWG des 
Rates vom 5.6.1990 über den Transit von Elektrizitätslieferungen über 
große Netze 309 und die Richtlinie 90/377/EWG des Rates vom 
29.6.1990 zur Einführung eines gemeinschaftlichen Verfahrens zur 
Gewährleistung der Transparenz der vom industriellen Endverbraucher 
zu zahlenden Gas- und Elektrizitätspreise" gesetzt. Auf diese Richtli- 
nien nahm dann auch die RL 96/92/EG (1. Elektrizitätsbinnenmarkt- 
richtlinie) Bezug um die weitere Vergemeinschaftung des Elektrizi- 
tätsmarktes zu begründen. 3 " 

Der Rat und das europäische Parlament gingen bei der Erlassung 
der RL 96/92/EG davon aus, dass die „Verwirklichung des Elektrizi- 
tätsbinnenmarktes, unter gleichzeitiger Stärkung der Versorgungssi- 
cherheit und der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft 
sowie unter Wahrung des Umweltschutzes die Effizienz bei der Erzeu- 
gung, Übertragung und Verteilung" 312 der elektrischern Energie 

313 

verbessern wird." 



Die nicht gemeinschaftswidrige Inländerdiskriminierung wird dabei außer Acht 
gelassen. 

308 Zitat aus: Gemeinsamer Standpunkt 4/2003 des Rates vom 3.2.2003, ABl. C 
50E, S. 1 bis 14 vom 4.3.2003. Rz. 3. 

309 ABl. L 313 vom 13.11.1990, S. 30. Durch RL 2003/54/EG mit Wirkung zum 
1.7.2004 aufgehoben. 

310 ABl. L 185 vom 17.7.1990, S. 16. 

311 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 8 und 22. Die RL 96/92/EG wurde am 
1 .7.2004 durch die RL 2003/54/EG fast vollständig ersetzt. Die Grundlagen der 
späteren RL 2003/54/EG sind detailliert auf der RL 96/92/EG aufgebaut. Daher 
wird im Folgenden immer wieder auf die RL 96/92/EG Bezug genommen, so- 
weit die RL 2003/54/EG zu einer Regelung keine näheren Angaben macht. 

312 So Rz. 4 in den Erwägungsgründen der RL 96/92/EG. In der Schlussfolgerung 
des Rates zum Elektrizitätsbinnenmarkt wurden noch vor allem die wirtschaftli- 
chen Aspekte, insbesondere die Vertiefung des Wettbewerbs zugunsten sämtli- 
cher Verbraucher hervorgehoben (Rat der Gemeinschaft I Beratung der 1 850. 
Ratssitzung vom. 1.6.1995 I Press: 159 Nr. 7565/95, Pkt. 4). 

313 In der Nachfolgerichtlinie 2003/54/EG wurde im 2. Erwägungsgrund festge- 
stellt: „Die bei der Durchführung dieser Richtlinie (96/92/EG) gewonnenen Er- 
fahrungen zeugen von dem Nutzen, der sich aus dem Elektrizitätsbinnenmarkt 
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Dabei ist vor allem von den Mitgliedstaaten zu gewährleisten, dass 
unabhängig von der bestehenden Marktorganisation, der Zugang zu 
den Energienetzen und Energiemärkten bzw. den damit verbundenen 
Leistungen direkt vergleichbar jedem offen steht. 

Die Besonderheit dieses Marktes wird insoweit bedacht, als beson- 
dere Auflagen in bestimmten Mitgliedstaaten zulässig sind, welche die 
Versorgungssicherheit, den Verbraucherschutz und den Umweltschutz 
nicht diskriminierend und verhältnismäßig gewährleisten. 314 

Der Richtlinie 96/92/EG wurden zwei grundsätzlich konträre 
Grundsätze des Elektrizitätsbinnenmarktes vorangestellt:" ' Die 
Öffnung desselben für den marktwirtschaftlichen Wettbewerb und die 
gleichzeitige Erfüllung von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtun- 

316 

gen. 

Sie überlässt den Mitgliedstaaten auch zwei Systeme zur Auswahl, 
wie die Marktöffnung im Bereich der Energieerzeugung erfolgen 
kann. Das Ausschreibungsverfahren und das Genehmigungsverfah- 



ergeben kann, in Form von Effizienzsteigerungen, Preissenkungen, einer höhe- 
ren Dienstleistungsqualität und einer größeren Wettbewerbsfähigkeit. " 

314 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 12 ff. Rz. 15-19 nimmt ausdrücklich 
auf die Ausnahmebestimmungen des Art 90 EWGV (nunmehr Art 86 EGV 
bzw. 111-55 VV) Bezug und gibt vor, dass sich die Umsetzung der Richtlinie auf 
genau solche in diesem Art genannten Unternehmen auswirken wird und die 
Mitgliedstaaten dafür Sorge zu tragen haben, dass die einschlägigen Vertragsbe- 
stimmungen und EuGH-Rechtsprechung eingehalten werden. 

Die RL 2003/54/EG hingegen ist in diesem Bereich zurückhaltender und stellt 
vor allem den gemeinschaftsweiten Wettbewerb in den Vordergrund (vgl. 6., 
20-26 Erwägungsgrund). 

315 Vgl. auch Art 3 der RL 96/92/EG. 

316 Weitere (sekundäre) Grundsätze sind das Gleichbehandlungsgebot, Transpa- 
renzgebot, Versorgungssicherheit, Umweltschutz, Einbezug von gemeinwirt- 
schaftlichen Verpflichtungen. Diese Grundsätze werden auch in der RL 
2003/54/EG weiter genannt. Vgl. zu dieser Diskrepanz auch die Einführung des 
Art 7d (Art 16) EGV und die davor geführten Diskussionen zwischen der 
Kommission und den Mitgliedstaaten über die Notwendigkeit der Öffnung der 
staatlichen Wirtschaftsbetriebe für den Wettbewerb. 

317 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 23, Artikel 17 und 18 der Richtlinie. 
Gemäß dem 22. Erwägungsgrund der RL 2003/54/EG haben fast alle Mitglied- 
staaten inzwischen das Genehmigungsverfahren gewählt. 

In Deutschland in § 3 Energiewirtschaftsgesetz geregelt. 
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Als unbedingt erforderlich wurde und wird die Entflechtung der 
bestehenden Strukturen an den nationalen Energiebinnenmärkten 
gesehen. 



Tabelle 24A 





Markstruktur der Unternehmen im Jahr 2000 




Elektrizitätserzeugung 


Elektrizitätslieferung 




Unternehmen mit 
mind. 5% Anteil an der 
Gesamtelektrizitätser- 
zeugung 318 


Marktantei 1 

1T1 k \ 1 XV l Ul llvll 


Unternehmen mit 
mind. 5% Anteil am 
Verkauf der gesamten 


Marktanteil 




des größten 
Unternehmens 


verbrauchten 
Elektrizität 


des größten 
Unternehmens 




Anzahl 


Marktanteil 

(in %) 


(in %) 


Anzahl 


Marktanteil 
(in %) 


(in %) 


A 


5 


58,9 


32,6 


7 


67,3 


n.a. 


B 


2 


97,6 


91,1 


3 


52,5 


39,8 


D 


4 


79,0 




3 


50,0 


n.a. 


DK 


3 


76,0 


36.0 


3 


37,5 


16.7 


GB 


8 


72.9 


n.a. 


S 


84.7 


n.a. 


GR 


1 


97.0 


97.0 


1 


1 00.0 


100,0 


E 


4 


82,3 


42,4 


3 


94,0 


40,0 


F 


1 


90,2 


90,2 


1 


n.a. 


n.a. 


I 


4 


68,0 


46,7 


2 


72,0 


65,0 


IRL 


1 


97,0 


97,0 


1 


n.a. 


n.a. 


L 


^ 






2 


100,0 


63,0 


NL 


6 


79,1 


n.a. 


7 


74.0 


n.a. 


P 


3 


84,1 


58,5 


1 


99,5 


99,5 


S 


3 


84,2 


49,5 


3 


47,0 


28,1 


SF 


4 


58,9 


23,3 


3 


27,0 


1 1.0 


EU-15 

Du rchschnitt 


3,5 


80,37 


58,19 


3,2 


69,65 


51,5 



Quelle: Kommission/Eurostat. 



5 In Luxemburg wird nur sehr wenig Elektrizität erzeugt. Der Großteil 
wird importiert. Siehe auch Tabelle 09, 12, 43 und 44 über die Elektrizi- 
tätserzeugung. 

EU-15 Durchschnittsberechnung durch den Autor. Berechnungen auf 
Grundlage der jeweils gemeldeten Anzahl von Positionen. Keine Be- 
rücksichtigung der n.a. und * Angaben. 



Aus den oben angeführten Tabellen ist ersichtlich, wie groß die Gefahr 
einer monopolistischen oder oligopolistischen Marktaufteilung tatsächlich 
ist. Bei einem theoretischen Markt von ungefähr 170 Milliarden Euro 
zeigt die Tabelle ein sehr bedenkliches Bild der Marktstrukturen. 



319 



318 Siehe auch Tabelle 52 (Seite 298) und 53 (Seite 299) im Anhang II. 

319 Vgl. die Berechnung zu Fußnote 285 unter Kapitel 5.1. Die Kommission geht in 
KOM (2000) 297 endg. vom 16.5.2000, bei einem Elektrizitätsumfang von jähr- 
lich 2500 TWh von einem Gesamtumsatz von EURO 150 Milliarden aus. 
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[Tabelle 24B 







Indikatoren für die Marktentwicklung 








Konzentration und Marktzutritt 








Unterneh- 


A ntoi 1 Hai* 

/\nien uer 


Instal- 


I . i n Ti ihr 


1 ' . % t .Iii 1 1 . * i 
r oienziei- 


Neue 


Strom 




men mit 


drei 


lierte 


kapazität 


1er 


Kapazitä- 


börse 




einem 


größten 


Kapazi- 


(GW) 


Wettbe- 


tan Hiö tri 

ien, uie in 






Anteil an 


Versorger 


tät 




werb 


den 






installierter 

T f m c ti in o 
J_*C1 öl Uli fcc, 

von mind. 


(Anteil an 
installierter 
Leistung - 
Jahr 2000) 


(DW) 
yvj w ) 




durch 
Einfuhren 


kommen- 
den drei 

Inn t~(*r\ 
J Ulli Cll 






5% 










erwartet 






(Jahr 2000) 




a 


h 

u 


a— d 


werden 

(Anteil an 








in % 






in % 


installierter 














Kapazität) 


(J/N) 


A 


5* 


45 


18.2 


3,9 


21 


z 


J 


B 


2 


96(2) 


15.7 


3,9 


25 


i 
i 


N 


CY 


1 


100 


0.9 


- 


- 


renu 


N 


CZ 


1 


77 


14,3 


2,2 


15 


renn 


J 


D 


4 


64 


1 1 8.3 


11.1 


9 


i 
1 


J 


DK 


3 


78 


12,7 


3,7 


29 


i n 

1 u 


Y 


E 


4 


83 


52,6 


2,1 


4 


Q 

J 


J 


EW 


1 


98(1) 


3,1 


2,0 


75 


renit 


N 


F 


1 


92 


115,4 


13.6 


12 


A 

u 


J 


GR 


1 


97(1) 


10,3 


1,1 


1 1 




N 


H 








6.0 


7 


renit 


X 


IRL 


1 


97(1) 


4,8 


0,2 


5 


1 7 

1 / 


N 


I 


4 


69 


71,3 


6,1 


8 


Q 

o 


(J) 


L 


k.A. 


k.A. 


1,2 


1,2 


100 


k.A. 


N 


LT 


2 


98 (2) 


6.1 


3,1 


50 


Fehlt 


J 


LV 


1 


95 ( 1 ) 


2.0 


3,6 


>100 


Fehlt 


N 


M 


1 


100 


0.5 






Fehlt 


N 


NL 


6 


59 


21,0 


4,5 


21 


3 


Y 


P 




82 


10,7 


0» 


8 


5 


(J) 


PL 


6 


47 


34,6 


2,7 


8 


Fehlt 


J 


S 


3 


90 


32.7 


6,7 


21 


k.A. 


J 


SF 


4 


45 


16,2 


3,0 


19 


1 


J 


SK 


2 


90 


7,4 


2,8 


38 


Fehlt 


N 


SLO 


9 


90 


2,7 


2,2 


80 


Fehlt 


J 


UK 


8 


36 


78,9 


2.1 


3 


4 


J 


Potentielle Beitrittsstaaten 


RO 


3 


70 


21,9 


1,0 


4 


Fehlt 


J 


BG 


7 


61 


10,2 


2,2 


20 


Fehlt 


N 


TR 


2 


65 


2S.3 


1,9 


7 


Fehlt 


N 



Quelle: Eurostat/2. Benchmarkingbericht der Kommission 2002, S. 16. 

* Im Jahr 2000 gab es in Österreich nur drei große Verbundgesellschaften mit einem Anteil von 



mehr als jeweils 5%. Zwei dieser Verbundgesellschaften wurden inzwischen funktionell ge- 
teilt. 
? nicht bekannt 

- keine Einfuhren, kein potentieller Wettbewerb durch Einfuhren. 

49 elektrizitätsliefernde Energieunternehmen (3,2 pro Mitglied- 
staat) beherrschen rund 70% des europäischen Energiebinnenmarktes. 
Zusammen mit der historisch gewachsenen Verbindung zwischen 
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Energieerzeugern und großen Elektrizitätslieferanten sowie der be- 
grenzten Netzdurchleitungskapazitäten und Anbindungen über die 
Grenzen hinweg (siehe weiter unten) sind die nationalen Regulie- 
rungsbehörden in ihren Überwachungs-, Überprüfungs- und Entflech- 
tungsaufgaben gefordert. Insbesondere auch in Hinblick auf die 
Netznutzungsentgelte und die Netzzugangsbedingungen und im 
Hinblick auf Art 82 iVm Art 86 Abs. 1 EGV; der Möglichkeit der 
Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung durch Unternehmen, 
denen vom Mitgliedstaat besondere oder ausschließliche Rechte 
gewährt wurden. 320 

Insbesondere würde die Ausnutzung einer marktbeherrschenden 
Stellung eines beliehenen Unternehmens gegen Art 28 EGV verstoßen, 
wenn ein Mitgliedstaat ein nationales Unternehmen verpflichten 
würde, Waren (z.B. Energie) nur im beschränktem Umfang aus einem 
anderen Mitgliedstaat zu beziehen oder in diesen zu liefern. Ebenso 
liegt ein solcher Verstoß vor, wenn durch eine nationalstaatliche 
Verpflichtung für ein beliehenes Unternehmen der Bezug von Waren 
aus anderen Mitgliedstaaten ungerechtfertigterweise und unverhält- 
nismäßig verteuert würde. 

Eine gleichgerichtete Verhaltensweise von nationalen beliehenen 

32 1 

Unternehmen auch ohne gesetzliche Verpflichtung, " welche die oben 
beschriebenen Effekte hervorbringen würde, könnte als Verstoß des 
Mitgliedstaates gegen Art 86 Abs. 1 EGV gewertet werden und ent- 
sprechende Haftungsansprüche auslösen bzw. ein Vertragsverlet- 
zungsverfahren für diesen Mitgliedstaat bedeuten. Die Mitgliedstaaten 



- Dabei ist im Hinblick auf Tabelle 24A und 24B und Art 3 Abs. 1 lit. g EGV 
nicht das bestehen einer marktbeherrschenden Stellung unzulässig, sondern erst 
die Ausnutzung derselben durch ein Unternehmen. Es gibt somit keinen ge- 
meinschaftsrechtlichen Zwang eine bestehende marktbeherrschende Stellung 
abzubauen. Im Energiebinnenmarkt wurde jedoch den Unternehmen eine Ent- 
flechtung vorgeschrieben. Siehe dazu auch die nachfolgenden Kapitel. 
Es ist jedoch im Rahmen der Beleihung von marktbeherrschenden Unternehmen 
mit besonderen oder ausschließlichen Rechte im Sinne der Art 86 Abs. 1 und 82 
EGV nur ein enger Spielraum für die Mitgliedstaaten vorhanden. Insbesondere 
genügt bereits die potentielle Gefahr, dass ein beliehenes marktbeherrschendes 
Unternehmen seine Position für Wettbewerbsverzerrungen ausnützen könnte, 
um den Missbrauchstatbestand des Art 86 Abs. 1 EGV zu erfüllen. 

21 Es genügt insoweit bereits, dass beliehene Unternehmen vom Mitgliedstaat zu 
einem bestimmten Verhalten veranlasst werden. Nicht immer ist dafür ein ge- 
setzlicher Zwang notwendig. Bei einem gesetzlich normierten Verhalten würde 
neben den Staatshaftungsanspruch und das Vertragsverletzungsverfahren keine 
Haftung der Unternehmen aus der Verletzung des EG- Vertrags folgen. Wohl 
aber bei einer abgestimmten Verhaltensweise. 
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sind nach Art 86 Abs. 1 EGV verpflichtet keine vertragswidrigen 
Maßnahmen zu „treffen" oder „beizubehalten". Dazu gehört auch die 
Pflicht zur Prävention und zur Intervention eines Mitgliedstaates, 
wenn von diesem ein wettbewerbswidriges Verhalten durch beliehene 
Unternehmen festgestellt wird. 

Andererseits lässt sich dem gemeinschaftlichen und den nationalen 
Wettbewerbsrechten der EU-Mitgliedstaaten keine Verpflichtung für 
Unternehmen entnehmen, dass diese mit einander in Wettbewerb 
treten müssen. 

Eine oligopolistische Geschäftspolitik, bei der ein oder wenige Un- 
ternehmen als Preisführer agieren und viele andere Unternehmen sich 
dem Marktverhalten anpassen, ist im Energiemarkt üblich. Auch in 
anderen Bereich ist eine regelmäßige Überprüfung des Marktverhal- 
tens der Konkurrenz teilweise sogar überlebenswichtig für Unterneh- 
men. 

Wird jedoch ein gleichförmiges Verhalten praktiziert, welches den 
berechtigten Interessen der beteiligten Marktteilnehmern zuwiderläuft, 
so kann dies auch eine nach Art 81 EGV verbotene Verhaltensab- 

322 

Stimmung indizieren" , die einem freien, redlichen, unverfälschten 
und wirksamen Wettbewerb entgegensteht. 



5.2.b 

Strukturen in den zehn neuen Mitgliedstaaten 

In Lettland wurde die Entflechtung des nationalen Unternehmens 
Latvenergo begonnen. Die Umstrukturierung vollzieht sich jedoch nur 
langsam. 

In Litauen wurde die Entflechtung der Energieunternehmen bereits 
weitgehend durchgeführt. Der Elektrizitäts markt ist nun auf fünf 
Unternehmen (AG) aufgeteilt, von denen zwei Erzeugungsunterneh- 
men, eines für die Übertragungsnetzwerke und zwei für die Versor- 
gung zuständig sind. 



322 Siehe EuGH in der Rs. Suiker Unie, Slg. 1975, 1663. 
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Polen hat den nationalen Elektrizitätsmarkt bereits weitgehend li- 
beralisiert, jedoch noch nicht privatisiert, soweit es die Energieerzeu- 
ger betrifft. Durch langjährige Lieferverpflichtungen der Erzeuger 
stehen jedoch nur geringe Kapazitäten für den Elektrizitätshandel 
offen. 



Tabelle 24C 



Entflechtung der Netzbetreiber 




Potentielle Beitrittsstaaten 



BG 


Recht st". 


Fehlt 


j 


Fehlt 


Fehlt 


Fehl! 


J 


Fehlt 




Fehlt 


3 


RO 


Fehlt 




Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


J 


Fehlt 


J 


Fehlt 


3 


TR 


Rechtsf. 


Fehlt 




Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


J 


Fehlt 


J 


Fehlt 


3 



Quelle: 2. Benchmarkingbericht der Kommission 2002, Anhang, Seite 42 



Negative Auswirkungen auf den Binnenmarkt 



Neutrale Auswirkungen auf den Binnenmarkt 



Positive Auswirkungen auf den Binnenmarkt 



Der slowakische Energiemarkt wird durch Teilprivatisierungen 
entflechtet, wobei jedoch der Staat jeweils mindestens 51% an den 
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Unternehmen weiterhin beteiligt bleibt. Die Entflechtung schreitet 
voran. 

Die slowenischen Bemühungen um eine Entflechtung des Elektri- 
zitätsmarktes laufen. Die Verteilernetze sollen in staatlichem Besitz 
bleiben. 

Die Entflechtung des Energiemarktes in Tschechien ist in Gange 
und wird vor allem durch den Verkauf von Staatsunternehmen bzw. 
Teilen an interessierte Mitbewerber aus Tschechien und den anderen 
EU-Mitgliedstaaten vollzogen. 

In Ungarn ist die Privatisierung ehemaligen Staatseigentums an 
den Elektrizitätsunternehmen und die Entflechtung durch Aufteilung 
auf verschiedene ausländische Unternehmen weit fortgeschritten. 

Malta und Zypern haben wegen der fehlenden Anbindung an das 
europäische Stromnetz und die besondere Insellage Sonderregelungen. 



5.2.C 

Grundsätze der Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie 

Die RL 96/92/EG behandelt die Sektoren Erzeugung, Übertragung 
und Verteilung in eigenen Kapiteln""" und hat zusätzlich in einem 
Kapitel 324 eigens die Entflechtung 325 und Transparenz der Buchfüh- 

3^6 

rung/Rechnungslegung " geregelt. Nur durch diese Maßnahmen, 
insbesondere auch die organisatorische, funktionale und finanzielle 
Entflechtung ist ein zukünftiger gemeinschaftsweiter Wettbewerb zu 
erwarten. 

Zu diesen Grundsätzen des Elektrizitätsbinnenmarktes und der 
Möglichkeiten der Marktöffnung siehe weiter unten. 



323 Ebenso in der RL 2003/54/EG getrennt geregelt. 

324 Kapitel VI der RL 96/92/EG. Siehe auch weiter unten. Kapitel V und VI der RL 
2003/54/EG. 

325 Art 7 Abs. 6 der RL 96/92/EG bestimmt sehr deutlich: „Wenn das Übertra- 
gungsnetz nicht ohnehin unabhängig von der Erzeugung und Verteilung ist, 
muss der Netzbetreiber zumindest auf Verwaltungsebene unabhängig von den 
übrigen Tätigkeiten sein, die nicht mit dem Übertragungssystem zusammenhän- 
gen. " Vgl. auch den 8. Erwägungsgrund der RL 2003/54/EG. 

326 Art 18 und 19 der RL 2003/54/EG grenzen die Möglichkeiten der Einsicht in die 
Buchführung auf die Einsicht der Rechnungslegung der Energieversorgungsun- 
ternehmen ein. Nach der RL 96/92/EG war die Buchführung den Mitgliedstaa- 
ten zu öffnen. Kapitel VI in der RL 2003/54/EG. 
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In jedem Fall sind folgende Maßnahmen, unabhängig vom gewähl- 
ten Verfahren vorzusehen:" 

ein zentrales Management und zentrale Überwachung, damit 
die Sicherheit, Zuverlässigkeit und Effizienz des Netzes im 

328 

Interesse der Erzeuger und Verbraucher gewährleistet ist, 
Ernennung eines Betreibers des Übertragungsnetzes dem der 
Betrieb, die Wartung und der Ausbau des Netzes obliegt und 
der objektiv, transparent und nichtdiskriminierend vorgeht 
sowie objektiv, transparent und nichtdiskriminierend Netz- 
zugangsmöglichkeiten, 329 

Transparenz der technischen Vorschriften für den Betrieb der 
Übertragungsnetze und Gewährleistung der Interoperabilität 
der Netze. Transparenz hinsichtlich der Rechnungslegung al- 
ler integrierten Elektrizitätsunternehmen um eine miss- 
bräuchliche Ausnutzung einer markbeherrschenden Stellung 
zu verhindern oder zu erschweren, 330 

Kraft Werkkapazitäten sind nach objektiven und 

33 1 

nichtsdiskriminierenden Kriterien abzurufen," 
Gewährleistung von Transparenz und Nichtdiskriminierung 

332 

bei vertikal integrierten Unternehmen, " unabhängig von 

333 

anderen Aktivitäten dieses Unternehmens, 

Trennung von Produktions- und Verteilungsaktivitäten bei 

vertikal integrierten Unternehmen (Alleinabnehmer 334 ) ein- 



327 Diese Forderungen basieren auf den Vorgaben des Rats der Gemeinschaft, 
Beratung der 1938. Ratssitzung vom. 20.6.1996, Press: 174 Nr. 8081/96. 

328 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 25. 

329 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 25 und 34. Dies wird auch in den 
Erwägungsgründen der RL 2003/54/EG immer wieder gefordert. Vgl. z.B. 4. bis 
7., 13., 17. Erwägungsgrund der RL 2003/54/EG. Vgl. Auch VO 
1228/2003/EG, Art. 10, ABl. L 176, S. 7 vom 15.7.2003. 

330 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 26 und 32. 

331 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 27. 

332 Art 2 Zif. 17-19 RL 96/92/EG: Ein integriertes Unternehmen ist ein vertikal oder 
horizontal integriertes Unternehmen. Ein vertikal integriertes Unternehmen ver- 
einigt zumindest zwei Funktionen der Erzeugung, Übertragung oder Verteilung 
von Elektrizität in sich. Ein horizontal integriertes Unternehmen nimmt eine der 
Funktionen der Erzeugung, Übertragung oder Verteilung von Elektrizität wahr 
und hat außerdem noch andere Tätigkeitsfelder außerhalb des Elektrizitätsberei- 
ches (z.B. ein Stadtwerk das für Kommunaldienstleistungen, Wasserversorgung, 
Nahverkehr, Gasversorgung und Elektrizitätsversorgung zuständig ist). Vgl. 
auch 8. Erwägungsgrund der RL 2003/54/EG. 

333 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 30. 
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schließlich der Einschränkung des Informationsflusses zwi- 
schen diesen Operationsfeldern, 335 

Zugang der zuständigen nationalen Behörden zu den Buch- 
führungsunterlagen, 336 

Schaffung von Sicherheitsklauseln und Streitschlichtungsver- 
fahren, 337 

Dem Mitgliedstaat bleibt es überlassen ob er folgende Möglichkei- 
ten in Anspruch nimmt: 

Vorrang für erneuerbare Energien aus Gründen des Umwelt- 
schutzes, 338 

Erteilung von Konzessionen auf Verteilungsebene zur Ver- 
sorgung von Kunden in bestimmten Regionen. 
Genehmigung von Bau und Betrieb von Direktleitun- 

340+341 

gen, 

Schaffung von Übergangs- und/oder Ausnahmeregelungen 
für kleinere isolierte Netze, 342 " 1 " 343 

Die Öffnung der nationalen Elektrizitätsbinnenmärkte und die Schaf- 
fung eines gemeinschaftsweiten Elektrizitätsbinnenmarktes wurde als 
mit großen, nicht vorhersehbaren Schwierigkeiten behaftet betrach- 
tet. 344 Aus diesem Grund wurden verschiedene Übergangs- und Aus- 

334 Art 2 Zif. 22 RL 96/92/EG: „Alleinabnehmer ist eine juristische Person, die in 
dem System, in dem sie eingerichtet ist, für den einheitlichen Betrieb des Über- 
tragungssystems und/oder die zentralisierte Abnahme und den zentralisierten 
Verkauf von Elektrizität verantwortlich ist. " 

335 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 31 . 

336 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 33. 

337 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 36. 

338 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 28. 

339 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 29. 

340 Art 2 Zif. 12 RL 96/92/EG: Direktleitung ist eine zusätzliche zum Verbundnetz 
errichtete Leitung. 

341 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 35. 

342 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 38. 

343 Art 2 Zif. 23 RL 96/92/EG: Kleine isolierte Netze sind Netze, die nicht mehr als 
2500 GWh im Jahr 1996 verbraucht haben und max. 5% des Jahresverbrauches 
in einen Verbund eingespeist haben. Dieser Wert wurde von der RL 
2003/54/EG geändert. Nunmehr wird in kleine isolierte Netze mit einem 
Verbrauch von weniger als 3000 GWh und isolierte Kleinstnetze mit einem 
Verbrauch von weniger als 500 GWh unterschieden. Jeweils bezogen auf das 
Referenzjahr 1996. 

Vgl. auch den 20. bis 24. Erwägungsgrund der RL 2003/54/EG. Bereits in der 
Europäischen Energiecharta (1991) wurde in Art 7 besonderes Augenmerk auf 
den Transit von Energie gerichtet. 



344 
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Setzungsbestimmungen aufgenommen, welche diesen Übergang 
fließend gestalten sollten. 345 

Solche Übergangsregelungen 346 konnten im Sinne des Art 24 der 
RL 96/92/EG bzw. konnten im Sinne des Art 26 der RL 2003/54/EG 
bei der Kommission zeitlich begrenzt für die Kapitel IV, V, VI und 
VII dieser RL beantragt werden. 

Solche Ausnahmen wurden auf Grundlage der RL 96/92/EG unter 
anderem von Deutschland, Frankreich Luxemburg, Niederlande, 
Österreich, Spanien und dem Vereinigten Königreich beantragt. 347 



Vgl. z.B. auch Art 27 Abs. 2 der RL 96/92/EG bzw. Art 26 der RL 2003/54/EG. 
Diese Übergangsregelungen wurden in der nachfolgenden RL 2003/54/EG 
eingeschränkt und gelten nunmehr nur noch (Art 26 Abs. 1) für kleine isolierte 
Netze und (Art 26 Abs. 2) Schwierigkeiten aus technischen Gründen. Als Aus- 
gleich wurde in Art 27 pauschal eine Möglichkeit zur Aussetzung von bestimm- 
ten in der Richtlinie vorgesehenen Vorschriften für Unternehmen aufgenom- 
men, die jedoch dem verschiedenen Prüfkriterien entsprechen müssen. 
Vgl: - Europäische Kommission, Entscheidung über den von der britischen 
Regierung gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß 
Art 24 der Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den E- 
lektrizitätsbinnenmarkt, 1999/791/EG oder K( 1999) 155 1/1) v. 8.7.1999 

- Europäische Kommission, Entscheidung über den von der französischen Re- 
gierung gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß 
Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den Art 24 der E- 
lektrizitätsbinnenmarkt, 1999/792/EG oder K( 1999) 155 1/2) v. 8.7.1999 

- Europäische Kommission, Entscheidung über den von der luxemburgischen 
Regierung gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß 
Art 24 der Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den E- 
lektrizitätsbinnenmarkt, 1999/793/EG oder K(1999)1551/3) v. 8.7.1999 

- Europäische Kommission, Entscheidung über den von der deutschen Regie- 
rung gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß Art 24 
der Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizi- 
tätsbinnenmarkt, 1999/794/EG oder K(1999)1551/4) v. 8.7.1999 

- Europäische Kommission, Entscheidung über den von der österreichischen 
Regierung gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß 
Art 24 der Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den E- 
lektrizitätsbinnenmarkt, 1999/795/EG oder K(1999)1551/5) v. 8.7.1999 

- Europäische Kommission, Entscheidung über den von der niederländischen 
Regierung gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß 
Art 24 der Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den E- 
lektrizitätsbinnenmarkt, 1999/796/EG oder K( 1999) 155 1/6) v. 8.7.1999 

- Europäische Kommission, Entscheidung über den von der spanischen Regie- 
rung gestellten Antrag auf Gewährung einer Übergangsregelung gemäß Art 24 
der Richtlinie 96/92/EG betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizi- 
tätsbinnenmarkt, 1999/797/EG oder K(1999)1551/7) v. 8.7.1999 
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Die Möglichkeit wurde in der RL 2003/54/EG erheblich einge- 
schränkt. Die wichtigsten dauerhaften Ausnahmen können nur noch 

348 

für kleinere, isolierte Netze" bei der Kommission beantragt werden. 



Tabelle 25 





Öffnung des Elektrizitätsmarktes der EU-25 im Jahr 2000/2002 


Marktöffnung in 

% 

2000 2002 


Öffnung zu 
100% bis 


Wettbewerb 
Elektrizitäts- 
erzeugung 


Wettbewerb 
Netz-Zugang 


gefordert Mind.: 


30 


33 




Art 4 RL 96/92/EG 


Art 17+18 RL 


Austria 


32 


100 


2001 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Belgien 


35 


52 


2003/07 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Dänemark 


35 


90 


2003 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Deutschland 


100 


100 


1999 


Genehmigungsverfahren 


Vertragsbasis** 


Estland 




10* 






Reguliert 


Finnland 


100 


100 


1997 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Frankreich 


30 


30 


n.a.*** 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Griechenland 


34 


34 


n.a.*** 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Irland 


30 


40 


2005 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Italien 


35 


45 


^ ^ ^ 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Lettland 




11* 






Reguliert 


Litauen 




26* 


2010 




Reguliert 


Luxemburg 


n.a. 


57 


n.a.*** 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Niederlande 


33 


63 


2004 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Polen 




51* 


2005 




Reguliert 


Portugal 


30 


45 


2003 


Ausschreibungsverfahren 


Reguliert 


Schweden 


100 


100 


1998 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Slowenien 




64* 






Reguliert 


Slowakei 




41* 






Reguliert 


Spanien 


54 


55 


2003 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 


Tschechien 




30* 


2006 




Reguliert 


Ungarn 




30-35* 






Reguliert 


UK 


100 


100 


1998 


Genehmigungsverfahren 


Reguliert 



Quelle: Europäische Kommission/EuroStat. Zusammengestellt und übersetzt aus mehreren Statistiken von 
Anton Schäfer. Siehe auch Tabelle 52 (Seite 298) und 53 (Seite 299) unter Pkt. 10.1 - Statistiken 
und Vorlagen. 



* Angaben für das Jahr April/2003 (KOM-Dok: SEK 2003, 448). Malta und Zypern 
nicht berücksichtigt. 

** Das Deutschland noch lange den Sonderweg über privatrechtliche Vereinbarungen 
mit und unter den Energieunternehmen durchführen wird ist zweifelhaft. 

** Frankreich, Griechenland, Italien und Luxemburg haben noch keinen Zeitplan für die 
endgültige Öffnung des Elektrizitätsmarktes festgelegt. 



Siehe Fußnote 343 und die Begrifferklärung auf Seite K. 

Bedingt durch die Elektrizitäts- und Wärmeerzeugung in Estland vor allem aus 
Ölschiefer in den staatlichen Großkraftwerken „Eesti" und „Balti" (90% Markt- 
anteil) bestehen erhebliche Probleme bei der Liberalisierung. Die Abhängigkeit 
Estlands von diesem Energieträger kann nur langfristig gelöst werden. Estland 
hat daher bis zum 31.12.2008 eine Ausnahme von Art 19 Abs. 2 der RL 
96/92/EG zugestanden bekommen. 
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Neu eingeführt wurde ein Überprüfungsverfahren, falls sich her- 
ausstellt, dass eine bestimmte Vorschrift der Richtlinie nicht in einem 
ausgewogenen Verhältnis zum verfolgten Ziel innerstaatlich angewen- 
det werden kann. Dabei kann die Kommission eine Freistellung des 
Mitgliedstaates von dieser Vorschrift genehmigen oder einen Vor- 
schlag für eine Änderung der Richtlinie einbringen. 

Die neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die mit der 
fünften Erweiterungsrunde am 1. Mai 2004 beigetreten sind, haben in 
bestimmten Bereichen des Energiebinnenmarktes kurz- und mittelfris- 
tige Übergangs- und Ausnahmeregelungen erhalten. 



Der Anteil der erneuerbaren Energie an der Elektrizitätserzeugung 
betrug im Jahr 2002 ca. 15,2% (Kernenergie 33%). Der Hauptanteil 
dabei hatte die Wasserkraftnutzung inne. Die restliche Elektrizitäts- 
menge wird immer noch durch fossile Primärenergieträger und Kern- 
energie erzeugt. 

Die Kommission ist der Meinung, dass das Potential an Wasser- 
kraftnutzung zur Elektrizitätserzeugung in der EU- 15 bereits weitge- 
hend ausgeschöpft ist (nicht aber in den zehn neuen Beitrittsländern). 
Sie sieht die wesentlichsten Steigerungsmöglichkeiten der erneuerba- 
ren Energieträger bis 2010 an der Elektrizitätserzeugung in der Wind- 
kraft- und der Biomassenutzung.' 2010 soll der Anteil der Elektrizi- 

35 1 

tätserzeugung aus erneuerbaren Energien auf 22,1% (21%) ' ange- 
stiegen sein. 

Dabei wird auch aus dem Emissionshandelssystem ein besonderer 
Impuls für die Nutzung und Förderung erneuerbarer Energien und die 
KWK erwartet. 

Jedoch werden die angezielten 22,1% (21%) des Bruttoelektrizi- 
tätsverbrauches in der Europäischen Union nur erreicht, wenn alle 
Mitgliedstaaten verstärkt in erneuerbare Energien investieren bzw. 



0 KOM (2004) 366, S. 21, Pkt. 2.8. 

1 So RL 2001/77/EG, Art 3 Abs. 4, zweiter Spiegelstrich, ABl. L 283, S. 35 vom 
27.10.2001. Durch die Beitrittsakte 2003 in ABl. L 236, S. 588f., wurde dieser 
Wert auf 2 1 % reduziert. 
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Anreize für private Investoren schaffen."" Ein solches koordiniertes 
Vorgehen der Unionsmitgliedstaaten ist wegen der unterschiedlichen 
Wirtschaftspolitik in jedem Mitgliedstaat, den verschiedenen Budget- 
politiken und aus ideologisch/politischen Gründen immer noch nicht 
gegeben. 

Möglicherweise wird hier erst durch eine gemeinschaftsweite E- 
nergiewirtschaftspolitik ein geeignetes Instrument zur Förderung und 
langfristigen Entwicklung der erneuerbaren Energien und damit zur 
Sicherung der zukünftigen Energieversorgung geschaffen. 



5.2.d 
Wettbewerb 

versus 

gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 

Auf den ersten Blick scheint sich die Verpflichtung der Mitglied- 
staaten den Elektrizitätsmarkt dem marktwirtschaftlichen Wettbewerb 
zu öffnen und gleichzeitig die Möglichkeit den Unternehmen weiter- 
hin gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen aufzuerlegen, zu wider- 
sprechen. 

Der marktwirtschaftliche Wettbewerb ist theoretisch gerade da- 
durch gekennzeichnet, dass sich Unternehmen am Markt solange 
betätigen, als Gewinnaussichten vorhanden sind und, wenn diese 
wegfallen, sich beschränken oder andere Märkte suchen. 

Die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung bindet Unternehmen an 
die Märkte um im Allgemeininteresse eine gewisse Versorgungssi- 
cherheit, Regelmäßigkeit, Qualität, Preisstabilität, Umweltschutzvor- 
gaben 353 transparent und längerfristig zu gewährleisten. 354 Die RL 
2003/54/EG schließt in den Umweltschutz explizit die Energieeffi- 

3 55 

zienz und den Klimaschutz ein. " Um die Ziele Energieeffi- 
zienz/Nachfragesteuerung und die Umweltziele zu erreichen, können 



2 Vgl. dazu auch: Mitteilung der Kommission über die Umsetzung der Grundzüge 
der Wirtschaftspolitik 2003-2005 (vorgelegt nach Artikel 99 Absatz 3 EG- 
Vertrag) {SEK(2004) 44}, KOM/2004/0020 endg. 

3 Die RL 2003/54/EG nennt: die „Errichtung eines wettbewerbsorientierten, 
sicheren und unter ökologischen Aspekten nachhaltigen Elektrizitätsmarkt" . 

4 Vgl. dazu auch Art 3 der RL 96/92/EG und 26. Erwägungsgrund und Art 3 der 
RL 2003/54/EG.. 

5 Art 3 Abs. 2 RL 2003/54/EG. 
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die Mitgliedstaaten eine langfristige Planung unter Berücksichtigung 
des Zugangs Dritter zum nationalen Verbundnetz, vornehmen. 

Ein im Wettbewerb befindlicher Marktteilnehmer wird, wenn er 
neben den marktwirtschaftlichen Anforderungen auch noch gemein- 
wirtschaftliche erfüllen muss, in ein gewisses Spannungsfeld geraten. 

In vielen Fällen werden die Unternehmen wohl zugunsten einer 
stärkeren Betonung der Gemeinwirtschaftlichkeit versucht sein eine 
mehr oder weniger weitgehende Sicherung ihrer Position anzustreben. 
Dies wird in den ausgeprägtesten Fällen bis zum Versuch der Mono- 
pol- oder Oligopolbildung gehen bzw. zur Wiederherstellung einer 
solchen Stellung oder die Verhinderung eines marktwirtschaftlichen 
Wettbewerbs. 356 



Um die oben beschriebene Spannung zwischen den Systemen zu 
objektivieren, sind der Kommission alle gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen zu melden, den anderen Mitgliedstaaten mitzuteilen 
und zu veröffentlichen. Diese gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 
müssen klar festgelegt, transparent, nachvollziehbar und nicht diskri- 

357 

minierend sein/ 

Da auch die Gemeinschaftsgesetzgeber davon ausgegangen sind, 
dass die Energiemarktliberalisierung aufgrund der historisch gewach- 
senen Strukturen nicht sofort auf die weitgehenden Schritte der RL 
96/92/EG reagieren werden können, wurden Ausnahmen festgelegt. 

Die Ausnahmen dürfen nur insoweit in Anspruch genommen wer- 
den, als diese die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtun- 
gen durch die betroffenen Unternehmen „de jure und de facto 359 



Die Art 81 bis 89 EGV sind „Zeugen" für die Notwendigkeit von Maßnahmen 
und, dass solche Bestrebungen am Markt eine gesicherte Stellung gegenüber 
den Mitbewerbern zu erlangen, vorhanden waren und sind. Vgl. auch die Aus- 
führungen anlässlich der Empfehlung für die Zweite Lesung betreffend den 
Gemeinsamen Standpunkt des Rates im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 
2003/54/EG, A5-01 36/2003 vom 28.4.2003. Darin werden recht deutlich die 
oben beschriebenen Probleme u.a. erwähnt und aufgezeigt. 
Art 3 Abs. 2 RL 2003/54/EG. 

21. Erwägungsgrund der RL 2003/54/EG: „Durch die schrittweise Öffnung des 
Marktes zum freien Wettbewerb sollten die Unterschiede zwischen den Mit- 
gliedstaaten so schnell wie möglich beseitigt werden. Bei der Durchfuhrung 
dieser Richtlinie sollten Transparenz und Sicherheit gewährleistet werden. " 
So wörtlich auch in Art 86 Abs. 2, vorletzter Satz EGV - „rechtlich oder tatsäch- 
lich behindern". 
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verhindern würden und insofern die Entwicklung des Handelsver- 
kehrs nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt wird, das den Interessen 
der Gemeinschaft zuwiderläuft. " 361 

Die Einschränkung der Gültigkeit der Regelungen der Artikel 6, 7, 
20 und 22 der RL 2003/54/EG 362 bzw. 5, 6, 17, 18 und 21 der RL 
96/92/EG sind nur soweit zulässig, als sie den Zielen der Richtlinie, 
der Errichtung eines Binnenmarktes der marktwirtschaftlichen Regeln 
unterliegt (siehe Aufzählung in den Erwägungsgründen), nicht wider- 
spricht und soweit diese für die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen unbedingt notwendig sind. RL 2003/54/EG nennt 
ausdrücklich als im Interesse der Gemeinschaft liegend den Wettbe- 
werb um zugelassene Kunden und nennt als Referenz den Art 86 
EG V. 363 

Die Formulierung des Art 3 Abs. 3 RL 96/92/EG wurde offensicht- 
lich bewusst in enger bzw. wörtlicher Übereinstimmung mit dem 
Artikel 86 Abs. 2 EGV 364 gewählt. Inwieweit dies mit dem weiten 
Anwendungsbereich und Rechtfertigungsgrundes des Art 86 Abs. 2 
EGV für die mitgliedstaatlichen Maßnahmen zusammenhängt, wird 
jedoch hier nicht weiter verfolgt. 

Die Ausnahmetatbestände der Artikel 3 Abs. 8 der RL 2003/54/EG 
bzw. Artikel 3 Abs. 3 RL 96/92/EG wären verletzt, wenn 



0 In der deutschen Übersetzung der RL 96/92/EG wurde das englische Wort 
„insofar" in „sowie" übersetzt. Dadurch ergeben sich jedoch faktisch gänzlich 
andere juristische Voraussetzungen. In der französischen und der italienischen 
Version findet sich die Bestätigung, dass es sich hierbei um einen Überset- 
zungsfehler handelt. In der schwedischen Version: „i den utsträckning som" = 
„in dem Umfang/ Ausmaß wie" ebenfalls. 

Deutsche Version: (3) Die Mitgliedstaaten können beschließen, die Regelungen 
der Artikel 5, 6, 17, 18 und 21 nicht anzuwenden, sowie ihre Anwendung die Er- 
füllung der den Elektrizitätsunternehmen übertragenen gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen de jure oder de facto verhindern würde und soweit die Entwick- 
lung des Handelsverkehrs nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt wird, das den 
Interessen der Gemeinschaft zuwiderläuft. Zu den Interessen der Gemeinschaft 
gehört insbesondere der Wettbewerb um zugelassene Kunden in Ubereinstim- 
mung mit dieser Richtlinie und mit Artikel 90 des Vertrags. 
11 Art 3 Abs. 8 der RL 2003/54/EG bzw. Art 3 Abs. 3 der RL 96/92/EG 

2 Die Ausnahmetatbestände der RL 2003/54/EG entsprechen nicht vollständig 
denselben wie den in RL 96/92/EG geregelten. 

3 Ex-Art 90 EGV bzw. Art 111-59 VV. 

4 Ex- Art 90 EGV bzw. Art 111-59 VV. 
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die Wettbewerbsregeln der Art 81 bis 89 EGV ' beeinträch- 
tigt würden durch Maßnahmen, die beibehalten oder neu ein- 
geführt werden, sofern nicht unter dem Gebot der Nichtdis- 
kriminierung und Verhältnismäßigkeit diese nationalen Vor- 
schriften notwendig sind, um die gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen zu erfüllen; 

die Entwicklung des gemeinschaftlichen Handelsverkehrs in 
einem Ausmaß beeinträchtigt werden, die den Interessen der 
Gemeinschaft zuwiderläuft. Konkretisiert in der RL 
96/92/EG wird insbesondere der Wettbewerb um zugelassene 
Kunden zu den Interessen der Gemeinschaft gezählt; 
gegen das Diskriminierungsverbot nach Art 1 2 EGV 366 durch 
nationale Maßnahmen aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
verstoßen würde. 



In Art 24 Abs. 2 der RL 96/92/EG werden zeitlich begrenzte Aus- 
nahmen von den Verpflichtungen aus der Richtlinie für die Kapitel IV, 
V, VI, und VII zugelassen, sofern die Kommission diesen zustimmt. 

Für kleinere isolierte Netze sieht Art 24 Abs. 3 der RL 96/92/EG 
vor, dass von der Kommission dauerhafte Ausnahmen gewährt werden 
können, wenn die Mitgliedstaaten nachweisen können, dass beim 
Betrieb dieser kleinen Netze sich erhebliche Probleme ergeben. 

Unabhängig von den nach Art 3 Abs. 8 der RL 2003/54/EG ge- 
währten Ausnahmetatbeständen müssen die Mitgliedstaaten die 
Kommission mindestens zweijährlich über alle „Maßnahmen die zur 
Gewährleistung der Grundversorgung und Erfüllung der gemeinwirt- 
schaftlichen Verpflichtungen, einschließlich des Verbrauchers und des 
Umweltschutzes" getroffen wurden unterrichten." 

Die mit gemeinwirtschaftlichen Aufgaben betrauten Unternehmen 
haben in der Interpretation welche Geschäftsbereiche der Erfüllung 
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen unterliegen, betroffen sind 
oder tangiert werden und den marktwirtschaftlichen Regelungen (z.B. 
dem Wettbewerb) teilweise entzogen sind sowie wann eine Erfüllung 
unmöglich wird, kein freies Ermessen. 



Ex-Art 85 bis 94 EGV bzw. auch Art 111-50 bis 111-59 VV. 
Art 7 idF vor Maastricht, Art 6 in der Fassung des Vertrags von Maastricht. Vgl. 
auch Art III-7 VV. 
Art 3 Abs. 9 RL 2003/54/EG. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



21 215 

A ft 



Es wird hier wohl im Sinne des EuGH-Urteils im Sinne der Rs. 

368 

„Corbeau"" zu argumentieren sein. 



5.2.e 

Die Umwandlung der nationalstaatlichen Strukturen 

Wie bereits oben beschrieben ist für die Änderung der teilweise 
bestehenden oder in Grundzügen noch vorhandenen nationalstaatli- 
chen Monopol- oder Oligopolstrukturen in ein Wettbewerbsverhältnis 
mit großen wirtschaftlichen Änderungen und auch psychologischen 

369 

Schwierigkeiten verbunden." Die RL 96/92/EG befasst sich nur mit 
den Grundzügen für diese Änderungen und überlässt die Ausführung 

370 371 

im Sinne des Subsidiaritätsprinzips" den Mitgliedstaaten. 

Die Maßnahmen die von der RL 96/92/EG für die Öffnung der na- 
tionalen Märkte für den Wettbewerb gefordert und der RL 2003/54/EG 
aufrecht erhalten werden sind: 

Stufenweise Öffnung der Märkte, 
Entflechtung und Transparenz der Buchfüh- 
rung/Rechnungslegung, 

Entflechtung und Transparenz der Verwaltungs- 
ebenen 



8 Rs. C-230/91, Slg. 1993, 1-2533, 2569, Rz. 14-19. 

9 Diese monopolistischen / oligopolistischen Strukturen waren auch historisch in 
einem natürlichen Wettbewerb um den günstigsten Energieträger. Dieser Be- 
reich soll hier jedoch nicht näher betrachtet werden. Wichtig ist hier vor allem 
der direkte Wettbewerb zwischen den Energielieferanten, welche den selben 
Energieträger = Ware (z.B. Elektrizität oder Erdgas) anbieten und bisher in ei- 
ner geschützten Stellung waren. 

0 Siehe den 11. Erwägungsgrund der RL 96/92/EG. Im 31. Erwägungsgrund der 
RL 2003/54/EG wird festgestellt, dass „das Ziel der beabsichtigten Maßnahme, 
nämlich die Schaffung eines voll funktionierenden Elektrizitätsbinnenmarktes, 
auf dem fairer Wettbewerb herrscht, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht aus- 
reichend erreicht werden kann und daher wegen des Umfangs und der Wirkun- 
gen der Maßnahme besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen ist, kann die 
Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrages niedergelegten 
Subsidiaritätsprinzip tätig werden. " 

1 Kapitel VI, VII und VIII der RL 96/92/EG. 
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Netzzugang" 

Technische Maßnahmen und Vorgaben durch die 

373 

Mitgliedstaaten." 



Die stufenweise Öffnung der Märkte erfolgte gemäß der in Art 19 
der RL 96/92/EG vorgesehenen Zeitabfolge und besonderen Überprü- 
fungs- und Eingriffsmöglichkeiten der Kommission. 

Die Entflechtung und Transparenz der Buchführung 374 / Rech- 

375 

nungslegung" " nach den einschlägigen nationalen und gemeinschafts- 
rechtlichen Rechtsvorschriften muss von den betroffenen Unterneh- 
men selbst so umgesetzt werden, als ob die Erzeugung, Übertragung, 
Verteilung der elektrischen Energie und sonstige Aktivitäten von 
wirtschaftlich, funktional und organisatorisch getrennten und unab- 
hängigen Drittfirmen vorgenommen würde. Bei Unternehmen die 
durch nationale Gesetze zur alleinigen Abnahme und Verkauf von 
elektrischer Energie und/oder Betrieb der nationalen Übertragungsnet- 

376 

ze zuständig sind (Alleinabnehmer)" muss zusätzlich die Manage- 
mentebene aus den Bereichen Erzeugung, Übertragung oder Vertei- 

• i • 377 

lung funktional, organisatorisch und wirtschaftlich getrennt sein." 

Dies soll der Vermeidung von Diskriminierungen, Quersubventio- 

378 

nen und Wettbewerbsverzerrungen dienen." 

Um Wettbewerbsverzerrungen und Quersubventionierungen durch 
einseitige Bewertungen in der Bilanz zu verhindern, dürfen die Unter- 
nehmen die Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens und der 
Erträge aus den einzelnen Unternehmensteilen die einmal festgelegt 



2 Siehe unten. Siehe auch Empfehlung 88/61 1/EWG des Rates vom 8.1 1.1988 zur 
Förderung der Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmen und Eigenerzeugern, ABl. L 335 vom 7.12.1988, S. 29f. 

3 Siehe unten unter „Erzeugung", „Übertragung" und „Verteilernetze" 

4 Vgl. Kapitel VI der RL 96/92/EG. 

5 Art 10 und 15 und Kapitel VI der RL 2003/54/EG. 

6 Siehe Art 1 8 der RL 96/92/EG zu den Möglichkeiten beim Alleinabnehmersys- 
tem des Netzzuganges und im Text nächster Abschnitt. 

7 Vgl. dazu 31. Erwägungsgrund und Art 15 der RL 96/92/EG. Vgl. nunmehr Art 
10, 15 und 19 der RL 2003/54/EG. 

8 Vgl. dazu Art 14 Abs. 3 der RL 96/92/EG. In Art 10 und 15 der RL 2003/54/EG 
wird von der notwendigen „Unabhängigkeit" der Teilunternehmen gesprochen. 
In Artikel 19 die Entflechtung der Rechnungslegung auf alle Teilbereiche des 
Unternehmens betreffend Erzeugung, Übertragung, Verteilung und Handel an- 
geordnet. 
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wurden nur im Ausnahmefall wieder ändern. Ebenso sind in einem 
Anhang zum Jahresbericht diejenigen Geschäfte größeren Umfanges 
zu dokumentieren, die mit verbundenen Unternehmen, assoziierten 
Unternehmen oder deren Aktionäre getätigt wurden. 

Die Prüfung der von den Unternehmen erstellten Bilanz(en) muss 
nach geltenden nationalen und gemeinschaftsrechtlichen Vorschrif- 

379 

ten" erfolgen und veröffentlicht werden (Ausnahmen möglich). 



5.2.f 
Erzeugung 

Ausschreibungsverfahren - Genehmigungsverfahren 

Für den Bau neuer Energieerzeugungsanlagen können die Mit- 
gliedstaaten zwischen zwei Systemen wählen. In beiden Verfahren 
sind die Kriterien: 

Objektivität 
Transparenz 
Diskriminierungsverbot 

anzuwenden. 

380 

Das Genehmigungsverfahren" sieht vor, dass sich der jeweilige 
Markt selbst um die Notwendigkeit des Neubaues bzw. der Kapazi- 
tätserweiterung des Energieverbundes kümmert und der Staat nur die 
Rahmenbedingungen dafür vorgibt. 

Diese Rahmenbedingungen können nach Art 5 Abs. 1. der RL 

96/92/EG sein (Zitat): 

a) Sicherheit und Sicherung der elektrischen Systeme, Anlagen 
und zugehörigen Ausrüstungen; 

b) Umweltschutz; 

c) Flächennutzung und Standortwahl; 

d) Gebrauch von öffentlichem Grund und Boden; 



Z.B. RL 78/660/EWG des Rates vom 25.7.1978, ABl. L 222 vom 14.8.1978 in 
der jeweils geltenden Fassung. Vgl. auch Art 44 Abs. 2 lit. g EGV (Art 54 Abs. 
3 lit. g EWGV). 

In Art 6 iVm Art 7 der RL 2003/54/EG wird dem Genehmigungsverfahren vor 
dem Ausschreibungsverfahren der Vorzug gegeben. Siehe auch vorstehende 
Tabelle 25 (Seite 115). 
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e) Energieeffizienz; 

f) Art der Primärenergieträger; 

g) Spezifische Merkmale des Antragstellers, wie technische, 
wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit; 

h) Die Bestimmungen des Artikels 3 der RL 96/92/EG bzw. 
RL2003/54/EG. 381 



Zusätzlich wird in der RL 2003/54/EG in Art 6 Abs. 2 lit. b) der 
„Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und der öffentlichen Sicher- 
heit" angeführt. 382 



Das Ausschreibungsverfahren sieht vor, dass auf Grundlage der 
vom Mitgliedstaat oder die von ihm benannten Stellen im Rahmen 
einer Ausschreibung' ' die von ihnen für erforderlich erachteten 
Energiekapazitäten oder Energieeffizienz- / Nachfragesteuerungsmaß- 
nahmen bestimmt werden und sich die am Markt zugelassenen Unter- 
nehmen um diese bewerben können. 384 

Dieses Verfahren kann jedoch nur zur Anwendung gelangen, wenn 
die Versorgungssicherheit" " durch das Genehmigungsverfahren nicht 

^86 

erreicht werden kann." Damit wurde auf die geringe Inanspruchnah- 



1 Dies sind: Gleichbehandlungsgebot, Marktöffnung, Möglichkeit der Auferle- 
gung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen im Allgemeininteresse (z.B. Ver- 
sorgungssicherheit, Regelmäßigkeit, Preis, Qualität, Umweltschutz), Transpa- 
renzgebot, Diskriminierungsverbot, marktwirtschaftlicher Wettbewerb. 

2 Die anderen litera verschieben sich somit in der RL 2003/54/EG um je einen 
Buchstaben. Umweltschutz ist in der RL 2003/54/EG nunmehr lit. c) usw. 

13 Diese Ausschreibung für Produktionsanlagen muss nach Art 7 Abs. 3 der RL 
2003/54/EG bzw. Art 6 Abs. 3 der RL 96/92/EG mindestens sechs Monate vor 
Ablauf der Ausschreibungsfrist im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
veröffentlicht werden. 

4 Art 20 Abs. 1 lit. ii der RL 96/92/EG sah auch konsequenterweise vor, dass die 
Erzeuger, die sich um eine solche ausgeschriebene Erzeugerkapazität beworben 
und den Zuschlag erhalten haben, die notwendigen Netzleitungskapazitäten er- 
halten müssen, um den Vertrag erfüllen zu können. Dies unabhängig von den in 
Art 17 Abs. 5 und 18 Abs. 4 der RL 96/92/EG vorgesehenen Einschränkungen. 
In der RL 2003/54/EG wurde dies nicht mehr explizit ausgeführt, sondern all- 
gemeine Diskriminierungsverbote und Transparenzgebote in Art 4 und 5 der RL 
2003/54/EG aufgenommen. 

5 Zum Stand der Versorgungssicherheit in den Unionsmitgliedstaaten siehe Tabel- 
le 55 im Anhang II (Seite 301). 

16 Art 7 Abs. 1 letzter Satz der RL 2003/54/EG. Art 7 Abs. 2 erstreckt dies auch 
auf die Förderung neuer Technologien, die sich in einem frühen 
Entwicklungsstadium befinden. 
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me des Ausschreibungsverfahrens in den EU-Mitgliedstaaten reagiert 

387 

und dem Genehmigungsverfahren Priorität eingeräumt.' 

Werden im Rahmen des Ausschreibungsverfahren benötigte Kapa- 
zitäten bestimmt, so müssen auch Angebote für die langfristige Liefe- 
rung von elektrischer Energie aus den bestehenden Produktionsanla- 
gen in die Betrachtung einbezogen werden, sofern damit eine Deckung 

388 

des zusätzlich erwarteten Bedarfs möglich ist." Die ausschreibende 
Stelle ist somit nicht befugt neue Kraftwerkskapazitäten auszuschrei- 
ben, wenn am bestehenden Markt bereits ausreichende Kapazitäten zur 
Verfügung gestellt werden können. 389 

Die Rahmenbedingungen nach Art 6 Abs. 2 der RL 2003/54/EG 390 
können auch für das Ausschreibungsverfahren herangezogen wer- 

39 1 

den. Die objektivierten Kriterien nach Art 4 und 5, wie z.B. Trans- 
parenz, Nichtsdiskriminierung etc. müssen auch im Ausschreibungs- 
verfahren gewahrt werden. Unabhängig davon, ob eine Behörde oder 
eine ermächtigte private Einrichtung die Vergabe der Ausschreibung 

39? 

und den Zuschlag überwacht und verantwortet." " Zusätzlich wird auch 
noch das Kriterium der „Vertraulichkeit" der Angaben in den Angebo- 
ten gefordert. 393 

Das es bei der Problematik über die Genehmigung bzw. Aus- 
schreibung von Kapazitäten um reale Werte geht, zeigt die umstehend 
dargestellte Tabelle. 



1 Siehe auch Vorschlag für eine Verordnung über die Netzzugangsbedingungen 
für den grenzüberschreitenden Stromhandel, KOM 2001, 125 endg., ABl. C 240 
E vom 28.8.2001 , S. 72ff, Pkt. 2. 

8 Vgl. dazu auch die Verantwortung des Übertragungsnetzbetreibers in Art 1 1 
Abs. 2 der RL 2003/54/EG. 

;9 Vgl. dazu Art 7 Abs. 4 RL 2003/54/EG. 

10 Art 5 Abs. 1 der RL 96/92/EG. 

" Siehe oben. Zulässig gemäß Art 7 Abs. 3, letzter Satz der RL 2003/54/EG. 

12 Art 7 Abs. 5 der RL 2003/54/EG. 

13 Die vertrauliche Behandlung von sensiblen Informationen wird auch vom 
Betreiber des Übertragungsnetzes nach Art 9, vom Betreiber des Verteilernetzes 
nach Art 12 und der Kommission nach Art 24 Abs. 3 der RL 96/92/EG gefor- 
dert. Siehe nunmehr Art 7 Abs. 5, 12, 26 Abs. 1 der RL 2003/54/EG. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



21 265 



Tabelle 26 



Elektrizitätserzeugung 2000 


MS 


Cj Wh 


T" 1 * 1- 

hin wonner 


MWn/hinwohner 


Rang MWh/h 


A 


60 300 


8 000 000 


7.54 


5 


B 


oa i nr\ 

80 160 


1 0 045 000 


7,98 


4 


D 


533 552 


81 338 000 


6,56 


7 


DK 


34 641 


5 1 80 000 


6,69 


6 


ÜB 


358 639 


57 700 000 


b,22 


9 


GR 


49 863 


1 0 269 000 


4,86 


12 


h 


215 216 


39 100 000 


5,50 


1 1 

1 1 


F 


516 673 2 


57 400 000 


9,00 


3 


I 


263 623 


57 719 000 2 


4,57 


13 


IRL 


22 684 


3 500 000 


6,48 


8 


L 


1 147 


389 000 


2,95 


15 


NL 


85 951 


15 023 000 


5,72 


10 


P 


42 215 


9 853 000 


4,28 


14 


S 


142 041 


8 700 000 


16,33 


2 


SF 


67 292 


5 080 000 


13,25 


1 


EU-15 


2 473 997 


369 296 000 


6,70 





Quelle: Kommission/Eurostat für die ersten beiden Spalten 



Wird in obiger Tabelle von durchschnittlich^ 4 EURO 30.-- 

395 

/MWh" für den Großhandelspreis mit elektrischer Energie ausgegan- 
gen, so liegt ein jährliches Handelsvolumen für europäische Energie- 
erzeuger von über 74 Milliarden Euro vor. 

Das Ausschreibungsverfahren kann aber auch für die Lieferung 
neuer und zusätzlicher Bedürfnisse aus neuen oder bestehenden 
Erzeugungsanlagen angewandt werden. 



Die Elektrizitätsmärkte weisen innerhalb der EU große Unterschiede auf. Insbe- 
sondere in Italien liegen die Preise auf einem fast schon traditionell hohen Ni- 
veau. 

Angabe nach dem 4. Benchmarkingbericht der Kommission, Pkt. 3.4, Seite 6. 
2005 ist die Tendenz an den Energiemärkten für die Großhandelspreise weiter 
steigend. Die Großhandelspreise können weit über den oben angegebenen 
EURO 30,-/M Wh zum liegen kommen. 
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5.3 

Transeuropäische Netze 396 

Seit dem Vertrag von Maastricht ist es der Europäischen Gemein- 
schaft durch die Art 154 ff (ex- Art 129b ff) EG V 397 möglich einen 
Beitrag zur Schaffung und Entwicklung transnationaler Netze inner- 
halb der Europäischen Union und zur Förderung der Zusammenarbeit 
mit Drittstaaten zu leisten. 

Dies geschieht vor allem durch Vorschläge, Leitlinien, Aktionen 
der Union und besonders durch die Koordinierungsfunktion der 
einzelstaatlichen Politiken durch die Kommission. 

Eine Kompetenzgrundlage für den Bau oder die vorrangige Förde- 
rung des Baus von Energienetzwerken oder -Verbindungen hat die 
Europäische Union nicht. Diesbezüglich ist ausschließlich das nationa- 
le Interesse der Mitgliedstaaten an einem Ausbau bzw. einer Verstär- 
kung ausschlaggebend. In diesem Lichte ist Art 6 Abs. 6 der Entschei- 
dung 1229/2003/EG' zu sehen: „Die Mitgliedstaaten treffen alle von 
ihnen für erforderlich angesehenen Maßnahmen, um die Verwirkli- 
chung der Vorhaben von gemeinsamen Interesse zu erleichtern und zu 
beschleunigen und um Verzögerungen so gering wie möglich zu 
halten, wobei gemeinschaftliche Rechtsvorschriften und internationale 
Übereinkommen betreffend den Umweltschutz einzuhalten sind. 
Insbesondere müssen die erforderlichen Genehmigungsverfahren 
schnell abgeschlossen werden. " 

Der wichtigste Anreiz für die Mitgliedstaaten aber auch Drittstaa- 
ten zur Umsetzung der gemeinschaftlich als vorrangig eingestuften 
Projekte bildet auch die Möglichkeit der Gewährung von Gemein- 
schaftszuschüssen. 399 

Im Bereich der Elektrizität mangelt es vor allem an den geeigneten 
und ausgebauten Verbindungen zwischen der Europäischen Union und 
den anderen Mitgliedstaaten des Energiecharta-Vertrags. 



Siehe dazu auch die Entscheidung 1254/96/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 5.6.1996 über eine Reihen von Leitlinien betreffend die 
transeuropäischen Netze im Energiebereich (Elektrizität und Erdgas), ABl. L 
161 vom 29.6.1996, S. 147ff. 
Art III- 144 und III- 145 VV. 
ABl. L 176 vom 15.7.2003, S. 13. 
Siehe Art 6 Abs. 4 iVm Art 7 der RL 1 229/2003/EG. 
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Dabei ist vor allem das Europäische Parlament und die Kommissi- 
on bemüht keine elektrische Energie aus, nach westlichen Standards, 
„unsicheren" Kernkraftwerken aus Russland und den anderen GUS- 
Staaten zur Versorgung der Europäischen Union zuzulassen. 

Für den Erdöl- und Erdgasmarkt aus Drittländern besteht das 
INOGATE-Programm im Rahmen der Förderung des Transports 
dieser Energieträger durch Pipelines und das TRACECA-Programm 
zur Förderung des Transports durch die ehemalige Sowjetunion auf 
dem Landweg. 



Im Weiteren wird primär auf die transeuropäischen elektrischen 
Übertragungs- und Verteilernetze innerhalb der Europäischen Union 
eingegangen. Die Verwirklichung eines marktwirtschaftlichen Wett- 
bewerbs im Bereich dieser Netze ist immer unter Berücksichtigung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die verschiedenen Netz- 
betreibern in den Mitgliedstaaten auferlegt wurden, zu sehen. 

Um diesen Wettbewerb zu ermöglichen wurden auf Gemein- 
schaftsebene mehrere Leitlinien für den Energiebereich erlassen. 400 



5.3.a 

Übertragungsnetze 

Als Übertragungsnetze bezeichnet die RL 96/92/EG die Höchst- 
und Hochspannungs-Verbundnetze zwischen den Energieerzeugern 
und dem Verteilernetz, das mittlere und kleine Kunden beliefert. 
Jedoch mit Ausnahme der Versorgung (den Verkauf und Weiterver- 
kauf von Elektrizität an Großhändler und Endverbraucher). 401 



0 Vgl. Z.B. Entscheidung 1254/96/EG und 1 229/2003/EG. Die Entscheidung 
1254/96/EG wurde gemäß Art 13 der Entscheidung 1 229/2003/EG aufgehoben. 

1 Klarstellung in RL 2003/54/EG, Art 2 Zif. 3, 4 und 7. Gemäß der Entscheidung 
1254/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5.6.1996 über ei- 
ne Reihen von Leitlinien betreffend die transeuropäischen Netze im Energiebe- 
reich, sind unter den transeuropäischen Netzen nicht diejenigen zu verstehen, 
welche Vertriebsnetzen sind (zum Endkunden), welche unterseeische Verbin- 
dungen sind oder dem interregionalen oder internationalen Energietransport die- 
nen. ABl. L 161 vom 29.6.1996, S. 147ff. Ähnlich die Entscheidung 
1229/2003/EG, ABl. L 176, S. 12.. 
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In Deutschland sind vier Übertragungsnetzbetreiber für die Ver- 
sorgung der Verteilernetze zugelassen. In Österreich drei. 

Das Höchst- 402 bzw. Hochspannungs-Verbundnetz 403 überzieht wie 
ein Netz ganz Europa. Ausgehend von den Bemühungen der 1951 
gegründeten Union für die Koordinierung der Erzeugung und des 
Transports elektrischer Energie (UCPTE/UCTE) 404 wurden bislang ca. 
10% der jährlichen Energiemenge ausgetauscht. Saisonale Schwan- 
kungen bei der Erzeugung z.B. bei Wasserkraftwerken und bei der 
Nachfrage (z.B. Tag/Nacht) konnten so gut ausgeglichen werden. 405 
Diese bisherigen grenzüberschreitenden Beziehungen zwischen den 
nationalen Energieanbietern hatten jedoch bisher mehr den Zweck die 
Versorgungssicherheit zu stärken und die Netzfrequenz/Netzspannung 
zu stabilisieren, weniger dem europäischen Elektrizitätshandel zu 
dienen. 

Am 1.7.1999 in Frankfurt/Main wurde aus den bestehenden vier 
europäischen Übertragungsnetzverbänden UCTE, Nordel 406 , 



Mit Spannungen von normalerweise 400.000 und 230.000 Volt Wechselspan- 
nung. Netze für höchste Übertragungskapazitäten auch mit 500.000 bzw. 
750.000 Volt. 

Mit Spannungen von normalerweise 1 10.000 bis 36.000 Volt Wechselspannung. 
Mittelspannungsnetze arbeiten mit 36.000 bis 6.000 Volt, Niederspannungsver- 
sorgungsleitungen mit 20.000 bis 10.000 Volt und Versorgungsleitungen für 
Endkunden mit 230/400 Volt, 660 Volt bis 1500 Volt Wechselspannung. Die 
Definition zwischen Höchst-, Hoch- und Mittelspannungsnetzen wird unter- 
schiedlich gehandhabt. Die oben angeführte Definition ist die von technischer 
Seite meist verwendete. 

Union pour la Coordination de la Production et du Transport de lTilectricite. 
Gründungsmitglieder: Belgien, BRD, Frankreich, Italien, Luxemburg, Nieder- 
lande, Österreich und die Schweiz. Später hinzugetreten z.B. Griechenland, Ju- 
goslawien, Portugal und Spanien u.a.m. Die UCPTE ist in Hinblick auf die ge- 
samte Kraftwerksleistungen der größte Zusammenschluss der Erde. 
Wasserkraftwerke liefern in den wärmeren Monaten weitaus mehr Energie ins 
Verbundnetz als in den Wintermonaten. 

Verband für die Zusammenarbeit im Elektrizitätsbereich in den nordischen 
Ländern. KOM 97, 125 vom 26.3.1997, S. 7: Das NORDEL-Netz ist über sechs 
Hochspannungs-Gleichstrom-Unterwasserkabel (zwei zwischen Norwegen und 
dem dänischen Festland, zwei zwischen Schweden und dem dänischen Festland, 
eines zwischen Schweden und Deutschland und eines zwischen Dänemark und 
Deutschland) an das UCPTE-Netz angeschlossen. Das NORDEL-Netz ist über 
eine Wechselstrom/Gleichstrom/Wechselstrom-Umwandlungsstation an der fin- 
nisch-russischen Grenze in der Nähe von Sankt Petersburg auch mit dem russi- 
schen Elektrizitätsnetz verbunden. 
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UKTSOA 4U/ und ATSOI 4 , der europäische Dachverband ETSO 
(Association of European Transmission System Operators) gegründet. 
Dieses Gremium ist für den europäischen Elektrizitätstransport und 
Elektrizitätshandel außerordentlich wichtig. Im Rahmen der ETSO 
wurde ein Cross-Border-Trade-Mechanismus entwickelt, durch den 
die Abgeltung der europäischen Netzbenutzung zwischen den Über- 
tragungsnetzbetreibern sichergestellt wird. Ebenso die Europäische 
Vereinigung der Elektrizitätswirtschaft (EURELECTRIC). 

Seit 1995 ist das CENTREL-Netz (Polen, Tschechische Republik, 
Slowakei, Ungarn) mit dem UCPTE-Netz synchron zusammen ge- 
schaltet und vom russischen Verbundnetz weitgehend getrennt. Die- 
sem als TESIS 409 bezeichneten Verbundnetz gehört seit 1996 ver- 
suchsweise auch die Ukraine an. 



Tabelle 27 





EU-Elektrizitätsaustausch 




im Jahr 2000 








(inGWh) 






Einfuhren 


Ausfuhren 


Saldo 


A 


1 3 920 


15 216 


1 296 


B 


11 645 


7 319 


-4 326 


D 


45 031 


41 877 


-3 154 


DK 


8417 


7 752 


-665 


E 


12 265 


7 827 


-4 438 


F 


3 695 


73 174 


69 479 


GB 


14 308 


134 


-14 174 


GR 


1 729 


1 740 


11 


I 


44 831 


484 


-44 347 


IRL 


168 


72 


-96 


L 


6 458 


735 


-5 723 


KL 


21 881 


4 031 


-17 850 


P 


4 698 


3 767 


-931 


S 


18 308 


13 630 


-4 678 


SF 


12 206 


326 


-11 880 


EU-15 


219 560 


178 084 


-41 476 



Quelle: Kommission/Eurostat. Spaltensumme durch den Autor. 



407 Verbundnetz des Vereinigten Königreichs. Mit dem UCTE-Verbundnetz über 
Seekabel verbunden. 

408 Verbundnetz der Republik Irland. Mit dem UCTE-Verbundnetz über Seekabel 
verbunden. 

409 i 



Trans European Synchronously Interconnected System. 
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Die elektrische Energiebilanz der Europäischen Union weist einen 
Fehlbetrag auf. 10 Dieser wird vor allem aus den östlichen europäi- 
schen Mitgliedstaaten des Energiecharta-Vertrags gedeckt. 

Da die Höchst- und Hochspannungs-Übertragungsnetze die we- 
sentlichen Schlüsselstellen für den gemeineuropäischen Elektrizitäts- 
austausch sind und damit auch für eine Liberalisierung des Energie- 
binnenmarktes auf europäischer und nationaler Ebene, hat die RL 
96/92/EG bzw. RL 2003/54/EG auch und vor allem die Entkoppelung 
dieser Eigentums- und Managementstrukturen von den Erzeuger-, 
Übertragungs- und Verteilernetzstrukturen als Grundlage. 

Ohne jedoch in die Eigentumsrechte der Unternehmen einzugrei- 

r 411 

ren. 

Die Kommission sieht in den Übertragungsnetzen eine Schlüssel- 
stellung für die Verwirklichung des Binnenmarktes: „Ein engerer 
Verbund gibt den Mitgliedstaaten außerdem die Möglichkeit gemein- 
samer Kapazitätsreserven, da das gleichzeitige Auftreten extremer 
Nachfragespitzen in mehr als einem Mitgliedstaat unwahrscheinlich 
ist. So lassen sich die Versorgungssicherheit verbessern und eventuell 
die Kosten senken. Das wichtigste Argument für das Vorantreiben des 
Verbunds ist allerdings die Notwendigkeit, den Binnenmarkt zu voll- 
enden und intensiveren Wettbewerb zu ermöglichen. " 

Aus historischen Gründen waren bzw. sind die großen Erzeugerun- 
ternehmen der elektrischen Energie auch meist gleichzeitig die Betrei- 
ber der Höchst- und Hochspannungs-Verbundnetze, einzelner wichti- 
ger Verbindungsleitungen oder hatten auf diese Betreiber wesentlichen 
Einfluss. Eine Konzentration auf ein Unternehmen, wie dies z.B. in 
Frankreich 413 und Italien der Fall war, ist im Vergleich mit den ande- 
ren EU-Mitgliedstaaten 414 eher die Ausnahme. 



Siehe Tabelle 27 auf der vorhergehenden Seite. 

411 Art 10 Abs. 1 letzter Satz der RL 2003/54/EG. 

412 Quelle: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der Elektrizitätsver- 
sorgung und von Infrastrukturinvestitionen, SEC(2003) 1368, KOM/2003/0740 
endg., Pkt. 4. 

413 EdF erzeugt 90% der Elektrizität und besorgte den gesamten Transport, Ein- und 
Ausfuhren und die Verteilung. Quelle: Entscheidung der Kommission, Akten- 
zeichen K (1999) 1551/2. Siehe zur „Marktmacht" der Unternehmen in den U- 
nionsmitgliedstaaten auch Tabelle 54 im Anhang II (Seite 300). 

414 Vor der Erweiterung am 1 .5.2004. 
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Der europäische Energiehandel jedoch kann nur auf Grundlage 
dieser bereits bestehenden Übertragungsnetze mit transparenten 
Zugangskriterien und kalkulierbaren Nutzungsentgelten funktionie- 
ren. 415 Der Aufbau von Parallelstrukturen wäre in den meisten Fällen 
volkswirtschaftlich nicht rentabel und aus Umweltschutzgründen mit 
großen Problemen behaftet. 416 

Die RL 96/92/EG 417 bzw. RL 2003/54/EG 418 setzt als Minimum 
daher die operative Trennung, zumindest auf Verwaltungsebene, 
zwischen Erzeugung und Übertragung bzw. Übertragung und Vertei- 
lung, falls dies in einem Unternehmen noch konzentriert ist, voraus. 

Zusätzlich mussten gerechte Regeln für den grenzüberschreitenden 
Energiehandel und zur Verbesserung des Wettbewerbs zwischen den 
Unternehmen am Elektrizitätsbinnenmarkt und mit Auswirkungen 

419 

auch auf dritte Staaten geschaffen werden. 

Dass dabei die oben angeführten Kriterien wie Transparenz, Nicht- 
diskriminierung, Vertraulichkeit etc. anzuwenden sind, wird in den 
Richtlinien immer wieder aufgezeigt. 420 



415 Vgl. die Kritik der Kommission an der mangelnden Effizienz bei der Ausnut- 
zung von Kapazitäten für den europäischen Stromverbund und die dringende 
Notwendigkeit des Baus neuer Verbindungs- und Ausgleichsleitungen und der 
Anbindung der EU-Randgebiete in KOM 2001, 775 endg. vom 20.12.2001, S. 
4, Pkt. 2.1 ff sowie im 2. Benchmarkingbericht. 

41 Die Hochspannungs-Übertragungsnetze sind aus Gründen der technisch notwen- 
digen Kühlung der Leitungen meist als Freileitungen ausgeführt. Nur in ganz 
wenigen Ausnahmefällen wurden Hochspannungs-Übertragungsleitungen als 
Erd- und Seekabelanlage ausgeführt (z.B. Anbindung des Vereinigten König- 
reichs an Kontinentaleuropa). Die dafür notwendige Kühlung kann auch durch 
die Umgebung (Meerwasser) oder flüssige Gase (z.B. Stickstoff) erreicht wer- 
den, die jedoch aus Gründen der Wirtschaftlichkeit, begrenzte Dichtheit der An- 
lage und aus Umweltschutzgründen nur unter eng begrenzten Rahmenbedin- 
gungen ausgeführt werden kann. Die Kosten für eine Hochspannungs- 
Erdkabelanlage sind etwa zehn bis zwölfmal höher als für eine vergleichbare 
Hochspannungs-Freileitungsanlage. 

Zu den bestehenden Engpässen bei den europäischen Verbundnetzleitungen sie- 
he u.a. KOM(2001) 775 endgültig vom 20.12.2001, S 4f sowie weiter unten die 
Tabellen 30A (Seite 137) und Tabelle 30B (Seite 138). 

417 Art 7 Abs. 6 und Kapitel VI der RL 96/92/EG. 

4,8 Art 10 und Kapitel VI der RL 2003/54/EG. 

419 Dies geschah durch die Verordnung 1228/2003/EG des EP und des Rates über 
die Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel, ABl. 
L 176, S. lff vom 15.7.2003. 

420 Vgl. dazu auch Art 8 Abs. 2 und Art 9 der RL 96/92/EG bzw. Art 1 1 Abs. 2 und 
Abs. 6, 7, Art 12 und Art 16 der RL 2003/54/EG. Ebenso in der RL 
2001/77/EG, ABl. L 283 vom 27.10.2001. 
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Diese neuen Aufgabenschwerpunkte die sich aus der RL 
2003/54/EG wurden in Art 10 geregelt. Ursprünglich bestand die 
Unabhängigkeitsverpflichtung nur aus einem Absatz in der RL 
96/92/EG 421 

Um die Unabhängigkeit der Übertragungsnetzbetreiber zu garantie- 

422 

ren sind in der RL 2003/54/EG Mindestkriterien angeführt: 

a) keine Personalidentität bei vertikal integrierten Unternehmen 
aus verschiedenen Bereichen dieses Unternehmens auf Lei- 
tungsebene; 

b) geeignete Maßnahmen sind zu treffen, damit die berufsbeding- 
ten Interessen der Leitungsorgane so berücksichtigt werden, 
dass ihre Handlungsunabhängigkeit gewährleistet ist; 

c) tatsächliche unabhängige Entscheidungsbefugnisse der Lei- 
tungsorgane über die für den Betrieb, Wartung oder Ausbau 
des Übertragungsnetzes erforderlichen Eigentumswerte eines 
integrierten Unternehmens; 

d) Festlegung eines Gleichbehandlungsprogramms zum Aus- 
schluss von diskriminierenden Verhaltensweisen einschließ- 
lich einer geeigneten Überwachung der Einhaltung dieses Pro- 
gramms. 

Dazu kommen nach Art 12 der RL 2003/54/EG die Vertraulichkeit 
sensibler wirtschaftlicher Informationen. 



Aufgaben des Übertragungsnetzbetreibers 



Tabelle 28 


RL 96/92/EG 


RL 2003/54/EG 423 


- der Betrieb, 424 




- die Wartung, 




- der notwendige Ausbau, 


a) auf lange Sicht die Fähigkeit des 
Netzes, eine angemessene Nach- 
frage nach Übertragung von 
Elektrizität zu befriedigen, si- 



421 Artikel 7 Abs. 6 der RL 96/92/EG. 

422 Aufzählung gemäß der litera in Art 10 der RL 2003/54/EG. 

423 Aufzählung gemäß der RL 2003/54/EG. 

424 Art 7 Abs. 1 der RL 96/92/EG nennt diesen und die folgenden vier Punkte in 
einem Absatz. 
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cherzustellen; 


- Mitwirkung bei der Herstellung der 
Versorgungssicherheit, 


b) durch entsprechende Übertra- 
gungskapazitäten und Zuverläs- 
sigkeit des Netzes zur Versor- 
gungssicherheit beizutragen; 


- Herstellung der Verbindung mit 
anderen Übertragungsnetzen, 426 


c) die Energieübertragung durch 
das Netz unter Berücksichtigung 
des Austauschs mit anderen 
Verbundnetzen zu regeln; 


- Einhaltung der von den Mitglied- 
staaten ausgearbeiteten technischen 
Bestimmungen und Mindestanfor- 
derungen betreffend Auslegung, 
Betrieb und Interoperabilität von 
Übertragungsnetzen für den Netzan- 
schluss von Erzeugungsanlagen, 
Verteilernetzen, Anlagen direkt 
angeschlossener Großkunden, Ver- 
bindungsleitungen und Direktlei- 

<- 427 

tun gen, 


d) dem Betreiber eines anderen 
Netzes, mit dem sein eigenes 
Netz verbunden ist, ausreichende 
Informationen bereitzustellen, 
um den sicheren und effizienten 
Betrieb, den koordinierten Aus- 
bau und die Interoperabilität des 
Verbundnetzes sicherzustel- 

< 4^8 

len; 


- Transparenz und Nichtsdiskriminie- 
rung, 429 insbesondere auch zuguns- 
ten von Tochterunternehmen oder 
Aktionären, 430 


e) sich jeglicher Diskriminierung 
von Netzbenutzern oder Katego- 
rien von Netzbenutzern, insbe- 
sondere zugunsten der mit ihm 



425 Nach Ansicht der Kommission sind folgende Übertragungsnetzleitungen drin- 
gendst zu realisieren (siehe auch Tabelle 30A und 30B, Seite 137/138): 

• Ausbau der Übertragungskapazität zwischen der Slowakei und Ungarn, Polen, 
Österreich und der Ukraine 

■ Ausbau der Übertragungskapazität zwischen der Tschechischen Republik und 
Polen, der Slowakei, Deutschland und Österreich 

• Stromverbindungsleitungen Litauen-Polen (als Teil eines größeren Baltischen 
Rings) 

■ Ausbau der Verbindungsleitungen Polen-Deutschland 

• Verbindungsleitung Slowenien-Italien 

■ Verbindungsleitung Slowenien-Ungarn 

• Adria- Verbindung (UCTE-Griechenland) 

• Verbindungsleitung Griechenland-Türkei 

• Verbindungsleitung Türkei-Bulgarien 

■ Verbindungsleitung Estland-Finnland. 

426 Art 7 Abs. 1 und 3 der RL 96/92/EG. 

427 Art 7 Abs. 2 und Art 8 Abs. 2 der RL 96/92/EG. 

428 Vgl. auch die Informationspflicht über Verbindungskapazitäten gemäß der VO 
1228/2003/EG, ABl. L 176, S. 4, Artikel 5 vom 15.7.2003. 

429 Art 7 Abs. 2 der RL 96/92/EG. 

430 Art 7 Abs. 5 der RL 96/92/EG. 
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verbundenen Unternehmen, zu 
enthalten; 


Informationspflicht an andere 
Netzbetreiber, um die Versorgungs- 
sicherheit, den koordinierten Aus- 
bau und die Interoperabilität des 
Verbundnetzes zu gewährleisten, 431 


f) für Netzbenutzer die Informatio- 
nen zur Verfügung zu stellen, die 
sie für einen effizienten Netzzu- 
gang benötigen. 




Inanspruchnahme der Erzeugungs- 
anlagen im Einzugsbereich des 
Übertragungsnetzbetreibers und 
Nutzung von Verbindungsleitungen 
zu anderen Netzen 432 




Information des jeweiligen Mit- 
gliedstaates und der Regulierungs- 
behörde über die erforderlichen 
Informationen zur Einhaltung der 
VO 1228/2003/EG. Direktinforma- 
tion der Kommission falls notwen- 
dig. 433 


Die Mitgliedstaaten können den Übertragungsnetzbetreibern zusätzliche 
Auflagen machen: 

Tabelle 29 


RL 96/92/EG 


RL 2003/54/EG 


- wirtschaftlicher Vorrang für erneu- 
erbare Energieträger und Energie, die 
aus der Abfallverwertung bzw. KWK 
gewonnen wurde, 434 


wirtschaftlicher Vorrang für 
erneuerbare Energieträger und 
Energie, die aus der Abfallverwer- 
tung bzw. KWK gewonnen wur- 

de, 435 


- Vorrang für elektrische Energie von 


- Vorrang für elektrische Energie 


431 Art 7 Abs. 4 der RL 96/92/EG. Zur Interoperabilität siehe auch Art 7 Abs. 3 und 
Art 8 Abs. 1. 

432 Art 1 1 Abs. 1 der RL 2003/54/EG. 

433 VO 1228/2003/EG, Artikel 10, ABl. L 176, S. 7 vom 15.7.2003. 

434 Art 8 Abs. 3 der RL 96/92/EG. 



5 Art 1 1 Abs. 3 der RL 2003/54/EG. Diese Möglichkeit wurde durch die RL 
2001/77/EG, ABl. L 283 vom 27.10.2001, Art 7, in eine Pflicht umgewandelt. 
Die Mitgliedstaaten haben nun zwingend einen Rechtsrahmen einzuführen, um 
den Anschluss der Erzeuger von Elektrizität durch Erneuerbare Energien von 
vorher bekannten, objektiven, transparenten und nichtdiskriminierenden Krite- 
rien zu ermöglichen. 
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bis zu 15% des Gesamtelektrizitäts- 
verbrauchs, das aus einheimischen 
Primärenergieträgern 436 als Brennstoff 
stammt. 437 


von bis zu 15% des Gesamtelektrizi- 
tätsverbrauchs, das aus einheimi- 

438 

sehen Primärenergieträgern als 
Brennstoff stammt. 439 




- Einhaltung von Mindestanforde- 
rungen bei der Wartung und beim 
Ausbau des Übertragungsnetzes. 440 



Diese Aufgaben können vom Übertragungsnetzbetreiber nicht kos- 
tenlos erfüllt werden. Nachdem durch die RL 96/92/EG keine ausrei- 
chende Harmonisierung der Netznutzungsentgelte erreicht werden 
konnte und auch die Marktkräfte keine solche etablierten, wurde durch 
die Verordnung 1228/2003/EG 441 ein entsprechendes gemeinschafts- 
weites System eingerichtet. Darin wird u.a. die Kommission ermäch- 
tigt entsprechend notwendige Leitlinien 442 zu erlassen um Wettbe- 
werbsverzerrungen zu vermeiden und ein reibungsloses Funktionieren 
des Energiebinnenmarktes zu gewährleisten. Über die Höhe des 
Ausgleichsentgeltes und die genannten Leitlinien kann die Kommissi- 
on gemäß Art 3 Abs. 4 bzw. Art 8 iVm Art 13 Abs. 2 der VO 
1228/2003/EG im Rahmen des Regelungsausschussverfahrens 443 
entscheiden. 

Bereits im März 2002 (mit Änderungen im Januar 2003) wurde ein 
vorübergehender Mechanismus in Kraft gesetzt, um die grenzüber- 



436 Die Richtlinie 96/92/EG definiert den Begriff: „einheimische Primärenergieträ- 
ger" nicht. Ob darunter nun ausschließlich Primärenergieträger aus dem jeweili- 
gen Mitgliedstaat, eine prozentuelle Mischung aus gleichwertigen Primärener- 
gieträgern auch aus anderen Mitgliedstaaten oder Drittstaaten, wie dies z.B. bei 
Abfall oder Biomasse (insbesondere Holz oder Stroh) oft der Fall sein kann o- 
der ähnliches zu verstehen ist, geht daraus nicht hervor. Ob der Übertragungs- 
netzbetreiber diese Erzeugung nach dem Kriterium „15% aus einheimischen 
Primärenergieträgern" als Verantwortlicher im Sinne der geforderten Transpa- 
renz und Nichtdiskriminierung zu prüfen hat, ebenfalls nicht. 

437 Art 8 Abs. 4 der RL 96/92/EG. 

438 Auch die Richtlinie 2003/54/EG definiert den Begriff: „einheimische Primär- 
energieträger" nicht. 

439 Art 1 1 Abs. 4 der RL 2003/54/EG. 

440 Art 1 1 Abs. 5 der RL 2003/54/EG. 

441 ABl. L 176, S. 1 ff vom 15.7.2003. 

442 Siehe Artikel 7 der VO 1228/2003/EG, ABl. L 176, S. lff vom 15.7.2003. 

443 Art 5 iVm Art 7 und 8 des Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 
zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertra- 
genen Durchführungsbefugnisse. 
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schreitend tätig werdenden Energiehändler nicht mehr einer Reihe von 
kumulierten und unkoordinierten Entgelte beim Energietransit auszu- 
setzen, sondern ein, vorerst zeitlich begrenztes, einmaliges und end- 
gültiges Ausfuhrentgelt festzulegen. Weitere Einfuhrgebühren oder 
Durchleitungsentgelte sind unzulässig. 

Gemäß dieses Mechanismus ist grundsätzlich ein Ausfuhrentgelt 
von maximal EURO 0,5/MWh zulässig. 



Tabelle 30A 



Notwendige 
Übertragungsnetzkapazitätserweiterungen 
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Tabelle 30B 



Vorrangige Achsen für Elektrizitätsnetze 444 


1 


Frankreich - Belgien - 
Niederlande - Deutsch- 
land 


Ausbau der zur Behebung der häufigen Uber- 
lastungsprobleme in den Benelux-Ländern 
erforderlichen Elektrizitätsnetze. 


2 


Grenzen Italiens mit 
Frankreich, Österreich, 
Slowenien und der 
Schweiz 


Erhöhung der Kapazitäten zur Zusammenschal- 
tung der Elektrizitätsnetze. 


3 


Frankreich - Spanien - 
Portugal 


Erhöhung der Kapazitäten zur Zusammenschal- 
tung der Elektrizitätsnetze zwischen diesen 
Ländern und für die iberische Halbinsel und 
Netzausbau in den Inselregionen. 


4 


Griechenland - Balkan- 
länder - UCTE-System 


Aufbau der Elektrizitätsinfrastruktur für den 
Anschluss Griechenlands an das UCTE- 
System. 


5 


Vereinigtes Königreich - 
Kontinental- und 
Nordeuropa 


Auf-/ Ausbau der Kapazitäten zur Zusammen- 
schaltung der Elektrizitätsnetze und mögliche 
Einbeziehung von Offshore- Windkraftwerken. 


6 


Irland - Vereinigtes 
Königreich 


Ausbau der Kapazitäten zur Zusammenschal- 
tung der Elektrizitätsnetze und mögliche 
Einbeziehung von Offshore- Windkraft werken. 


7 


Dänemark - Deutsch- 
land - Baltischer Ring: 


Ausbau der Kapazitäten zur Zusammenschal- 
tung der Elektrizitätsnetze und mögliche 
Einbeziehung von Offshore- Windkraftwerken. 



Der Ausbau der transeuropäischen Netze im Bereich Energie, Ver- 
kehr und Telekommunikation und die Anbindung isolierter Netze sind 
auch ein vorrangiges primärrechtlich festgelegtes Ziel. 445 Dies zeigt 
sich auch deutlich in den unterschiedlichen Aufgabenschwerpunkten, 
die den Übertragungsnetzbetreibern in der RL 96/92/EG bzw. der RL 
2003/54/EG zugewiesen wurden (siehe Tabelle 2 8 446 ). 



Aus Entscheidung 1 229/2003/EG, ABl. L 176, S. 16 vom 15.7.2003, Anhang 1 - 
Vorrangige Vorhaben. Siehe auch die vorherige Grundlage für diese Vorgaben 
in KOM 2001, 775 vom 20.12.2001, S. 58. Vor allem die Anbindung und damit 
Ermöglichung der Nutzung von Offshore-Windkraftanlagen in der Nordsee ist 
hinzugekommen. 

Vgl. Art 154 Abs. 2 letzter Satz EGV bzw. III-144 VV. Auch der Rat von Barce- 
lona hat festgelegt, dass am den Kuppelstellen mindestens 10% der Produktion 
als Reservekapazität zur Verfügung stehen soll. Dies wurde bislang jedoch noch 
nicht EU-weit erreicht. 
Seite 133. 
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Die oben gezeigte Notwendigkeit die Verbindungen und Kuppel- 
stellen (Interkonnektoren) zu ergänzen und zu erweitern ist auch 
derzeit noch das gewichtigste Hindernis im grenzüberschreitenden 
Elektrizitätshandel (Kapazitätsengpässe). 

Aus Tabelle 30A 447 zeigen sich auch die wesentlichen Schwach- 
stellen. Diese sind vor allem in Italien, Spanien und bei der Anbindung 
der skandinavischen Länder zu finden. 448 

In Art 154 EGV (ex-Art 129b) ist der Ausbau der Transeuropäi- 
schen Netze ausdrücklich als Politikbereich der Europäischen Gemein- 
schaft definiert. Zur Konkretisierung wurde mit dem Gemeinsamen 
Standpunkt 12/95/EG 449 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
festgelegt am 29. Juni 1995, eine Reihe von Leitlinien betreffend die 
transeuropäischen Netze im Energiebereich festgelegt und im Sinne 
des Art 154 (ex-Art 129b) EGV erlassen. 

Art 5 des Gemeinsamen Standpunktes 12/95/EG bzw. der Ent- 
scheidung 1229/2003/EG legt dabei fest, dass „die Grundzüge der 
Gemeinschaftsaktion im Bereich der transeuropäischen Energienetze 
die Ermittlung der Vorhaben von gemeinsamem Interesse, 
und 

die Schaffung günstigerer Rahmenbedingungen für den Aus- 
bau dieser Netze gemäß Artikel 156 Absatz 1 EG-Vertrag. 

sind. 

Von gemeinschaftlichem Interesse sind dabei alle Vorhaben, die 
folgende Kriterien erfüllen: 450 

Sie fallen in den Anwendungsbereich des Artikels 2 des Ge- 
meinsamen Standpunkts; 

Sie werden den Zielen und Prioritäten der Artikel 3 und 4 des 
Gemeinsamen Standpunkts gerecht; 

Sie bieten Aussichten für eine potentielle wirtschaftliche Le- 
bensfähigkeit. 451 



7 Seite 137. 

8 Dies wurde auch im 4.Benchmarkingebericht der Kommission wiederum aufge- 
zeigt. Darin ist aber auch von einer leichten Besserung der Situation die Rede. 

9 ABl. C 216 vom 21/08/1995 S. 31. 

0 Art 6 des Gemeinsamen Standpunkts 12/95/EG 450 des Europäischen Parlaments 
und des Rates, festgelegt am 29. Juni 1995, ABl. C 216 vom 21/08/1995 S. 31. 
bzw. Art 5 lit. b der Entscheidung 1229/2003/EG vom 26.6.2003, Abi. L 176, S. 
13. 

1 Dieser gemeinsame Standpunkt wurde durch die Entscheidung 1229/2003/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.6.2003 über eine Reihe von 
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In der VO 1228/2003/EG wurden allgemeine Grundsätze für das 
Engpassmanagement festgelegt um die bestehenden Kapazitätsprob- 
leme einer marktorientierten und schnellen Lösung zuzuführen. Die 
Kommission wird in diesem Bereich ganz besonders auf die Einhal- 
tung der Art 81 und 82 EGV achten müssen, da sich gewissen nationa- 
le Strukturen, Wirtschaftsbeziehungen, langfristige Verträge etc. nur 
sehr schwer freiwillig ändern. 

Gegen eine Untätigkeit von Seiten der Mitgliedstaaten besteht je- 
doch keine wesentliche Handhabe der Kommission, um die Engpass- 
kapazitäten unter Beachtung der marktwirtschaftlichen Prinzipien, 
insbesondere des Binnenwettbewerbes, zu öffnen. Insbesondere fehlen 
weitgehend schnelle und wirksame Sanktionsmechanismen. 

Langfristig ist der Aufbau eines gemeinsamen (elektrischen Ener- 
gie)Wirtschaftsraums auch mit Russland angedacht. Insbesondere der 
Zusammenschluss der russischen Energienetze (RAO UES) mit den 
europäischen (UCTE) soll dabei eine wichtige Rolle spielen. 

Ein entsprechender „Energiedialog" ist seit 2003 in Gange. 453 



5.3.b 
Verteilernetze 

Verteilernetzanlagen dienen der Versorgung von mittelgroßen und 
kleinen Abnehmern von elektrischer Energie. 

Sie zeichnen sich wesentlich durch die geringere Spannungshöhe 
der Verteilerleitung aus, die normalerweise wesentlich unter den 
üblichen 400 bzw. 230kV bei Übertragungsnetzwerken liegt. 454 



Leitlinien betreffend die transeuropäischen Netze im Energiebereich und zur 
Aufhebung der Entscheidung 1254/96/EG, ABl. 176, S. 1 1 ff wesentlich geän- 
dert. Die Kriterien blieben jedoch die selben (siehe Art 6 Abs. 1 der RL 
1229/2003/EG). 

2 ABl. L 176, S. 4 vom 15.7.2003, Artikel 6. 

3 Vgl. dazu z.B. KOM 2003, 262, Pkt. 4.3. 1 . 

4 Die RL 2003/54/EG hat den Begriff der Verteilung erweitert. Nunmehr ist die 
Verteilung auch der Transport von Elektrizität mit hoher Spannung. Die Vertei- 
lung umfasst nunmehr auch alle notwendigen Dienste zur Belieferung des Kun- 
den, ausgenommen die Versorgung. 
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In Deutschland bestehen ca. 850 kommunale Verteilernetzbetreiber 
und rund 50 regionale Verbundunternehmen. 

Während sich die Energieerzeugung wesentlich nach den staatli- 
chen Vorgaben für die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung und die 
Prioritäten bei der Auswahl der Primärenergieträger richtet bzw. 
richten muss und die Übertragungsnetze vor allem der Inanspruch- 
nahme von Erzeugungsanlagen und dem Ausgleich von Überkapazitä- 
ten und Engpässen über nationale Grenzen hinweg dienen, sind die 
Verteilernetze vor allem für die Versorgung des mengenmäßig größten 
Kundenpotentials, der mittleren und kleinen Endabnehmer, aufgebaut. 

Gemäß Art 13 der RL 2003/54/EG müssen die Mitgliedstaaten o- 
der von diesen dazu aufgeforderte Unternehmen, die Eigentümer von 
Verteilernetzen sind oder für diese verantwortlich sind, einen oder 
mehrere Verteilernetzbetreiber für einen bestimmten Zeitraum benen- 
nen. 

In diesem Sektor kann sich der Elektrizitätsbinnenmarkt vor allem 
auswirken und wird zukünftig der Großteil der Unternehmen, die sich 
mit Energiehandel befassen aktiv. In diesem Bereich sind auch derzeit 
die größten Probleme mit der Entflechtung bisheriger Monopolisten, 
des Netzzuganges, der Netzdurchleitung, der Diskriminierung, Ver- 
schleierung von wesentlichen Marktinformationen und auch im Rah- 
men des unlauteren Wettbewerbs etc. zu finden. 45 " 

Das größte Hemmnis stellt sich jedoch dadurch, dass der vom Kun- 
den zu bezahlende Strompreis sich nur zu einem geringen Teil aus 
dem im liberalisierten Markt frei verhandelbaren Energiepreis zusam- 
mensetzt. 

Der größere Anteil besteht aus Steuern, Zuschlägen und den Netz- 
gebühren. 456 

Wenn der Kostenanteil der Netzgebühren hoch bleibt, dann ver- 
kleinert sich zwangsweise der frei verhandelbare Energiekostenanteil. 

Dies wiederum verringert die Möglichkeit eines lukrativen und 
funktionierenden Wettbewerbs. Die Handelsspanne, in der sich alter- 
native Anbieter bewegen können, verringert sich durch steigende 
Netzentgelte für den Transport der Energie sehr stark. Dies kann sogar 



1 Vgl. dazu z.B. die jährlichen Benchmarkingberichte der Kommission seit 2001. 
6 Siehe auch Tabelle 31B, 32B, 35, 36 und 37 weiter unten (ab Seite 149). 
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in einer Verringerung des Wettbewerbs münden oder wiederum zur 
Oligopolbildung führen. 

Weil in vielen Unionsmitgliedstaaten die vollständige Trennung 
von Netzgesellschaften und Energievertriebsgesellschaften (sog. 
Unbundling = Entflechtung) noch immer nicht vollzogen ist, kommt es 
weiterhin zu Quersubventionierungen bei vertikal integrierten Unter- 
nehmen. 

Bei diesen werden Mittel aus dem Netzmonopolbereich in die im 
Wettbewerb stehenden Vertriebsbereiche umgeschichtet um am Markt 
überhaupt bestehen zu können. 

Ein einfaches Mittel zur Feststellung ob ein Wettbewerb am jewei- 
ligen regionalen Energiemarkt vorhanden ist, kann durch die Überprü- 
fung der Wechsel von Kunden von einem Anbieter zum anderen 
erfolgen. 457 

Wechseln viele Kunden, ist sehr wahrscheinlich ein breites und 
lukratives Angebot auf der Anbieterseite vorhanden. Wechseln nur 
wenige Kunden pro Jahr den Anbieter, so sind Strukturen vorhanden, 
die einen solchen Wechsel erschweren oder faktisch verunmöglichen. 



Dennoch wurde dieser wichtige Bereich der Verteilernetze in der 
RL 96/92/EG mit nur wenigen Sätzen geregelt. 

Aufgabe des Verteilernetzbetreibers ist, 
der Betrieb, 458 
die Wartung, 

der notwendige Ausbau des Verteilersystems, 
die Verbindungsleitungen mit anderen Netzen, 
Versorgungssicherheit, 459 

Transparenz, Nichtdiskriminierung und Vertraulichkeit bei 
sensiblen Daten. 460 



Siehe auch Tabelle 32B (Seite 156) weiter unten. 

Art 10 Abs. 2 der RL 96/92/EG nennt diesen und die vier folgenden Punkte. 
Siehe für die RL 2003/54/EG in Art 13. 

Art 1 1 Abs. 1 der RL 96/92/EG. Siehe für die RL 2003/54/EG in Art 14. Zum 
Stand der Versorgungssicherheit in den Unionsmitgliedstaaten siehe Tabelle 55 
im Anhang II (Seite 301). 

Art 1 1 Abs. 2 und Art 12 der RL 96/92/EG. Siehe für die RL 2003/54/EG in Art 
14 Abs. 2, 5 und 6 und Art 16. 
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Die Mitgliedstaaten konnten den Verteilernetzbetreibern zusätzli- 
che Auflagen machen: 

Versorgungszwang und Kontrahierungspflicht sowie Preis- 
festsetzung für eine Gleichbehandlung soweit erforderlich, 6 
Inanspruchnahme erneuerbaren Energieträgern und Energie, 
die aus der Abfallverwertung bzw. Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK) gewonnen wurde, 462 



In der Nachfolge-Richtlinie 2003/54/EG werden die Pflichten der 
Verteilernetzbetreiber dann bereits weitaus intensiver und detaillierter 
geregelt. 

Danach sind weitere Aufgaben des Verteilernetzbetreibers: 

Bei der Versorgung die Beachtung des Umweltschutzes; 463 
Hinweise für den Endkunden über den vom Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmen verwendeten Gesamtenergieträgermix 
seines Lieferanten; 464 

Hinweis auf die CO2 Emissionen und den radioaktiven Ab- 
fall aus der durch den Lieferanten erzeugten Gesamtener- 
gieträgermix im vorangegangenen Jahr; 465 
Bereitstellung von Informationen für den Netzbenutzer; 466 
Berücksichtigung der Energieeffizienz / Nachfragesteue- 
rungsmaßnahmen und/oder dezentraler Erzeugungsanla- 

467 

gen, 

Entflechtung, falls der Verteilernetzbetreiber zu einem verti- 
kal integrierten Unternehmen gehört und keine Ausnahme 
geltend machen kann. 468 



1 Art 10 Abs. 1 der RL 96/92/EG bzw. Art 14 Abs. 4 RL 2003/54/EG. Der Kont- 
rahierungszwang wird durch die RL 2003/54/EG, Art 3 Abs. 3 noch weiter aus- 
gedehnt und umfasst neben den Verbrauchern auch Kleinuntemehmen. 

2 Art 10 Abs. 3 der RL 96/92/EG. 

3 Art 14 Abs. 1 RL 2003/54/EG. 

4 Art 3 Abs. 6 lit. a RL 2003/54/EG. 
* Art 3 Abs. 6 lit. b RL 2003/54/EG. 

6 Art 10 Abs. 4 der RL 96/92/EG. 

7 Art 14 Abs. 7 RL 2003/54/EG. 

8 Art 15 und 17 RL 2003/54/EG. 
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Die Entflechtung von Verteilernetzbetreibern in vertikal integrier- 
ten Unternehmen wird in der RL 2003/54/EG nunmehr detailliert 
geregelt. In der RL 96/92/EG war darauf nur allgemein Bezug ge- 
nommen. Dass dabei die angeführten Kriterien wie Transparenz, 
Nichtdiskriminierung, Vertraulichkeit etc. anzuwenden sind, wird in 
der RL immer wieder aufgezeigt. 469 

Die Mindestkriterien für eine ordnungsgemäße Entflechtung in 
vertikal integrierten Unternehmen entsprechen weitgehend denen im 
Bereich der Übertragungsnetzbetreiber. 

Als Ausnahme, die für Übertragungsnetzbetreiber nicht gilt, kön- 
nen die Mitgliedstaaten die Anwendung der Bestimmungen über die 
Entflechtung von Verteilernetzbetreibern ausschließen, wenn an einem 

470 

Verteilernetz weniger als 100 000 angeschlossene Kunden vorhan- 
den sind oder nur kleine isolierte Netze betrieben werden. 471 



5.3.c 

Kombinationsnetzbetreiber 472 

Betreiber von Übertragungs- und Verteilungsnetzen können in einem 
Unternehmen kombiniert werden, sofern dieses einem vertikal integ- 
rierten Unternehmen angehört und der Kombinationsbetreiber von den 
übrigen Tätigkeitsfeldern des Unternehmens, insbesondere Erzeugung 
und Handel mit Elektrizität, organisatorisch nach den Mindestkriterien 
getrennt handeln und verfügen kann. 

Die Mindestkriterien für eine ordnungsgemäße Entflechtung in verti- 
kal integrierten Unternehmen entsprechen weitgehend denen im 
Bereich der Übertragungsnetzbetreiber und Verteilernetzbetreiber. 



* Vgl. dazu auch Art 8 Abs. 2 und Art 9 der RL 96/92/EG bzw. Art 1 1 Abs. 2 und 
Abs. 6, 7, Art 12 und Art 16 der RL 2003/54/EG. 

0 In den Ausführungen anlässlich der Empfehlung für die Zweite Lesung betref- 
fend den Gemeinsamen Standpunkt des Rates im Hinblick auf den Erlass der 
Richtlinie 2003/54/EG, A5-01 36/2003 vom 28.4.2003, S. 34, wird vom EP 
empfohlen diese Grenze auf 1 50 000 Kunden anzuheben. 

1 Art 15 Abs. 2 letzter Unterabsatz der RL 2003/54/EG. Ausschließlich Finnland 
hat noch ein Monopolunternehmen im Bereich der Verteilernetze, die „Fingrid 
Oyi", während der restliche Elektrizitätsmarkt inzwischen vollständig liberali- 
siert ist. 

2 Diese Form des Netzbetreibers war in der RL 96/92/EG noch nicht vorgesehen. 
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5.3.d 
Netzzugang 
Vertragsbasis - geregelter Netzzugang 

Der Kern der RL 96/92/EG behandelte die Möglichkeiten des 
Netzzuganges. 

Die RL 96/92/EG sah zwei grundsätzlich verschiedene Systeme 
vor: das System auf Vertragsbasis und das Alleinabnehmersystem. In 
beiden Systemen waren die Kriterien: 

Objektivität 

Transparenz 

Diskriminierungs verbot 

anzuwenden. 473 

Bei beiden Systemen war es den Mitgliedstaaten überlassen, ob sie 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen von außerhalb des vom Netzzu- 
gangssystem abgedeckten Gebiets zulassen. Werden solche externen 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen zugelassen, so können die 
Endverbraucher mit diesen Lieferverträge abschließen, soweit es die 
Deckung des Eigenbedarfs betrifft. 

Innerhalb eines solchen Systems war es den Netzbetreibern gestat- 
tet, den Netzzugang aus Kap azitäts gründen zu verweigern, sofern die 
Begründung dafür nach Art 3 der RL 96/92/EG erfolgt. 

Kein Verweigerungsrecht bestand, wenn „unabhängige Erzeuger 
oder Eigenerzeuger einen Zugang zum Netz aushandeln wollen, um 
ihre eigenen Betriebsstätten oder Tochterunternehmen im selben oder 
einem anderen Mitgliedstaat durch die Nutzung des Verbundsystems 

«474 

zu versorgen. 



Das System des Netzzuganges auf Vertragsbasis nach Art 17 RL 
96/92/EG sah vor, dass grundsätzlich die am Markt befindlichen 



Diese Kriterien werden in der RL 96/92/EG und auch der RL 2003/54/EG 
immer wieder auf allen Ebenen gefordert und sind eine der wesentlichsten For- 
derungen aus dieser Richtlinie an die nationalen Vorgaben für einen funktionie- 
renden Wettbewerb. So auch in der RL 2001/77/EG, ABL. L 283 vom 
27.10.2001. 

Art 20 Abs.l der RL 96/92/EG. 
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Unternehmen den Netzzugang aufgrund der von den Mitgliedstaaten 
getroffenen Vorgaben privatwirtschaftlich im Wettbewerb regeln. 

Dabei wurde unterschieden zwischen einer Freistellung der Ver- 
handlungen, des Netzzuganges und der Lieferverträge sowie einem 
geregelten Netzzugangsystem. 475 

Im System des freien Netzzugangs auf Vertragsbasis handeln die 
Erzeugerunternehmen, die Versorgungsunternehmen und die zugelas- 
senen Kunden 476 den Netzzugang und die Lieferverträge auf Grundla- 
ge kommerzieller Vereinbarungen unter sich aus. 

Ist ein zugelassener Endverbraucher bereits an ein Verteilnetz oder 
Übertragungsnetz angeschlossen, so musste er mit dem Netzbetreiber 

477 

den Netzzugang ausverhandeln. Um in diesem Bereich die Transpa- 
renz und zur Erleichterung des Netzzuganges hatten die Verteiler- 
betreiber und Übertragungsnetzbetreiber, Richtwerte für die Nutzung 
ihre Übertragungs- oder Verteilernetzes zu veröffentlichen. 

Die RL 96/92/EG sah bereits eine mögliche Modifikation des Sys- 
tems auf Vertragsbasis vor: das System des geregelten Netzzuganges. 
Dieses System wurde in der Folge von der RL 2003/54/EG übernom- 
men. Darin wird der Netzzugang im Rahmen von veröffentlichten 
Tarifen für die Nutzung des Übertragungs- und Verteilernetzsystems 
vorgegeben („geregelt"). Siehe dazu unten unter Pkt. 5.3.d.2. 



5 Art 17 Abs. 4 RL/96/92/EG. 

6 Zugelassene Kunden sind im Sinne der RL 96/92/EG und RL 2003/54/EG die 
von den Mitgliedstaaten im Rahmen der Liberalisierung des Elektrizitätsbin- 
nenmarktes befugte Endverbraucher, die ihren Stromlieferanten frei wählen 
können. Diese Zulassung kann stufenweise erfolgen und ist bis zum 1.7.2007 
auf alle Endverbraucher auszudehnen. Im weiteren Text wird der Begriff „zuge- 
lassener Kunde" aufgrund des bereits weit fortgeschrittenen Liberalisierungs- 
standes durch den Begriff „Endverbraucher" ersetzt. Die RL 2003/54/EG nennt 
hierbei den Begriff: „Endkunde". 

7 Für besonders schutzwürdige Kunden, dies sind vor allem Verbraucher im Sinne 
der Konsumentenrichtlinie und Kleinunternehmer, muss nationalstaatlich ein 
besonderer und angemessener Schutz bestehen und Maßnahmen getroffen wer- 
den, damit diese von der Versorgung, auch in abgelegenen Gebieten, nicht aus- 
geschlossen werden. Dies auch dann, wenn sie zu einem neuen Lieferanten 
wechseln. 
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Tabelle 31 A 



Netzzugang 









Mittelspannung 
(15-50 kV) 


Niederspannung 
« 0,4 kV) 




1 □ i — 

Anzahl der 

Übertra- 
gungsunter- 
nehmen 


r- — - — 

Anzahl der 

Verteilungs- 
unternehmen 


durchschnitt- 
liches Entgelt 
(EURO/KWh) 


T T n rr p f 1 ! h rv t* 

Bereich 

Hoch-niedrig 

(EURO/KWh) 


VJ LdV lltllZ.LC3 

durchschnitt- 
liches Entgelt 
(EURO/KWh) 


Tin rrf^f"! Hri^r 

KJ l 1 11 t 1 U 1 1 1 C 1 

Bereich 

Hoch-niedrig 

(EURO/KWh) 


A 


3 


155 


20 


15-25 


65 


50-80 


B 


1 


33 


15 


k.A. 


Fehlt 


Fehlt 


CY 


1 


1 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


CZ 


1 


320 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


D 


4 


880 


25 


15-45 


55 


40-75 


DK 


2 


77 


15 


k.A. 


25 


n.b. 


E 


1 


297 


15 


k.A. 


45 


k.A. 


EW 


1 


67 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


F 


1 


172 


15 


k.A. 


50 


k.A. 


GR 


1 


1 


15 


k.A. 


Fehlt 


Fehlt 


H 


1 


6 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


I 


1 


219 


10 


k.A. 


Fehlt 


Fehlt 


IRL 


1 


1 


10 


k.A. 


40 


k.A. 


L 


- 


15 


20 


k.A. 


Fehlt 


Fehlt 


LT 


1 


-> 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


LV 


1 


13 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


M 


1 


1 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


NL 


1 


18 


10 


n.b. 


35 


n.b. 


P 


1 


3 


15 


k.A. 


Fehlt 


Fehlt 


PL 


1 


33 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


S 


1 


248 


10 


5-15 


40 


20-60 


SF 


1 


100 


15 


10-20 


35 


n.b. 


SK 


1 


3 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


SLO 


1 


5 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


UK 


4 


15 


n.b. 


10-15 


40 


30-50 


Potentielle Beitrittsstaaten 


BG 


1 


8 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


RO 


1 


8 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


TR 


1 


10 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 


Fehlt 



Quelle: 2. Benchmarkingbericht der Kommission 2002, Anhang A, Seite 40. 



5.3.d.l 
Alleinabnehmersystem 

Im Rahmen des Alleinabnehmersystems wurde von den Mitglied- 
staaten eine juristische Person als Alleinabnehmer für das vom Netz- 
betreiber abgedeckte Gebiet ernannt. 

Die Mitgliedstaaten mussten im Rahmen dieses Netzzugangsgebie- 
tes die erforderlichen Maßnahmen treffen, damit die abhängigen und 
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unabhängigen Erzeuger, externen Elektrizitätsversorgungsunterneh- 
men und Endverbraucher Lieferverträge miteinander abschließen 
konnten. 

Um den Kunden die freie Wahl der von ihm bevorzugten Erzeu- 
gungsart zu lassen, konnte der Alleinabnehmer verpflichtet werden, 
die Energiemenge, die Gegenstand der Liefervereinbarung zwischen 
Erzeuger und Endverbraucher ist, in seinem Netz zu dem Preis aufzu- 
nehmen, welchen der Endabnehmer bzw. der Verbraucher ausgehan- 
delt hatten. Der Netzbetreiber durfte dabei nur die Kosten verrechnen, 
die dem veröffentlichten Tarif für die Nutzung des Übertragungs- und 
Verteilersystems entsprachen. Die Höhe der vereinbarten Abnahme- 
kosten zwischen Erzeuger und Endverbraucher konnte der Netzbetrei- 
ber in diesem Fall nicht beeinflussen, da es sich um eine freie Preis- 
gestaltung zwischen den anderen Parteien handelt. 

Wurde eine solche Abnahmeverpflichtung für Alleinabnehmer von 
den Mitgliedstaaten nicht normiert, so musste der Mitgliedstaat die 
notwendigen Maßnahmen treffen, um die Energielieferungsverträge zu 
ermöglichen. Dies konnte der Mitgliedstaat, indem er einen festen 
Tarif für den Netzzugang erließ oder indem er den Netzzugang auf 
Vertragsbasis gestattete. 

Eine Abnahmeverpflichtung der öffentlichen Energieversorger von 
elektrischer Energie aus erneuerbaren Energieträgern und KWK- 
Anlagen wurde bereits in der Empfehlung 88/61 1/EWG des Rates vom 

478 

8.11.1 988 durch Schaffung geeigneter Vereinbarung oder Vorschrif- 
ten in den Mitgliedstaaten angeregt. 



5.3.d.2 
Geregelter Netzzugang 

In der RL 2003/54/EG ist die Organisation des Netzzuganges zu- 
gunsten des geregelten Netzzugangssystems auf Vertragsbasis für 
zugelassene Kunden gewählt worden. 479 Dieses ermöglicht Dritten den 



Empfehlung 88/161/EWG des Rates vom 8.11.1988 zur Förderung der Zusam- 
menarbeit zwischen öffentlichen Elektrizitätsversorgungsunternehmen und Ei- 
generzeugern, ABl. L 335 vom 7.12.1988, S. 30. 

Das System der Alleinabnehmer neben dem Vertragssystem wurde auf besonde- 
ren Wunsch des Rates nebeneinander gestellt (Rat der Gemeinschaft I Beratung 
der 1850. Ratssitzung vom. 1.6.1995 I Press: 159 Nr. 7565/95, Pkt. 5). Die 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



Zugang zum Übertragungs- und Verteilungsnetz auf der Grundlage der 
vorher veröffentlichten und festgesetzten Tarife. 

In diesem System des geregelten Netzzuganges wird das Netzzu- 
gangsentgelt für den Endverbraucher durch den jeweiligen Mitglied- 
staaten festgesetzt und veröffentlicht. Dieses System musste dem 
freien Netzzugangssystem und dem Alleinabnehmersystem zumindest 
gleichwertig sein. 480 

Den zugelassenen Kunden, Erzeugern und Eigenerzeugern muss 
auf Grundlage der geregelten Netzzugangsbedingungen der Netzzu- 
gang gewährt werden. 

Die Verweigerung des Netzzuganges ist nur noch eingeschränkt 
möglich, wenn 

Kapazitätsprobleme vorhanden sind 

und die Verweigerung hinreichend substanziiert begründet 
wird. 



Tabelle 31B 



Bestehende Hindernisse in den Mitgliedstaaten für private Anbieter 








von Elektrizität (EU- 15) 
















Quelle: KOM (2004) 366. S. 18 


A 


B 


D 


DK 


E 


F 


GB 


GR 


IRL 


i 


L 


NL 


p 


s 


s 

F 


Verwaltungstechnische 
Hindernisse 


1 


2 


1 


1 


1 


3 


2 


3 


1 


n.a 


n.a 


3 


3 


1 


1 


Netzspezifische 
Hindernisse 


2 


2 


1 


1 


1 


3 


2 


3 


3 


n.a 


n.a 


1 


3 


1 


1 



1 = gute Bedingungen 3 = unzureichende Bedingungen 

2 = durchschnittliche Bedingungen n.a. = keine Angaben 



Diese oben beschriebenen Systeme sind für die wirtschaftlich Be- 
troffenen innerhalb des Energiebinnenmarktes als Zwischenstufe zu 
sehen. 

Das gesamte System über die Erzeugerwahl und Wahl der Ener- 
gieerzeugungsform durch den Abnehmer, geregelte Netzzugangsmög- 
lichkeiten wird im Laufe der Zeit weiter liberalisiert und von Maß- 



Kommission hat für eine Streichung des Alleinabnehmermodells plädiert - siehe 
auch Vorschlag für eine Verordnung über die Netzzugangsbedingungen für den 
grenzüberschreitenden Stromhandel, KOM 2001, 125 endg., ABl. C 240 E vom 
28.8.2001, S. 72ff, Pkt. 2 
Vgl. Art 17 Abs. 4 der RL 96/92/EG. 
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nahmen von Verbänden und Behörden weitgehend befreit werden. Das 
derzeitige angebotsorientierte System kann einen marktwirtschaftli- 
chen Mechanismus nicht ausreichend unterstützen. 

Das Ziel kann zur Verwirklichung eines marktwirtschaftlichen 
Wettbewerbs nur ein kundenorientiertes System sein, bei den nur mehr 
die Rahmenbedingungen entsprechend gemeinschaftsrechtlich bzw. 
nationalstaatlich vorgegeben werden um Fehlentwicklungen des 
Marktes entgegenzusteuern. 

Erst dann wird sich ein realer und langfristig funktionierender E- 
nergiebinnenmarkt herausbilden. Dabei wird nicht übersehen, dass 
Energie auch in Zukunft eine besondere Ware bleiben wird und 
besonderen Regelungen und Aufsichten durch die Gemeinschaft bzw. 
Mitgliedstaaten unterworfen sein wird. 



5.3.e 

Herkunftsnachweise 



In der RL 2001/77/EG 481 wird in Art 5 bis zum 27.10.2003 von den 
Mitgliedstaaten erwartet, dass sie ein System für den Herkunftsnach- 
weis von Energie aus erneuerbaren Energieträgern einrichten. 482 

Dazu sind zuerst die einschlägigen Rechtsvorschriften einzuführen, 
die zertifikatausstellenden Behörden oder Stellen zu benennen und 
daraus ein verlässliches System abzuleiten, um die Forderungen der 
RL 2001/77/EG zu erfüllen. 

Die Herkunftsnachweise: 483 

müssen Angaben zur Energiequelle, mit welcher die elektri- 
sche Energie erzeugt wurde, zu Zeitpunkt und Ort der Erzeu- 
gung sowie bei Wasserkraftanlagen die Angabe der Leistung 
enthalten; 

müssen Erzeugern von elektrischer Energie aus erneuerbaren 
Energiequellen den Nachweis ermöglichen, dass die von ih- 
nen verkaufte Elektrizität aus erneuerbaren Energiequellen 
im Sinne dieser Richtlinie stammt. 



1 ABl. L 283 vom 27.10.2011, S. 33ff. 

2 Siehe auch Art 3 Abs. 6 lit. a und b der RL 2003/54/EG. 

13 Aufzählung gemäß RL 2001/77/EG, Art 5 Abs. 3, ABl. L 283, S. 36 vom 
27.10.2001. 
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Herkunftsnachweise sind klar von „grünen" Zertifikaten zu unter- 
scheiden. 484 Diese sind wie Investitionsbeihilfen, Steuererleichterun- 
gen etc. Fördermöglichkeiten in einem Quotensystem welche die 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Art 87 und 88 EGV zulässigerweise 

485 

innerstaatlich zur Förderung erneuerbarer Energiequellen anwenden. 

Das Zertifikatsystem soll den Handel mit elektrischer Energie aus 
erneuerbaren Quellen steigern. Es soll auch gleiche Wettbewerbsbe- 
dingungen zwischen den konventionellen Energieträgern und der 
erneuerbaren Energien schaffen sowie auch den Wettbewerb zwischen 
den Anbietern von erneuerbaren Energien anregen. Zudem soll da- 
durch das Interesse der Endverbraucher an diesem Produkt geweckt 
oder verstärkt und für die Notwendigkeit der erneuerbaren Energien 
sensibilisiert werden. 

Mit dem Zertifikatsystem ist es den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission auch möglich genauer die Menge der aus erneuerbaren Ener- 
gien erzeugten Elektrizität zu messen und die Entwicklung zu verfol- 
gen. 

In Frankreich und Griechenland sind bis März 2004 die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Ausstellung der Herkunftsnachweise 
noch nicht ausgeführt und daher keine Herkunftsnachweise erhältlich. 
In Portugal sind die rechtlichen Rahmenbedingungen eingeführt aber 
noch kein funktionierendes System etabliert. 

Tabelle 32A 



Ausstellung von Herkunftsnachweise in den Mitg 


liedstaaten 




Quelle: KOM (2004) 366, S. 18 
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X 


X 






X 


X 


X 


X 


Verteilernetzbetreiber 


X 














X 
















Regulierungsbehörde 




X 






X 




X 






X 


X 










Auditoren 






X 


























Sonstige 




X 








X 





















Stand März 2004 



Die Herkunftsnachweise sollen für die Händler und Konsumenten 
Hinweise sein und individuelle Förderungswünsche ermöglichen, 
indem ein Kunde von sich aus die erneuerbaren Energieträger wählt. 
Insbesondere der Handel mit Elektrizität aus erneuerbaren Primärener- 



1 1 . Erwägungsgrund der RL 2001/77/EG, ABl. L 283, S. 34 vom 27.10.2001. 
Siehe Tabelle 2 IC. 
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gieträgern wird von der Kommission nach diesem Herkunftsnachweis- 
system als „wünschenswert" bezeichnet. 486 

Ein Handel mit Herkunftsnachweisen für erneuerbare Energieträ- 
ger und die Zurechnung derselben an den importierenden Mitgliedstaat 
ist nur mit Zustimmung des ausführenden Mitgliedstaates zulässig. Ein 
Handel mit Drittstaaten außerhalb der EU nicht möglich. 

Herkunftsnachweise können von einem Mitgliedstaat an den ande- 
ren übertragen werden. Der 10. Erwägungsgrund zur RL 2001/77/EG 
lässt dies indirekt zu. Nach Art 5 Abs. 4 der RL sollen die Mitglieds- 
staaten die Herkunftsnachweise gegenseitig anerkennen. 

5.3.f 
Marktöffnung 

Während die Marktöffnung in der RL 96/92/EG noch weitgehend 
Großabnehmern vorbehalten war, wird diese auch für kleine End- 
verbraucher in der RL 2003/54/EG detailliert geregelt. 

Danach ist es bis spätestens 1. Juli 2007 allen Kunden, auch Pri- 
vathaushalten, zu ermöglichen Elektrizität nach freier Wahl von einem 
zugelassenen Lieferanten zu beziehen. 

Untenstehende Tabelle zeigt die Kapazitäten je Mitgliedstaat die 
von der Marktöffnung voraussichtlich profitieren werden. 



Tabelle 33 





Bruttoinlandsverbrauch EU-15 


Gesamt- 
Bruttoinlandsverbrauch 


in kg/ROE 


in kg/ROE 


Jahr 1991 


Jahr 2000 


A 


27007 


28409 


B 


49493 


57 1 6 1 


D 


347163 


339278 


DK 


198X7 


1 9635 


E 


94132 


122582 


F 


235847 


256905 


GB 


2 1 5444 


229969 



KOM (2004) 366, S. 20, Pkt. 2.5. 
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GR 


22414 


28076 


1 


156737 


175639 


IRL 


10245 


14029 


L 


3773 


3628 


NL 


69938 


75601 


P 


17051 


24131 


S 


48559 


47534 


SF 


28936 


32619 


EU-15 


1 346 626 


1 455 196 



Quelle: Eurostat 



Die Marktöffnung erfolgte gemeinschaftsrechtlich ganz bewusst 
stufenweise und so konnten nationalen Gegebenheiten angepasst 
werden. In einigen Fällen haben die Mitgliedstaaten von sich aus die 
Marktöffnung schneller ermöglicht als dies erforderlich gewesen 



5.3.g 
Direktleitungen 488 

Als Alternative zur Nutzung von freien Kapazitäten bereits beste- 
hender Netze ist die Möglichkeit der Errichtung von eigenen Leitungs- 
anlagen bzw. -netzen durch Mitbewerber und Großkunden von den 
Mitgliedstaaten vorzusehen. 

Dafür müssen die Mitgliedstaaten die entsprechenden wirtschaftli- 
chen, umweltrechtlichen und kommunalpolitischen Rahmenbedingun- 
gen vorgeben. 

Zumindest den Energieerzeugern und den Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen mit Sitz im jeweiligen Mitgliedstaat sind Direktlei- 
tungen zwingend zur Erfüllung ihrer Wirtschaftstätigkeit zu ermögli- 
chen. 

Für kleine Endverbraucher wird sich diese Möglichkeit wohl kaum 
rentabel gestalten lassen, wohl aber für Großabnehmer. 489 Die Mög- 
lichkeit kann sich bei tatsächlichen oder vermeintlich vorgegebenen 
Kapazitätsengpässen, bei der Belieferung von eigenen Betriebsstätten 
und Tochterunternehmen oder bei Verweigerung des Netzzuganges 
eröffnen. 490 Alleine die Kosten für die Errichtung einer Leitungsanlage 



Siehe auch Tabelle 25 (Seite 1 15) sowie Tabelle 52 und 53 (Seite 298 und 299) im 
Anhang II. 

Art 21 RL 96/92/EG bzw. Art 22 RL 2003/54/EG. 

Die grundsätzliche Möglichkeit dazu ist bis zum 1.7.2007 zu schaffen. 

Vgl. Aufzählung nach Art 22 RL 2003/54/EG. 
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wird jedoch die Errichtungskosten nur dann in einer annehmbaren Zeit 
amortisieren, wenn dementsprechende Mengen an Energie transpor- 
tiert und abgenommen werden können. 

Zudem können die Mitgliedstaaten die Errichtung einer Direktlei- 
tung untersagen, wenn die Errichtung der Direktleitung den Bestim- 
mungen des Art 3 491 der RL 2003/54/EG zuwiderlaufen würde. 

5.3.h 

Elektrizitätseinfuhren 

In Art 25 der RL 2003/54/EG wird neu eine Berichtspflicht der 
Mitgliedstaaten über die in den vorangegangenen drei Monaten getä- 
tigten Elektrizitätseinfuhren aus Drittländern normiert. 

Damit wird, wie im Bereich der Kohlenwasserstoffe 492 vor 30 Jah- 
ren, auch die Elektrizität statistisch auf Gemeinschaftsebene genau 
erfasst. 

Grund für diese Maßnahme ist die Steigerung der Elektrizitätsein- 
fuhren in die EU- 15 Mitgliedstaaten aus anderen europäischen Staaten 
in Höhe von 3,6 TWh im Jahr 1996 auf 14 TWh im Jahr 2001. 

Dies wurde als Verzerrung des Binnenmarktes und der nationalen 
Märkte angesehen. Das Europäische Parlament hat auch die Einhal- 
tung der ökologischen und sozialen Mindestschutzstandards bei 
Elektrizitätsimporten gefordert. 493 

Elektrizitätseinfuhren aus Drittstaaten verhindern den Aufbau und 
die Erhaltung von leistungsfähigen Kraftwerksanlagen und die Förde- 
rung einer nachhaltigen Entwicklung im Energiesektor in der Europäi- 
schen Union. Diese Energieimporte unterstützen die Weiterverwen- 
dung von meist nicht dem Stand der Technik entsprechenden Anlagen 



11 Hier ist vor allem zu nennen: Versorgungssicherheit, Umweltschutz, Energieef- 
fizienz, Klimaschutz und Verbraucherschutz. 

2 Vgl. als eine der ersten Regelungen: Verordnung 1055/72/EWG des Rates vom 
18.5.1972 über die Mitteilung der Einfuhr von Kohlenwasserstoffen an die 
Kommission, ABl. L 120 vom 25.5.1972, S. 3ff. 

3 Vgl. auch Empfehlung für die zweite Lesung betreffend den Gemeinsamen 
Standpunkt des Rates im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie des europäi- 
schen Parlaments und des Rates über eine gemeinsame Vorschrift für den Elekt- 
rizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 96/92/EG, 28.4.2003, 
A5 -01 36/2003, S 31. 
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in Drittländern ohne die Gefahren von Umweltbeeinträchtigungen zu 
minimieren. 

Zusätzlich wird die Abhängigkeit der Europäischen Union von E- 
nergieimporten noch weiter verstärkt und im Krisenfall ein sicher- 
heitspolitisches Manko erzeugt, welches zum geostrategischen Bedeu- 
tungszuwachs der Europäischen Union zukünftig konträr verlaufen 
kann. 

Auch bieten allein Energieimporte keine Gewähr für eine Verbes- 
serung und Erweiterung der Übertragungsnetzwerke in Europa und die 
Stärkung des gemeinschaftlichen Energiebinnenmarktes. 



5.3.i 

Regulierungsbehörden und Streitbeilegung 

Probleme mit dem Netzzugang wurden in der Richtlinie 
96/92/EG 494 und RL 2003/54/EG 495 bereits bedacht und befürchtet und 
sind auch eingetreten. 

Daher wurde ein eigenes Streitschlichtungsverfahren das die Mit- 
gliedstaaten einzurichten haben vorgesehen. 

Diese Streitschlichtungsstellen sind besonders für die Beilegung 
von Differenzen aus Verträgen und Verhandlungen betreffend des 
Netzzuganges und der Zugangsverweigerung und Abnahmeverweige- 
rung zuständig. 496 

Bei grenzüberschreitenden Streitigkeiten ist diejenige Streitschlich- 
tungsstelle zuständig, in dessen Gebiet der Zugang bzw. die Nutzung 
des Systems verweigert wird. 

In der RL 2003/54/EG wurde diese Streitschlichtungsmöglichkeit 
auf die unten beschriebenen Überwachungs-, Kontroll- und Eingriffs- 
möglichkeiten erstreckt. 

In der RL 2003/54/EG werden diese Einrichtungen zu Regulie- 
rungsbehörden aufgewertet. Diese waren bereits in der RL 96/92/EG 
in Grundzügen vorgesehen, jedoch nicht tiefer gehend geregelt. 



Art 20 Abs. 3 bis 5. 
Art 22 und 23. 

Für Streitigkeiten zwischen Lieferant und Endkunde sind entsprechende geeig- 
nete Streitbeilegungs verfahren vorzusehen wie dies im Anhang zur RL 
2003/54/EG gefordert wird. 
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Nunmehr sind unabhängige und effiziente Einrichtungen vorgese- 

u 497 .• 

hen, die 

die Nichtdiskriminierung, 
das Vorliegen eines echten Wettbewerbs, 
das effizientes Funktionieren des Marktes, 
ein Monitoring 

in den Mitgliedstaaten sicherstellen. Dazu müssen die „Regulie- 
rungsbehörden von den Interessen der Elektrizitäts- und Erdgaswirt- 
schaft vollkommen unabhängig sein. " 498 

Tabelle 32B 



Haupthemmnisse für den Wettbewerb im Elektrizitätsmarkt 





Land 


Wechsel bei den 
Großkunden seit der 
Marktöffnung 


Keine größeren Probleme 


DK, N, S, SF, UK 


<50% 


Probleme bei der Entflech- 
tung/Regulierung 


A , D, L 


Zwischen 10% (L) und 
35% (D) 


Marktstruktur oder mangelnde 
Integration 


B, CZ, E, F, GR, I, 
IRL, LT, LV, NL, 
S, SLO 


Zwischen 0% (GR) - 
35% (NL) 


Langfristige Abnahmeverträ- 
ge(regulierte Endverbraucherpreise) 


EW, H, P, PL 


Zwischen 0% (EW) - 
25% (H) 


Begrenzte Entwicklungsmöglichkeit 
wegen zu kleiner Strukturen 


CY,M 





Das vorgesehene ex post Überwachungsportfolio der Regulie- 
rungsbehörden 499 umfasst die andauernde Marktaufsicht unter Berück- 
sichtigung des Gemeinschaftsrechtsrahmens (insbesondere der RL 
2003/54/EG bzw. RL 2003/55/EG und der VO 1228/2003/EG) 500 . Im 
speziellen: 501 

a) die Regeln für das Management der Unternehmen und Zuwei- 
sung von Verbindungskapazitäten in Mitgliedstaaten, in denen 
ein Verbund besteht, 



7 Artikel 23 Abs. 1 der RL 2003/54/EG. 

8 Zitat nach dem Beschluss der Kommission vom 1 1.1 1.2003, ABl. L 296, S. 34, 
2. Erwägungsgrund. 

9 Siehe Tabelle 32C (Seite 159). 

0 ABl. L 176 vom 15.7.2003, S. 37ff bzw. S. 55ff bzw. S. lff. 

1 Aufzählung a) bis h) gemäß Art 23 Abs. 1 der RL 2003/54/EG. In wieweit sich 
eine ex post-Uberwachung realisieren lässt und effektiv arbeitet ist nach den je- 
weiligen nationalen Gegebenheiten zu betrachten. 
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b) Mechanismen zur Behebung von Kapazitätsengpässen im 
Mitgliedstaat, 

c) Kontrolle der von den Übertragungs- und Verteilernetzbetrei- 
bern benötigten Zeit für die Herstellung von Anschlüssen und 
für Reparaturen, 

d) Die Veröffentlichungen von Informationen über Verbindungs- 
leitungen, Netznutzung, Kapazitätszuweisungen durch die Ü- 
bertragungsnetz- und Verteilernetzbetreiber, 

e) Kontrolle der tatsächlichen Entflechtung von vertikalen Unter- 
nehmen bei der Rechnungslegung zwischen den verschiedenen 
Tätigkeitsbereichen, 

f) Prüfung der Bedingungen und Tarife für den Anschluss neuer 
Erzeugeranlagen, ob diese nach transparenten, nichtdiskrimi- 
nierenden und objektiven Kriterien erfolgen. Unter Berück- 
sichtigung der Kosten und Vorteile der verschiedenen Techno- 
logien aus erneuerbaren Energiequellen und der KWK. 

g) Kontrolle, ob die Übertragungsnetz- und Verteilernetzbetreiber 
ihren Aufgaben nach der RL 2003/54/EG nachkommen, 

h) Ausmaß von Transparenz und Wettbewerb. 

i) Einhaltung der Verordnung 1228/2003/EG und der auf Grund- 
lage dieser Verordnung von der Kommission festgelegten 
Leitlinien. 502 

Über die durchgeführte Überwachungstätigkeit nach lit. a) bis h) ist 
ein jährlicher Bericht zu erstellen. 

Die ex ante Kontrolle der Regulierungsbehörden' gemäß Art 23 
Abs. 2 der RL 2003/54/EG umfasst, inkl. der Möglichkeit die nationa- 
len Unternehmen zur Änderung ihrer Methoden zu veranlassen, falls 
diese insbesondere gegen Art 3 der RL 2003/54/EG verstoßen: 

a) Festlegung oder Vorgabe der Methode zur Berechnung der 
Bedingungen 504 für den Netzanschluss und den Netzzugang 
einschließlich der Tarife für die Übertragung und Verteilung. 



2 VO 1228/2003/EG, Artikel 9, ABl. L 176, S. 7 vom 15.7.2003. 

3 Siehe Tabelle 32C (Seite 159). 

4 Die Mitgliedstaaten können jeweils festlegen, inwieweit sie die Regulierungsbe- 
hörden zu welchen Maßnahmen nach diesem Artikel 23 Absatz 2 der Richtlinie 
ermächtigen. 
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b) Festlegung oder Vorgabe der Methode zur Berechnung der 
Bedingungen für die Erbringung von Ausgleichsleistungen. 

c) Vorlage der festgelegten Tarife oder der Berechnungsmetho- 
de zur Genehmigung durch die Regulierungsbehörde. 0 

Neben diesen Überwachungs-, Kontroll- und Eingriffsmöglichkei- 
ten, die durch eine unabhängige Regulierungsbehörde zu gewährleis- 
ten sind, muss jeder Mitgliedstaat sicherstellen, dass geeignete und 
wirksame Mechanismen für die Regulierung und die Kontrolle von 

Transparenz, 

Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung und 
Verdrängungspraktiken 

innerstaatlich und insbesondere im Hinblick auf Art 82 EGV vorhan- 
den sind.' 06 Davon bleiben die innerstaatlichen Rechtsbehelfe unbe- 
rührt. 

Die Regulierungsbehörden wurden nach den nationalen 
Gegebenheiten in den Mitgliedstaaten unterschiedlich ausgestaltet und 

^07 

zu verschiedenen Zeitpunkten errichtet. 

Vorreiter war Italien. Hier wurde bereits 1997 die „L'Autoritä per 

508 

l'energia elettrica e il gas"" errichtet. Die italienische Regulierungs- 
behörde verwendet zur Festlegung der Maximalerlöse der Energieun- 
ternehmen eine mathematische Formel, bei der die Anzahl der Kun- 
den, die Länge der betriebenen Netze und die Energieeffizienzbestre- 
bungen einfließen. Zur stetigen Erhöhung der Energieeffizienz sind die 
zugelassenen Energieunternehmen auch verpflichtet diese jedes Jahr 
weiter zu verbessern. 

Im Vereinigten Königreich wird die OFGEM, nach der Öffnung 
des Gasmarktes 1998 und des Elektrizitätsmarktes 1999, (Office of 
the Electricity and Gas Markets) 509 im Rahmen einer Maximierung der 



Der oben angeführte Pkt. c) wird in Art 23 Abs. 3 der RL den Mitgliedstaaten als 
Option eingeräumt. 
Art 23 Abs. 8 der RL 2003/54/EG. 

Vgl. zur unterschiedlichen Ausgestaltung und den notwendigen Gemeinsamkei- 
ten der Regulierungsbehörden in den Mitgliedstaaten auch Beschluss der Kom- 
mission vom 11.11 .2003, ABl. L 296, S. 34ff. 
Homepage: http://www.autorita.energia.it/ 
Homepage: http://www.ofgem.gov.uk/ofgem/index.jsp 
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Wettbewerbssituation zwischen den Energieunternehmen, den Erzeu- 
gern und den Abnehmern tätig. 



Tabelle 32C 



Zuständigkeiten und Mittel der Regulierungsbehörden 





Uberprü- 
fung 


Netzzugangsbe- 
dingungen 

Flektrizi tat/Gas 


Streitbeilegung 
F lek tri 7 i tat/Gas 


Perso- 
nalstand 


Jahresbudget 
zuuz 

i i n \A i r» 

^111 1V1HJ. 

EURO) 


Budgeter- 
höhung seit 
2001 
fin Mio 
EURO) 


A 


Ex ante 


R/R 


R/R 


45 


9 


+2,0 


B* 


Ex ante 


R/R 


R/R 


68 


15 


+5.5 


CY** 




R 


R 






Fehlt 


cz 


Ex ante 


R/R 


R/R 


69 


3,2 


Fehlt 


D 


n.a. 510 


N/N 


C/C 


n.a. 


n.a. 




DK 


Ex post 


R/R 


R/R 


30 


3 


+0,5 


E 


Ex ante 


M/M 


R/R 


153 


19 


+2,2 


EW 


Ex ante 


R/R 


R/R 


12 


0,3 


Fehlt 


F 


Ex ante 


M/n.a. 


R/n.a. 


80 


9 




GR 


Ex ante 


M/n.a. 


R/n.a. 


43 


4 


+0.5 


H 


Ex ante 


M/M 


R/R 


88 


4,4 


Fehlt 


1 


Ex ante 


R/R 


R/R 


86 


18 




IRL 


Ex ante 


R/R 


R/R 


31 


6 


+ 1,0 


L 


Ex ante 


M und R 


R/R 


2 


n.a. 




LT 


Ex ante*** 


R/R 


R/R 


58 


0,6 


Fehlt 


LV 


Ex ante 


R/R 


R/R 


68 


0,5 


Fehlt 


M 




R 


R 


15 


0,3 


Fehlt 


NL 


Ex ante 


R/H 


C/C 


55 


6 


+2,0 


P 


Ex ante 


R/n.a. 


R/n.a. 


52 


7 


+2,5 


PL 


Ex ante 


R/M 


R/R 


257 


8.0 


Fehlt 


S 


Ex post 


R/R 


R/R 


33 


3 




SF 


Ex post 


R/R 


R/R 


15 


1 




SK 


Ex ante 


R/R 


R/R 


50 


1,5 


Fehlt 


SLO 


Ex ante 


R/M 


R/R 


21 


1,9 


Fehlt 


UK 


Ex ante 


R/R 


R/R 


330 


58 


-45 


Potentielle Beitrittsstaaten 


RO 


Ex ante 


R/R 


R/R 


64 


3,7 


Fehlt 


BG 


Ex ante 


R/R 


R/R 


85 


0.7 


Fehlt 


TR 


Ex ante 


R/R 


R/R 


170 


8,0 


Fehlt 



Quelle: 2. Benchmarkingbericht der Kommission 2002, Anhang A, Seite 39 



* Die Kontrolle erfolgt durch die regional eingerichteten Regulierungsstellen. 

** Die Regulierungsbehörde ist noch nicht eingerichtet. 

*** Ex post für den Erdgaszugang. 

-R- Regulierungsstelle zuständig 

-M- Ministerium zuständig 

-C- Wettbewerbsbehörde zuständig 

-N- nicht reguliert 

-H- hybrid 



510 Die Diskussion in Deutschland, ob eine ex-ante- oder ex-post-Überwachung 
angewandt wird, wurde im Jahr 2004 breit und ausführlich geführt. 
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In Österreich ist die E-Control GmbH. 511 seit 2001 für die Überwa- 
chung des Elektrizitätsmarktes in Österreich zuständig. Die E-Control- 
GmbH. wird vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit als 
oberstes Elektrizitätskontrollorgan überwacht (Richtlinienkompetenz). 

Die Entscheidungen dieser Gesellschaft werden durch die E- 

Control-Kommission, ein staatliches Kollegialorgan mit richterlichem 

Einschlag, überwacht. Beide Einrichtungen wurden 2001 geschaf- 
ft 512 

ren. 

Der Sonderweg in Deutschland über freiwillige Vereinbarungen ist 
inzwischen weitgehend beendet. Mit der Änderung im Gesetz zur 

513 

Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts ' wird 2005 eine Regulie- 
rungsbehörde eingerichtet. Gemäß § 1 dieses Gesetzes wird die „Re- 
gulierungsbehörde für Telekommunikation und Post" in "Bundesregu- 
lierungsbehörde für Elektrizität, Gas, Telekommunikation und Post" 
(oder einfach Regulierungsbehörde) umbenannt und deren Aufgaben 
erweitert. 

Eine Konsultation, Koordination und Kooperation der national un- 
terschiedlich ausgestalteten Regulierungsbehörden erfolgt im Rahmen 
einer unabhängigen „Gruppe der europäischen Regulierungsbehörden 
für Elektrizität und Erdgas", die durch den Beschluss der Kommissi- 
on 514 vom 11.1.2003 eingesetzt wurde. 

Diese Gruppe setzt sich aus den Leitern, hochrangigen Experten 
der nationalen Regulierungsbehörden und der Kommission zusammen. 
Sie arbeitet mit den einschlägigen, bereits eingesetzten, Ausschüssen 
zusammen und soll den entstehenden EU-weiten Energiebinnenmarkt 
festigen und die Gemeinschaftsvorgaben einheitlich umsetzen und die 
Kommission unterstützen. 



511 Homepage: http://www.e-control.at/ 

512 Bundesgesetz über die Aufgaben der Regulierungsbehörden im Elektrizitäts- 
und Erdgasbereich und die Errichtung der Energie-Control GmbH und der E- 
nergie-Control Kommision (Energie-Regulierungsbehördengesetz), österreichi- 
sches BGBl. I Nr. 12 1/2000, i.d.F. BGBl. I Nr. 148/2002 

513 Gesetz über die Bundesregulierungsbehörde für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation und Post (REGTPG). 

514 ABl. L 296, S. 34ff vom 14.11.2003. Durch diesen Beschluss wurden die Be- 
schlüsse 95/539/EG und 92/167/EWG aufgehoben. 
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5.3.j 
Sanktionen 

Da sich die RL 96/92/EG und die RL 2003/54/EG an die Mitglied- 
staaten richten, 515 darin keine Sanktionen für die Nichtbeachtung 
vorgesehen sind, sind für Verstöße gegen die Richtlinie durch die 
Erzeugungsunternehmen, Übertragungsunternehmen und Verteilerun- 
ternehmen auch die Sanktionen nationalstaatlich festzulegen bzw. zu 
ahnden. Dies entspricht auch dem Wesen des Subsidiaritätsprinzips, 
die Handlung auf der Ebene anzusiedeln, welche dafür die geeignetes- 
ten Maßnahmen setzen kann. 

Nach der RL 96/92/EG, Artikel 22 bzw. Art 23 Abs. 8 der RL 
2003/54/EG „schaffen die Mitglied Staaten geeignete und wirksame 
Mechanismen für die Regulierung, die Kontrolle und die Sicherstel- 
lung von Transparenz, um den Missbrauch von marktbeherrschenden 
Stellungen zum Nachteil insbesondere der Verbraucher und Verdrän- 
gungspraktiken zu verhindern. " Art 29 Abs. 2 der RL 2003/54/EG 
geht ausdrücklich davon aus, dass „die Verpflichtungen der Mitglied- 
staaten hinsichtlich der Fristen für ihre Umsetzung und Anwendung " 
von der Aufhebung der RL 96/92/EG nicht berührt werden. 

Somit gilt für die allgemeinen Regeln der RL 2003/54/EG: Ent- 
steht bei der mitgliedstaatlichen Vollziehung von Gemeinschaftsrecht 
eine Kollision zwischen staatlichem Recht und dem Gemeinschafts- 
recht, so muss die nationale Behörde alles notwendige von sich aus 
unternehmen, um dem Gemeinschaftsrecht die effektive Durchsetzung 
zu ermöglichen. 516 Im konkreten Anwendungsfall ist die mitgliedstaat- 
liche Vollziehung gehalten die Öffnung der Märkte und die Liberali- 
sierung des Energiehandels in dem Rahmen zu verwirklichen und 
Missstände abzustellen, den die Richtlinie vorsieht. 

Im Falle einer NichtSanktionierung oder mangelhaften Sanktionie- 
rung von Verstößen durch die oben genannten Unternehmen durch 
einen Mitgliedstaat, steht der Kommission zusätzlich der Weg des 

517 

Vertrags verletzungs Verfahrens offen. 



515 Vgl. Art 32 der RL 2003/54/EG. 

516 Effizienzgebot 

517 Die Kommission ist beim Vertragsverletzungsverfahren aktiv klagebefugt. 
Handelt oder unterlässt ein Mitgliedstaat eine Handlung und verstößt dies gegen 
das Gemeinschaftsrecht (Verschulden ist nicht Voraussetzung!), so muss die 
Kommission vor der Klage jedoch ein Vorverfahren einleiten (zuerst informelle 
Befragung). Danach erhält der Mitgliedstaat ein Mahnschreiben und, wenn der 
Verstoß durch den Mitgliedstaat nicht beseitigt wird, gibt die Kommission eine 
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Ein anderes Bild bietet sich z.B. bei der VO 1228/2003/EG. 518 Dar- 
in sind die entsprechenden Sanktionen zur Vollziehung in Artikel 12 
Abs. 1 grundsätzlich den Mitgliedstaaten auferlegt. Diese müssen 
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. In Abs. 2 wird der 
Kommission die Möglichkeit eröffnet Unternehmen eine Geldbuße bis 
zu einem Höchstbetrag von 1 % des Gesamtumsatzes des vorangegan- 
genen Geschäftsjahres aufzuerlegen, wenn diese vorsätzlich oder 
fahrlässig bei der Erteilung der in Art. 10 Abs. 3 der Verordnung 
genannten Auskünfte unvollständige oder irreführende Angaben 
machen, oder die gesetzte Frist nicht einhalten. 

Für die speziellen Regeln der RL 96/92/EG, die nach Artikel 29 
Abs. 2 der RL 2003/54/EG weiterhin anzuwenden sind, nämlich die 
„Fristen für ihre 519 Umsetzung und Anwendung", gilt weiterhin das 
Regime der aufgehobenen Richtlinie. Nachdem aber auch diese keine 
Sanktionen direkt vorsieht, sind wieder die allgemeinen Regeln wie 
oben beschrieben anzuwenden. 

520 

Die sowohl in der aufgehobenen RL ~ als auch der in Geltung ste- 

52 1 

henden RL " genommene Bezugnahme auf das Verbot der Ausnut- 
zung einer marktbeherrschenden Stellung im Gemeinsamen Markt 
oder einem wesentlichen Teil desselben, müssen die Mitgliedstaaten 
bei der Ausbildung ihrer nationalen Regelungen Rechnung tragen. 

Neu aufgenommen wurden in die RL 2003/54/EG, dass Verstöße 
gegen die Geheimhaltungspflicht die in der Richtlinie vorgesehen sind, 
innerstaatlich nach den geltenden Verwaltungs- und Strafvorschriften 
zu ahnden sind. 



mit Gründen versehene Stellungnahme ab. Darin wird dem Mitgliedstaat noch- 
mals eine Frist gesetzt (ca. 2 Monate) und erst dann, wenn diese Frist erfolglos 
verstrichen ist, kann die Kommission klagen (Aufsichtsklage). Nach dem Wort- 
laut des Art 226 EGV muss die Kommission aber nicht klagen. Dies liegt in ih- 
rem Ermessen. Das Aussichtsverfahren muss die Kommission jedoch einleiten. 

518 ABl. L 176, S. lff vom 15.7.2003. Kurzkommentar siehe Kapitel 9.2. 

519 Damit ist die RL 96/92/EG gemeint. 

520 Art 22 der RL 96/92/EG - Bezugnahme auf Art 86 EWGV. 

521 Art 23 Abs. 8 der RL 2003/54/EG - Bezugnahme auf Art 82 EGV. 
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Sind grenzüberschreitende Streitigkeiten entstanden, so entscheidet 
darüber die Regulierungsbehörde, in deren Regelungsbereich die 
Netzzugangs- oder Netznutzungsverhinderung stattgefunden hat. 



5.4 
Handel 

Der freie, nichtdiskriminierende grenzüberschreitende Handel mit 
elektrischer Energie ist der (nicht explizit genannte) Grundgedanke der 
gemeinschaftsrechtlichen Regelungen für den Elektrizitätsbinnen- 
markt. 

Nur durch diesen Handel kann sich der Binnenmarkt tatsächlich 
verwirklichen und können sich transparente marktwirtschaftliche 
Strukturen auf- und ausbauen und ein polypoles System anstelle der 
bisher bestehenden Oligopole und Monopole treten. 

Derzeit ist sowohl der Organisationsgrad, die Transparenz, der 
Marktzugang und die Freiheit der Preisbildung am Energiebinnen- 
markt noch nicht optimal verwirklicht und in einigen Bereichen noch 
gar nicht richtig begonnen bzw. sind bereits Fehlentwicklungen 
sichtbar. 

Die Besonderheit der elektrischen Energie und von Energiemärk- 
ten insgesamt kann nicht durch ein unreguliertes System im Sinne 
eines „Manchesterliberalismus" verwirklicht werden. Ein freies Spiel 
von Marktkräften zum Wohl aller Marktteilnehmer, wie es oftmals 
unter Bezug auf Adam Smith formuliert wird, ist eine Illusion. 

Für das Funktionieren des Energiebinnenmarktes braucht es in ver- 
schiedenen Bereichen nationalstaatliche und gemeinschaftsrechtliche 
Vorgaben um Marktkonzentrationen bzw. mögliche -fehlbildungen zu 
verhindern oder die (dadurch eingeschränkte) „Freiheit" der Preisbil- 
dung zu verbessern. Zudem sind gemeinwirtschaftliche Verpflichtun- 
gen im Bereich der Energieversorgung und der Erhaltung einer Ver- 

522 

sorgungssicherheit vorhanden und müssen erfüllt werden. 



522 Zum Stand der Versorgungssicherheit in den Unionsmitgliedstaaten siehe Tabel- 
le 55 im Anhang II (Seite 301 ). 
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Weiters sind die notwendigen nationalen und gemeinschaftsrechtli- 
chen wirtschaftspolitischen Lenkungsmaßnahmen vor allem durch die 
mit einer vollständigen Liberalisierung verbundenen Einflüsse und 
Gefahren begründet und gerechtfertigt. Dies sind vor allem: 

o die langfristigen Investitionstätigkeiten für die Erzeuger und 

die Übertrager bzw. Verteilerunternehmen, 
o die Probleme aus der Nutzung von natürlichen Ressourcen 
(z.B. Wasser, Wind, Biomasse aber auch Kohle, Erdgas, Erdöl 
etc.) und 

o die technischen Risiken (Kapazitätsengpässe, Kraftwerksaus- 
fälle, Lastmanagement etc.). 

Diese potentiellen Einflüsse bedürfen anderer Mechanismen als 
z.B. die Lieferung von austauschbaren, beweglichen und auf parallelen 
oder alternativen Wegen transportierbaren Handelswaren. 

Auch ist das ökonomische Verhalten der bisherigen Oligopol- und 
Monopolunternehmen ist bei einer vollständigen Marktliberalisierung 
nicht vorhersehbar und für die gesamteuropäische Volkswirtschaft ein 
entsprechendes Risiko. Ein Risiko das vor allem durch die stufenweise 
Öffnung der Märkte kalkulierbarer bzw. überwachbarer wird. 

Der europaweite Handel auf Übertragungsnetzebene wird von der 
Homogenität des Produkts, der Elektrizität, der hohen Vernetzungs- 
dichte und der zunehmenden Transparenz aufgrund der Liberalisierung 
stark begünstigt. 

Dabei wirken sich auf die Endverbraucherpreise vor allem die 
Netzentgelte 523 und die nationalstaatlichen Abgaben 524 am stärksten 
aus und behindern mehr oder weniger auch den Wettbewerb. Es stehen 
vor allem die Angebote der Übertragungsnetze und die Nachfrage zur 
Nutzung derselben immer wieder in einem krassen Ungleichgewicht. 
Kapazitätsengpässe sind leider nicht die Ausnahme, sondern die Regel 
im europäischen Elektrizitätsbinnenmarkt. 

Hemmend wirken sich auch zuvor langfristig abgeschlossene E- 
nergiebezugsverträge zwischen den Marktteilnehmern aus, welche die 
Realisierung des Energiebinnenmarktes verzögern. Ein staatlicher 
Eingriff in diese langjährigen Lieferverträge wäre ein unverhältnismä- 



523 Die Netzentgelte entsprechen in etwa der Hälfte des Gesamtstrompreises. 

524 Die steuerlichen Abgaben bzw. Belastungen entsprechen in etwa einem Drittel 
bis zwei Fünftel des Gesamtstrompreises bei der Abgabe an den Verbraucher. 
Siehe dazu auch Tabelle 35 (Seite 171), 36 (Seite 173) und 37 (Seite 175). 
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ßiger und rechtpolitisch sehr bedenklicher Eingriff in die Privatauto- 
nomie der Unternehmen. 

Eine Möglichkeit die Handelsstrukturen im Energiebinnenmarkt 

525 

marktwirtschaftlich zu nützen bietet der Handel an einem Termin-'"" 

5^6 

und Spotmarkt . Ehemals zwei große Strombörsen in Deutschland, 
LPX 527 und EEX 528 , in den Niederlanden APX 529 , Nord Pool in Skan- 
dinavien u.a. haben sich seit 2000 installiert und erheblichen Einfluss 
gewonnen. 

Auf die Preisentwicklung wirken sich auf der Nachfrageseite vor 
allem sehr temporäre Einwirkungen wie z.B. kurzfristige regionale 
Klimaveränderungen (Temperatur, Lichtverhältnisse, Niederschläge) 
und mittel- und langfristige Einflüsse wie z.B. die gesteuerte Nachfra- 
ge nach elektrischer Energie, das Wirtschaftswachstum, neue Techno- 
logien, das Verbraucherverhalten (z.B. Nachfrage nach erneuerbaren 
Energien) etc. aus. 

Auf der Angebotsseite wird der Energiepreis kurzfristig vor allem 
durch die Entwicklung der Primärenergiepreise (z.B. für Kohle, 
Erdgas, Erdöl etc.) und die Transportmöglichkeiten bzw. Kapazitäts- 
engpässe beeinflusst. Mittel- und langfristige Einwirkungen sind vor 
allem bei den Errichtungskosten für die Kraftwerke und durch neue 
Produktionstechnologien beeinflusst. 

Die zukünftige Energiepolitik spielt dabei ebenfalls eine wichtige 
Rolle. 



525 Das Termingeschäften im Energiebereich sieht im allgemeinen vor, dass ein 
Energieliefervertrag erst zu einem späteren, vereinbarten Zeitpunkt zu erfüllen 
ist. Termingeschäfte stehen somit im Gegensatz zu den Spotgeschäften welche 
an der Börse gehandelt und Stromlieferungen in festgelegten Zeitintervallen er- 
worben werden. 

526 Spotgeschäfte werden an der Börse gehandelt. Die dabei abgeschlossenen Ver- 
träge sehen physische Stromlieferungen und zu festgelegten Zeitintervallen 
(z.B. stündlich) vor. 

527 Leipzig Power Exchange GmbH., ab 16.06.2000, 

528 European Energy Exchange, ab 09.08.2000 in Frankfurt am Main, ab März 2002, 
seit der Fusion mit der Leipzig Power Exchange GmbH, in Leipzig. 

529 Amsterdam Power Exchange, ab 01 .07.2000 
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5.5 

Schutzklauseln 

Ähnlich wie in Art 59 EGV bzw. Art 73 Abs. 2 EWGV 530 wirt- 
schaftliche und Art 60 Abs. 2 EGV politische Schutzklauseln für den 
Kapitalmarkt- und Zahlungsverkehrsektor vorsehen bzw. vorsahen, 
wird in Art 24 der RL 2003/54/EG 531 die Möglichkeit von wirtschaft- 
lich oder technisch bedingten Schutzklauseln eröffnet. Nach Art 176 

532 

EGV sind die Mitgliedstaaten insoweit zu Schutzmaßnahmen 
berechtigt die einen verstärkten Umweltschutz vorsehen und die der 
Kommission notifiziert werden. 

Nach diesen Bestimmungen kann ein Mitgliedstaat bei plötzlichen 
Marktkrisen im Energiesektor oder bei Gefahr für die Sicherheit von 
Personen oder Sachen, welche die Unversehrtheit des Netzes gefähr- 
den, die unbedingt notwendigen Schutzmaßnahmen ergreifen. 

Diese unbedingt notwendigen Schutzmaßnahmen, welche das 
Funktionieren des Binnenmarktes nur geringst möglich stören dürfen 
sind der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten unverzüglich 
mitzuteilen. 

Die Kommission kann dabei diese Schutzmaßnahmen des Mit- 
gliedstaates ändern oder aufheben, „soweit sie den Wettbewerb verfäl- 
schen oder den Handel in einem Umfang beeinträchtigen, der dem 
gemeinsamen Interesse zuwiderläuft. " 

5.6 

Berichterstattung 

Eine umfassende Berichtspflicht trifft die Kommission gegenüber 
dem Europäischen Parlament und dem Rat. Dabei müssen alle relevan- 
ten Maßnahmen aus der Richtlinie 2003/54/EG auf die Effektivität, 
Wirksamkeit, Durchführbarkeit, Beseitigung bestehender Hindernisse, 
Entstehung neuer Hindernisse u.a.m. überprüft werden. 



Art 73 EWGV ist seit dem Vertrag von Maastricht durch die Klausel in Art 73a 
EWGV durch die Art 73b bis 73g EWGV (Art 56 bis 60 EGV) ersetzt. Vgl. 
auch Art 111-45 bis 111-48 VV 

531 Art 23 RL 96/92/EG. 

532 Art III-131 VV. 
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Gegenüber der Kommission treffen die Mitgliedstaaten wiederum 

533 

Pflichten ' zur Mitteilung von Informationen um diese Berichterstat- 
tung an Europäisches Parlament und Rat überhaupt zu ermöglichen. 

5.7 

In Kraft treten 

Die Richtlinie 96/92/EG war durch die Mitgliedstaaten, mit Aus- 
nahme von Belgien, Griechenland und Irland, 534 bis zum 19. Februar 
1999 innerstaatlich umzusetzen. Sie trat am 1.7.2004 außer Kraft und 
wurde durch die RL 2003/54/EG ersetzt, welche bis zum 1.7.2004 
umzusetzen war. Ein geringer Teil der RL 96/92/EG ist jedoch weiter- 
hin in Geltung, soweit es die darin festgelegten Fristen betrifft. 

Zusätzlich wird zur Auslegung der RL 2003/54/EG die RL 
96/92/EG auch weiterhin notwendig sein. 

5.8 

Zusammenfassung 

Bis zur Verwirklichung des voll liberalisierten Elektrizitätsbin- 
nenmarktes wird es noch einige Zeit andauern und verschiedene 
gemeinschaftsrechtliche Regulierungsmaßnahmen und Eingriffe 
benötigen. Wird die Marktöffnung im Energiebereich im Verhältnis 
zur bisherigen Dauer der Herstellung des Gemeinsamen Mark- 
tes/Binnenmarktes gesehen, so wird noch viel Zeit vergehen, bis die 
Wettbewerbsfunktion im Energiebereich selbständig, reibungslos und 
klaglos funktioniert, falls die selben Widerstände (insbesondere 
Abschottungstendenzen) wie bei der Herstellung des Binnenmarktes 
zu erwarten sind. 

Insbesondere die nationalstaatlichen Einflüsse, die Gefahr von 
Wettbewerbsverzerrungen durch Oligopolbildungen und Kartelle wird 
weiterhin virulent bleiben. 

Die derzeitige Situation ist jedoch bereits ein enormer Forschritt im 
Vergleich zum Stand des Energiebinnenmarktes vor 20 Jahren. 



533 Insbesondere aus der RL 2003/54/EG. 

534 Ausnahmeregelung in Art 27 Abs. 2 der RL 96/92/EG mit einer Frist von ein bis 
zwei Jahren. 
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Der verstärkte Einsatz erneuerbarer Energien wird zukünftig keine 
Option für eine langfristig gesicherte Energieversorgung sein, sondern 
ist ein unbedingtes Muss. 

Dabei sind vor allem finanzielle Anreize für den Markt nützlich, 
welche die Förderung der erneuerbaren Energien auf der Angebotssei- 
te (Erzeuger und Verteiler) und auf der Nachfrageseite (Verbraucher, 
Händler) mittel- und langfristig beeinflussen. Dabei wird seit Jahren 
über die Steuerfreistellung von biologischen Kraftstoffen diskutiert, 
jedoch bislang keine Einigung erzielt. 

Auch durch eine nachhaltige Bewusstseinsbildung bei den 
Verbrauchern kann wesentlich ein besseres und anhaltendes Verständ- 
nis, vor allem für Energiesparmaßnahmen und Effizienzsteigerungs- 
maßnahmen erzielt werden. 



Tabelle 34 





Energieeinsatz im Verhältnis 




zum erzeugten Bruttoinlands- 






produkt 




Energieintensität 

in kg ROE pro 1000 EURO* 




1 99 1 


2000 


Veränderung 


A 


161 


139 


-22 


B 


249 


235 


-14 


D 


194 


165 


-29 


DK 


157 


125 


-32 


E 


221 


228 


+7 


F 


207 


190 


-17 


GB 


275 


230 


-45 


GR 


257 


264 


+7 


I 


196 


191 


-5 


IRL 


249 


172 


-77 


L 


315 


193 


-122 


NL 


239 


199 


-40 


P 


215 


242 


+27 


S 


275 


224 


-51 


SF 


302 


258 


-44 


EU- 15 

Durchschnitt 


217 


194 


-23 



Quelle: Eurostat. Anmerkung *: Die Energieintensität 



wird berechnet, indem der Bruttoinlands- 
verbrauch an Energie durch das Bruttoin- 
landsprodukt (in konstanten Preise von 1995) 
dividiert wird. Spalte „Veränderungen" - Be- 
rechnung durch den Autor. 
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Der Einsatz von Energie wurde gemäß oben angeführter Tabelle 
im Verhältnis des Bruttoinlandsproduktes wesentlich effizienter. Es 
wurden zwar von 1990 bis 2000 EU-15-weit rund 7,5% mehr an 
Energie verbraucht, diese jedoch besser eingesetzt und die Steige- 
rungsrate moderat gehalten. Energieeffizienz ist, vom Ergebnis her 
betrachtet, die kostengünstigste und umweltschonendste „Energieer- 
zeugungsart" die für alle Beteiligten in der EU mittel- und langfristig 
nur Vorteile bringt. 

Diese Wirkungen sind jedoch großteils auf die Änderung der Wirt- 
schaftsstrukturen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
zurückzuführen. Die Kommission meint, dass „ein großer Teil dieser 
Verbesserung (...) darauf zurückzuführen (ist), dass sich die Wirtschaft 
vieler EU -Länder in den 80er und 90er Jahren von Produktion auf 
Dienstleistung umgestellt hat." 

Einzig Griechenland, Spanien und Portugal weisen Steigerungen 
aus. Portugal dabei mit +27 die mit Abstand höchste Steigerungsrate. 

Die Kommission geht davon aus, dass ein Energieeinsparungspo- 
tential von 1.900 TWh in der EU-15 existiert. Dies entspräche dem 
gesamten Energiebedarf Österreichs, Belgiens, Dänemarks, Finnlands, 
Griechenlands und der Niederlande zusammen. 

Der wirkungsvolle und sparsame Energieeinsatz hat, neben dem 
Schutz der Umwelt, auch volkswirtschaftlich durch eine Stärkung der 
Leistungsfähigkeit, der Wettbewerbsbedingungen und der Versor- 
gungssicherheit wesentliche Vorteile. 

Zusätzlich auf Verbraucherebene kommt die Reduktion von Ener- 
giekosten hinzu. 

Damit die Europäische Union sich möglichst aus den drohenden 
weltweiten Verteilungskonflikten heraushalten kann und dennoch die 
Versorgungssicherheit gewährleistet wird, ist die Diversifizierung der 

537 

Energieversorgung weiterhin dringend und beständig notwendig/" 



In: Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament - 
Überprüfung der Umweltpolitik 2003 - Konsolidierung der Umweltdimension 
nachhaltiger Entwicklung, KOM/2003/0745 endg., Rz. 30. 

In Mitteilung der Kommission: Aktionsplan zur Verbesserung der Energieeffi- 
zienz in der Europäischen Gemeinschaft, KOM (2000) 247 endg. 
Zum Stand der Versorgungssicherheit bei Elektrizität in den Unionsmitgliedstaa- 
ten siehe Tabelle 55 im Anhang II (Seite 301). 
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Dabei ist besonders die in den letzten 30 Jahren mehr als verdoppelte 
Abhängigkeit von Erdgasimporten besonders kritisch zu hinterfragen. 

Wie lange die Erdölreserven tatsächlich noch wirtschaftlich ge- 
nutzt werden können, ebenso die Erdgaslagerstätten, ist nur schwer 
abschätzbar. Die Rohölpreise werden weiterhin am Nachfragemarkt 
auf- und abschwanken, jedoch zukünftig nur mehr mit der langfristi- 
gen Tendenz nach oben. 

In jedem Fall sollten Energieträger daher so eingesetzt werden, 
dass diese die Umwelt nicht weiter belasten. In Bezug auf die mögli- 
che Erwärmung der Erde und der damit drohenden Klimaänderungen 
ist der Einsatz nicht-regenerativer Energien zukünftig kaum verant- 
wortbar. 

Die möglichen Folgen sind seriös nicht zu prognostizieren. Ein 
System der extensiven Nutzung von endlichen Rohstoffen ist keines- 
falls geeignet langfristig zu funktionieren. Weder aus Sicht der Wirt- 
schaft noch der Umwelt. 

Die derzeit gewonnen Erfahrungen im Bereich der erneuerbaren 
Energien werden der Europäischen Union mittel- und langfristig eine 
herausragende Position in diesem Wirtschaftsbereich und auch in der 
Forschung und Entwicklung sichern. 

Zur Sicherung dieser Position werden weiterhin Investitionen und 
Anreize notwendig sein, um derzeit noch unrentable Energiesysteme 
weiterzuentwickeln und anzupassen. 

Zur zukünftigen gesicherten Energieversorgung gehört in jedem 
Fall die Energieeinsparung zu den obersten Prioritätspunkten. Ener- 
gieeinsparungspotentiale sind vor allem noch in der Entwicklung 
neuer Geräte und in der effizienten Nutzung bereits vorhandener 
Techniken zu finden. 

Die Verknappung der fossilen Energieträger wird gemeinsame An- 
strengungen zur Problemlösung erfordern. Inwieweit diese alleine auf 
nationalstaatlicher Ebene gefunden werden können ist, wenn man die 
letzten 50 Jahre nationaler Energiepolitik und die Forschungsförde- 
rung betrachtet, sehr zweifelhaft. 

Trotz ständiger Bekenntnisse zum Subsidiaritätsprinzip wird es zu- 
künftig zwingend notwendig sein auf Gemeinschaftsebene gemeinsa- 
me tragfähige Lösungen zu erarbeiten und der Wirtschaft anzubieten. 
Das bedeutet auch eine weitere Kompetenzübertragung vom National- 
staat auf die Europäische Union. 
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5.9 

Steuerliche Belastungen für Energieträger 

„Die Energiepreise sind Schlüsselelemente der Energie-, Ver- 
kehrs- und Umweltpolitik der Gemeinschaft. Die Preise der Energieer- 
zeugnisse und des elektrischen Stroms werden unter anderem durch 
den Steueranteil bedingt. " 53S 



Eine der besonderen Eigentümlichkeiten der Preisbildung und 
Preisentwicklung der Energieträger ist die unterschiedliche steuerliche 
Belastung innerhalb eines jeden Mitgliedstaates der Europäischen 
Union. 



Energie-Steuerbelastungen Deutschland 



im Jahr 2003 



Tabelle 35 



00- 
90- 
80- 
70 H 
60 



50 
40 
30 
20 

io-| 

o 



Konzessions 
abgaben 



Oko-Steuer/ 
Erdgassteuer/ 



KEK/EEG 
bzw. Erdgas- 



Mehrwertsteuer 



Mineralölsteuer förderabgabe 



Energie-/Produ 

gesamt 

Netto 



Quelle der Zahlen: Energie für Deutschland, Fakten, Perspektiven und Positionen im glo- 
balen Kontext, 2004, Deutsches Nationales Komitee des Weltenergie- 
rates, S. 38/39. Grafik durch den Autor. Die Gesamtbelastung in 
Deutschland auf Energie beträgt für die Elektrizität rund 41%, Erdgas 
31% und Erdöl 72%. 



RL 2003/96/EG, L 283 vom 31/10/2003 S. 51ff., 12 und 13. Erwägungsgrund. 
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Dies ist vor allem aus historischen Gründen erklärbar. Durch die 
unterschiedliche steuerliche Belastung wollte der jeweilige nationale 
Gesetzgeber die Verwendung von bestimmten Energieträgern durch 
den Verbraucher und damit politische Zielvorgaben umsetzen. So 
wurde und wird in Staaten mit Kohlereichtum vor allem dieser Ener- 
gieträger politisch gefördert und der Einsatz propagiert. Wo Wasser- 
kraft ausreichend vorhanden ist, wird die Erzeugung von elektrischer 
Energie daraus im Vordergrund stehen usw. 

Die steuerliche Belastung hat auch Einfluss auf den Kraftwerks- 
betreiber bzw. -errichter, da ein Großteil der Betriebskosten für den 
konventionellen Kraft werksbetrieb auf die Bereitstellung fossilen 
Brennstoffen oder die Wiederaufbereitung bzw. Entsorgung von 
Nuklearbrennelemente entfällt. 

Ebenso werden diese Überlegungen zur steuerlichen Belastung im 
Rahmen der privaten Investitionen für die Nutzwärmeerzeugung 
angestellt. 

Dennoch sind steuerliche Belastungen nur die „zweitbeste" Lösung 
für die Steuerung der Nachfrage nach Primärenergieträgern. Steuerli- 
che Belastungen verteuern den Verbrauch, schaffen aber in der Regel 
meist nicht genügend Anreize, um andere Primärenergieträger zu 
fördern." Auch zeigen steuerliche Belastungen in den seltensten 
Fällen Alternativen zur effizienteren Ressourcennutzung auf. 

Die private Mobilität und die Privathaushalte werden im Verhältnis 
in fast allen Mitgliedstaaten am stärksten besteuert, während die 
gewerblichen Transporte, die Landwirtschaft und die industrielle 
Produktion (Großabnehmer) meist begünstigt wurden bzw. werden. 540 
Weiters wird oft nach der Verwendung der Energie unterschieden. 
Energie für Heizzwecke 541 unterliegen meist dem erhöhten Mehr- 



Ausgenommen natürlich, wenn die Steuereinnahmen für die direkte oder indi- 
rekte Förderung anderer Primärenergieträger verwendet wird. Dies war in der 
Vergangenheit in den Mitgliedstaaten jedoch nur selten der Fall. Auch heute 
noch wird ein Grossteil der Steuereinnahmen für andere Zwecke, als den mittel- 
und langfristigen Umstieg auf andere Primärenergieträger genutzt. 

0 Dies ist auch nach Art 7 bis 1 1 der RL 2003/96/EG, L 283 vom 31/10/2003 S. 
51 ff., zulässig. 

1 Ca. 40% des Endenergieverbrauchs der EU wird für die Beheizung von Gebäu- 
den aufgewendet. Vgl. RL 2002/9 1/EG, 6. Erwägungsgrund. 
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Wertsteuersatz, Energie für die Krafterzeugung einem ermäßigten 
Steuersatz. 42 

Elektrische Energie unterliegt innerhalb der europäischen Union 
der Mehrwertsteuer. Weitere spezifische Steuern bestehen in den 
meisten Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 





Tabelle 36 




Mehrwertsteuer auf 
elektrische Energie 

(in % auf den Warenwert) 


1990 


2002 


Veränderung 
in % 


A 543 




20 


+20 


B 


17 


21 


+4 


D 


14 


16 


+2 


DK 


22 


25 


+3 


E 


12 


16 


+4 


F 


5,5/18,6 


5,5/19,6 


0/+1 


GB 


0 


5/17,5 


+5/+ 17,5 


GR 


16 


8 


-8 


I 


9/19 


1 0/20 


+ I/+1 


IRL 


5 


12,5 


+7,5 


L 


6 


6 


0 


NL 


18,5 


19 


+0,5 


P 


8 


5 


-3 


S 




25 


+25 


SF 




22 


+22 


EU-15 
Durchschnitt 


9,5/1 1 


15/17,5 


+5,5/+6,5 


Quelle: Eurostat. Berechnung EU-15 Durchsc 


initt und Spalte 



„Veränderungen" durch den Autor (Werte 
gerundet). Weitere Abgaben sind in den je- 
weiligen Nationalstaaten neben der Mehr- 
wertsteuer vorhanden und verteuern den Be- 
zug von Elektrizität für den Endverbraucher. 



Sowohl in der vorher mehrfach zitierten RL 96/92/EG als auch 
2003/54/EG wurde es den Mitgliedstaaten freigestellt durch besondere 
steuerliche Anreize die Energieproduktion aus Erneuerbaren Energie- 
trägern zu fördern. Bereits zuvor war es den Mitgliedstaaten gemäß 



2 Vgl. dazu auch RL 2003/96/EG, L 283 vom 31/10/2003 S. 51 ff., 22. Erwä- 
gungsgrund und Art 2 Abs. 3 der RL. 

3 In Österreich werden für die Lieferung und den Eigenverbrauch von erzeugter 
elektrischer Energie EURO 0,15 pro Kilowattstunde zusätzlich aufgeschlagen 
(sogenannten „Elektrizitätsabgabe") und sind vom EVU zu entrichten. 
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der RL 92/8 1 /EWG , Art 8 Abs. 4 gestattet, bestimmte Kraftstoffe 
(z.B. Biokraftstoffe) von einer Besteuerung auszunehmen. 

Die Effekte solcher Förderungen durch steuerliche Anreize sind 
naturgemäß nicht kurzfristig, sondern haben mittel- und langfristige 
Auswirkungen. 545 Die Investition der, meist privaten Investoren, in 
Erneuerbare Energien oder andere Energieträger kann so erst zu einem 
späteren Zeitpunkt Erfolge zeigen. 546 

Auch bei diesen steuerlichen Anreizen werden von den Mitgliedstaa- 
ten verschiedene Wege eingeschlagen. Schweden will vor allem die 
Arbeit steuerlich entlasten und dafür die Umweltverschmutzung 
stärker besteuern. Die Niederlande verwenden die Steuer auf Elektrizi- 
tät aus erneuerbaren Energiequellen nun zur Finanzierung differenzier- 
ter Einspeisungstarife für solche Energien. Deutschland hat die Ge- 
samthöhe der Beihilfen für die Kohleindustrie zwar reduziert, die 
Betriebsbeihilfen jedoch verstärkt usw. 547 

Werden Energieträger aus „traditionellen" und aus „alternativen" 
Quellen vermischt, so können auf diese ermäßigte Steuersätze ange- 
wendet werden. 8 



Mit der RL 2003/96/EG, die am 1.1.2004 in Kraft trat, wurde ein 
harmonisiertes System zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und 
Elektrizität eingeführt 549 . Sie war erforderlich, um 550 



ABl. L 316 vom 31/10/1992 S. 12 ff. Diese RL und die RL 92/827EWG wurde 
zum 31.12.2003 durch die RL 2003/96/EG, Art 30, aufgehoben. 
Vgl. auch z.B. Mitteilung der Kommission über die Umsetzung der Grundzüge 
der Wirtschaftspolitik 2003-2005 (vorgelegt nach Artikel 99 Absatz 3 EG- 
Vertrag) {SEK(2004) 44}, KOM/2004/0020 endg. 

Insbesondere große Unternehmen sind offensichtlich in Deutschland weniger 
bereit in alternative Energien zu investieren. Siehe dazu Guido Böhler und And- 
reas Witt in der EVU-Studie 1 998/99, „Erneuerbare Energien in der deutschen 
Energiewirtschaft" und die darin enthaltenen Tabellen und Auflistungen. 
Die Notwendigkeit der Steuerung der Energienachfrage wird auch in der RL 
2002/91 /EG über die Energieeffizienz in Gebäuden hervorgehoben (vgl. 4. Er- 
wägungsgrund). 

Siehe dazu auch Tabelle 6, 35, 36, 44 und 45. 

Vgl. Art 16 der RL 2003/96/EG, ABl. L 283 vom 31/10/2003 S. 51ff. 
Nur Mineralöl wurde bisher durch die RL 92/81 /EWG, ABl. L 316 vom 
31/10/1992 S. 12 ff. harmonisiert besteuert. Die RL wurde zum 31.12.2003 
durch die RL 2003/96/EG aufgehoben. 
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ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarktes zu ge- 
währleisten 

Das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes und die 
Erreichung der Ziele der anderen Gemeinschaftspolitiken zu 
ermöglichen 

Erhebliche Abweichungen zwischen den von den einzelnen 
Mitgliedstaaten vorgeschriebenen nationalen Energiesteuerbe- 
trägen, die sich als abträglich für das reibungslose Funktionie- 
ren des Binnenmarktes erweisen, abzuwenden 
zur Verringerung der nationalen Steuersätze 
Einhaltung der Erfordernisse des Umweltschutzes bei der 
Festlegung und Durchführung der anderen Gemeinschaftspoli- 
tiken. 







Tabelle 37 




Gemeinschaftlich festgelegte 
Mindeststeuerbeträge 


Mindeststeuer- 
betrag für 
Kraftstoffe 


Sondersteuer- 
betrag 

(z.B. für Landwirt- 
schaft nach Art 8 Abs. 
2 derRL 2003/96/EG) 


Mindeststeuer- 

betrag 
für Heizstoffe 
und Elektrizität 


1.1.2004 


1.1.2010 


1.1.2004 


1.1.2010 


Betriebe 


Privat 


Benzin 
verbleit 


EURO/10001 


421 


421 










Benzin 
unverbleit 


EURO/10001 


359 


359 










Gasöl 551 


EURO/10001 


302 


302 


21 


21 


21 


21 


Schweres 
Heizöl 












15 


15 


Kerosin 


EURO/10001 


302 


302 


21 


21 


0 


0 


Flüssiggas 


EURO/1 000kg 


125 


125 


41 


41 


0 


0 


Erdgas 


EURO/1 000kg 


2,6 


2,6 


0,3 


0,3 


0,15 


0,3 


Kohle und 
Koks 


EURO/GJ H eizwer. 










0,15 


0,3 


Elektrizität 


EURO/MWh 










0,5 


1,0 



Quelle: RL 2003/96/EG. Anhang I, Tabelle A, B und C. Zusammenstellung durch den Autor. 



Die EU- 15 Mitgliedstaaten als auch die Beitrittsstaaten der fünften 
Erweiterungsrunde 2004 haben jedoch teilweise Ausnahmeregelungen 
bis zum 1.1.2010 bzw. 1.1.2012 erlangt. 552 



Aufzählung gemäß der Erwägungsgründe 2 bis 6 der RL 2003/96/EG, L 283 
vom 31/10/2003 S. 51ff.. 

Gasöle dienen zur Herstellung von Heizöl extra leicht und Diesel. Gasöl kann 
aus Erdöl, Braunkohleteer oder synthetischen Ölen gewonnen werden. 
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6. 

Der Europäische Energiecharta-Vertrag 

„Die Grundsätze und Ziele des Vertrags über die Energiecharta 
sind für Europas Zukunft von grundlegender Bedeutung, ermöglicht 
sie doch den Mitgliedern der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 553 
und den Ländern Mittel- und Osteuropas den Ausbau ihrer Energiepo- 
tentiale bei gleichzeitiger Erhöhung der Versorgungssicherheit, " 554 

Die Europäische Energiecharta war und ist nicht nur für die ehema- 
ligen Ostblockstaaten und Russland wichtig, sondern nicht minder für 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Nur der letzte Satzteil 
des oben angeführten Zitates verweist auf die dringende Notwendig- 
keit und die Abhängigkeit der EU-Mitgliedstaaten von Energieimpor- 
ten. Die Abhängigkeit der Europäischen Union von Energieimporten 
ist groß 555 und eine wesentliche Ursache für die Initiative für die 
Energiecharta. Die Abhängigkeit wird auf absehbare Zeit auch nicht 
geringer werden. 



2 Vgl. z.B. - Berichtigung der Richtlinie 2004/75/EG der Rates vom 29.4.2004 zur 
Änderung der Richtlinie 2003/96/EG im Hinblick auf die Möglichkeit der An- 
wendung vorübergehender Steuerermäßigungen und Steuerbefreiungen auf E- 
nergieerzeugnisse und elektrischen Strom durch Zypern, ABl. L 157, S. 31 f 
vom 30.4.2004. 

- Berichtigung der Richtlinie 2004/74/EG der Rates vom 29.4.2004 zur Ände- 
rung der Richtlinie 2003/96/EG um bestimmten Mitgliedstaaten die Anwendung 
vorübergehender Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen auf Energieer- 
zeugnisse und elektrischen Strom zu ermöglichen, ABl. L 195, S. 26ff vom 
2.6.2004. 

3 Die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) ist ein lockerer Staatenbund, 
der am 8.12.1991 gegründet wurde. Gründungsmitglieder waren Russland, die 
Ukraine und Weißrussland. Am 21.12.1991 traten Armenien, Aserbaidschan, 
Kasachstan, Kirgistan, Moldawien, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekis- 
tan bei. 1993 trat auch Georgien bei. Durch die Bildung der GUS wurde die 
UdSSR endgültig aufgelöst. 

4 Beschluss 98/181/EG, EGKS, Euratom des Rates und der Kommission vom 
23.9.1997 über den Abschluss des Vertrags über die Energiecharta und das E- 
nergiechartaprotokoll über Energieeffizienz und damit verbundene Umweltas- 
pekte durch die Europäische Gemeinschaften (nicht veröffentlichungsbedürfti- 
ger Rechtsakt), ABl. L 69, s. 1 f vom 9.3. 1 998. 

5 Die EU- 15 verbrauchen 19% des weltweiten Erdölbedarfs, 16% des Erdgasbe- 
darfs, 10% der Kohle und 35% bei Uran. Die Energieimportabhängigkeit liegt 
derzeit bei ca. 50% und wird sich in den nächsten Jahren auf bis zu 70% erhö- 
hen, wenn keine geeigneten Maßnahmen gesetzt werden. 
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Das Abschlussdokument über die Energiecharta wurde am 
17.12.1991 anlässlich der Haager Konferenz unterzeichnet. 

Die aus der Energiecharta resultierende gegenseitige Zusammenar- 
beit zwischen den Vertragsparteien soll vor allem für die Mitgliedstaa- 
ten der EU längerfristige Versorgungssicherheit und eine Diversifizie- 
rung der Lieferstaaten mit Primärrohstoffen (vor allem Erdöl und 
Erdgas) bringen. 

Den östlichen Lieferländern Russland/GUS „harte" Devisen ver- 
bunden mit einer kontinuierlichen, gesicherten Abnahme von Primär- 
energieträgern. 

Der Vertrag über die Energiecharta (Energiecharta-Vertrag) wurde 
am 17. Dezember 1994 in Lissabon abgeschlossen. Darin werden die 
Primärenergieträger Erdöl, Erdgas, Kohle, Nuklearbrennstoffe und der 
Sekundärenergieträger elektrische Energie geregelt. 

Vorangegangen war ein Auftrag des Europäischen Rates in Dublin 
vom 25/26. Juni 1990 an die Kommission zu untersuchen, wie die 
wirtschaftliche Stabilität in den ehemaligen Ostblockstaaten und der 
UdSSR gestärkt werden könnte. Dies wurde insbesondere im Energie- 
bereich als realisierbar angesehen. 

Durch den Beschluss 94/998/EG des Rates vom 15. Dezember 
1994 betreffend die vorläufige Anwendung des Vertrags über die 
Energiecharta durch die Europäische Gemeinschaft, 556 wurde der 
Vertrag über die Europäische Energiecharta von der Europäischen 
Gemeinschaft ab dem Zeitpunkt seiner Unterzeichnung vorläufig 
angewendet, soweit sie in den unter den Vertrag fallenden Angelegen- 
heiten zuständig war. 

Die Europäischen Gemeinschaften sind durch die Kommission und 
die Präsidentschaft des Rates in der Energiecharta vertreten, jedoch ist 
sie keine unterzeichnende Organisation dieses Vertrages. Dies deshalb, 
weil der Energiecharta- Vertrag nur einige Politikbereiche der Europäi- 
schen Gemeinschaften berührt bzw. betrifft. 



Grundprinzipien der Energiecharta sind dabei gemäß der Präambel 
des Vertrags über die Energiecharta: 



ABl. L 380 vom 31/12/1994 S. lf. Der Energiecharta- Vertrag wurde von Frank- 
reich und Irland, als letzte Mitgliedstaaten der EU, erst 1999 ratifiziert und hin- 
terlegt. 
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■S schrittweise Liberalisierung des Welthandels, 

•f Abbau von technischen, verwaltungsrechtlichen und sonstigen 

Hemmnissen im Energiehandel, 
S Transparenz über einschlägige innerstaatliche Rechtsvorschrif- 
ten, Verwaltungsverfügungen und gerichtliche Entscheidun- 
gen, 

^ Steigerung des Wirtschaftswachstums, 

S Inländergleichbehandlung nach erfolgter Investition. Jedoch 
nicht für die Bereiche, die durch die Gemeinschaftsverträge 
zwischen den Mitgliedstaaten der EG geregelt sind, 

S Meistbegünstigung. Jedoch nicht für die Bereiche, die durch 
die Gemeinschaftsverträge zwischen den Mitgliedstaaten der 
EG geregelt sind, 

V Einhaltung der Grundsätze des Welthandels, insbesondere des 
GATT 1947 und GATT 1994 557 für den Handel mit Energieer- 
zeugnissen, 

■S Beseitigung von wettbewerbsverzerrenden Hindernissen, 
S Umweltschutz und Verursacherprinzip. 

Die Einhaltung der Wettbewerbsbedingungen wird zwischen den 

558 

Vertragsparteien ohne Sanktion geregelt. Auf das GATT 1947 und 
GATT 1994 wird immer wieder Bezug genommen. Dieses bindet 
jedoch grundsätzlich nur die Mitgliedstaaten des GATT selbst, nicht 
die Mitgliedstaaten des Energiechartavertrags, die damals noch nicht 
GATT-Mitglieder waren. Die GATT-Nichtmitglieder, jedoch Energie- 
charta-Vertragsmitglieder haben die Bestimmungen des GATT inso- 
weit anzuwenden, als dies den grenzüberschreitenden Handel mit 
Energieerzeugnissen betrifft. Das GATT wurde im Energiechartaver- 
trag im Sinne einer „Rechtsformwahl" angewendet. 

Die Erlangung der positiven Vorteile aus dem GATT für die Nicht- 
GATT-Mitglieder aber Energiecharta-Mitglieder, ohne dem GATT 
beizutreten, also praktisch durch die „Hintertüre" wurde nicht möglich. 
Auch wenn dies ursprünglich bei einigen Verhandlungspartnern 
möglicherweise ganz oder teilweise beabsichtigt war. 



Durch Beschluss 2001/596/EG des Rates vom 13.7.2001 wurden die provisori- 
schen Änderungen aus 1998 im Energiecharta-Vertrag anlässlich der Bildung 
der WTO in das Gemeinschaftsrecht übernommen. 
Siehe jedoch unten über das Streitschlichtungsregeln in Transitfragen. 
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Daher wurden zusätzlich Bestimmungen über die Meistbegünsti- 
gung und die Inländergleichbehandlung aufgenommen sowie über die 
anzuwendenden Regeln bei Transit von Energie durch einen Mitglied- 
staat der Charta. 

Die Transitfrage wurde als so wichtig erachtet, dass eigene Streit- 
schlichtungsregeln dafür vorgesehen wurden. 559 Es gilt dabei der 
Grundsatz der Transitfreiheit. Es dürfen bei Transit von Energie keine 
Maßnahmen gesetzt werden, die auf den Ursprung, der Bestimmung 
oder des Eigentums an der Energie/Energieerzeugnissen abstellen oder 
eine Diskriminierung bedeuten würden. Insbesondere im Hinblick auf 
die Festsetzung von Preisen für den Transit. Dies gilt selbst dann, 
wenn über den Transit Streitigkeiten entstanden sind und das Streitbei- 
legungsverfahren noch nicht abgeschlossen ist. 

Soweit als möglich haben es die Vertragsstaaten zu ermöglichen, 
dass neue Kapazitäten für den Energietransit geschaffen werden 
können. 

Die Neuerschließung, Förderung, Erzeugung und der Transport 
von Energie sollte wesentlich durch die Kapitalgabe und Investitionen 
westlicher Unternehmen erfolgen bzw. ermöglicht werden. Um diesen 
Zugang zur osteuropäischen Wirtschaft grundlegend zu regeln wurden 
in Art 9 bis 15 des Vertrags über die Energiecharta die wichtigsten 
Überlegungen zum Schutz und zur Förderung von Investitionen und 
zum Zugang zum Kapital zwingend festgelegt. Dabei bleiben jedoch 
die Eigentumsordnungen der Vertragsparteien unberührt und finden 
durch den Vertrag über die Energiecharta keine Einschränkungen der 
Souveränität über die bestehenden Energievorkommen, die Explorati- 
on und die Neuerschließung, staatliche Unternehmen sowie die Be- 
steuerung von Energievorkommen der Vertragsstaaten statt. 

Die im Vertrag über die Energiecharta enthaltenen Umweltschutz- 
bestimmungen sind relativ allgemein gehalten und nicht zwingend. 

Der Energiecharta- Vertrag von 1991 wurde am 17. Dezember 1994 
durch das Energiecharta-Protokoll erweitert. Es wurde von allen 
Unterzeichnerstaaten des Energiechartavertrags von 1991, außer der 
USA und Kanada, unterzeichnet. 



Art 7 Abs. 7 Vertrag über die Energiecharta. 
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Zweck des Energiecharta-Protokolls ist 

• die Förderung der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Energieeffizienz, 

• die Verbesserung der Energieeffizienz, 

• des Ausbaus einer nachhaltigen Entwicklung und damit ver- 
bundener Umweltaspekte, 

durch Schaffung von Rahmenbedingungen. Dadurch sollen Energieer- 
zeuger und Verbraucher angehalten werden, Energie sparsam, effizient 
und umweltschonend anzuwenden. 

Der Energiecharta-Vertrag trat am 16. April 1998 in Kraft. 

Der Energiecharta-Vertrag wurde vom wichtigsten Handelspartner 
der EU im Energiebereich, Russland, noch immer nicht ratifiziert, 
obwohl das Ratifizierungsverfahren bereits im August 1996 eingeleitet 
worden ist. Und obwohl die Europäische Union 53 Prozent des Erdöl- 
exports Russlands und 62 Prozent der Erdgasexporte abnimmt. 

Um dennoch einen politischen Dialog zu eröffnen, wurde zwischen 
Russland und der EU anlässlich der EU-Russland-Konferenz im Jahr 
2001 in Paris vereinbart, eine langjährige, stabile strategische Energie- 
partnerschaft Europäische Union - Russland zu erreichen. Im Rahmen 
dieser Gespräche sollen: „alle Fragen erörtert werden, die für diesen 
Bereich von gemeinsamem Interesse sind, unter anderem auch die 
Begründung einer Zusammenarbeit in Fragen der Energieeinsparung 
und der Rationalisierung von Produktions- und Transportinfrastruktu- 
ren, der Schaffung von Möglichkeiten für europäische Investitionen 
sowie der Beziehungen zwischen Erzeuger- und Verbraucherlän- 
dern. " 560 

Um eine erhöhte Versorgungssicherheit auch im nordeuropäischen 
Bereich zwischen den EU-Mitgliedstaaten, den Beitrittskandidatenlän- 
dern der fünften Erweiterungsrunde (2004) und Russland zu erlangen 
wurde 1999 für den Zeitraum 2000 bis 2003 ein Aktionsplan beschlos- 
sen. Im Rahmen einer Konferenz der Energieminister vom Oktober 



Gemeinsame Erklärung des Präsidenten des Europäischen Rates, Jacques Chi- 
rac, unterstützt vom Generalsekretär des Rates und Hohen Vertreter für die Ge- 
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU, Javier Solana, sowie des Prä- 
sidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Romano Prodi, 
und des Präsidenten der Russischen Föderation, Wladimir W. Putin, Paris, 30. 
Oktober 2000. (Ref.: Pressemitteilung 405 - Nr.: 12779/00. 
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1999 in Helsinki wurde die hochrangige Arbeitsgruppe für den Ostsee- 
raum (BASREC) zu gründen beschlossen. 

Dem ersten Aktionsplan wurde ein zweiter angeschlossen (2004- 
2006) 

Im Rahmen des sogenannten Athener-Prozesses (Athener Verein- 
barung 561 ) und der politischen Stabilisierung der Balkanregion (Stabi- 
litätspakt für Südosteuropa) wird die Installation eines südosteuropäi- 
schen Elektrizitäts(binnen)marktes diskutiert. 562 Dies soll durch die 
Einrichtung einer besonderen Einrichtung zwischen der EU und den 
interessierten Balkanländern bis 2005 institutionalisiert werden. 

Die eingesetzte hochrangige Arbeitsgruppe, die vierteljährlich zu- 
sammentritt arbeitet im Rahmen des „Forums von Athen" mit den 
betroffenen Unternehmen und anderen Marktteilnehmern zusam- 

563 

men. 

Die südosteuropäischen Länder haben sich bereits verpflichtet den 
elektrizitätsrechtlichen „acquis communautaire" der Europäischen 
Union zu übernehmen, insbesondere im Bereich der Sicherheitsstan- 
dards. 



Mittelfristig ist auch die Einbindung der Mittelmeerregion geplant. 
Dabei sollen Algerien, Libyen, Marokko und Tunesien einbezogen 
werden. 



1 Unterzeichnerstaaten sind heute: Albanien, Bosnien und Herzegowina, die 
Föderative Republik Jugoslawien, Bulgarien, die ehemalige jugoslawische Re- 
publik Mazedonien, Griechenland, die Türkei, Kroatien, Rumänien und Kosovo 
(Unterzeichnerstaat laut UN-Resolution 1244). Zu den Beobachtern gehören die 
Republik Moldau, Slowenien, Österreich, Ungarn und Italien. Die Initiative 
steht unter der Schirmherrschaft der Europäischen Kommission und des Stabili- 
tätspaktes (siehe KOM 2003, 262 endg. vom 13.5.2003. 

12 Später auch für den Erdgasmarkt geplant. 

3 Mitglieder dieses Forums sind z.B. die ständige hochrangige Arbeitsgruppe, die 
Gruppe der Regulierungsbehörden (der Rat der europäischen Regulierungsbe- 
hörden im Energiebereich hat eine Untergruppe für Südosteuropa eingerichtet), 
die Gruppe der Übertragungsnetzbetreiber (eine Untergruppe der Vereinigung 
Europäischer Übertragungsnetzbetreiber), im Namen der Union für die Koordi- 
nierung des Transports elektrischer Energie agierende Vertreter der Industrie 
auf einer ad-hoc-Basis, die Kommission und internationale Geber der Region 
(zitiert nach KOM 2003, 262 endg., S. 12). 
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7. 

Umweltschutz - Umweltrecht 

Die enge Bindung 564 des Umweltschutzes an die vorhandene und 
die Entwicklung der Energiepolitik ist eine zwingende Notwendigkeit 
in der Gegenwart und für die Zukunft. Dies haben auch die EU- 
Mitgliedstaaten und -Regionen seit längerem anerkannt. 565 

Alleine die Auswirkungen des Speicherbeckens eines Wasser- 
kraftwerkes auf den Wasserhaushalt der umgebenden Gebiete und die 
speisenden Bäche und Flüsse könnte wesentlich zu einer Änderung im 
Bestand der Flora und Fauna beitragen und stellt zudem eine potentiel- 
le Bedrohung von Menschen dar. 

Die Auswirkungen der Kernkraft und der Zwischen- und Endlager- 
stätten sowie des möglicherweise drohenden Klimawandels auf die 
Regionen und Nationalstaaten und auch grenzüberschreitend sind 
derzeit noch gar nicht seriös absehbar. 566 



So auch der Rat in der Entschließung anlässlich der Beratung der 1850. Ratssit- 
zung vom. 1 .6.1995, Press: 159 Nr. 7565/95. Pkt. 4, 7. UAbs. 
Vgl. auch die Entschließung des Rates vom 23.11.1995 zum Grünbuch „Für 
eine Energiepolitik der Europäischen Union, ABl. C 327 vom 7.12.1995, S. 3f, 
4. Erwägungsgrund, 6. Spiegelstrich. 

Vgl. z.B. Art 141 Abs. 1 der Bayrischen Verfassung: „Der Schutz der natürli- 
chen Lebensgrundlagen ist, auch eingedenk der Verantwortung für die kom- 
menden Generationen, der besonderen Fürsorge jedes einzelnen und der staat- 
lichen Gemeinschaft anvertraut. Tiere werden als Lebewesen und Mitgeschöpfe 
geachtet und geschützt. Mit Naturgütern ist schonend und sparsam umzugehen. 
Es gehört auch zu den vorrangigen Aufgaben von Staat, Gemeinden und Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts, Boden, Wasser und Luft als natürliche Le- 
bensgrundlagen zu schützen, eingetretene Schäden möglichst zu beheben oder 
auszugleichen und auf möglichst sparsamen Umgang mit Energie zu achten, die 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes zu erhalten und dauerhaft zu verbes- 
sern, den Wald wegen seiner besonderen Bedeutung für den Naturhaushalt zu 
schützen und eingetretene Schäden möglichst zu beheben oder auszugleichen, 
die heimischen Tier- und Pflanzenarten und ihre notwendigen Lebensräume so- 
wie kennzeichnende Orts- und Landschaftsbilder zu schonen und zu erhalten. " 
Der Anteil der Kernenergieerzeugung ist innerhalb der EU- 12 1993 mit 34% an 
der Gesamtenergieerzeugung weltweit führend. Dabei nehmen vor allem Bel- 
gien mit 60% und Frankreich mit 70% Spitzenpositionen ein. Zitiert nach ABl. 
C 138 vom 17.5.1993, Pkt. 6.2 Nukleare Sicherheit. 

Die Schäden aus Naturereignissen die aus dem Klimawandel für Deutschland 
resultieren werden von DIW Berlin bis 2050 mit 137 Mrd. Euro beziffert, wenn 
keine Reduktion von Treibhausgasen stattfindet und die Umgebungstemperatur 
im Jahresdurchschnitt um 1°C ansteigt. Bericht zu finden unter: 
http://www.iwr.de/re/iwr/04/10/1305.html. 
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Der Schwerpunkt in der Energie- und Umweltschutzdebatte inner- 
halb der Europäischen Union hat sich von der nachträglichen Problem- 
lösung auf die zukünftige Lösung von möglichen Umweltbeeinträchti- 
gungen, insbesondere des Klimaschutzproblems und Luftverunreini- 
gungen, verlagert. 

Dies wird auch in Art 6 EGV seit dem Vertrag von Amsterdam 
deutlich, wenn den Erfordernissen des Umweltschutzes bei der Festle- 
gung der in Art 3 EGV genannten Gemeinschaftspolitiken und insbe- 
sondere der Förderung einer nachhaltigen Entwicklung ein zu beach- 
tender Status eingeräumt wird. D.h., alle relevanten Gemeinschaftspo- 
litiken und auch daraus abgeleitete Rechtsakte müssen sich an Art 6 
EGV, dem Umweltschutz, messen lassen. 

Umweltschutz im Sinne der Kommission ist nach dem „Gemein- 
schaftsrahmen für staatliche Umweltschutzbeihilfen" 568 jede Maßnah- 
me, die darauf abzielt, einer Beeinträchtigung der natürlichen Umwelt 
und der natürlichen Ressourcen abzuhelfen oder vorzubeugen oder 
eine rationelle Nutzung dieser Ressourcen zu fördern. Dabei wird von 
der Kommission m.E. die Ansicht vertreten, dass auch Energieeinspa- 
rungsmaßnahmen und erneuerbare Energien als Umweltschutzmaß- 
nahme einzustufen seien und, dass Investitionen zugunsten von Ener- 
gieeinsparungen Investitionen in den Umweltschutz gleichgesetzt 
werden. 

Die Resultate der letzten 15 Jahrzehnte an Emission von Treib- 
hausgasen 569 werden im Rahmen des UN-Klimaübereinkommens von 
1992 und der Folgeübereinkommen in ersten Schritten einer Lösung 
zugeführt. Dabei gilt als erstes Ziel die Stabilisierung und erst die 
weiteren zukünftigen Schritte der Reduzierung. 570 



Nunmehr siehe auch Art III-4 VV unverändert. 
ABl. C 37 vom 3.2.2001, S.3ff. 

Unter Treibhausgasen werden Kohlendioxid (ca. 80% Anteil), Stickoxide, 
Methan, fluorierter Kohlenwasserstoff, perfluorierte Kohlenwasserstoffe und 
Schwefelhexafluorid verstanden. 

Die Kommission geht davon aus, dass sich der Energieverbrauch der Erdbevöl- 
kerung bis 2010 um voraussichtlich 50% erhöhen wird, wenn die verbrauchsin- 
tensiven Verhaltensmodelle der nördlichen Industriestaaten nachgeahmt wer- 
den. Steigt die Weltbevölkerung wie prognostiziert um 140% so wird sich der 
vorgenannte Energieverbrauch bis 2050 verdreifachen. Aus Mitteilung der 
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Nachdem faktisch alle von Menschen verursachten Treibhausgas- 
emissionen aus dem Energiesektor im weiteren Sinne stammen, ist es 

57 1 

fraglich, ob diese ambitionierten Ziele erreicht werden können.' 

Dabei ist die Klimaveränderung „potentiell das gravierendste 
Umweltproblem, dessen ökologische, gesundheitliche und wirtschaftli- 
che Folgen (...) unüberschaubar sind" . 572 

Tabelle 3SA 

Anteil wichtiger Sektoren an den Treibhausgasemissionen 



Energiewirtschaft 
Verkehr 
Industrie 
Private Haushalte 
Landwirtschaft! 



Dienstleistungen »gsSK 




Abfall Wirtschaft* 



0 200 400 600 800 1000 1200 1400 1600 
CTZD Emissionen 1990 Prognosen 2010 

Zahlenangaben in Mio t C0 2 -Einheiten. Berücksichtigt sind die 15 Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union vor der letzten Erweiterung am 1 .5.2004. 
Quelle: Europäische Kommission/Eurostat 



Kommission „Die Umwelt Europas: Orientierung für die Zukunft", KOM 
(1999) 543 endg. Pkt. 8. 

„Zwar verfügen die Europäische Union und Länder mit hohem Einkommensni- 
veau über die erforderlichen Kapazitäten, um die zu erwartenden Auswirkungen 
in den nächsten Jahrzehnten in den Griff zu bekommen, zahlreiche Entwick- 
lungsländer befinden sich jedoch in einer weniger günstigen Lage und es be- 
steht sofortiger Handlungsbedarf. " Kommission in: Mitteilung der Kommission 
an das Europäische Parlament, den Rat, den Wirtschafts- und Sozialausschuss 
und den Ausschuss der Regionen - Auf dem Weg zu einer globalen Partner- 
schaft für nachhaltige Entwicklung, in KOM/2002/82 endg., Pkt. 2. 
Nach Ansicht der Kommission ist „Kyoto" auch nur ein erster Schritt. Zukünf- 
tig sollen zusätzlich die Treibhausgasemissionen um 1% pro Jahr reduziert wer- 
den. Kommission in: Mitteilung der Kommission Nachhaltige Entwicklung in 
Europa für eine bessere Welt: Strategie der Europäischen Union für die nachhal- 
tige Entwicklung (Vorschlag der Kommission für den Europäischen Rat in Gö- 
teborg), KOM/2001/0264 endg. 

Mitteilung der Kommission „Die Umwelt Europas: Orientierung für die Zu- 
kunft", KOM (1999) 543 endg. Pkt. 3.1. 
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Anteil wichtiger Energieverbraucher 
an den C0 2 -Emissionen (EU- 15) 



Tabelle 38B 


Strom- und Wärmeerzeugung 


29,9 % 


Eisen- und Strahlerzeugung 


5,4 % 


Raffinerien 


3,6 % 


Chemische Industrie 


2,5 % 


Glas, Keramik und Baustoffe 


2,7 % 


(einschließlich Zement) 




Papier und Druck 


1,0 % 


(einschließlich Papierfaserstoffe) 





Quelle: Europäische Kommission, Grünbuch zum Handel mit 
Treibhausgasemissionen in der EU, KOM (2000) 87 vom 
8.3.2000, Tabelle 1, Seite 15. 



Diese Entwicklung wird wesentlich auch von der nordamerikani- 
schen, japanischen und der europäischen Wirtschaft und der aufstre- 
benden Schwellenländer (z.B. Indien, China, Indonesien etc.) abhän- 
gen. 

Wenn sich das Weltwirtschaftswachstum erhöht, werden sich auch 
die vermehrten Emissionen dementsprechend negativ auswirken. Die 
relativ kurz- und mittelfristigen Ziele werden dann nicht erreichbar 
sein. 

Sinkt das Wachstum der Weltwirtschaft in den nächsten Jahrzehn- 
ten, so wird zwar weniger an Schadstoffen emittiert, jedoch steht auch 
weniger Investitionsvolumen für die Erneuerung von konventionellen 
Kraftwerksanlagen und zur Förderung erneuerbarer Energien zur 
Verfügung. Die realen Energiepreise würden dann ansteigen und die 

573 

Attraktivität erneuerbarer Energien den derzeitigen Bonus verlieren.' 
Dies könnte wiederum dazu führen, dass vermehrt kurzfristig kosten- 



Vgl. Mitteilung der Kommission über die Umsetzung der Grundzüge der Wirt- 
schaftspolitik 2003-2005 (vorgelegt nach Artikel 99 Absatz 3 EG-Vertrag) 
(SEK(2004) 44}, KOM/2004/0020 endg., Pkt. 23: „Die Treibhausgasemissio- 
nen in der EU nehmen zu - nicht ab. Was den Klimawandel angeht, so berichte- 
te die Europäische Umweltagentur, dass die Treibhausgasemissionen in der EU 
2001 zum zweiten Mal in Folge zugenommen haben, womit sich die Union trotz 
der Abschwächung des Wirtschaftswachstums von ihrem Ziel im Rahmen des 
Kyoto-Protokolls entfernt. So haben nur fünf Mitgliedstaaten (D, F, L, S und 
GB) die geplanten Fortschritte erzielt bzw. ihre spezifischen Ziele fast erreicht, 
während zehn Mitgliedstaaten deutlich über dem Zielpfad liegen (E, I, A und P 
sind 15 Prozentpunkte oder mehr vom Zielpfad entfernt)." Siehe Tabelle 41A, 
Seite 189 und Tabelle 41 B, Seite 190. 
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günstig erhältliche fossile Primärenergieträger zum Einsatz kämen und 
der Treibhausgasausstoß wiederum ansteigt. Oder, dass bereits veralte- 
te thermische Kraftwerke nicht abgeschaltet oder erneuert werden. 

Werden sich Staaten wie China oder Indien in den nächsten Jahr- 
zehnten die Wirtschaftsweise und den ökologischen „Raubbau" der 
nördlichen Industriestaaten zu eigen machen, 574 wird dies wohl zu 
einem nicht mehr aufzuhaltenden Klimawandel mit den dementspre- 
chenden negativen Folgen 575 für die gesamte Menschheit führen. 576 " 1 " 577 
Nach der derzeitigen Energiesituation in China ist diese Tendenz 

^78 

offensichtlich. Mittel- und langfristig ist aber auch in China die 
Förderung erneuerbarer Energien geplant. Ein entsprechender Geset- 
zesvorschlag ist im Juni 2004 eingebracht worden. 79 



Dies hätte auch eine globale Verschiebung der „traditionellen Energieströme" 
zur Folge wie dies auch der beratende EGKS-Ausschuss in seiner Entschließung 
über das Weißbuch der Kommission „Eine Energiepolitik für die Europäische 
Union" deutlich herausstellt, ABl. C 232 vom 10.8.1996, S. 4, Punkt A7. Spie- 
gelstrich. 

z.B. Verschiebung der Vegetationsgrenzen und Anbauzonen, Veränderung der 
Niederschlagsmenge, Abschmelzen der Süßwasserreserven und Anstieg der 
Meeresspiegel, erhöhte UV-B-Strahlung, erhöhte Migrationsbewegungen etc. 
Zur wissenschaftlichen Beurteilung des Klimawandels siehe unter: 
http://www.ipcc.ch/activity/tar.htm und unter http://www.climate- 
change.ch/klima/Klima/klima_OcCC2003.html. 

Im Zeitraum 1990 bis 2000 stieg der Weltenergieverbrauch um 15% und dürfte 
nach Einschätzung der Kommission bis 2020 noch weiter verstärkt zunehmen. 
Dabei werden alleine China und Indien ca. ein Drittel des Zuwachses für sich 
beanspruchen (KOM 2004, 366 vom 26.5.2004, S. 8, 9). Nach Angaben der 
IEA hat sich der Erdöl-Energieverbrauch Chinas von 2003 auf 2004 um ca. 13% 
erhöht und u.a. an der Erdölknappheit im Jahr 2004 mitgewirkt. 
„Die Klimaveränderung und sonstige Umweltprobleme hängen mit der Energie- 
erzeugung und -nutzung zusammen. Eine Zunahme des Energiebedarfs wird 
diese Probleme noch verschärfen. Zur Zeit stellt Holz oder Holzkohle für 2 Mil- 
liarden Menschen die einzige für Kochen und Heizen verfügbare Energiequelle 
dar. Deren Energiebedarf auf nachhaltige Weise zu decken, ist eine der wich- 
tigsten Herausforderungen, mit denen man sich in Johannesburg auseinander 
setzen muss. " Kommission in: Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat, den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss 
der Regionen - Auf dem Weg zu einer globalen Partnerschaft für nachhaltige 
Entwicklung, in KOM/2002/82 endg., Pkt. 2. 

Siehe Tabelle 47, 48 und 49 im Anhang II (ab Seite 292). In den Jahren von 
1993 bis 2003 verzeichnete China (ohne Hong-Kong) einen Anstieg des Pri- 
märenergieverbrauchs von 55%. Ebenso Indien. Wobei Indien im Jahr 2003 
weniger als 1/3 des Gesamtenergieverbrauchs von China aufzuweisen hatte. Al- 
leine von 2003 auf 2004 erhöhte sich der Mineralölbedarf Chinas um rund 13%. 
IWR-Pressemeldung vom 28.5.2004, Energieletter 20/04, Pkt. 2. Dieser soll sich 
am deutschen Erneuerbaren-Energie-Gesetz orientieren und den Anteil der er- 
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Die Europäische Union unterstütz die nachhaltige Entwicklung in 
den Schwellen- und Entwicklungsländern, um die Verbesserung der 
Lebensqualität der Bevölkerung und die Umweltkomponente zu 

580 

stärken. Und natürlich auch um neue Absatzmärkte zu finden. 

Die Einsatzmöglichkeiten der erneuerbaren Energiequellen werden 
aber nicht ausschließlich von der fast kostenlosen Verfügbarkeit der 
Primärenergiequellen zu einer Anwendung in den aufstrebenden 
Schwellenländern und Entwicklungsländern führen. Vielmehr wird 
sich die Einsatzwahrscheinlichkeit mit der kostengünstigen Verfüg- 
barkeit der neuen Technologien im Verhältnis zu den „konventionel- 
len" Primärenergieträgern messen müssen. 

Die ökonomischen Vorteile aus der Verwendung fossiler Primär- 
energieträger, die sich die westlichen Industriestaaten im Laufe der 
Entwicklung zur dominierenden Wirtschaftsmacht weltweit verschafft 
haben, werden auch andere Volkswirtschaften für sich nutzen wollen. 
Dabei ist die Wahrscheinlichkeit sehr groß, dass die neuen Technolo- 
gien, wenn sie nicht konkurrenzfähig mit den konventionellen Ener- 
gieerzeugungsmöglichkeiten sind, dabei keine weitere Verbreitung in 
sich entwickelnden Wirtschaften finden werden. 

Insbesondere, wenn der politische Wille zur Förderung fehlt. 

Für die Europäische Union wird bei den meisten Mitgliedstaaten 
bis 2030 mit keiner wesentlichen Erhöhung der Energienachfrage 
gerechnet, die nicht durch andere Effekte (z.B. Energieeinsparung, 

58 I 

Steigerung der Energieeffizienz etc. ) abgefangen werden. 

Mitgliedstaaten wie Griechenland, Irland, Spanien, Portugal und 
die zehn Beitrittsländer von 2004 werden jedoch einen erheblichen 
Nachholbedarf zeigen. Dieser soll bis 2030 bei ca. 23 TWh an Energie 
liegen. 



neuerbaren Energien bis 2010 auf 10% erhöhen (Birgit Mangels-Voegt in Er- 
neuerbare Energien - Erfolgsgaranten einer nachhaltigen Politik? In Beilage zur 
Wochenzeitung „Das Parlament", S. 14, Fn. 16). 

0 Vgl. dazu z.B. Entscheidung 2493/2000/EG vom 7.11.2000, ABl. L 288 vom 
15.11.2000, S. lff. 

1 Insbesondere sind noch bei den Gebäuden, der elektrischen Beleuchtung, der 
Verwendung veralteter elektrischer Geräte und des „Stand-by"-Betriebs moder- 
ner Geräte und ganz besonders im Verkehr wesentliche Energieeinsparungen 
möglich. Die Entwicklung neuer Technologien ist ebenfalls zu erwähnen. 
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Tabelle 39 
(in Mio t ROE) 



EU-30 Endenergieverbrauch 

1750 




1990 2000 2010 2020 2030 

Quelle: Kommission in KOM-Dok: „Energie, unsere Abhängigkeit in den Griff bekom- 
men", S. 9, 2002, ISBN 92-894-1347-6. 

Nach dieser Entwicklungsprognose wird sich der Energieverbrauch 
in der Europäischen Union bis 2030 um ca. 500 Mio. t. Rohöleinheiten 
erhöhen (ca. 45% zum Stand 1990 bzw. 40% zum Stand 2000). 

Diese Entwicklung wird zur Einhaltung der UN-Klimaschutzziele 
und der internationalen sowie gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtun- 
gen' " der Mitgliedstaten der Europäischen Union zur Reduktion der 
Treibhausgase konträr verlaufen. 



Tabelle 40 

EU-30 C0 2 - Emissionen (1990 = 100) 

140 




90 

1990 2000 2010 2020 2030 



Quelle: Kommission in KOM-Dok: „Energie, unsere Abhängigkeit in den Griff bekommen", 
S. 10. 2002, ISBN 92-894-1347-6. 



Aus dem Kyoto-Protokoll für die Unterzeichnerstaaten. Und aus der Entschei- 
dung 2002/358/EG, ABl. L 130 vom 15.5.2002, S. 1. 
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Die Reduktion der Treibhausgasemissionen beträgt von 1990 bis 
2001 rund 4%. Diese Reduktionen sind vor allem auf die wirtschaftli- 
chen Entwicklungen in Deutschland und dem Vereinigten Königreich 
zurückzuführen. Frankreich, Finnland und Schweden haben die ange- 
strebten Ziele in etwa eingehalten. Alle anderen EU-15- 
Mitgliedstaaten jedoch teilweise weit verfehlt. 



Tabelle 41 A 





C0 2 - Ausstoß EU-15 Mitgliedstaaten 


1990 


2001 


2002 


Veränderung 
1 990-2002" 


Zielvorgabe 
2008-2012 


A 


78.3 


85,9 


84.6 


8,5 


-13,0 


B 


141.2 


150.2 


150,0 


2.1 


-7.5 


D 


1216,2 


993,5 


1016,0 


-18,9 


-21,0 


DK 


69,5 


69,4 


69,4 


-0,8 


-21,0 


E 


289,9 


382,8 


399,7 


39,4 


15,0 


F 


558,4 


580,8 


553,9 


-1,9 


0,0 


GB 


747,2 


657,2 


634,8 


-14,9 


-12,5 


GR 


107,0 


132,2 


135,4 


26,5 


25,0 


I 


509,3 


545,4 


553,8 


9,0 


-6,5 


IRL 


53,4 


70.0 


68.9 


28.9 


13,0 


L 


10,9 


6,1 


10,8 


-15,1 


-28,0 


NL 


211,1 


219,7 


213,8 


0,6 


-6,0 


P 


61,4 


83,8 


81,6 


41,0 


27,0 


S 


72,9 


70,5 


69,6 


-3,7 


4,0 


SF 


77,2 


80,9 


82,0 


6,8 


0,0 


EU-15 


4204,0 


4108,3 


4123,3 


-2,9 


-8,0 



Quelle: IWR-Pressedienst vom 9.5.2003 58 ' 1 und Europäische Umweltagentur 584 . 



Zusammenstellung aus zwei Statistiken durch den Autor. 

Spanien und Irland sind derzeit am weitesten von der Zielerfüllung 
entfernt. Die Kommission geht davon aus, dass die EU-15 Mitglied- 
staaten den Stand der Treibhausgasemissionen bis 2010 halten werden 
können. Eine Reduktion von 8%, wie vereinbart, ist dabei nicht er- 
reicht. 585 

Inwieweit diese Ziele überhaupt noch erreicht werden können ist 
umstritten und hängt wesentlich auch von den noch realisierbaren 
Einsparungspotentialen und Energieeffizienzsteigerungen zusammen. 



Fundstelle: http://www.iwr.de/klima/ausstoss_eu.html. 

Fundstelle: http://org.eea.eu. int./documents/releases/ghg-2003-de. 

So KOM (2001) 708 endg., Bericht der Kommission an EP und Rat vom 

30.11.2001, Pkt. 2.2 und 2.3. 
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Insbesondere im Bereich des Verkehrs wird mit einem Anstieg der 



C0 2 -Emissionen bis 2010 von ca. 40% gerechnet 



586 



C0 2 - Ausstoß EU- 15 Mitgliedstaaten 2001 



Tabelle 41 B 



IRL 
E 
P 
A 

DK 
1 

B 
GR 
NL 
SK 
F 
GB 
S 
D 
L 

EU-15 



o o 





5.29 



5.5% 



6,8% 



28,8% 



2,1% 



o o 




-40 -30 -20 -10 0 10 20 30% 



Quelle: Europäisches Umweltinstitut, http://org.eea. eu.int./documents/releases/ghg-2003-de. 



Wie realistisch eine Verringerung der Treibhausgasemissionen im 
Zeitraum 2010 bis 2020 von 20% bis 40% sein kann, wie von der 
Kommission im sechsten Umweltaktionsprogramm angekündigt, ist 
noch nicht abschätzbar. 



Mitteilung der Kommission: Die Umwelt Europas: Orientierung für die Zukunft, 
KOM (1999) 543 endg. vom 24.1 1.1999, Pkt. 8. Der Straßenverkehr verursacht 
ca. 85% der im Verkehrsbereich anfallenden C0 2 -Emissionen. 
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7.1 

Kurzer historischer Abriss der 
Entwicklung des Umweltschutzes 

Insbesondere, nachdem die wirtschaftliche Entwicklung zu einem 
relativ hohen Stand in den Industriestaaten gelangt ist, wurden die 
Umweltproblematiken mehr erkannt, besser verstanden und besonders 
die langfristigen Auswirkungen sichtbar. Das ökologische Denken trat 
neben das vorher vorherrschende Primat des ökonomischen Den- 

, 587 

kens. 

Neben die Hebung des materiellen Lebensstandards tritt nun immer 
mehr die Sicherung sozialer Standards und das Wissen und Verständ- 
nis für eine gesunde und langfristig gesicherte Umwelt als wichtiges 

588 

politisches Kriterium und Forderung auf.' 

Das diese Forderungen und Kriterien nur gemeinsam gelöst werden 
können, hat auch die Entscheidungsträger in der EU zunehmen be- 
schäftigt: 

„Die Hohen Vertragsparteien sind entschlossen, dafür zu Sorgen, 
dass die Europäische Union eine führende Rolle bei der Förderung 
des Umweltschutzes in der Union sowie - auf internationaler Ebene - 
bei der weltweiten Verfolgung desselben Ziels spielt. Bei der Verfol- 
gung dieses Ziels sollen alle Möglichkeiten des Vertrags in vollem 
Umfang genutzt werden, einschließlich des Rückgriffs auf marktorien- 



AB1. C 138 vom 17.5.1993, Einleitung, Pkt. 10 und Europäischer Rat von Dub- 
lin 1990: „"... die Gemeinschaft (muss) ihre Stellung als moralische, wirtschaft- 
liche und politische Autorität umfassend nutzen, um internationale Anstrengun- 
gen zur Lösung weltweiter Fragen, zur Förderung einer dauerhaften Entwick- 
lung und des schonenden Umgangs mit dem gemeinsamen natürlichen Besitz- 
stand voranzubringen". 

Vgl. z.B. die Verfassung des Königreichs Spaniens, Art 45 Abs. 2: „Die öffentli- 
che Gewalt wacht über die vernünftige Nutzung aller Naturreichtümer mit dem 
Ziel, die Lebensqualität zu schützen und zu verbessern und die Umwelt zu erhal- 
ten und wiederherzustellen. Dabei stützt sie sich auf die unerlässliche Solidari- 
tät der Gemeinschaft. " 

Oder die Verfassung des Kantons Glarus (CH), Art 46 Abs. 2: „Der Kanton und 
die Gemeinden fördern eine ausreichende und umweltgerechte Energieversor- 
gung sowie einen sparsamen Energieverbrauch. Sie können sich an Werken für 
die Energieversorgung beteiligen oder solche betreiben. " 

Oder die Verfassung von Rheinland-Pfalz, Art 69 Abs. 3: „3) Auf den sparsa- 
men Gebrauch und die Wiederverwendung von Rohstoffen sowie auf die spar- 
same Nutzung von Energie ist hinzuwirken. " 
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tierte, der Förderung nachhaltiger Entwicklung dienende Anreize und 
Instrumente. " 5S9 

Dieses Bekenntnis zum globalen Umweltschutz, wie oben be- 
schrieben, ist nicht eine automatische Reaktion. Erst durch langwierige 
gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische Prozesse ist das 
Wissen um diese Problematik entstanden. Nicht zuletzt die Erkenntnis, 
dass die Bekämpfung der Umweltverschmutzung an der Ursachen- 
quelle weitaus kostengünstiger und effizienter möglich ist, als die 
nachträgliche Beseitigung, Reinigung oder Behandlung durch die 
betroffenen Regionen und Nationalstaaten, hat die Bereitschaft diesem 
Bereich verstärkte Aufmerksamkeit zu schenken gefördert und vor 
allem, weil die Endlichkeit der Lagerstätten nunmehr deutlich wird. 

In der Entschließung des Rates zum Umweltschutz von 1983 wur- 
de als Begründung der Gemeinschaftsmaßnahme niedergelegt: „Die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat gemäß Art 2 des Vertra- 
ges 590 zu ihrer Gründung insbesondere die Aufgabe, eine harmonische 
Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft sowie 
eine beständige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung zu fördern; 
die Erfüllung dieser Aufgabe ist selbst unter geänderten wirtschaftli- 
chen Bedingungen nicht ohne schonende Nutzung der natürlichen 
Ressourcen der Umwelt und nicht ohne Verbesserung der Lebensqua- 
lität und des Umweltschutzes denkbar. 1(591 Diese vorsichtige Aus- 
drucksweise ist unter den im Jahr 1983 noch fast gänzlich fehlenden 
Kompetenzen der Gemeinschaft zu sehen. Insbesondere wurde aber 
die Verzerrung von wirtschaftlichen Aspekten im Gemeinsamen Markt 
befürchtet. In der oben genannten Entschließung wird auch darauf 
hingewiesen, dass die Gemeinschaft erst seit der Fortführung des 



Erklärung Nr. 9 der Staats- und Regierungschefs anlässlich der Unterzeichnung 
des Vertrags von Nizza zu Art 175 EGV (Abi. C 80/78, Pkt. 9): 

0 Art 2 E(W)GV siehe auch den veränderten Art 3 Abs. 2 und 3 VV. 

1 Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten vom 7. Februar 1983 zur Fortschreibung und Durchführung 
einer Umweltpolitik und eines Aktionsprogramms der europäischen Gemein- 
schaft für den Umweltschutz (1982-1986), ABl. C 46 vom 17.2.1983, S. lf. 
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Aktionsprogramms von 1973' für den Umweltschutz, also seit 1977, 

59^ 

über eine (sehr eingeschränkte) Umweltpolitik verfügt. 

Diese Aufmerksamkeit für den Umweltschutz wurde ursprünglich, 
als die Römischen Verträge verhandelt und abgeschlossen wurden, fast 
ausschließlich nur im Bereich des Schutzes vor den Gefahren der 
atomaren Strahlung gesehen. Der EGV ist daher von den Gedanken 
des präventiven Umweltschutzes in seiner Ursprungsfassung fast 
frei. 594 Der Umweltschutz wurde ab den 70er Jahren aus der Präambel 
des EWG-Vertrags 59 und Art 2 EWG-Vertrag interpretiert. 

So datiert die „Erste Meldung über die Politik der Gemeinschaft 
auf dem Gebiete des Umweltschutzes" aus dem Jahr 1 97 1 596+597 13 



Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten vom 22.11.1973 über ein Aktionsprogramm für den Umwelt- 
schutz, ABl. C 1 12 vom 20.12.1973. 

ABl. C 46 vom 17.2.1983, Anhang: Aktionsprogramm der Europäischen Ge- 
meinschaft für den Umweltschutz, Pkt. 1.2. 

Art 36 EWGV (Art 30 EGV idF von Amsterdam) sah wegweisend den „Schutz 
der Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren oder Pflanzen ..." vor. 
Wenn auch ursprünglich nur sehr eingeschränkt in seinem Anwendungsbereich 
der Ein-, Ausfuhr- und Durchfuhrverbote zu den Art 30 bis 34 EWGV. 
Aus der Präambel, 3. Erwägungsgrund: „stetige Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen" bzw. Art 2 EWG-Vertrag: „harmonische Entwicklung des Wirtschafts- 
lebens". 

22.7.1971. In der zweiten Mitteilung vom 22.3.1972 hat die Kommission vor 
allem die wirtschaftlichen, wettbewerbsverzerrenden Aspekte unterschiedlicher 
Umweltschutzstandards hervorgehoben. Die Vereinbarung vom 5.3.1973 sah 
vor allem eine im wesentlichen unverbindliche Stillhalte- und Informationsver- 
pflichtung vor - wiederum vor allem unter dem Gesichtspunkt der Beeinträchti- 
gung des Gemeinsamen Marktes. Das erste Aktionsprogramm für den Umwelt- 
schutz stammt vom 22. November 1973. Dabei wird erstmals das Verursacher- 
und das Vorsorgeprinzip anerkannt. 

Vgl. z.B. das Übereinkommen vom 29.1 1 .1969 über Maßnahmen auf Hoher See 
bei Ölverschmutzungs-Unfällen, 

- die Konvention über Schutz der Ostsee und den Belten vom 13.9.1973, 

- das Übereinkommen zur Verhütung von Meeresverschmutzungen vom Lande 

aus vom 4.6.1974, 

- das Übereinkommen über weiträumige Luftverunreinigungen vom 13.11.1979, 

das u.a. im Rahmen der KSZE/OSZE-Konferenzen zum Abschluss gebracht 
werden konnte. Dieses Abkommen bezieht sich vor allem auf die Emission 
von Schwefeldioxid und die Auswirkungen (u.a. sog. „saurer Regen") auf 
andere Nationalstaaten. 

- das Wiener Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht vom 22.3.1985 

u.v.a.m. 
aber auch 
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Jahre nach der Gründung der europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
bzw. Atomgemeinschaft. 

Bereits zuvor waren umweltschutzrechtlich relevante Bestimmun- 
gen in Kraft, vorzugsweise jedoch im Rahmen von Produktstandards, 
Produktsicherheit und der Berücksichtigung des Verbraucherschutzes 

598 

und des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz. 

Die relativ späte Akzeptanz der Umweltproblematik und die vor 
allem wirtschaftliche Sichtweise der Organe der EG ist, wie oben 
ausgeführt, nicht zuletzt in der beschränkten Kompetenz der EG 
begründet. 599 Dabei stand vor allem auch der Schutz der Arbeitnehmer 
und des gemeinsamen Marktes vor Wettbewerbsverzerrungen im 
Vordergrund, weil in diesen Bereich der Europäischen Gemeinschaft 
weitergehende Kompetenzen übertragen worden sind. 

Mit der Einheitlichen Europäischen Akte 1987 wurde die Umwelt- 
politik ein eigener Teil des E(W)G-Vertrags. Die grundsätzlichen 
Ziele wurden in Art 130r Abs. 1 (nunmehr Art 174 Abs. 1 EGV) 600 
wie folgt definiert: 

a) Erhaltung und Schutz der Umwelt 
sowie Verbesserung ihrer Qualität; 

b) Schutz der menschlichen Gesund- 
heit; 

c) umsichtige und rationelle Verwen- 
dung der natürlichen Ressourcen; 



- Richtlinie 84/360/EG zur Bekämpfung der Luftverunreinigung durch Indust- 

rieanlagen vom 28.6.1984, ABl. L 188, S. 20ff 

- Richtlinie zur Begrenzung der Schadstoffemissionen von Schwefeldioxyd und 

Stickoxyden aus Großfeuerungsanlagen vom 24.11.1988, ABl. L 336, s. 1 ff. 
Geändert durch die Richtlinie 94/66/EG vom 15.9.1994, ABl. L 337, S. 83ff. 

- Richtlinie 89/429/EWG des Rates vom 21.6.1989 über die Verringerung der 

Luftverunreinigungen durch bestehende Verbrennungsanlagen für Sied- 
lungsmüll, Abi. L 203, S. 50ff. 
u.a.m. 

Diese wurden im wesentlich auf Art 100 EWGV (Art 94 EGV) oder Art 235 
EWGV (Art 308 EGV) gestützt. 

Vgl. dazu Art 3 und 55 EGKSV, Kapitel 3 EAGV (Gesundheitsschutz) und Art 
3 und 94 EGV. 

Vgl. auch Art III- 1 29 ff im Verfassungsvertrag. 
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d) Förderung von Maßnahmen auf in- 
ternationaler Ebene zur Bewältigung 
regionaler oder globaler Umwelt- 
probleme. 

In Art 130r Abs. 2 (nunmehr Art 174 Abs. 2 EGV) wurde die Um- 
weltpolitik als zu berücksichtigendes Erfordernis bei der Anwendung 
der anderen Politiken der Gemeinschaft anerkannt. Weiters das Vor- 
sorgeprinzip und das Verursacherprinzip. 

Seit dem Vertrag von Maastricht (1994) ist auch das Europäische 
Parlament in die Entscheidungsfindung nach Art 175 EGV (ex-Art 
130s EWGV) 601 eingebunden. 

Durch das fünfte Umweltaktionsprogramm wurden die Grundlagen 

602 

für die nachhaltige Entwicklung gelegt. 

Im Vertrag von Amsterdam wurde die „nachhaltige Entwicklung in 
die Präambel und Art 2 EUV 0U " und Art 2 und Art 6 EGV aufgenom- 
men und der Umweltaspekt primärrechtlich wesentlich gestärkt. Die 
Aufnahme dieser Bestimmung ist eine direkte Folge des Brundtland- 
Berichts, der UN-Rahmenkonvention und des Kyoto-Protokolls. 

Im Verfassungs vertrag wird in Art III- 193 Abs. 2 lit. d zusätzlich 
„die nachhaltige Entwicklung in Bezug auf Wirtschaft, Gesellschaft 
und Umwelt in den Entwicklungsländern zu fördern mit dem vorrangi- 
gen Ziel, die Armut zu beseitigen" sowie in lit. f die „Entwicklung von 
internationalen Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der 
Qualität der Umwelt und der nachhaltigen Bewirtschaftung der 
weltweiten natürlichen Ressourcen beizutragen, um eine nachhaltige 
Entwicklung sicherzustellen" von der Union gefordert. 

Auf internationaler Ebene ist vor allem der Entwicklungsprozess 
nach der Weltkonferenz von Rio 1992 zu nennen und u.a. die dabei 
angenommene Agenda 21. In dieser werden wesentliche Empfehlun- 



" Vgl. nunmehr auch Art III-130 VV. 

2 Mitteilung der Kommission „Die Umwelt Europas: Orientierung für die Zu- 
kunft", KOM (1999) 543 endg. Pkt. 2. 

3 Vgl. nunmehr Art 3 Abs. 3 VV, Präambel der Charta der Grundrechte und Art 
11-37 sowie Art III-4 VV. 
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gen zur nachhaltigen weltweiten Entwicklung im 21. Jahrhundert 
dargelegt. 



7.2 

Das Klimaschutzziel und die Erneuerbaren Energieträger 

In der Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertre- 
ter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 1.2.1993 wurde in 
Bezugnahme 604 auf den Brundtlandbericht 605 festgestellt, dass die 
Entwicklung innerhalb der Europäischen Gemeinschaft dauerhafte 
und umweltgerechte Kriterien erfüllen müsse. Diese sind dann gege- 
ben, die Entwicklung „die Bedürfnisse der Gegenwart einlöst, ohne 
die Fähigkeit der künftigen Generationen, ihre Bedürfnisse zu erfüllen, 
beeinträchtigt ". 606 

Bezüglich der Energieerzeugung und Verwendung wird dabei fest- 
gehalten, dass dieser rationalisiert werden soll. 607 „Die Energiepolitik 
ist ein Schlüsselfaktor für die Durchsetzung einer dauerhaften und 
umweit gerechten Entwicklung ". 608 

Im Bereich der Energieerzeugung und -Verteilung sowie des 
Verbrauchs sind beträchtliche Auswirkungen auf den Umweltschutz 
bzw. erhebliche Umweltbelastungen vorhanden. Dies wird auch in der 
ersten Entschließung des Rates über Energie und Umweltschutz 

r • . 609 

aufgezeigt. 

Die erste Förderung alternativer Energiekonzepte wollte die Kom- 
mission noch auf Grundlage eines gemischten Systems stellen. 

Die sogenannten EAK-Energien sollten vor allem der Abhängig- 
keit der Gemeinschaft von Energieimporten, insbesondere von Mine- 



AB1. C 138 vom 17.5.1993, Einleitung, Pkt. 5. 

Bericht „Our Common Future" der UN-Kommission für Umwelt und Entwick- 
lung (Brundtlandbericht), 1987. Die Vorsitzende war Gro Harlem Brundtland. 
Der Brundtlandbericht war u.a. auslösender Faktor für die Umweltkonferenz 
von Rio 1992. 

Bericht der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (Brundtlandbericht), 
1987. 

ABl. C 138 vom 17.5.1993, Einleitung, Pkt. 6. 
ABl. C 138 vom 17.5.1993, Einleitung, Pkt. 21. 
ABl. C 168 vom 25.7.1975, S. 2-3. 
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raiölen weitgehend ein Ende bereiten. In den ersten Empfehlungen des 
Rates aus 1977 610 finden sich dann auch vor allem wirtschaftliche 
Überlegungen. Die Umweltschutzgedanken sind dabei noch im Hin- 
tergrund. 

Diese Ansicht änderte sich im Laufe der Jahrzehnte und in der RL 
96/92/EG v. 19.12.1996 betreffend gemeinsamer Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt 611 wurde bereits den Umweltschutzgedanken 
breiten Raum eingeräumt. Dabei wird nun ausdrücklich in Kauf 
genommen, dass es zu einer Verzerrung des Binnenmarktes kommen 
kann. Insbesondere, dass die erneuerbaren Energieträger ökonomisch 
die Vorteile nicht direkt widerspiegeln, sondern auch die sozialen und 

612 

ökologischen Kosten zu berücksichtigen sind " und dass diesen 
Energieträgern Vorrang aus Gründen des Umweltschutzes eingeräumt 
werden kann. 613 

Die Besonderheit der erneuerbaren Energiequellen und deren not- 
wendige Förderung wurde auch vom EuGH anerkannt: 614 

„Die Entwicklung der Nutzung erneuerbarer Energieträger gehört 
daher zu den vorrangigen Zielen, die sich die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Verpflichtungen gesetzt haben, die 
sie eingegangen sind aufgrund des Rahmenabkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen, das durch den Beschluss 94/69/EG 
des Rates vom 15. Dezember 1993 615 im Namen der Gemeinschaft 
genehmigt wurde, und des Protokolls der dritten Konferenz der Ver- 
tragsstaaten dieses Abkommens in Kyoto vom 11. Dezember 1997, das 
am 29. April 1998 von der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten unterzeichnet wurde. 616 



610 Empfehlung des Rates 77/712/EWG, 77/713/EWG, 77/714/EWG, ABl. 295 vom 

18.11.1977, S. lff 

611 ABl. L 27 v. 30.1.1997, S. 20-29 

612 Vgl. dazu auch die RL 2001/77/EG vom 27.9.2001 zur Förderung der Stromer- 
zeugung aus erneuerbaren Energiequellen im Elektrizitätsbinnenmarkt, ABl. L 
283 vom 27.10.2001, S. 33ff, Art 4. 

613 Vgl. RL 96/92/EG Erwägungsgründe, Rz. 28. 

614 Vorabentscheidungsverfahren vom 13.3.2001, Rs. C-379/98, Preussen-Elektra, 
Slg. 2001, S. 1-2099. Rz. 74 bis 77. Im Textzitat wurden die Anmerkungen in 
Fußnoten umgewandelt und kursiv zitiert. 

615 ABl. 1994, L 33, S. 11. 

1 Vg/. dazu insbesondere Entschließung des Rates vom 8. Juni 1998 über erneu- 
erbare Energieträger [ABl. C 198 vom 24.6.1998, S. 1 ] und Entscheidung Nr. 
646/2000/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Februar 
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Diese Politik bezweckt zugleich den Schutz der Gesundheit und des 
Lebens von Menschen, Tieren und Pflanzen. 

Außerdem müssen die Erfordernisse des Umweltschutzes gemäß 
Satz 3 des Artikels 1 30r Absatz 2 Unterabsatz 1 EG-Vertrag 617 bei der 
Festlegung und Durchführung anderer Gemeinschaftspolitiken einbe- 
zogen werden. Im Vertrag von Amsterdam erscheint diese Bestimmung 
in leicht veränderter Form in Artikel 6 EG 618 im Ersten Teil - Grund- 
sätze - des Vertrages. 

Zudem heißt es in der achtundzwanzigsten Begründungserwägung 
der Richtlinie 96/92/EG ausdrücklich, dass die Mitgliedstaaten „aus 
Gründen des Umweltschutzes" in den Artikeln 8 Absatz 3 und 11 
Absatz 3 ermächtigt werden, der Elektrizitätserzeugung auf der 
Grundlage erneuerbarer Energien Vorrang einzuräumen... " 



Durch die Einheitliche Europäische Akte wurde mit Einfügung ei- 
nes Titels VII 619 der Gemeinschaft eine Umweltpolitikkompetenz neu 
zugeordnet. „Die Umweltpolitik der Gemeinschaft hat zum Ziel: 



EEA, Art 130r EWGV 

- die Umwelt zu erhalten, zu 

schützen, ihre Qualität zu 
verbessern; 

- zum Schutz der menschlichen 

Gesundheit beizutragen; 

- eine umsichtige und rationale 

Verwendung der natürlichen 
Ressourcen zu gewährleisten. " 



ab Maastricht, Art 130r 

- Erhaltung und Schutz der 

Umwelt sowie Verbesserung 
ihrer Qualität; 

- Schutz der menschlichen Ge- 

sundheit; 

- Umsichtige und rationelle 

Verwendung der natürlichen 
Ressourcen 

- Förderung von Maßnahmen auf 

internationaler Ebene zur Be- 
wältigung regionaler und glo- 
baler Umweltprobleme 



2000 über ein Mehrjahresprogramm zur Förderung der erneuerbaren Energie- 
träger in der Gemeinschaft [Altener] [1998-2002] [ABl. L 79, S. 1 ]. 

617 Nach Änderung jetzt Artikel 174 Absatz 2 Unterabsatz 1 EG. Siehe auch Art III- 

129 Abs. 2 VV. 

618 Siehe auch Art III-4 VV. 

619 Titel XVI seit dem Vertrag von Maastricht, Titel XIX seit dem Vertrag von 
Amsterdam, Abschnitt 5, Artikel 129-131 VV. 

620 Nunmehr Artikel 174 EGV bzw. III- 129 VV 
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In der Rückschau gesehen hat sich daher das Umweltrecht und das 
Energierecht auf europäischer Stufe langsam über 30 Jahre einander 
angenähert und sind, bildlich gesprochen, nunmehr auch auf Gemein- 
schaftsebene „zwei Seiten einer Medaille". Im Bereich des Energie- 
rechts iVm dem Umweltrecht wird der Schwerpunkt dabei vor allem 
auf die Diversifizierung der Energieträger und die Förderung erneu- 

622 

erbarer Energieträger " unter anderem auch zur Erreichung des 

623 

Kyoto-Ziels " gesetzt. 

Besonders hemmend im Bereich des Energierechts iVm dem Um- 
weltrecht wirkt sich die Einstimmigkeit der Beschlussfassung nach Art 
175 Abs. 2 EGV aus. Auch im Verfassungsvertrag nach Artikel III- 
130 VV wird diesbezüglich vorerst keine Änderung eintreten. 624 Ob 
der Ministerrat sich durchringen wird eine Abstimmung mit qualifi- 
zierter Mehrheit wie in Art 175 Abs. 2 letzter Unterabsatz EGV 
einzuführen oder das ordentliche Gesetzgebungsverfahren nach Art 
III- 130 Abs. 2 vorletzter Unterabsatz VV anzuwenden, wird die 
Zukunft erst noch zeigen. 



621 Siehe oben zur Substitution von Mineralöl durch andere Energieträger. 

622 Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energieträger an der Gesamtelektrizi- 
tätserzeugung der Gemeinschaft bis 2010 auf 22,1% (21%). Der Anteil der er- 
neuerbaren Energien am Bruttoinlandsverbrauch der EU- 15 auf 12%. 1997 lag 
der Anteil der EU-15 noch bei 5,4% und 2001 bei 6% (5,5% in EU-25). Dieser 
Anteil soll bis 2020 auf 20% gesteigert werden. 

Der Anteil an Mineralöl betrug im Jahr 2001 rund 40%, Erdgas 23%, feste 
Brennstoffe 15% und Kernkraft 16% (siehe KOM 2004, 366 vom 26.5.2004, S. 
5, Pkt. 1 und 3, S. 8 Pkt. 1.1). 

Die Kommission nennt als Hauptbeweggründe für die verstärkte Forcierung der 
erneuerbaren Energien: 1. Diversifizierung der Energiequellen, 2. Klimaände- 
rung und 3. die Erreichung der Kyoto-Ziele. 

623 Reduzierung der Treibhausgasemission 2008-2012 in Kohlendioxidäquivalenten 
um 5% unter das Niveau von 1990. Die Energieerzeugung und der Verkehr tra- 
gen ca. 50 bis 80% zum Treibhauseffekt bei - so Volker Oschmann in „Strom 
aus erneuerbaren Energien im Europarecht", S. 24 und Fn. 8. 

624 Vgl. Art III- 130 Abs. 2 lit. c. Es wird auch nach wie vor bei der Beteiligung des 
Europäischen Parlaments im Rahmen des Anhörungsverfahren bleiben. 
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7.3 

Das System der Emissionsrechte 
(Handel mit Zertifikaten) 

Das Protokoll von Kyoto wurde am 11. Dezember 1997 von den 
Mitgliedstaaten auf der 3. Konferenz über Klimaänderung angenom- 

625 

men. ~" Grundlage dafür ist, wie bereits ausgeführt, das Rahmenüber- 
einkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 
(UNFCCC 626 ) aus dem Jahr 1 992. 

Im Protokoll von Kyoto zur Klimarahmenkonvention wurden u.a. 
die Grundsätze für ein System des Handels mit Emissionsrechten 
festgelegt. Dadurch sollen unter anderem die verbindlichen Redukti- 
onsziele für Treibhausgase erreicht werden. 

Neben dem Handel mit Emissionsrechten bestehen gemäß dem 
Kyoto-Protokoll noch zwei Mechanismen zur Reduktion von Treib- 
hausgasen. Einerseits die Möglichkeit der Initiierung und Durchfüh- 

627 

rung von Klimaschutzprojekten unter Industriestaaten. Andererseits 
Klimaschutzprojekte von Industriestaaten mit Entwicklungsländern 628 . 

629 

Im Weiteren wird der Handel mit Emissionsrechten als wesent- 
lichste Einwirkung auf das europäische Umweltrecht und Energierecht 
behandelt. 

Durch die vom Ministerrat im Juni 1998 vereinbarte EU- 
Lastenverteilung 630 (sog. „Bürden Sharing) bei der gemäß Art 4 
Kyoto-Protokoll vereinbarten Reduzierungen der Treibhausgase 
wurden von den EU- 15 Mitgliedstaaten folgende Verpflichtungen 
übernommen. 



625 In Kraft getreten am 16. Februar 2005. 

626 United Nation Framework Convention on Climate Change 

627 Joint Implementation werden mit „Anhang-B-Vertragsstaaten" des Kyoto- 
Protokolls abgeschlossen. 

628 Clean Development Mechanism werden mit "Nicht-Anhang-B-Vertragsstaaten" 
des Kyoto-Protokolls abgeschlossen. 

629 International Emission Trading. 

630 Lastenteilungsvereinbarung des Rates vom 16.6.1998, Dok. 9702/98 vom 
19.6.1998. 
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Tabelle 42 




Emissionsänderung für die sechs 




wichtigsten Treibhausgase 2008 bis 




2012 im Verhältnis zum Basisjahr 




1990 




A 


-13 


B 


7,5 


DK 


-21 


D 


-21 


E 


+15 


F 


0 


GR 


+25 


I 


-6,5 


IRL 


+ 13 


L 


-28 


NL 


-6 


P 


+27 


S 


+4 


SF 


0 


GB 


-12,5 


EU-15 WI 


-8% 



Quelle: Bericht der Kommission, KOM (2001) 708 endg. vom 
30.11.2002, Tabelle 3.2.1. 



Die zehn Mitgliedstaaten, die anlässlich der fünften Erweiterungs- 
runde 2004 Mitglieder der Europäischen Union wurden, sind in dieser 
Lastenverteilung nicht berücksichtigt. Polen und Ungarn sind auf 
Grund des Kyoto-Protokoll verpflichtet um 6%, alle anderen acht 
Mitgliedstaaten um 8% gegenüber dem Referenzjahr 1990 die Treib- 
hausgasemissionen zu reduzieren. 

632 

Durch das Grünbuch der Kommission " über den Handel mit 
Treibhausgasemissionen wurde ein gemeinschaftsweiter Diskussions- 
prozess ausgelöst. 



1 Die zehn Mitgliedstaaten der fünften Erweiterungsrunde, die am 1.5.2004 beigetre- 
ten sind, werden im Sinne von Art 4 Kyoto-Protokoll von der bestehenden „Las- 
tenverteilung" erst ab 2012 erfasst. Im Zeitraum 2008 bis 2012 besteht jedoch die 
Möglichkeit diese Mitgliedstaaten am EU-15-Gemeinschaftssystem durch gegen- 
seitige Anerkennung zu beteiligen. 

2 KOM (2000) 87 endg. vom 8.3.2000. 
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Um Erfahrungen mit dem System des Handels mit Treibhausgas- 
emissionen zu erlangen wurde das System EU-weit bereits am 
1.1.2005 eingeführt, obwohl es gemäß Kyoto-Protokoll erst ab 2008 
vorgeschrieben wäre. Innerhalb der EU- 15 betrifft dies ca. 5000 
Treibhausgasemittenten, vorerst bis 2008 beschränkt auf die C0 2 

c • • 633 

Emissionen. 

Nachdem die USA (1990 - 36% der Weltemissionen) und einige 
andere Staaten die Ratifizierung des Kyoto-Protokolls ablehnen 634 
bzw. nicht durchführen, konnte es erst verspätet in Kraft treten. 635 

In Russland (1990 - 17,4%) hat das Kabinett am 30.9.2004 be- 
schlossen hat, dass Kyoto-Protokoll zu ratifizieren. 

Das Kyoto-Protokoll ist nach Zustimmung und Annahme durch die 
Duma im Oktober 2004 und Unterzeichnung durch Präsident Putin am 
5. November 2004 am 16.2.2005 in Kraft getreten und völkerrechtlich 
für die ratifizierenden Vertragstaaten verbindlich geworden. 

Grundlage für die gemeinschaftsweite Einführung des Systems des 
Handels mit Emissionsrechten bildet vor allem die Richtlinie 
2003/87/EG. 636 

Durch diese Richtlinie und die nationale Umsetzung soll kosten- 
günstig und effizient ein System zur Verwirklichung der Klimaschutz- 
ziele geschaffen werden. Dabei sollen die Bereiche, welche volkswirt- 
schaftlich relativ einfach Treibhausgasemissionen reduzieren können 
sofort in das Handelssystem einbezogen werden und andere Bereiche, 
wie z.B. dem Verkehrswesen, bei dem eine entsprechende Reduktion 
nur längerfristig wirtschaftlich vertretbar ist und erhebliche Kontroll- 
und Überwachungstätigkeiten erfordern würde, zu einem späteren 
Zeitpunkt oder durch ein anderes System. 



Ca. 25% der gesamten Emissionsrechte werden dabei in Deutschland ausgegeben. 
Deutschland wird damit der größte Einzelmarkt für Emissionsrechte. 

4 Die USA lehnt vor allem wegen einer drohende Energieknappheit für die USA 
und die Verstärkung einer Rezession in den USA bei der Umsetzung des Kyoto- 
Protokolls dieses ab. 

5 Zum in Kraft treten des Kyoto-Protokolls waren mindestens 55 Ratifizierungen 
(bereits zuvor erreicht) von Vertrags Staaten notwendig, die mindestens 55% der 
gesamten Treibhausgasemissionen weltweit verursachen. Um einen Beitrag zur 
raschen Reduktion von Treibhausgasen zu leisten, haben sich einige Vertrags- 
staaten, unter anderem alle EU-15-Mitgliedstaaten, verpflichtet, die vereinbar- 
ten Reduktionsziele frühzeitig umzusetzen. Die in Klammer gesetzten Werte 
sind die aktuellen Treibhausgasemissionswerte. Das Kyoto-Protokoll ist am 16. 
Februar 2005 in Kraft getreten. 

6 ABl. L 275 vom 25.10.2003, s. 32ff. 
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Durch die Entscheidung 93/389/EWG " ist die Kommission ver- 
pflichtet die Entwicklung der Treibhausgase in der Gemeinschaft zu 
beobachten. Es wurde dazu ein Überwachungsausschuss eingerichtet. 
Durch die Bewertung wird wiederum die Gesamtmenge und die 

6^8 

Zuteilung von Treibhausgasemissionszertifikaten vorbereitet. 

Durch das System des Handels mit Emissionsrechten wird vom 
Staat den zuvor intern festgelegten Hauptemittenten 639 eine bestimmte 
Anzahl von Emissionsrechten (95% vorerst) durch nationale Zutei- 
lungspläne kostenlos, jährlich bis spätestens 28. Februar, zugeteilt. 
Eine andere Möglichkeit besteht darin, dass der Mitgliedstaat die 
notwendigen Zertifikate an die betroffenen innerstaatlichen Haupt- 
emittenten verkauft (5%). 

Die zugeteilten oder erworbenen Zertifikate sind vom betroffenen 
Unternehmen bis spätestens zum 30. April jeden Jahres an die zustän- 
dige mitgliedstaatliche Stelle abzugeben und werden gelöscht. Die 
Überprüfung der tatsächlichen Emissionen wird von einer unabhängi- 
gen Stelle durchgeführt. 

Dabei sind von den Unternehmen so viele Zertifikate abzugeben, 
wie im vorangegangenen Kalenderjahr Treibhausgase emittiert wur- 
den. Nicht verbrauchte Zertifikate können verkauft oder aufbewahrt 

, 640 

werden. 

Können keine Zertifikate entsprechend der Treibhausgasemission 
abgegeben werden, so wird als Sanktion eine Buße von EURO 40,— 
im ersten Dreijahreszeitraum bzw. EURO 100,-- im ersten Fünfjahres- 
zeitraum, pro fehlendem Zertifikat verhängt. Die fehlenden Zertifikate 
sind von den Unternehmen im Folgejahr abzugeben und werden dann 
gelöscht. 

Der erste Handelszeitraum begann am 1.1.2005 und endet am 
31.12.2007. Dadurch, dass die Europäische Union selbst Vertragspar - 



AB1. L 167 vom 9.7.1993, S. 31 f. geändert durch die Entscheidung 1999/296/EG 
vom 26.4.1999 in ABl. L 1 17 vom 5.5.1999, S. 35ff. 

Vgl. dazu z.B. den zweiten Zwischenbericht der Kommission an EP und Rat, 
KOM (2001) 708 endg. vom 30.11.2001. 

Z.B. Unternehmen die Energieerzeugungsanlagen mit mehr als 20 MW Brenn- 
stoffleistung betreiben (mit Ausnahmen). 

Zur grundlegenden Berechnung der Emissionsdaten siehe Richtlinie 
2003/87/EG, Anhang IV und die Entscheidung der Kommission vom 29. Januar 
2004 zur Festlegung von Leitlinien für Überwachung und Berichterstattung 
betreffend Treibhausgasemissionen gemäß der Richtlinie 2003/87/EG des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates (ABl. L 059 vom 26.2.2004, S. 1-74). 
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tei des UNFCCC und des Protokolls von Kyoto ist, besteht die Mög- 
lichkeit des EU-weiten Handels mit Emissionszertifikaten, ohne, dass 
dies als internationaler Handel mit Emissionszertifikaten beurteilt 
wird. Die Anerkennung von Emissionszertifikaten durch andere 
Vertragsstaaten bedarf ansonsten deren ausdrücklicher Zustimmung. 641 
Ebenso der grenzüberschreitende Handel mit Unternehmen 642 aus 
anderen Vertragsstaaten. 

In Europa sind es etwa sechs bis sieben Börsen und viele unabhän- 
gige Einzelpersonen und Firmen, welche an diesem System als Mit- 
telsmänner, Broker, Börse, Großhandel etc. mitwirken. 643 

Die weitere Zuteilungsperiode beginnt am 1.1.2008 und wird in 
einem Fünfjahresrhythmus erneuert. Dabei werden in dieser Zutei- 
lungsperiode nur noch 90% der Zertifikate kostenlos zugeteilt. 



Funktion 

Überschreitet ein Emittent die nach dem Zertifikatshandelssystem 
zugeteilten Emissionsrechte, muss er die weiteren notwendigen Zerti- 
fikate zukaufen. Unterschreitet der Emittent die zugeteilten Emissions- 
rechte, kann er diese an andere verpflichtete Unternehmen verkaufen. 

Dadurch sollen die beteiligten Unternehmen zu einer Reduktion 
der Treibhausgasemissionen und einem umweltschonenden Produzie- 
ren angehalten werden, weil durch den Zukauf von Emissionszertifika- 
ten die Grenzkosten des erzeugten Produkts ansteigen. Dadurch 
wiederum schmälert sich in der Folge der Rohgewinn des Emittenten 



Die Union kann nach Art 300 EGV über die gegenseitige Anerkennung von 
Zertifikaten mit Drittstaaten entsprechende internationale Abkommen abschlie- 
ßen. 

Das Protokoll von Kyoto nennt nicht ausdrücklich Unternehmen als Hauptquelle 
für die Treibhausgasemissionen. Ebenso können andere „Einheiten", „Einrich- 
tungen" oder „Rechtsträger" verpflichtet werden, bestimmte Reduktionsziele zu 
erreichen oder einzuhalten. Die Ausgestaltung der Verpflichtungen aus dem 
Kyoto-Protokoll obliegt dem jeweiligen teilnehmenden Vertragsstaat bzw. der 
Europäischen Union und deren Mitgliedstaaten. Im Weiteren wird der Begriff 
„Unternehmen" als Synonym für alle Einheiten, Einrichtungen und Rechtsträger 
verwendet, die gemeinschaftsweit zur Einhaltung oder Reduktion der Kyoto- 
Ziele verpflichtet sind. 

So z.B. die European Energy Exchange (EEX) in Leipzig seit 9. März 2005, die 
European Climate Exchange in Amsterdam u.a. 
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oder das Produkt selbst wird am Markt nicht mehr angenommen, weil 
der Preis nicht konkurrenzfähig ist. 

Der Emissionshandel ist somit grundsätzlich wertneutral und ver- 
ringert nicht den bestehenden Treibhausgasausstoß. Durch die markt- 
wirtschaftlichen Elemente jedoch werden Anreize geschaffen, über 
dieses System Kosten zu sparen bzw. durch den Verkauf nicht ver- 
brauchter Emissionsrechte Einnahmen zu lukrieren. 

Um zwischen diejenigen Unternehmen, die bereits Vorleistungen 
zur Treibhausgasemissionseinschränkung getroffen und den anderen, 
die solche Bemühungen nicht auf sich genommen haben, keine Wett- 
bewerbsverzerrungen entstehen zu lassen, muss innerstaatlich die 
(kostenlose) Zuteilung so geregelt werden, dass die Unterlassung in 
der Vergangenheit von Bemühungen zur Treibhausgasemissions- 
Reduktion durch die Einführung des Zertifikatsystems nun zum 
Stichtag 1.1.2005 nicht belohnt wird (gewisse Ungleichheiten werden 
sich aber nicht vermeiden lassen). 

Dies kann 

durch die Wahl eines länger zurückliegenden Basiszeitrau- 
mes (Betrachtungszeitraum) vor dem nationalen Zuteilungs- 
plan geschehen, 

durch die Zweiteilung der Zuteilungsrunde geschehen (die 
Erstzuteilung erfolgt an alle Unternehmen gleichmäßig, in 
der zweiten Runde werden nur die sich bewerbenden Unter- 
nehmen, die solche Vorleistungen nachweisen können, be- 
rücksichtigt. Diese erhalten also einen „Bonus"), 
durch die Festlegung von Rahmenwerten geschehen. Dieje- 
nigen Unternehmen, die hinsichtlich der Treibhausgase mehr 
Effizienz pro Bezugspunkt (z.B. Produktionseinheit) aufwei- 
sen, erhalten mehr Zertifikate als Anlagen, die solche Rah- 
menwerte überschreiten. 

Die Kommission bevorzugt dabei die dritte Variante. Vor allem 
weil dadurch die aktuellen Emissionen einer Anlage beurteilt werden 
kann und die Zuteilung somit zu einem aktuellen Stand erfolgt. 

Nachdem insbesondere C0 2 bei der Verbrennung technisch noch 
nicht ausreichend kostengünstig zurückgehalten werden kann und eine 
direkte Verbindung zwischen dem Kohlestoffgehalt fossiler Energie- 
träger und dem C0 2 Ausstoß sowie dem Treibhauseffekt nachweisbar 
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ist, ist auch gleichzeitig eine indirekte Förderung von alternativen 
Energieträgern, insbesondere der umweltverträglich erzeugten elektri- 
schen Energie zu erwarten. 644 

Insbesondere, nachdem das vorher beschriebene System offen an- 
gelegt ist und derzeit nur die größten bzw. wichtigsten Emittenten von 
Treibhausgasen erfasst werden. 645 Die weitere Differenzierung und 
Einbeziehung kleinerer Emittenten, die bis jetzt noch nicht erfasst 
wurden, ist somit möglich. 646 



7.4 

Gefahren für die zukünftige Entwicklung 
im Umweltschutzbereich 

Die Entwicklung der wirtschaftlichen Potenz der jeweiligen Uni- 
onsmitgliedstaaten der Europäischen Union und auch aller anderen 
Staaten wirkt sich direkt proportional zum Engagement im Bereich des 
Umweltschutzes und des sozialen Fortschritts aus. 

Die derzeit noch bestehenden Pläne in der europäischen Union 
zum Umweltschutz und zur nachhaltigen Entwicklung sind hier noch 
eine Ausnahme von der oben genannten Regel. 647 



Insbesondere in Nordamerika werden aktuell verschiedene andere Möglichkeiten 
der Kohlenstoffdeponierung diskutiert. Dabei wird vor allem daran gedacht C0 2 
bei den Hauptverursachern zu sammeln und es anschließend in erschöpften 
Erdgasfelder, Erdölfeldern, natürlichen Hohlräumen einzulagern (sog. Carbon 
Capturing and Sequestration - CCS). Auch die Einleitung in die Ozeane wird 
erwogen. Die Bindung von C0 2 durch Aufforstungen hätte zumindest den Vor- 
teil, dass zukünftige Generationen nicht mit einer technischen Lösung konfron- 
tiert werden, die möglicherweise nur kurzfristige Effekte bringt und deren Risi- 
ken und zukünftigen Probleme heute nicht abschätzbar sind. 

5 Ca. 45% der C0 2 - Emissionen werden von einer sehr begrenzten Anzahl von 
Bereichen aus der Eisen- und Stahlherstellung, Raffinerien, anorganischen 
Chemie sowie Papier- und Zellstoffindustrie, Energieerzeugung über 50 MW lh . 
verursacht. Zitat und Quelle aus: Grünbuch der Kommission, KOM (2000) 87 
endg. vom 8.3.2000, Pkt. 6.1. Siehe auch Tabelle 38B, Seite 185). 

6 Siehe Art 24 der RL 2003/87/EG. 

7 Sehr gut aufgezeigt ist die notwendige Entwicklung in: „Mitteilung der Kom- 
mission an den Rat und das Europäische Parlament, Entwicklung einer themati- 
schen Strategie für die nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen" in 
KOM (2003) 572 endg. vom 1.10.2003. 
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Die Gefahren und Risiken für die weitere zukünftige Entwicklung 
im Umweltschutzbereich und für die Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung sind vielfältig: 648 

^ Die Emission von Treibhaus gasen, die durch menschliche Tä- 
tigkeiten erzeugt wurden, ist die Ursache für die globale Er- 
wärmung. Der Klimawandel wird voraussichtlich in zuneh- 
menden Maße extreme Wetterereignisse (Wirbelstürme, Über- 
schwemmungen) mit schwerwiegenden Folgen für Infrastruk- 
tur, Grundeigentum, Gesundheit und Natur verursachen. 

^ Die öffentliche Gesundheit wird nicht nur durch neue antibio- 
tikaresistente Stämme bestimmter Krankheitserreger, sondern 
auch durch die potenziellen Langzeitauswirkungen zahlreicher 
Chemikalien die tagtäglich verwendet werden, ernsthaft be- 
droht; auch die Bedrohung der Lebensmittelsicherheit nimmt 
an Bedenklichkeit zu. 

y Jeder sechste Europäer lebt in Armut. Armut und soziale Aus- 
grenzung wirken sich sehr stark auf den Einzelnen aus. Sie 
äußern sich in einem schlechten Gesundheitszustand, 
Suizidgefährdung und Dauerarbeitslosigkeit. Die Last der 
Armut wird zu einem unverhältnismäßig hohen Anteil von 
alleinerziehenden Müttern und älteren alleinstehenden Frauen 
getragen. Armut hält sich tendenziell über ganze Generationen 
in denselben Familien. 

y Ein Anstieg der Lebenserwartung ist ganz offensichtlich 
willkommen. In Verbindung mit niedrigen Geburtenraten 
droht jedoch die daraus resultierende Überalterung der 
Bevölkerung zu einer Verlangsamung des 
Wirtschaftswachstums zu führen sowie die Qualität und die 
finanzielle Nachhaltigkeit der Rentenvorsorge und des 
öffentlichen Gesundheitswesens zu beeinträchtigen. Die 
Ausgaben in diesem Bereich könnten in zahlreichen 
Mitglied Staaten zwischen 2000 und 2040 um bis zu 8 % des 

y BIJämiiMigmi Jahrzehnten hat sich der Rückgang der biologi- 
schen Vielfalt in Europa dramatisch beschleunigt. Die Fisch- 



Zitiert nach: Mitteilung der Kommission Nachhaltige Entwicklung in Europa für 
eine bessere Welt: Strategie der Europäischen Union für die nachhaltige Ent- 
wicklung (Vorschlag der Kommission für den Europäischen Rat in Göteborg), 
KOM/200 1/0264 endg. 
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bestände in den europäischen Gewässern stehen kurz vor dem 
Kollaps. 

y Das Abfallvolumen ist dauerhaft rascher gewachsen als das 
BIP. Bodenverlust und Rückgang der Fruchtbarkeit untergra- 
ben die Wirtschaftlichkeit bestimmter landwirtschaftlicher 
Flächen. 

y Die Verkehrsüberlastung hat rasch zugenommen, so dass der 
Verkehr oft zum Erliegen kommt. Dies betrifft vor allem städti- 
sche Gebiete, die auch vor andere Probleme gestellt sind, z. B. 
Verfall der Innenstädte, Ausdehnung der Vorstadtgebiete und 
Konzentrationen akuter Armut und sozialer Ausgrenzung. Re- 
gionale Ungleichgewichte in der EU sind auch weiterhin ein 
ernstzunehmendes Problem. 

Inwieweit auf diese Gefahren und Risiken zukünftig reagiert und 
gegengesteuert werden kann ist ungewiss. Es kann nur durch eine 
langfristige und kontinuierliche Vorausplanung im politischen und 
wirtschaftlichen Bereich eine entsprechende Koordination aller bishe- 
rigen Errungenschaften der industrialisierten Gesellschaft erreicht 
werden, ohne einen oder mehrere Rückschritte zu riskieren. Die am 
30.4.2004 in Kraft getretene Richtlinie 2004/35/EG 649 über Umwelt- 
haftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden kann 
möglicherweise nach der dreijährigen Umsetzungsfrist entsprechend 
positive Effekte bewirken. 

Die Kommission spricht auch davon, dass die „historisch betrach- 
tet enge Verzahnung von BIP-Wachstum und Umweltbelastung" 
entkoppelt werden muss. 650 



ABl. L 143, S. 56. 

In: Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament - 
Überprüfung der Umweltpolitik 2003 - Konsolidierung der Umweltdimension 
nachhaltiger Entwicklung, KOM/2003/0745 endg. Pkt. 3.3, Rz. 30. Dies wurde 
auch schon anlässlich des Weltgipfels „World Summit on Sustainable Devel- 
opment" in Johannesburg als Ziel erklärt. 
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8. 

Resume 

Die Entwicklung und Stärkung eines europäischen Energiebin- 
nenmarktes, insbesondere für Elektrizität und Gas, ist im internationa- 
len Kontext gesehen, eine Erscheinung der gegenwärtigen Liberalis- 
musgedanken in der Wirtschaftspolitik und erfolgte im vergleichbaren 
Ausmaß auch in den USA, Japan und anderen Ländern. 

Die Beseitigung von nationalen Monopolen und Oligopolen und 
die Schaffung von politisch relativ unabhängigen Unternehmen und 
eines marktwirtschaftlichen Wettbewerbs wird sich langfristig auf die 
europäische Binnenmarktstruktur, die politische Entscheidungsfin- 
dung, die Versorgungssicherheit und den Umweltschutz wesentlich 
auswirken. 

Inwieweit dies den Kunden bzw. Endverbraucher und die Markt- 
wirtschaften der Unionsmitgliedstaaten positiv oder negativ beeinflus- 
sen wird, ist von den wirtschaftlichen, politischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen wesentlich abhängig. 

Ob es bei dieser Liberalisierung zu einer „win-win"-Situation für 
alle Beteiligten kommen wird oder nicht ist heute noch nicht absehbar. 

In einem, auch sicherheitspolitischen, so sensiblen Bereich wie die 
Energieversorgung ist es für die Gemeinschaft und die Nationalstaaten 
eine zwingende Notwendigkeit bei Versagen der Marktkräfte frühzei- 
tig, wirksam und koordinierend eingreifen zu können. 

Andererseits sind diese Eingriffe so gering zu halten und vorsichtig 
zu setzen, dass der freie Wettbewerb möglichst nicht gestört wird. 

Eine völlige Liberalisierung wurde auch in der Richtlinie 
2003/54/EG (noch) nicht angestrebt und sind die gemeinwirtschaftli- 
chen Verpflichtungen der Unternehmen im Energiebereich, zumindest 
in Europa, anerkannt. Auch die zuvor in Kapitel 5.4 angeführten 
Voraussetzungen verhindern eine zu vollständige Liberalisierung. 

Die Änderung der Energieerzeugungsstrukturen von der zentralen 
Großerzeugung zur ergänzenden Erzeugung durch dezentrale Klein- 
kraftwerke (insbesondere KWK) und vom angebotorientierten zum 
nachfrageorientierten Wirtschaftskonzept bietet noch viel Potenzial für 
eine kaum absehbare Veränderung in diesem Markt. 
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Auf diese Veränderungen, insbesondere 

bei den Erzeugungs- und Einspeisungsmöglichkeiten, 

die Änderung der Warenwirtschaftsgesellschaft in eine 

Dienstleistungsgesellschaft, 

die absehbaren Engpässe bei der zukünftigen Energieversor- 
gung, 

den geplanten Ausstieg aus der Kerntechnologie, 

die bestehenden Umweltprobleme, speziell im Bereich des 

Klimas, 

die Importabhängigkeit der Europäischen Union usw. 

sind für die Zukunft dringend anstehende Reaktionen notwendig. Die 
Unionsmitgliedstaaten werden dabei kaum umhin können, diese 
Kompetenzen zur Reaktion und Steuerung auf die Gemeinschaftsebe- 
ne anzuheben. Einzelstaatliche Lösungen werden hier kaum mehr 
ausreichende Ergebnisse bringen. 

Durch ein geeignetes und vorbildliches Modell zur Erhöhung der 
Energieeffizienz kann bereits in kurzer Zeit und kostengünstig ein 
Maximum an Energieeinsparung erreicht werden. Hier ist insbesonde- 
re auf die noch weitgehend ungenützten Möglichkeiten der Kraft- 
Wärme-Kopplung und die Energieeinsparung durch moderne automa- 
tisierte Systeme sowie die Schaffung eines entsprechenden Problem- 
bewusstseins zu verweisen. 

Die zu erwartenden Verteilungskonflikte um die Energie, insbe- 
sondere, wenn sich die Prognosen über die Erschöpfung der Erdölvor- 
räte bestätigen, sind weitere und schwierige Anforderungen an die 
Union. Dabei wird auch die Europäische Union nicht umhin kommen 
zusammen mit den anderen entwickelten Wirtschaftsnationen eine 
gemeinsame, globale Strategie zu entwickeln und umzusetzen, damit 
diese Verteilungskonflikte nicht alle Wirtschaftsnationen gleicherma- 
ßen zurückwerfen. 

Eine Lösung für das bestehende Nord-Süd- Wohlstandsgefälle wird 
sich dadurch jedoch kaum ergeben. 
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9. 

Anhang I 

Energierecht der Europäischen Gemeinschaft 
Gesetzliche Grundlagen 

9.1 

Primärrechtliche Bestimmungen 

Artikel 2 (ex- Art 2) EGV 651 

Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die Errichtung eines Gemeinsamen 
Marktes und einer Wirtschafts- und Währungsunion sowie durch die Durch- 
führung der in den Artikeln 3 und 4 genannten gemeinsamen Politiken und 
Maßnahmen in der ganzen Gemeinschaft eine harmonische, ausgewogene und 
nachhaltige Entwicklung des Wirtschaftslebens, ein hohes Beschäftigungsni- 
veau und ein hohes Maß an sozialem Schutz, die Gleichstellung von Männern 
und Frauen, ein beständiges, nichtinflationäres Wachstum, einen hohen Grad 
von Wettbewerbsfähigkeit und Konvergenz der Wirtschaftsleistungen, ein ho- 
hes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität, die Hebung 
der Lebenshaltung und der Lebensqualität, den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt und die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern. 

In Art 2 EGV werden seit der Gründung der Europäischen (Wirt- 
schafts-) Gemeinschaft 1957 die Vertragsziele (Aufgabe[n]/Aufträge) 
genannt. Diese war ursprünglich gänzlich auf die Errichtung und 
verbesserte Funktion des Gemeinsamen Marktes im weitesten Sinne 
ausgerichtet. 

Mit dem Vertrag von Maastricht kam die WWU, ein nichtinflationäres 
und umweltverträgliches Wachstum, ein hohes Maß an sozialem 
Schutz (in Verbindung auch mit der Unionsbürgerschaft zu sehen), die 
Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts und die 
Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten hinzu. Weiters wurde die 
Verknüpfung des Art 2 mit Art 3 und 4 EGV deutlich hervorgehoben. 

Mit dem Vertrag von Amsterdam dann eine deutliche Hervorhebung 
der Bedeutung des Umweltschutzes und der Verbesserung der Um- 



1 Im folgenden werden die Artikel in der konsolidierten Fassung des Vertrags von 
Amsterdam zitiert. Falls im Text Bezug auf die ursprüngliche Artikelzählung 
vor dieser Änderung genommen wird, wird die neuen Artikelzählung in 
(Klammer) gesetzt. 
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weltqualität hinzu. 

In keinem Fall wurde das Energierecht oder eine Energiepolitik als 
Teil dieser Aufgabe ausdrücklich genannt. Nachdem der EGV jedoch 
ein Rahmenvertrag ist, wäre dies in Art 2 auch nicht unbedingt erfor- 
derlich gewesen. Die Energiepolitik ist als Teil des Gemeinsamen 
Marktes in diesen automatisch integriert, sofern nicht durch andere 
Verträge (EGKS) ein Teil des Gemeinsamen Marktes anderweitig 
geregelt wurde. Dass die Energiepolitik als Teil des Gemeinsamen 
Marktes gesehen wurde zeigt sich z.B. deutlich im Protokoll vom 

652 

21.4.1964 ~ u.a. frühen Sekundärrechtsakten. Auch die nahtlose 
Integration der EGKS- Aufgaben (u.a. Energiewirtschaft für Kohle) in 
den EG-Vertrag im Jahr 2002 ist dafür ein deutliches Zeichen. 

Artikel 3 (ex- Art 3) EGV 

Die Tätigkeit der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 umfasst nach Maßgabe 
dieses Vertrags und der darin vorgesehenen Zeitfolge: 

In Art 3 werden die allgemein erwähnten Aufga- 
ben/Aufträge/Vertragsziele aus Art 2 konkretisiert und eingeschränkt. 

Art 3 (1) lit. o) EGV 

- die Förderung des Auf- und Ausbaus transeuropäischer Netze; 

Seit dem Vertrag von Maastricht obliegt der Union eine Förderung 
von transeuropäischen Netzen auf dem Gebiet des Verkehrs, der 
Telekommunikation und der Energie. Diese drei Bereiche ergeben sich 
für den Begriff „transeuropäische Netze" aus den durch den Vertrag 
von Maastricht eingefügten Art 154 bis 156. Dieser Beitrag dient der 
Verwirklichung der Vertragsziele, insbesondere der Art 14 6 3 und 
15 8 654 EGV. 

Art 3(1) lit. u) EGV 

- Maßnahmen in den Bereichen Energie, Katastrophenschutz und Fremdenverkehr. 



2 Protokoll vom 21.4.1964 eines Abkommens betreffend die Energiefragen I ABl. 
69/64 vom 30.4. 1 964, S. 1 099 

3 Der schrittweisen Verwirklichung des Binnenmarktes 

4 Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt. 
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In lit. u) werden neben der Energie auch der Katastrophenschutz und 
der Fremdenverkehr genannt. Von diesen Bereichen hat ausschließlich 
die Energie einen korrespondierenden Kompetenzartikel (Art 154ff 
EGV) und lässt eine gemeinschaftsweite „Förderung" zu. Bereits lange 
vor den geplanten Änderungen in der EEA und im Vertrag von Maast- 
richt hat die Europäische Union/Gemeinschaft Maßnahmen auf dem 
Energiesektor gesetzt. 655 Dies wird unter anderem besonders deutlich 
in der Entschließung des Rates vom 13.2.1975 betreffend Maßnahmen 
zur Erreichung der vom Rat am 17.12.1974 festgelegten Ziele der 
gemeinschaftlichen Energiepolitik. 656 



Artikel 6 (ex-Art 3c) EGV 

Die Erfordernisse des Umweltschutzes müssen bei der Festlegung und Durch- 
führung der in Artikel 3 genannten Gemeinschaftspolitiken und -maßnahmen 
insbesondere zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung einbezogen wer- 
den. 



Die ursprüngliche Fassung dieses Artikels im Kapitel XVI (Umwelt) 
EGV (nunmehr Kapitel XIX) in Art 130r Abs. 2 3. Satz EGV nahm 
ausschließlich global auf die Berücksichtigung des Umweltschutzes 
bei der Durchführung der anderen Politiken bezug. Sowohl von der 
Stellung im Vertrag her als auch des Wortlautes wurde mit dem 

657 

Vertrag von Amsterdam dieser Artikel erheblich aufgewertet. 

Dieser Artikel hat das Potential in sich, für die Zukunft eine prägenden 
Einfluss auf die gesamte europäische Rechtssetzung auszuüben. 
Sowohl im Hinblick auf die Umweltpolitik im Allgemeinen als auch 
die explizit genannte nachhaltige Entwicklung. Dadurch kann das bald 
notwendige Umdenken im Hinblick auf die Forcierung erneuerbarer 
Energiequellen stärker unterstützt werden. 

Die Wirksamkeit dieser Bestimmung ist weitgehend unabhängig von 
den, durch den Vertrag von Maastricht eingefügten Kompetenzgrund- 
lagen für den Umweltschutz, den Artikeln 130r (174) bis 130t (176). 



5 Siehe weiter unten unter Kapitel 9.2. Teilweise gestützt auf Art 5 (10), 103 (99), 
213 (284) oder 235 (308). Wobei Art 103 (nunmehr Art 99) vor dem Vertrag 
von Maastricht eine gemeinsame Konjunkturpolitik betraf und seither, weiter 
gefasst, eine gemeinsame Wirtschaftspolitik. 

6 ABl. C 153, S. 6 vom 9.7.1975 und Bull-EG 2-1975, 2257, S. 51 

7 Nunmehr ist der Artikel 6 bei den „Grundsätzen" des Vertrages angesiedelt. 
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Vordergründig erwähnt der Artikel 6 nur den Schutz der Umwelt. In 
Bezug auf das Energierecht und die gemeinschaftliche Energiepolitik 
hat diese Bestimmung jedoch tiefgreifende Auswirkungen und Mög- 
lichkeiten, da eine nachhaltige Entwicklung eben nicht nur Umwelt- 
schutzbelange beinhaltet, sondern alle Bereiche von der Erzeugung 
von Produkten für Kraftwerke, der Energieproduktion bzw. - 
gewinnung bis zum Verbrauch umfasst. Dies insbesondere in Hinblick 
auf die Aufzählung in Art 174 Abs. 1 EGV. 

Artikel 14 (ex-Art 7a) EGV 

(1) Die Gemeinschaft trifft die erforderlichen Maßnahmen, um bis zum 31. 
Dezember 1992 gemäß dem vorliegenden Artikel, den Artikeln 15 und 26, Arti- 
kel 47 Absatz 2 und den Artikeln 49, 80, 93 und 95 unbeschadet der sonstigen 
Bestimmungen dieses Vertrags den Binnenmarkt schrittweise zu verwirklichen. 

(2) Der Binnenmarkt umfasst einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der 
freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß den 
Bestimmungen dieses Vertrags gewährleistet ist. 

(3) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission die 
Leitlinien und Bedingungen fest, die erforderlich sind, um in allen betroffenen 
Sektoren einen ausgewogenen Fortschritt zu gewährleisten. 

Durch Art 13 der EEA wurde der ehemalige Artikel 8a (7a), nunmehr 
Art. 14 in den EGV eingefügt. 

Gemäß diesem Artikel sollte der europäische Binnenmarkt bis zum 
31.1.1992 verwirklicht werden. Dies ist im Zusammenhang mit der 
gleichzeitigen Einfügung der neuen Politikbereiche, insbesondere zur 
WWU, Industriepolitik, transeuropäische Netze, Umweltschutz, 
Sozialpolitik, Verbraucherschutz etc. zu sehen. 

Das Binnenmarktkonzept ist jedoch ein veränderliches und stetig sich 
entwickelndes Projekt und muss sich den Anforderungen der Wirt- 
schaft und Politik ständig anpassen. Soweit kann eine „Vollendung" 
des Binnenmarktes niemals tatsächlich final eintreten. Wohl aber eine 
Optimierung. Diese Optimierung versucht die Kommission in zahlrei- 
chen Vorschlagen und Zielvorgaben zu erreichen. Im Energiebereich 
wurden die ersten wirksamen Schritte dafür mit der RL 96/92/EG und 
2003/54/EG gesetzt. Aber auch dieser Bereich ist andauernden Ände- 
rungen ausgesetzt und verlangt Anpassungen. Ein erhebliches Defizit 
besteht sowohl bei der Erreichung der vorgegebenen Ziele als auch der 
Umsetzung bereits beschlossener Richtlinien zur Verwirklichung des 
(Energie-)Binnenmarktes. 
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Das Hauptziel des Art 14 EGV ist auf die Beseitigung von Maßnah- 
men beim grenzüberschreitenden Waren- und Dienstleistungsverkehr, 
Niederlassungsfreiheit, Kapital- und Zahlungsverkehr sowie zur 
Verbesserung des rechtlichen Umfelds für grenzüberschreitende 
unternehmerische Tätigkeiten gerichtet (z.B. Rechtsangleichung im 
Unternehmensrecht). 



Artikel 16 (neuer Artikel) EGV 

Unbeschadet der Artikel 73, 86 und 87 und in Anbetracht des Stellenwerts, den 
Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse innerhalb der gemeinsa- 
men Werte der Union einnehmen, sowie ihrer Bedeutung bei der Förderung 
des sozialen und territorialen Zusammenhalts tragen die Gemeinschaft und die 
Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse im Anwendungsbereich 
dieses Vertrags dafür Sorge, dass die Grundsätze und Bedingungen für das 
Funktionieren dieser Dienste so gestaltet sind, dass sie ihren Aufgaben nach- 
kommen können. 



Durch den Vertrag von Amsterdam wurde Art 7d (16) EGV neu 
eingefügt und entschärfte als Kompromiss die Diskussion zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Kommission über die Zulässigkeit und 
den Umfang der wirtschaftlichen Tätigkeit der Mitgliedstaaten in 
bestimmten Bereichen der Daseinsvorsorge. Dabei hat die Kommissi- 
on vor allem einen sehr liberalen Standpunkt vertreten, während die 
Mitgliedstaaten weitgehend der Ansicht waren, dass die Bereiche der 
Daseinsvorsorge den Wettbewerbsregeln entzogen werden sein sollen. 

Artikel 26 (ex- Art 28) EGV 

Der Rat legt die Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission fest. 

Im Sinne des Art 26 EGV, des Gemeinsamen Zolltarifs ist es strittig, 
ob Elektrizität eine Ware oder eine Dienstleistung ist und welche 
Vorschriften anzuwenden sind. Dies vor allem deshalb, weil Elektrizi- 
tät ein Leitungsnetz benötigt um transportiert zu werden und mögli- 
cherweise kein körperlicher Gegenstand ist. 

Unter der Position 2716 des Gemeinsamen Zolltarifs ist „elektrischer 
Strom" als Ware aufgeführt und auch in Hinblick auf die Rsp. des 
EuGH als Ware im Sinne der Art 23 bis 31 EGV anzusehen. 
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Artikel 28 (ex-Art 30) EGV 

Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wir- 
kung sind zwischen den Mitgliedstaaten verboten. 

Artikel 29 (ex-Art 34) EGV 

Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wir- 
kung sind zwischen den Mitgliedstaaten verboten. 

Art 28 EGV ist eine der zentralen Bestimmungen des EG-Vertrags. In 
diesen Bestimmungen werden alle „mengenmäßigen Einfuhrbeschrän- 
kungen sowie Maßnahmen gleicher Wirkung" verboten. Die besonde- 

658 

re Wirkung des Art 28 liegt in der unmittelbaren Wirkung und der 
damit integrativen Funktion für den Binnenmarkt. 

Da Energie (besonders Elektrizität) eine Ware im Sinne des Art 26 ist 
und sowohl die Einfuhr als auch die Durchfuhr von Waren nach Art 28 
und die Ausfuhr nach Art 29 EGV unbedingt zulässig ist, ist eine 
nationalstaatliche Einschränkung ohne besonderen Rechtfertigungs- 
grund jedenfalls unzulässig. 

Artikel 30 (ex-Art 36) EGV 

Die Bestimmungen der Artikel 28 und 29 stehen Einfuhr-, Ausfuhr- und Durch- 
fuhrverboten oder —be schränkungen nicht entgegen, die aus Gründen der öf- 
fentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit, zum Schutze der Gesundheit 
und des Lebens von Menschen, Tieren oder Pflanzen, des nationalen Kultur- 
guts von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des 
gewerblichen und kommerziellen Eigentums gerechtfertigt sind. Diese Verbote 
oder Beschränkungen dürfen jedoch weder ein Mittel zur willkürlichen Diskri- 
minierung noch eine verschleierte Beschränkung des Handels zwischen den 
Mitgliedstaaten darstellen. 

In Art 30 EGV sind Rechtfertigungsgründe aufgezählt. Unter ganz 
engen und bestimmten Gründen können die Mitgliedstaaten die in Art 
28 und 29 angeführten Verbote durch nationale Maßnahmen außer 
Kraft setzen und rechtfertigen. Diese Rechtfertigungsgründe zum 
Schutz bestimmter nationale Rechtsgüter können den freien Waren- 
verkehr (Handel) soweit als unbedingt notwendig einschränken. 



Die unmittelbare Wirkung bedeutet unmittelbare Rechtswirkung zugunsten von 
Einzelpersonen und Unternehmen. Diese ist von den nationalen Gerichten und 
Verwaltungsbehörden unbedingt und von Amts wegen zu beachten. National- 
staatliche Vorschriften der Mitgliedstaaten müssen bei einem Verstoß gegen Art 
28 EGV unangewendet bleiben - das Gemeinschaftsrecht geht unbedingt vor. 
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Artikel 31 (ex-Art 37) EGV 

(1) Die Mitgliedstaaten formen ihre staatlichen Handelsmonopole derart um, 
dass jede Diskriminierung in den Versorgungs- und Absatzbedingungen zwi- 
schen den Angehörigen der Mitgliedstaaten ausgeschlossen ist. 

Dieser Artikel gilt für alle Einrichtungen, durch die ein Mitgliedstaat unmittel- 
bar oder mittelbar die Einfuhr oder die Ausfuhr zwischen den Mitgliedstaaten 
rechtlich oder tatsächlich kontrolliert, lenkt oder merklich beeinflusst. Er gilt 
auch für die von einem Staat auf andere Rechtsträger übertragenen Monopole. 

(2 ) Die Mitgliedstaaten unterlassen jede neue Maßnahme, die den in Absatz 1 
genannten Grundsätzen widerspricht oder die Tragweite der Artikel über das 
Verbot von Zöllen und mengenmäßigen Beschränkungen zwischen den Mit- 
gliedstaaten einengt. 

(3) Ist mit einem staatlichen Handelsmonopol eine Regelung zur Erleichterung 
des Absatzes oder der Verwertung landwirtschaftlicher Erzeugnisse verbunden, 
so sollen bei der Anwendung dieses Artikels gleichwertige Sicherheiten für die 
Beschäftigung und Lebenshaltung der betreffenden Erzeuger gewährleistet 
werden. 

Die Mitgliedsstaaten haben sich verpflichtet die staatlichen Handels- 
monopole derart umzuformen, dass die diskriminierende Ein- bzw. 
Ausfuhr in den Versorgungs- und Absatzbedingungen von Waren in 
den Mitgliedstaaten ausgeschlossen wird. Im Rahmen der Energie 
wurden erst spät mit der Umformung dieser Handelsmonopole begon- 
nen. Inzwischen sind in den meisten der 25 Mitgliedstaaten die Han- 
delsmonopole weitestgehend umgeformt bzw. befinden sich in einem 
fortgeschrittenen Liberalisierungsstadium (mit Ausnahmen). 

Artikel 49 (ex-Art 59) EGV 

Die Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Gemein- 
schaft für Angehörige der Mitgliedstaaten, die in einem anderen Staat der Ge- 
meinschaft als demjenigen des Leistungsempfängers ansässig sind, sind nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen verboten. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission be- 
schließen, dass dieses Kapitel auch auf Erbringer von Dienstleistungen An- 
wendung findet, welche die Staatsangehörigkeit eines dritten Landes besitzen 
und innerhalb der Gemeinschaft ansässig sind. 

Artikel 50 (ex-Art 60) EGV 

Dienstleistungen im Sinne dieses Vertrags sind Leistungen, die in der Regel 
gegen Entgelt erbracht werden, soweit sie nicht den Vorschriften über den frei- 
en Waren- und Kapitalverkehr und über die Freizügigkeit der Personen unter- 
liegen. 

Als Dienstleistungen gelten insbesondere: 
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a) gewerbliche Tätigkeiten, 

b) kaufmännische Tätigkeiten, 

c) handwerkliche Tätigkeiten, 

d) freiberufliche Tätigkeiten. 

Unbeschadet des Kapitels über die Niederlassungsfreiheit kann der Leistende 
zwecks Erbringung seiner Leistungen seine Tätigkeit vorübergehend in dem 
Staat ausüben, in dem die Leistung erbracht wird, und zwar unter den Voraus- 
setzungen, welche dieser Staat für seine eigenen Angehörigen vorschreibt. 



Art 49 und 50 EGV sind unmittelbar anwendbar. 

Die grenzüberschreitende Bereitstellung von Energie ist nicht nur ein 
Handel mit der Ware Energie, sondern enthält auch Elemente einer 
Dienstleistung. Dies insbesondere dann, wenn die Energie im Rahmen 
eines Lastmanagements für ein anderes Unternehmen abrufbereit 
gehalten wird, um z.B. Netzausfälle, Kraftwerksausfälle, Nachfrage- 
spitzen etc. rasch kompensieren zu können. 659 

Ob im Rahmen dieser Energielieferung die Warenlieferung oder der 
Dienstleistungsverkehr bei der Bereitstellung oder dem Handel mit 
Energie überwiegt ist je nach Sachlage zu beurteilen. Die Bereitstel- 
lung eines Netzes zur Durchleitung von Energie ist jedenfalls eine 
Dienstleistung. Die Lieferung von Energie an den Endverbraucher 
jedenfalls eine Warenlieferung. 

„Angehörige" eines Mitgliedstaates sind nach der oben zitierten 
Gesetzesstelle sowohl natürliche Personen mit Staatsangehörigkeit 



Siehe auch Tabelle 56 im Anhang II. 

" Zu den verbotenen Beschränkungen zählt das hoheitliche Handeln einer staatli- 
chen Stelle, einer Gebietskörperschaft, einer beliehenen Körperschaft oder auch 
eines beliehenen Unternehmens. Aber auch selbständige Unternehmen, denen 
vom Nationalstaat eine weitgehende rechtliche Autonomie gewährt wurde, kön- 
nen Adressaten des Art 49 EGV sein (vgl. Rs. Walrave u.a.) aber auch des Art 
86 EGV. Sonstige Ungleichbehandlungen von Privaten untereinander fallen 
nicht unter Art 49 EGV, jedoch möglicherweise unter Art 81 oder 82 EGV. 

1 Vgl. zu den Rechtfertigungsgründen aus dem Allgemeininteresse die EuGH Rs. 
Van Binsbergen, 33/74, Slg. 1974, 1299, Rn. 121 Rs. Debauve, 52/79, Slg. 1980, 
833, Rn. 101 Webb, 279/80, Slg. 1981, 3305, Rn. 131 Rs. C-288/89, Slg. 1991, 1- 
4007, Rn. 141 Rs. Ramrath, C-106/91, Slg. 1992, 1-3351 1 Rs. Alpine Investment, 
C-348/93, Slg. 1995, 1-1 1411 Rs. De Agostini, C-34/95, C35/95, C36/95, Slg. 
1997, 1-38431 Rs. Van Schaik, C-55/93, Slg. 1994, 1-48371 Rs. C-101/94, Slg. 
1996, 1-2691 1 Rs. Reisebüro Broede, C-3/95, Slg. 1996, 1-651 II Rs. Corsica Fer- 
nes France, C-266/96, Slg. 1998, 1-39491 Rs. ARD/ProSieben, C-6/98, Slg. 
1999, 1-75991 Rs. Corsten, C-58/98, Slg. 1999, 1-79 191 Rs. Wouters, C-309/99, 
Slg. 2002, 1-1577 und viele andere mehr. 
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eines Unionsmitgliedstaats als auch juristische Personen (z.B. 
GesmbH.) mit satzungsmäßigem Sitz in einem Unionsmitgliedstaat. 

Bei der Bereitstellung von Energie kann es sich um eine Korrespon- 
denzdienstleistung handeln, da weder der Lieferant noch der Empfän- 
ger der Dienstleistung die Grenze zwischen den Mitgliedstaaten 
überqueren, sondern ausschließlich die Dienstleistung an sich. 

Im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit ist jede offene oder versteckte 
Beschränkung/Diskriminierung derselben verboten, sofern nicht ein 
zulässiger Rechtfertigungsgrund vorliegt. 660 Nur ausdrücklich im EGV 
vorgesehene Rechtsfertigungsgründe, z.B. in Art 45 und 46, können 
herangezogen werden. 661 Inwieweit der Energiesektor zu den vom 
EuGH anerkannten „sensiblen Dienstleistungssektoren" gehören 
könnte und die Erforderlichkeit bestimmter nationaler, einschränken- 
der Maßnahmen rechtfertigt, ist noch nicht geklärt. 

Artikel 81 (ex-Art 85) EGV 662 

(1) Mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar und verboten sind alle Verein- 
barungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen 
und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, welche den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen geeignet sind und eine Verhinderung, Ein- 
schränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes bezwecken oder bewirken, insbesondere 

a) die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung der An- oder Verkaufspreise 
oder sonstiger Geschäftsbedingungen; 

b) die Einschränkung oder Kontrolle der Erzeugung, des Absatzes, der techni- 
schen Entwicklung oder der Investitionen; 

c) die Aufteilung der Märkte oder Versorgungsquellen; 

d) die Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei gleichwertigen Leistun- 
gen gegenüber Handelspartnern, wodurch diese im Wettbewerb benachtei- 
ligt werden; 

ejdie an den Abschluss von Verträgen geknüpfte Bedingung, dass die Ver- 
tragspartner zusätzliche Leistungen annehmen, die weder sachlich noch 
nach Handelsbrauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen. 

(2) Die nach diesem Artikel verbotenen Vereinbarungen oder Beschlüsse sind 



Art 81 hat seit 1.1.2004 im gesamten unmittelbare Geltung in den Mitgliedstaa- 
ten. Dadurch wird jedoch die Anwendung des nationalen Kartellrechts nicht ge- 
nerell verdrängt, sondern nur im Sinne des Art 83. Angesprochen von Art 81 
und 82 EGV sind private und öffentliche Unternehmen im weitesten Sinne, mit 
Sitz in der Europäischen Union und auch außerhalb. Untenehmen ist jede eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit, unabhängig von der Rechtsform 
und der Art der Finanzierung (EuGH in Rs. Höfner und Elser 1991 ). 
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nichtig. 

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 1 können für nicht anwendbar erklärt 
werden auf 

— Vereinbarungen oder Gruppen von Vereinbarungen zwischen Unter- 
nehmen, 

— Beschlüsse oder Gruppen von Beschlüssen von Unternehmensvereini- 
gungen, 

— aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen oder Gruppen von solchen, 

die unter angemessener Beteiligung der Verbraucher an dem entstehenden 
Gewinn zur Verbesserung der Warenerzeugung oder -Verteilung oder zur För- 
derung des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, ohne dass 
den beteiligten Unternehmen 

a) Beschränkungen auferlegt werden, die für die Verwirklichung dieser Ziele 
nicht unerlässlich sind, oder 

b) Möglichkeiten eröffnet werden, für einen wesentlichen Teil der betreffenden 
Waren den Wettbewerb auszuschalten. 

Art 81 EGV ist die zentrale Vorschrift (Kartellverbot) über das Verbot 
von bewusstem Zusammenwirken von Unternehmen mit dem Ziel 
wettbewerbsstörendes Verhalten zu setzen bzw. den Wettbewerb 
einzuschränken. Der Sinn dieser Vorschrift liegt darin, das freie Spiel 
der Marktkräfte im Binnenmarkt zu erhalten und Störungen vorbeu- 
gend zu begegnen. Daher sind solche Vereinbarungen auch zivilrecht- 
lich verboten und nichtig, sofern nicht eine Freistellung zuvor erfolgte. 

Durch die VO 1/2003/EG werden nunmehr Kartelle vom Verbot nach 
Art 81 Abs. 1 EGV ausgenommen, wenn diese den Kriterien des Art 
81 Abs. 3 EGV entsprechen. 

Artikel 82 (ex-Art 86) EGV 663 

Mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar und verboten ist die missbräuchliche 
Ausnutzung einer beherrschenden Stellung auf dem Gemeinsamen Markt oder auf einem 
wesentlichen Teil desselben durch ein oder mehrere Unternehmen, soweit dies dazu 
führen kann, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. 

Dieser Missbrauch kann insbesondere in folgendem bestehen: 

a) der unmittelbaren oder mittelbaren Erzwingung von unangemessenen Einkaufs- 
oder Verkaufspreisen oder sonstigen Geschäftsbedingungen; 

b) der Einschränkung der Erzeugung, des Absatzes oder der technischen Entwick- 
lung zum Schaden der Verbraucher; 

c) der Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei gleichwertigen Leistungen 



Siehe vorstehende Fußnote. 
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gegenüber Handelspartnern, wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt werden; 

d) der an den Abschluss von Verträgen geknüpften Bedingung, dass die Vertrags- 
partner zusätzliche Leistungen annehmen, die weder sachlich noch nach Han- 
delsbrauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen. 



Das Verbot des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung nach 
Art 82 EGV ist die zweite wesentliche Stütze des EG- 
Wettbewerbsrechts. Während Art 81 das Verhalten von mehreren 
Unternehmen regelt, wird in Art 82 das einseitige Verhalten eines 
Unternehmens geregelt. 

Das Verbot des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung gilt 
absolut. Das Verbot ist nicht von einem Tätigwerden der Kommission 
oder einer nationalen Behörde abhängig, und es gibt davon keine 
Ausnahmen oder die Möglichkeit der Genehmigung. 

Artikel 83 (ex-Art 87) EGV 

(1) Die zweckdienlichen Verordnungen oder Richtlinien zur Verwirklichung 
der in den Artikeln 81 und 82 niedergelegten Grundsätze werden vom Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments beschlossen. 

(2) Die in Absatz 1 vorgesehenen Vorschriften bezwecken insbesondere: 

a)die Beachtung der in Artikel 81 Absatz 1 und Artikel 82 genannten Verbote 
durch die Einführung von Geldbußen und Zwangsgeldern zu gewährleisten; 

bjdie Einzelheiten der Anwendung des Artikels 81 Absatz 3 festzulegen; dabei 
ist dem Erfordernis einer wirksamen Überwachung bei möglichst einfacher 
Verwaltungskontrolle Rechnung zu tragen; 

c) gegebenenfalls den Anwendungsbereich der Artikel 81 und 82 für die einzel- 
nen Wirtschaftszweige näher zu bestimmen; 

d) die Aufgaben der Kommission und des Gerichtshofes bei der Anwendung der 
in diesem Absatz vorgesehenen Vorschriften gegeneinander abzugrenzen; 

e) das Verhältnis zwischen den innerstaatlichen Rechtsvorschriften einerseits 
und den in diesem Abschnitt enthaltenen oder aufgrund dieses Artikels ge- 
troffenen Bestimmungen andererseits festzulegen. 



Die Art 81 und 82 EGV werden, soweit sie nicht unmittelbar anwend- 
bar sind, durch Art 83 EGV konkretisiert. Bestimmte Ausnahmen von 
der Anwendung, z.B. Gruppenfreistellungsverordnungen, wurden vom 
Rat auf Art 83 gestützt. 
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Artikel 86 (ex-Art 90) EGV 

(1) Die Mitgliedstaaten werden in bezug auf öffentliche Unternehmen und auf 
Unternehmen, denen sie besondere oder ausschließliche Rechte gewähren, 
keine diesem Vertrag und insbesondere dessen Artikeln 12 und 81 bis 89 wi- 
dersprechende Maßnahmen treffen oder beibehalten. 

(2) Für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli- 
chem Interesse betraut sind oder den Charakter eines Finanzmonopols haben, 
gelten die Vorschriften dieses Vertrags, insbesondere die Wettbewerbsregeln, 
soweit die Anwendung dieser Vorschriften nicht die Erfüllung der ihnen über- 
tragenen besonderen Aufgabe rechtlich oder tatsächlich verhindert. Die Ent- 
wicklung des Handelsverkehrs darf nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt wer- 
den, das dem Interesse der Gemeinschaft zuwiderläuft. 

(3) Die Kommission achtet auf die Anwendung dieses Artikels und richtet er- 
forderlichenfalls geeignete Richtlinien oder Entscheidungen an die Mitglied- 
Staaten. 

Art 86 EGV bewirkt eine Einschränkung der Befugnisse und Möglich- 
keiten von Unternehmen, denen ein Mitgliedstaat besondere oder 
ausschließliche Rechte gewährt hat oder gewähren will. Dadurch soll 
u.a. sichergestellt werden, dass die Verfolgung von Zielen des Ge- 
meinwohls nicht dazu genutzt werden kann, den Wettbewerbsmecha- 
nismus des Marktes zu umgehen, einzuschränken oder diesen auszu- 
hebein. 

Die Begünstigung von bereits marktbeherrschenden Unternehmen mit 
ausschließliche und besondere Rechte kann ein missbräuchliches 
Verhalten überhaupt erst herbeiführen oder begünstigen. Insoweit 
muss kein Verstoß eines Unternehmens nach Art 86 Abs. 1 iVm Art 
82 EGV bereits vorliegen. Es reicht die potentielle Gefahr, dass solche 
Verstöße möglich oder wahrscheinlich sind. Solche tatbestandsmäßi- 
gen Fallgruppen wurden vom EuGH bereits im Falle der Auferlegung 
von überhöhten Tarifen, der Einräumung von Rechten zur Erhebung 
von Gebühren für Leistungen, die vom Unternehmen nicht selbst 
erbracht werden, bei der ungerechtfertigten Ausweitung eines Mono- 
pols auf einen benachbarten Markt, der Behinderung des Marktzu- 
gangs für potentielle Konkurrenten, der ungenügenden Bedienung der 
Leistungsnachfrage u.a.m. gesehen. 

Artikel 87 (ex-Art 92) EGV 

(1) Soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche 
oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch 
die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder P roduktionszweige den Wett- 
bewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Gemeinsamen Markt 
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unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 

(2) Mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sind: 

ajBeihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, wenn sie ohne Diskriminie- 
rung nach der Herkunft der Waren gewährt werden; 

b) Beihilfen zur Beseitigung von Schäden, die durch Naturkatastrophen oder 
sonstige außergewöhnliche Ereignisse entstanden sind; 

c) Beihilfen für die Wirtschaft bestimmter, durch die Teilung Deutschlands be- 
troffener Gebiete der Bundesrepublik Deutschland, soweit sie zum Ausgleich 
der durch die Teilung verursachten wirtschaftlichen Nachteile erforderlich 
sind. 

(3) Als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar können angesehen werden: 

a) Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung von Gebieten, in 
denen die Lebenshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche 
Unterbeschäftigung herrscht; 

b) Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäi- 
schem Interesse oder zur Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirt- 
schaftsleben eines Mitgliedstaats; 

c) Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder 
Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise 
verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft; 

d) Beihi!fen zur Förderung der Kultur und der Erhaltung des kulturellen Erbes, 
soweit sie die Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der Gemeinschaft 
nicht in einem Maß beeinträchtigen, das dem gemeinsamen Interesse zuwi- 
derläuft; 

e) sonstige Arten von Beihilfen, die der Rat durch eine Entscheidung mit quali- 
fizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission bestimmt. 

Artikel 88 (ex-Art 93) EGV 

(1) Die Kommission überprüft fortlaufend in Zusammenarbeit mit den Mit- 
gliedstaaten die in diesen bestehenden Beihilferegelungen. Sie schlägt ihnen 
die zweckdienlichen Maßnahmen vor, welche die fortschreitende Entwicklung 
und das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes erfordern. 

(2) Stellt die Kommission fest, nachdem sie den Beteiligten eine Frist zur Äu- 
ßerung gesetzt hat, dass eine von einem Staat oder aus staatlichen Mitteln ge- 
währte Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt nach Artikel 87 unvereinbar ist 
oder dass sie missbräuchlich angewandt wird, so entscheidet sie, dass der 
betreffende Staat sie binnen einer von ihr bestimmten Frist aufzuheben oder 
umzugestalten hat. 

Kommt der betreffende Staat dieser Entscheidung innerhalb der festgesetzten 
Frist nicht nach, so kann die Kommission oder jeder betroffene Staat in Abwei- 
chung von den Artikeln 226 und 227 den Gerichtshof unmittelbar anrufen. 

Der Rat kann einstimmig auf Antrag eines Mitgliedstaats entscheiden, dass 
eine von diesem Staat gewährte oder geplante Beihilfe in Abweichung von Ar- 
tikel 87 oder von den nach Artikel 89 erlassenen Verordnungen als mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar gilt, wenn außergewöhnliche Umstände eine 
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solche Entscheidung rechtfertigen. Hat die Kommission bezüglich dieser Bei- 
hilfe das in Unterabsatz 1 dieses Absatzes vorgesehene Verfahren bereits ein- 
geleitet, so bewirkt der Antrag des betreffenden Staates an den Rat die Ausset- 
zung dieses Verfahrens, bis der Rat sich geäußert hat. 

Äußert sich der Rat nicht binnen drei Monaten nach Antragstellung, so ent- 
scheidet die Kommission. 

(3) Die Kommission wird von jeder beabsichtigten Einführung oder Umgestal- 
tung von Beihilfen so rechtzeitig unterrichtet, dass sie sich dazu äußern kann. 
Ist sie der Auffassung, dass ein derartiges Vorhaben nach Artikel 87 mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbar ist, so leitet sie unverzüglich das in Absatz 2 
vorgesehene Verfahren ein. Der betreffende Mitgliedstaat darf die beabsichtig- 
te Maßnahme nicht durchführen, bevor die Kommission eine abschließende 
Entscheidung erlassen hat. 



Staatliche Beihilfen sind nach dem EG-Vertrag nicht grundsätzlich 
verboten. Die Gewährung von Beihilfen unterliegt jedoch einer umfas- 
senden Kontrolle durch die Kommission nach dem in Art 88 EGV 
vorgesehenen Verfahren. Nach Art 87 Abs. 1 EGV sind nur solche 
Beihilfen unzulässig, „soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes 
bestimmt ist" und welche „den Wettbewerb verfälschen oder zu 
verfälschen drohen. " In Abs. 2 und 3 werden Legalausnahmen vom 
Beihilfenverbot genannt. 

Für Unternehmen, die mit Aufgaben des Gemeinwohls nach Art 86 
Abs. 2 EGV betraut sind, ist Art 87 Abs. 1 EGV anwendbar. Beihilfen 
an solche Unternehmen müssen der Kommission notifiziert werden. 664 



Artikel 93 (ex-Art 99) EGV 

Der Rat erlässt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses einstimmig 
die Bestimmungen zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften über die Um- 
satzsteuern, die Verbrauchsabgaben und sonstige indirekte Steuern, soweit 
diese Harmonisierung für die Errichtung und das Funktionieren des Binnen- 
markts innerhalb der in Artikel 14 gesetzten Frist notwendig ist. 



Die Funktion des Binnenmarktes erfordert auch im Bereich der direk- 
ten und indirekten Steuern eine Harmonisierung, um Verzerrungen des 
Binnenmarktes im grenzüberschreitenden Waren- und Dienstleis- 



Die abweichende Ansicht, wonach Unternehmen nach Art 86 Abs. 2 EGV nicht 
dem Art 87 unterliegen hat der EuGH in „CELF", Rs. C-332/98, Slg. 2000, I- 
4833, Rz. 31 ff, nicht anerkannt. Vgl. dazu aber auch das Urteil in der Rs. Fer- 
ring, Slg. 2001, 1-9067, Rz. 29ff. 
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tungsverkehr weitgehend auszuschließen. Art 93 wird für die Harmo- 
nisierung der indirekten Steuern angewandt während Art 94 EGV für 
die direkten Steuern angewandt werden kann. Die wichtigste und 
bereits frühzeitig (1967) gemeinschaftsrechtlich harmonisierte indirek- 
te Steuer ist die Umsatzsteuer. 

Durch die RL 92/77/EWG wurde gemeinschaftsweit ein Mindeststeu- 
ersatz für die Umsatzsteuer von 15% und maximal 25% vorgeschrie- 
ben. Abweichungen sind jedoch für bestimmte Waren und Dienstleis- 
tungen möglich. Lange Zeit war auch die Energie eine dieser Waren, 
für die eine Ausnahme galt. 

Artikel 94 (ex- Art 100) EGV 

Der Rat erlässt einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung 
des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
Richtlinien für die Angleichung derjenigen Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten, die sich unmittelbar auf die Errichtung oder das Funk- 
tionieren des Gemeinsamen Marktes auswirken. 

Art 94 EGV dient seit in Kraft treten des EG-Vertrags dem Abbau von 
Wettbewerbsverzerrungen des Gemeinsamen Marktes durch Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften in den Mitgliedstaaten, die den freien 
Waren- und Dienstleistungsverkehr behindern. 

Das in Art 94 vorgesehene Einstimmigkeitsprinzip war der wesent- 
lichste Hinderungsgrund für viele notwendige Harmonisierungen im 
Gemeinsamen Markt. Durch Art 95 EGV wurde dieses „Manko" 
teilweise behoben (siehe Art 95 Abs. 2, 4, 5 und 10), jedoch Art 94 
nicht derogiert. 

Die einzige Rechtsmaßnahme der Gemeinschaft ist nach Art 94 die 
innerstaatlich umzusetzende Richtlinie. 

Artikel 95 (ex- Art 100a) EGV 

(1) Soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, gilt abweichend von 
Artikel 94 für die Verwirklichung der Ziele des Artikels 14 die nachstehende Re- 
gelung. Der Rat erlässt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhö- 
rung des Wirtschafls- und Sozialausschusses die Maßnahmen zur Angleichung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriflen der Mitgliedstaaten, welche die Errich- 
tung und das Funktionieren des Binnenmarktes zum Gegenstand haben. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Bestimmungen über die Steuern, die Bestimmungen 
über die Freizügigkeit und die Bestimmungen über die Rechte und Interessen der 
Arbeitnehmer. 
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(3) Die Kommission geht in ihren Vorschlägen nach Absatz I in den Bereichen 
Gesundheit, Sicherheit, Umweltschutz und Verbraucherschutz von einem hohen 
Schutzniveau aus und berücksichtigt dabei insbesondere alle auf wissenschaftli- 
che Ergebnisse gestützten neuen Entwicklungen. Im Rahmen ihrer jeweiligen 
Befugnisse streben das Europäische Parlament und der Rat dieses Ziel ebenfalls 
an. 

(4) Hält es ein Mitgliedstaat, wenn der Rat oder die Kommission eine Harmoni- 
sierungsmaßnahme erlassen hat, für erforderlich, einzelstaatliche Bestimmungen 
beizubehalten, die durch wichtige Erfordernisse im Sinne des Artikels 30 oder in 
bezug auf den Schutz der Arbeitsumwelt oder den Umweltschutz gerechtfertigt 
sind, so teilt er diese Bestimmungen sowie die Gründe für ihre Beibehaltung der 
Kommission mit. 

(5) Unbeschadet des Absatzes 4 teilt ein Mitgliedstaat, der es nach dem Erlass 
einer Harmonisierungsmaßnahme durch den Rat oder die Kommission für erfor- 
derlich hält, auf neue wissenschaftliche Erkenntnisse gestützte einzelstaatliche 
Bestimmungen zum Schutz der Umwelt oder der Arbeitsumwelt aufgrund eines 
spezifischen Problems für diesen Mitgliedstaat, das sich nach dem Erlass der 
Harmonisierungsmaßnahme ergibt, einzuführen, die in Aussicht genommenen 
Bestimmungen sowie die Gründe für ihre Einführung der Kommission mit. 

(6) Die Kommission beschließt binnen sechs Monaten nach den Mitteilungen 
nach den Absätzen 4 und 5, die betreffenden einzelstaatlichen Bestimmungen zu 
billigen oder abzulehnen, nachdem sie geprüft hat, ob sie ein Mittel zur willkürli- 
chen Diskriminierung und eine verschleierte Beschränkung des Handels zwi- 
schen den Mitgliedstaaten darstellen und ob sie das Funktionieren des Binnen- 
markts behindern. 

Trifft die Kommission innerhalb dieses Zeitraums keine Entscheidung, so gelten 
die in den Absätzen 4 und 5 genannten einzelstaatlichen Bestimmungen als gebil- 
ligt. 

Die Kommission kann, sofern dies aufgrund des schwierigen Sachverhalts ge- 
rechtfertigt ist und keine Gefahr für die menschliche Gesundheit besteht, dem 
betreffenden Mitgliedstaat mitteilen, dass der in diesem Absatz genannte Zeit- 
raum gegebenenfalls um einen weiteren Zeitraum von bis zu sechs Monaten ver- 
längert wird. 

(7) Wird es einem Mitgliedstaat nach Absatz 6 gestattet, von der Harmonisie- 
rungsmaßnahme abweichende einzelstaatliche Bestimmungen beizubehalten oder 
einzuführen, so prüft die Kommission unverzüglich, ob sie eine Anpassung dieser 
Maßnahme vorschlägt. 

(8) Wirft ein Mitgliedstaat in einem Bereich, der zuvor bereits Gegenstand von 
Harmonisierungsmaßnahmen war, ein spezielles Gesundheitsproblem auf, so teilt 
er dies der Kommission mit, die dann umgehend prüft, ob sie dem Rat entspre- 
chende Maßnahmen vorschlägt. 

(9) In Abweichung von dem Verfahren der Artikel 226 und 227 kann die Kommis- 
sion oder ein Mitgliedstaat den Gerichtshof unmittelbar anrufen, wenn die Kom- 
mission oder der Staat der Auffassung ist, dass ein anderer Mitgliedstaat die in 
diesem Artikel vorgesehenen Befugnisse missbraucht. 

(10) Die vorgenannten Harmonisierungsmaßnahmen sind in geeigneten Fällen 
mit einer Schutzklausel verbunden, welche die Mitgliedstaaten ermächtigt, aus 
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einem oder mehreren der in Artikel 30 genannten nichtwirtschaftlichen Gründe 
vorläufige Maßnahmen zu treffen, die einem gemeinschaftlichen Kontrollverfah- 
ren unterliegen. 

Art 95 EGV wurde durch die Einheitliche Europäische Akte in den 
EG-Vertrag eingeführt und ist heute die zentrale Norm für die Harmo- 
nisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten. Durch den Vertrag von Amsterdam 1997 wurde Art 95 inhaltlich 
wesentlich verändert. Art 100b (EGV-Fassung von Maastricht) wurde 
ersatzlos gestrichen. 

Eine breitere demokratische Legitimation erhalten die Harmonisie- 
rungsmaßnahmen durch die Einbeziehung des Europäischen Parla- 
ments im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens. 

Im Verhältnis zu anderen Bestimmungen des EG-Vertrags (z.B. 40, 
42, 46 Abs. 2, 47 Abs. 2, 55 oder 94) gilt Art 95 nur subsidiär. 

Artikel 99 (ex- Art 103) EGV 

(1) Die Mitgliedstaaten betrachten ihre Wirtschaftspolitik als eine Angelegen- 
heit von gemeinsamem Interesse und koordinieren sie im Rat nach Maßgabe 
des Artikels 98. 

(2) Der Rat erstellt mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommissi- 
on einen Entwurf für die Grundzüge der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
und der Gemeinschaft und erstattet dem Europäischen Rat hierüber Bericht. 

Der Europäische Rat erörtert auf der Grundlage dieses Berichtes des Rates 
eine Schlussfolgerung zu den Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft. 

Auf der Grundlage dieser Schlussfolgerung verabschiedet der Rat mit qualifi- 
zierter Mehrheit eine Empfehlung, in der diese Grundzüge dargelegt werden. 
Der Rat unterrichtet das Europäische Parlament über seine Empfehlung. 

(3) Um eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik und eine dauerhafte 
Konvergenz der Wirtschaftsleistungen der Mitgliedstaaten zu gewährleisten, 
überwacht der Rat anhand von Berichten der Kommission die wirtschaftliche 
Entwicklung in jedem Mitgliedstaat und in der Gemeinschaft sowie die Verein- 
barkeit der Wirtschaftspolitik mit den in Absatz 2 genannten Grundzügen und 
nimmt in regelmäßigen Abständen eine Gesamtbewertung vor. 

Zum Zwecke dieser multilateralen Überwachung Ubermitteln die Mitgliedstaa- 
ten der Kommission Angaben zu wichtigen einzelstaatlichen Maßnahmen auf 
dem Gebiet ihrer Wirtschaftspolitik sowie weitere von ihnen für erforderlich 
erachtete Angaben. 

(4) Wird im Rahmen des Verfahrens nach Absatz 3 festgestellt, dass die Wirt- 
schaftspolitik eines Mitgliedstaats nicht mit den in Absatz 2 genannten Grund- 
ZÜgen vereinbar ist oder das ordnungsgemäße Funktionieren der Wirtschafts- 
und Währungsunion zu gefährden droht, so kann der Rat mit qualifizierter 
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Mehrheit auf Empfehlung der Kommission die erforderlichen Empfehlungen an 
den betreffenden Mitgliedstaat richten. Der Rat kann mit qualifizierter Mehr- 
heit auf Vorschlag der Kommission beschließen, seine Empfehlungen zu veröf- 
fentlichen. 

Der Präsident des Rates und die Kommission erstatten dem Europäischen Par- 
lament über die Ergebnisse der multilateralen Überwachung Bericht. Der Prä- 
sident des Rates kann ersucht werden, vor dem zuständigen Ausschuss des Eu- 
ropäischen Parlaments zu erscheinen, wenn der Rat seine Empfehlungen veröf- 
fentlicht hat. 

(5) Der Rat kann nach dem Verfahren des Artikels 252 die Einzelheiten des 
Verfahrens der multilateralen Überwachung im Sinne der Absätze 3 und 4 fest- 
legen. 



Art 99 ist seit dem Vertrag von Maastricht ein wesentlicher Eingriff in 
die bis dahin wesentlich souveräne Wirtschaftspolitik der Mitglied- 
staaten. Bis zum Vertrag von Maastricht (1993) galt nur die Konjunk- 
turpolitik als Angelegenheit von gemeinsamen Interesse. Nunmehr 
müssen die Mitgliedstaaten bei der nach wie vor weitgehend nationa- 
len Wirtschaftspolitik ihre Ziele jedoch auch den gemeinschaftlichen 
Vorgaben unterordnen. 

Die gemeinschaftliche Wirtschaftpolitik steckt noch in den „Kinder- 
schuhen". Während die Währungspolitik mit der Währungsunion 
wesentlich von den Mitgliedstaaten auf Gemeinschaftsebene angeho- 
ben wurde, ist für die Wirtschaftpolitik noch keine „Wirtschaftsunion" 
zu sehen (obwohl in Art 2 EGV bereits von einer „Wirtschafts- und 
Währungsunion" die Rede ist.). 

Verstößt ein Unionsmitgliedstaat gegen die gemeinschaftliche, nur in 
Ansätzen vorhandene, Wirtschaftspolitik, so kann nur eine rechtlich 
unverbindliche Rüge (eine Empfehlung nach Art 249 Abs. 5 EGV) 
ausgesprochen werden, ohne weitere Sanktionsmöglichkeit. Zu einem 
Vertragsverletzungsverfahren kann es nur bei eklatanten, den Gemein- 
schaftsinteressen wesentlich konträren, Verstößen gegen die Wirt- 
schaftspolitik kommen. Bisher wurde ein solches Verfahren jedoch auf 
Grundlage von Art 99 EGV noch nicht angestrengt. Art 100 EGV 
bietet erst bei Eintreten von Versorgungsschwierigkeiten eine entspre- 
chende wirksame Möglichkeit. 

Soweit im Rahmen der Wirtschafts- und Währungsunion jedoch die 
Mitgliedstaaten der „EURO-Zone" durch ihre Wirtschaftspolitik gegen 
den Stabilitäts- und Wachstumspakt verstoßen, sind im Rahmen von 
Art 104 Abs. 3 EGV bereits Defizitverfahren eingeleitet worden. 
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Dadurch sind insbesondere auch im Energierecht nationale „Allein- 
gänge" leider noch immer nicht der Einsicht gewichen, in diesem 
zukünftig so wichtigen Bereich die Kräfte zu bündeln, zu koordinieren 
und auf langfristige Ziele auszurichten. 

Artikel 100 (ex- Art 103a) EGV 

(1 ) Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission unbeschadet der sonstigen in 
diesem Vertrag vorgesehenen Verfahren mit qualifizierter Mehrheit über die 
der Wirtschaftslage angemessenen Maßnahmen entscheiden, insbesondere falls 
gravierende Schwierigkeiten in der Versorgung mit bestimmten Waren auftre- 
ten. 

(2) Ist ein Mitgliedstaat aufgrund von Naturkatastrophen oder außergewöhnli- 
chen Ereignissen, die sich seiner Kontrolle entziehen, von Schwierigkeiten be- 
troffen oder von gravierenden Schwierigkeiten ernstlich bedroht, so kann der 
Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission beschließen, 
dem betreffenden Mitgliedstaat unter bestimmten Bedingungen einen finanziel- 
len Beistand der Gemeinschaft zu gewähren. Der Präsident des Rates unter- 
richtet das Europäische Parlament über den Beschluss. 

Der Rat kann, muss aber nicht im Rahmen von Art 100 (1) EGV 
wirtschaftpolitische Maßnahmen ergreifen. 

Hinsichtlich des immer noch sehr unkoordinierten Vorgehens der 
Unionsmitgliedstaaten hinsichtlich der Diversifizierung der Energie- 
träger und der Erneuerbaren Energien kann möglicherweise bereits in 
naher Zukunft die „Versorgung mit bestimmten Waren" im Bereich 
der Energie zu einem Anwendungsfall des Art 100 (1) EGV werden. 

Artikel 152 (ex- Art 129) EGV 

(1) Bei der Festlegung und Durchführung aller Gemeinschaftspolitiken und - 
maßnahmen wird ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt. 

Die Tätigkeit der Gemeinschaft ergänzt die Politik der Mitgliedstaaten und ist 
auf die Verbesserung der Gesundheit der Bevölkerung, die Verhütung von Hu- 
mankrankheiten und die Beseitigung von Ursachen für die Gefährdung der 
menschlichen Gesundheit gerichtet. Sie umfasst die Bekämpfung der weitver- 
breiteten schweren Krankheiten; dabei werden die Erforschung der Ursachen, 
der Übertragung und der Verhütung dieser Krankheiten sowie die Gesund- 
heitsinformation und -erziehung gefördert. 

Die Gemeinschaft ergänzt die Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Verringe- 
rung drogenkonsumbedingter Gesundheitsschäden einschließlich der Informa- 
tions- und Vorbeugungsmaßnahmen. 

(2) Die Gemeinschaft fördert die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaa- 
ten in den in diesem Artikel genannten Bereichen und unterstützt erforderli- 
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chenfalls deren Tätigkeit. 

Die Mitgliedstaaten koordinieren untereinander im Benehmen mit der Kom- 
mission ihre Politiken und Programme in den in Absatz 1 genannten Berei- 
chen. Die Kommission kann in enger Verbindung mit den Mitgliedstaaten alle 
Initiativen ergreifen, die dieser Koordinierung förderlich sind. 

(3) Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten fördern die Zusammenarbeit mit 
dritten Ländern und den für das Gesundheitswesen zuständigen internationalen 
Organisationen. 

(4) Der Rat trägt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regionen 
mit folgenden Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele dieses Artikels bei: 

a)Maßnahmen zur Festlegung hoher Qualitäts- und Sicherheitsstandards für 
Organe und Substanzen menschlichen Ursprungs sowie für Blut und Blutde- 
rivate; diese Maßnahmen hindern die Mitglied Staaten nicht daran, strengere 
Schutzmaßnahmen beizubehalten oder einzuführen; 

bjabweichend von Artikel 37 Maßnahmen in den Bereichen Veterinärwesen 
und Pflanzenschutz, die unmittelbar den Schutz der Gesundheit der Bevölke- 
rung zum Ziel haben; 

c) Fördermaßnahmen, die den Schutz und die Verbesserung der menschlichen 
Gesundheit zum Ziel haben, unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten. 

Der Rat kann ferner mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
für die in diesem Artikel genannten Zwecke Empfehlungen erlassen. 

(5) Bei der Tätigkeit der Gemeinschaft im Bereich der Gesundheit der Bevölke- 
rung wird die Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Organisation des 
Gesundheitswesens und die medizinische Versorgung in vollem Umfang ge- 
wahrt. Insbesondere lassen die Maßnahmen nach Absatz 4 Buchstabe a die 
einzelstaatlichen Regelungen über die Spende oder die medizinische Verwen- 
dung von Organen und Blut unberührt. 

Art 152 EG-Vertrag ist als Teil der anderen Politiken des EG-Vertrags 
in Art 3 Abs. 1 lit. p (EGV n.F.) aber auch als eigenständige Bestim- 
mung (Art 152 EGV) zu sehen. 

So wie auch die Energie war ursprünglich eine Gesundheitspolitik kein 
Regelungsgegenstand des E(W)G-Vertrages. 

Seit Beginn der siebziger Jahre, wie auch bei der Energie, wurden im 
Gesundheitsbereich Regelungen auf Gemeinschaftsebene erlassen. Mit 
dem Vertrag von Maastricht 1993 ist das Gesundheitswesen in den 
EG-Vertrag aufgenommen worden und mit dem Vertrag von Amster- 
dam 1996 neu und ergänzend formuliert. 

Art 152 EG-Vertrag ist in der Fassung nach dem Vertrag Amsterdam 
umfassend zu verstehen. Auch der Schutz der menschlichen Gesund- 
heit vor den Einwirkungen durch Energie und hinsichtlich des Um- 
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weltschutzes ist dabei mitumfasst. 



Artikel 154 (ex- Art 129b) EGV 

(1) Um einen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der Artikel 14 und 158 zu 
leisten und den Bürgern der Union, den Wirtschaftsbeteiligten sowie den regi- 
onalen und lokalen Gebietskörperschaften in vollem Umfang die Vorteile zugu- 
te kommen zu lassen, die sich aus der Schaffung eines Raumes ohne Binnen- 
grenzen ergeben, trägt die Gemeinschaft zum Auf- und Ausbau transeuropäi- 
scher Netze in den Bereichen der Verkehrs-, Telekommunikations- und Ener- 
gieinfrastruktur bei. 

(2) Die Tätigkeit der Gemeinschaft zielt im Rahmen eines Systems offener und 
wettbewerbsorientierter Märkte auf die Förderung des Verbunds und der Inte- 
roperabilität der einzelstaatlichen Netze sowie des Zugangs zu diesen Netzen 
ab. Sie trägt insbesondere der Notwendigkeit Rechnung, insulare, eingeschlos- 
sene und am Rande gelegene Gebiete mit den zentralen Gebieten der Gemein- 
schaft zu verbinden. 



Die Art 154 bis 156 EG-Vertrag wurden erst durch den Vertrag von 
Maastricht 1993 eingefügt. 

Die transeuropäischen Netze, insbesondere die Energienetze (neben 
Verkehr und Telekommunikation), bilden das wesentlichste Rückgrat 
für einen sich entwickelnden Binnenmarkt. Sie umfassen sowohl die 
Gemeinschaft/Union als auch Drittstaaten, ohne welche solche Netze 
nicht verwirklichbar sind. Eine langfristige Entwicklung dieser Netze 
ist nur durch eine, den jeweiligen Nationalstaat überschreitende 
Planung und Koordinierung möglich. 

Auch die Grundfreiheiten können nur dann voll verwirklicht werden, 
wenn die transeuropäischen Netze vorhanden, belastbar und ausbaubar 
sind. 

Der Transport von Energie in transeuropäischen Netzen ist jedoch 
nicht nach Art 154 bis 156 zu beurteilen. Es handelt sich dabei um 
eine Dienstleistung, welche auf Grundlage der Infrastruktur, eben der 
transeuropäischen Netze, erbracht werden. 

Die Abgrenzung, welche Bereiche noch zu den transeuropäischen 
Netzen und welche zu den Dienstleistungen auf Grundlage dieser 
Netze gehören, sind teilweise schwierig zu treffen. Ein subjektives 
Recht auf den Netzzugang ergibt sich jedoch ausschließlich aus den 
Grundfreiheiten bzw. darauf begründenden Sekundärrecht. 
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Artikel 155 (ex- Art 129c) EGV 

(1) Zur Erreichung der Ziele des Artikels 154 geht die Gemeinschaft wie folgt 
vor: 

— Sie stellt eine Reihe von Leitlinien auf in denen die Ziele, die Prioritäten 
und die Grundzüge der im Bereich der transeuropäischen Netze in Be- 
tracht gezogenen Aktionen erfasst werden; in diesen Leitlinien werden 
Vorhaben von gemeinsamem Interesse ausgewiesen; 

— sie führt jede Aktion durch, die sich gegebenenfalls als notwendig erweist, 
um die Interoperabilität der Netze zu gewährleisten, insbesondere im Be- 
reich der Harmonisierung der technischen Normen; 

— sie kann von den Mitgliedstaaten ganz oder teilweise unterstützte Vorha- 
ben von gemeinsamem Interesse, die im Rahmen der Leitlinien gemäß dem 
ersten Gedankenstrich ausgewiesen sind, insbesondere in Form von 
Durchführbarkeitsstudien, Anleihebürgschaften oder Zinszuschüssen un- 
terstützen; die Gemeinschaft kann auch Uber den nach Artikel 161 errich- 
teten Kohäsionsfonds zu spezifischen Verkehrsinfrastrukturvorhaben in 
den Mitgliedstaaten finanziell beitragen. 

Die Gemeinschaft berücksichtigt bei ihren Maßnahmen die potentielle wirt- 
schaftliche Lebensfähigkeit der Vorhaben. 

(2) Die Mitgliedstaaten koordinieren untereinander in Verbindung mit der 
Kommission die einzelstaatlichen Politiken, die sich erheblich auf die Verwirk- 
lichung der Ziele des Artikels 154 auswirken können. Die Kommission kann in 
enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten alle Initiativen ergreifen, die 
dieser Koordinierung förderlich sind. 

(3) Die Gemeinschaft kann beschließen, mit dritten Ländern zur Förderung 
von Vorhaben von gemeinsamem Interesse sowie zur Sicherstellung der Inte- 
roperabilität der Netze zusammenzuarbeiten. 



Durch Art 155 werden die Ziele des Art 154 EG-Vertrag konkretisiert. 
Durch Art 155 EGV wird aber auch die „Weite" des Art 514 EGV 
eingegrenzt und die Gemeinschaft zur reinen (finanziellen) Förde- 
rung 665 und zur Koordinierung verpflichtet. 

Die rechtliche Verbindlichkeit der aufgestellten „Leitlinien" ergibt 
sich für die Unionsmitgliedstaaten aus der Umsetzung in die bekann- 
ten Rechtsakt des EG-Vertrags (z.B. Verordnung, Richtlinie, Ent- 
scheidung). 

Der EuGH hat in der Rs. C-271/94 666 festgestellt, dass Art 155 iVm 



siehe hierzu auch die VO 2236/95/EG über die allgemeinen Regeln für die 
Förderung und Gewährung von Gemeinschaftszuschüssen. Die Förderungen er- 
folgen vor allem aus Mitteln der Europäischen Investitionsbank, dem europäi- 
schen Investitionsfonds, durch den Kohäsionsfonds sowie den europäischen 
Fonds für die regionale Entwicklung. 
Slg. 1996, 1-1689. 
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Art 156 EG-Vertrag eine taugliche Basis für die Harmonisierung und 
Angleichung technischer Normen darstellt, auch wenn noch keine 
Leitlinien dazu gefasst wurden. 

Artikel 156 (ex- Art 129d) EGV 

Die Leitlinien und die übrigen Maßnahmen nach Artikel 155 Absatz 1 werden 
vom Rat gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen festgelegt. 

Leitlinien und Vorhaben von gemeinsamem Interesse, die das Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats betreffen, bedürfen der Billigung des betroffenen Mitglied- 
staats. 

Durch Art 156 EGV wird das Mitentscheidungsverfahren (Rat und 
Parlament nach Art 251 EGV) für Entscheidungen und Maßnahmen 
nach Art 155 EGV festgelegt. 

Gleichzeitig wird der Anwendungsbereich des Art 154 und 155 EGV 
aufgrund der Territorialitätsklausel des Art 156 Abs. 2 noch weiter 
eingeschränkt. 

Artikel 157 (ex- Art 130) EGV 

(1) Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die notwen- 
digen Voraussetzungen für die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie der Gemein- 
schaft gewährleistet sind. 

Zu diesem Zweck zielt ihre Tätigkeit entsprechend einem System offener und 
wettbewerbsorientierter Märkte auf folgendes ab: 

— Erleichterung der Anpassung der Industrie an die strukturellen Verände- 
rungen; 

— Förderung eines für die Initiative und Weiterentwicklung der Unterneh- 
men in der gesamten Gemeinschaft, insbesondere der kleinen und mittle- 
ren Unternehmen, günstigen Umfelds; 

— Förderung eines für die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen günsti- 
gen Umfelds; 

— Förderung einer besseren Nutzung des industriellen Potentials der Politik 
in den Bereichen Innovation, Forschung und technologische Entwicklung. 

(2) Die Mitgliedstaaten konsultieren einander in Verbindung mit der Kommis- 
sion und koordinieren, soweit erforderlich, ihre Maßnahmen. Die Kommission 
kann alle Initiativen ergreifen, die dieser Koordinierung förderlich sind. 

(3) Die Gemeinschaft trägt durch die Politik und die Maßnahmen, die sie auf- 
grund anderer Bestimmungen dieses Vertrags durchführt, zur Erreichung der 
Ziele des Absatzes 1 bei. Der Rat kann gemäß dem Verfahren des Artikels 251 
und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses spezifische Maß- 
nahmen zur Unterstützung der in den Mitgliedstaaten durchgeführten Maß- 
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nahmen im Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele des Absatzes I beschlie- 
ßen. 

Dieser Titel bietet keine Grundlage dafür, dass die Gemeinschaft irgendeine 
Maßnahme einführt, die zu Wettbewerbsverzerrungen führen könnte oder steu- 
erliche Vorschriften oder Bestimmungen betreffend die Rechte und Interessen 
der Arbeitnehmer enthält. 



Wie auch bei der Wirtschaftspolitik bleibt auch die Industriepolitik 
wesentlich in der Kompetenz der Unionsmitgliedstaaten. Gemäß Art 
157 Abs. 3 Uabs. 1 2. Satz EGV kann die Europäische Gemeinschaft 
nur unterstützend tätig werden. 

Obwohl der Art 157 EGV einiges Potential für eine gemeinschaftswei- 
te Förderung und Entwicklung bieten würde, ist durch die oben ge- 
nannte Einschränkung die praktische Anwendung des Art 157 EGV, 
im Verhältnis zu den anderen Möglichkeiten, auf welche Rechtsakte 
gestützt werden können, stark verringert. 

Durch den Vertrag von Nizza wurde das Europäische Parlament im 
Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens (Art 251 EGV) an der 
Erlassung von Rechtsakten zur Industriepolitik beteiligt. 



Artikel 158 (ex- Art 130a) EGV 

Die Gemeinschaft entwickelt und verfolgt weiterhin ihre Politik zur Stärkung 
ihres wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, um eine harmonische Ent- 
wicklung der Gemeinschaft als Ganzes zu fördern. 

Die Gemeinschaft setzt sich insbesondere zum Ziel, die Unterschiede im Ent- 
wicklungsstand der verschiedenen Regionen und den Rückstand der am stärks- 
ten benachteiligten Gebiete oder Inseln, einschließlich der ländlichen Gebiete, 
zu verringern. 



Die Unterstützung benachteiligter Regionen und die Stärkung des 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts wird auch in vielen 
Sekundärrechtsakten der Gemeinschaft zur Energiepolitik immer 
wieder deutlich. 

Diese Zusammenarbeit und Unterstützung war in Grundzügen bereits 
in den Gründungsverträgen verankert. Sie hatte jedoch zuerst keine 
bedeutende Rolle inne. 
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Um die Zusammenarbeit und Unterstützung zu verbessern wurde der 
europäische Regionalfonds gegründet. 667 Daneben hat auch der Euro- 
päische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (Art 
34 Abs. 3 EGV) eine erhebliche Bedeutung für die Förderung benach- 
teiligter Gebiete erlangt. 

Eine der wesentlichsten Aufgaben für die Förderung der weniger 
entwickelten Gebiete in der EU ist dabei auch die Bereitstellung von 
ausreichenden Energienanschlussmöglichkeiten für diese Regionen. 

Artikel 163 (ex- Art 130f) EGV 

( 1 ) Die Gemeinschaft hat zum Ziel, die wissenschaftlichen und technologischen 
Grundlagen der Industrie der Gemeinschaft zu stärken und die Entwicklung 
ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit zu fördern sowie alle Forschungs- 
maßnahmen zu unterstützen, die aufgrund anderer Kapitel dieses Vertrags für 
erforderlich gehalten werden. 

(2) In diesem Sinne unterstützt sie in der gesamten Gemeinschaft die Unter- 
nehmen - einschließlich der kleinen und mittleren Unternehmen -, die For- 
schungszentren und die Hochschulen bei ihren Bemühungen auf dem Gebiet 
der Forschung und technologischen Entwicklung von hoher Qualität; sie för- 
dert ihre Zusammenarbeitsbestrebungen, damit die Unternehmen vor allem die 
Möglichkeiten des Binnenmarkts voll nutzen können, und zwar insbesondere 
durch Öffnen des einzelstaatlichen öffentlichen Auftragswesens, Festlegung 
gemeinsamer Normen und Beseitigung der dieser Zusammenarbeit entgegen- 
stehenden rechtlichen und steuerlichen Hindernisse. 

(3) Alle Maßnahmen der Gemeinschaft aufgrund dieses Vertrags auf dem Ge- 
biet der Forschung und der technologischen Entwicklung, einschließlich der 
Demonstrationsvorhaben, werden nach Maßgabe dieses Titels beschlossen und 
durchgeführt. 

Die Zukunft der Wirtschaft in der Europäischen Union hängt wesent- 
lich mit der Entwicklung der technologischen Entwicklung zusammen. 
Diese Erkenntnis wurde jedoch erst mit der Einheitlichen Europäi- 
schen Akte 1986 in den EG-Vertrag primärrechtlich aufgenommen. 
Während im Bereich der Kernkraft sowie Kohle und Stahl eine solche 
Förderung bereits seit den Anfängen bestand, wurde dies im Rahmen 
des EG-Vertrags nur zögerlich umgesetzt (ab den 70er Jahren). 

Diese technologische Entwicklung kann wegen des hohen Finanzie- 
rungsbedarfs und der meist durch marktwirtschaftliche Kräfte nicht 
möglichen Zusammenarbeit und Koordination nur überregional 



VO 724/75/EWG des Rates vom 18.3.1975. ABl. 1975 L 73/1 und Änderungen 
in der VO 1787/84/EWG des Rates vom 19.6.1984, ABl. 1984 L 169/1. 
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gestärkt werden. Die Grundlage für die technologische Entwicklung 
bildet die wissenschaftliche Forschung durch Unternehmen und 
Hochschulen. 

Inzwischen hat sich die Förderung der technologischen Entwicklung 
bereits weitgehend von einer Zweckbindung für die Industrie gelöst 
und wird ein einheitlicher europäischer Forschungsraum angestrebt. 

Artikel 164 (ex- Art 1 30g) EGV 

Zur Erreichung dieser Ziele trifft die Gemeinschaft folgende Maßnahmen, wel- 
che die in den Mitgliedstaaten durchgeführten Aktionen ergänzen: 

a) Durchführung von Programmen für Forschung, technologische Entwicklung 
und Demonstration unter Förderung der Zusammenarbeit mit und zwischen 
Unternehmen, Forschungszentren und Hochschulen; 

b) Förderung der Zusammenarbeit mit dritten Ländern und internationalen 
Organisationen auf dem Gebiet der gemeinschaftlichen Forschung, techno- 
logischen Entwicklung und Demonstration; 

c) Verbreitung und Auswertung der Ergebnisse der Tätigkeiten auf dem Gebiet 
der gemeinschaftlichen Forschung, technologischen Entwicklung und De- 
monstration; 

d) Förderung der Ausbildung und der Mobilität der Forscher aus der Gemein- 
schaft. 

Die Ziele des Art 163 EG-Vertrag werden durch die Bestimmungen 
des Art 164 EGV konkretisiert. 

Artikel 165 (ex- Art 1 30h) EGV 

(1) Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten koordinieren ihre Tätigkeiten 
auf dem Gebiet der Forschung und der technologischen Entwicklung, um die 
Kohärenz der einzelstaatlichen Politiken und der Politik der Gemeinschaft 
sicherzustellen. 

(2) Die Kommission kann in enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
alle Initiativen ergreifen, die der Koordinierung nach Absatz 1 förderlich sind. 

Artikel 166 (ex- Art 130i) EGV 

(1) Der Rat stellt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses ein mehrjähriges Rahmenprogramm 
auf, in dem edle Aktionen der Gemeinschaft zusammengefasst werden. 

In dem Rahmenprogramm werden 

— die wissenschaftlichen und technologischen Ziele, die mit den Maßnahmen 
nach Artikel 164 erreicht werden sollen, sowie die jeweiligen Prioritäten 
festgelegt; 
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— die Grundzüge dieser Maßnahmen angegeben; 

— der Gesamthöchstbetrag und die Einzelheiten der finanziellen Beteiligung 
der Gemeinschaft am Rahmenprogramm sowie die jeweiligen Anteile der 
vorgesehenen Maßnahmen festgelegt. 

(2) Das Rahmenprogramm wird je nach Entwicklung der Lage angepasst oder 
ergänzt. 

(3) Die Durchführung des Rahmenprogramms erfolgt durch spezifische Pro- 
gramme, die innerhalb einer jeden Aktion entwickelt werden. In jedem spezifi- 
schen Programm werden die Einzelheiten seiner Durchführung, seine Laufzeit 
und die für notwendig erachteten Mittel festgelegt. Die Summe der in den spe- 
zifischen Programmen für notwendig erachteten Beträge darf den für das Rah- 
menprogramm und für jede Aktion festgesetzten Gesamthöchstbetrag nicht 
überschreiten. 

(4) Die spezifischen Programme werden vom Rat mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parla- 
ments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses beschlossen. 

Art 165 iVm Art 166 EG-Vertrag bildet dir Grundlage für die mehr- 
jährigen Rahmenprogramme und Förderungsaktivitäten der Union mit 
den Unionsmitgliedstaaten um eine Kohärenz auf dem Gebiet der 
Forschungsförderung zu erreichen. 

Dadurch sollen die vorhandenen Ressourcen optimal genutzt und 
Doppelarbeit vermieden werden. Im Bereich besonders aufwendiger 
soll durch eine effiziente Arbeitsteilung die Bewältigung der gestellten 
Probleme erleichtert werden. 

Artikel 167 (ex- Art 130j) EGV 

Zur Durchführung des mehrjährigen Rahmenprogramms legt der Rat folgendes 
fest: 

— die Regeln für die Beteiligung der Unternehmen, der Forschungszentren 
und der Hochschulen; 

— die Regeln für die Verbreitung der Forschungsergebnisse. 

Artikel 168 (ex- Art 130k) EGV 

Bei der Durchführung des mehrjährigen Rahmenprogramms können Zusatz- 
programme beschlossen werden, an denen nur bestimmte Mitgliedstaaten teil- 
nehmen, die sie vorbehaltlich einer etwaigen Beteiligung der Gemeinschaft 
auch finanzieren. 

Der Rat legt die Regeln für die Zusatzprogramme fest, insbesondere hinsicht- 
lich der Verbreitung der Kenntnisse und des Zugangs anderer Mitgliedstaaten. 
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Die Rahmenprogramme bilden die wichtigste Grundlage für die 
Entwicklung der Technologien in Europa. In den Rahmenprogrammen 
werden für einen mehrjährigen Zeitraum die prozeduralen Anforde- 
rungen und Inhalte der Forschungspolitik bestimmt. Dadurch werden 
den beteiligten Unternehmen, Hochschulen und Forschern die not- 
wendige Rechtssicherheit gegeben und gleichzeitig durch eine Signal- 
wirkung die Richtung der Forschung vorgegeben. 

Dabei wird, um die Forschung nicht zu einseitig zu binden, nur die 
Grundrichtung vorgegeben. 

Neben den Rahmenprogrammen haben einseitige Maßnahmen, die 
eine ähnliche thematische Förderung aus dem EU-Haushaltsbudget 
vorsehen, derzeit keine Grundlage. 

Art 168 EG-Vertrag böte die Grundlage für Zusatzprogramme. Die 
praktische Bedeutung ist jedoch neben den Rahmenprogrammen kaum 
gegeben. Art 171 bietet eine Lösung für Maßnahmen außerhalb des 
Rahmenprogramms an. 

Artikel 169 (ex- Art 1 301) EGV 

Die Gemeinschaft kann im Einvernehmen mit den betreffenden Mitgliedstaaten 
bei der Durchführung des mehrjährigen Rahmenprogramms eine Beteiligung 
an Forschungs- und Entwicklungsprogrammen mehrerer Mitgliedstaaten, ein- 
schließlich der Beteiligung an den zu ihrer Durchführung geschaffenen Struk- 
turen, vorsehen. 

Das sechste Rahmenprogramm stützt sich bei der Durchführung u.a. 
auf Art 169 EG- Vertrag. Dies ist eine Reaktion auf die bestehende 
„Doppelgleisigkeit" bei der Forschung in verschiedenen Unionsmit- 
gliedstaaten und dient der Koordination dieser Forschungen. 

Die Beteiligung kann in finanziellen oder personellen Leistungen 
sowie einer Bereitstellung von Infrastruktur bestehen. Gefördert 
werden jedoch nur bereits bestehende Programme der Unionsmitglied- 
staaten. 

Artikel 170 (ex- Art 130m) EGV 

Die Gemeinschaft kann bei der Durchführung des mehrjährigen Rahmenpro- 
gramms eine Zusammenarbeit auf dem Gebiet der gemeinschaftlichen For- 
schung, technologischen Entwicklung und Demonstration mit dritten Ländern 
oder internationalen Organisationen vorsehen. 

Die Einzelheiten dieser Zusammenarbeit können Gegenstand von Abkommen 
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zwischen der Gemeinschaft und den betreffenden dritten Parteien sein, die 
nach Artikel 300 ausgehandelt und geschlossen werden. 

Insbesondere im Energieforschungsbereich ist eine Zusammenarbeit 
mit Drittstaaten oftmals nicht nur notwendig, sondern eine Grundvor- 
aussetzung für die praktikable Verwertung von Forschungsergebnis- 
sen. 

Diese Zusammenarbeit wird u.a. durch völkerrechtliche Abkommen 
der Europäischen Gemeinschaft mit Drittstaaten bzw. Personen in 
Drittstaaten ermöglicht. 

Artikel 171 (ex- Art 130n) EGV 

Die Gemeinschaft kann gemeinsame Unternehmen gründen oder andere Struk- 
turen schaffen, die für die ordnungsgemäße Durchführung der Programme für 
gemeinschaftliche Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration 
erforderlich sind. 

Artikel 172 (ex- Art 130o) EGV 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi- 
schen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses mit qualifizierter 
Mehrheit die in Artikel 171 vorgesehenen Bestimmungen fest. 

Der Rat legt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses die in den Artikeln 167, 168 und 169 vor- 
gesehenen Bestimmungen fest. Für die Verabschiedung der Zusatzprogramme 
ist die Zustimmung der daran beteiligten Mitgliedstaaten erforderlich. 

Im Gegensatz zur Wirtschafts- und Industriepolitik hat die Europäi- 
sche Gemeinschaft im Rahmen der Forschungsförderung und techno- 
logischen Entwicklung wesentlich mehr und effizientere Möglichkei- 
ten, bestimmte Entwicklungen vorzubereiten, zu unterstützten und zu 
leiten. 

668 

Bisher wurde zwar nur ein Unternehmen (Galileo ) gegründet. Doch 
bietet Art 171 EGV einiges an Potential für die Zukunft. 

Artikel 173 (ex- Art 130p) EGV 

Zu Beginn jedes Jahres unterbreitet die Kommission dem Europäischen Par- 
lament und dem Rat einen Bericht. Dieser Bericht erstreckt sich insbesondere 
auf die Tätigkeiten auf dem Gebiet der Forschung und technologischen 



ABl. 2002 L 138/1. 
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wicklung und der Verbreitung der Ergebnisse dieser Tätigkeiten während des 
Vorjahrs sowie auf das Arbeitsprogramm des laufenden Jahres. 

Die Notwendigkeit der Koordinierten europäischen technologischen 
Entwicklung und Forschung bedingt auch eine (jährliche) Übersicht 
über den Stand derselben. Dadurch wird die Kontrolle und die Steue- 
rung des laufenden Rahmenprogramms erleichtert sowie für zukünfti- 
ge Rahmenprogramme die Schwerpunkte herausgearbeitet. 

Artikel 174 (ex-Art 130r) EGV 

(1 ) Die Umweltpolitik der Gemeinschaft trägt zur Verfolgung der nachstehen- 
den Ziele bei: 

Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesserung ihrer Qualität; 

— Schutz der menschlichen Gesundheit; 

umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen; 

Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung 
regionaler oder globaler Umweltprobleme. 

(2) Die Umweltpolitik der Gemeinschaft zielt unter Berücksichtigung der un- 
terschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Regionen der Gemeinschaft 
auf ein hohes Schutzniveau ab. Sie beruht auf den Grundsätzen der Vorsorge 
und Vorbeugung, auf dem Grundsatz, Umweltbeeinträchtigungen mit Vorrang 
an ihrem Ursprung zu bekämpfen, sowie auf dem Verursacherprinzip. 

Im Hinblick hierauf umfassen die den Erfordernissen des Umweltschutzes ent- 
sprechenden Harmonisierungsmaßnahmen gegebenenfalls eine Schutzklausel, 
mit der die Mitgliedstaaten ermächtigt werden, aus nicht wirtschaftlich beding- 
ten umweltpolitischen Gründen vorläufige Maßnahmen zu treffen, die einem 
gemeinschaftlichen Kontrollverfahren unterliegen. 

(3) Bei der Erarbeitung ihrer Umweltpolitik berücksichtigt die Gemeinschaft 

— die verfügbaren wissenschaftlichen und technischen Daten; 

— die Umweltbedingungen in den einzelnen Regionen der Gemeinschaft; 

— die Vorteile und die Belastung aufgrund des Tätigwerdens bzw. eines 
Nich ttä tig werdens; 

— die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Gemeinschaft insgesamt 
sowie die ausgewogene Entwicklung ihrer Regionen. 

(4) Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten arbeiten im Rahmen ihrer jewei- 
ligen Befugnisse mit dritten Ländern und den zuständigen internationalen Or- 
ganisationen zusammen. Die Einzelheiten der Zusammenarbeit der Gemein- 
schaft können Gegenstand von Abkommen zwischen dieser und den betreffen- 
den dritten Parteien sein, die nach Artikel 300 ausgehandelt und geschlossen 
werden. 

Unterabsatz 1 berührt nicht die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, in internati- 
onalen Gremien zu verhandeln und internationale Abkommen zu schließen. 
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Artikel 175 (ex- Art 130s) EGV 

(1 ) Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhö- 
rung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regio- 
nen über das Tätigwerden der Gemeinschaft zur Erreichung der in Artikel 174 
genannten Ziele. 

(2) Abweichend von dem Beschlussverfahren des Absatzes 1 und unbeschadet 
des Artikels 95 erlässt der Rat auf Vorschlag der Kommission und nach Anhö- 
rung des Europäischen Parlaments, des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
sowie des Ausschusses der Regionen einstimmig 

a) Vorschriften überwiegend steuerlicher Art, 

b) Maßnahmen die, 

— die Raumordnung berühren; 

— die mengenmäßige Bewirtschaftung der Wasserressourcen berühren oder 
die Verfügbarkeit dieser Ressourcen mittelbar oder unmittelbar betreffen; 

— der Bodennutzung mit Ausnahme der Abfallbewirtschaftung berühren; 

c) Maßnahmen, welche die Wahl eines Mitgliedstaats zwischen verschie- 
denen Energiequellen und die allgemeine Struktur seiner Energieversorgung 
erheblich berühren. 

Der Rat kann nach dem Verfahren des Unterabsatzes 1 festlegen, in welchen 
der in diesem Absatz genannten Bereiche mit qualifizierter Mehrheit beschlos- 
sen wird. 

(3) Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhö- 
rung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regio- 
nen in anderen Bereichen allgemeine Aktionsprogramme, in denen die vorran- 
gigen Ziele festgelegt werden. 

Der Rat legt nach Absatz 1 bzw. Absatz 2 die zur Durchführung dieser Pro- 
gramme erforderlichen Maßnahmen fest. 

(4) Unbeschadet bestimmter Maßnahmen gemeinschaftlicher Art tragen die 
Mitgliedstaaten für die Finanzierung und Durchführung der Umweltpolitik 
Sorge. 

(5) Sofern eine Maßnahme nach Absatz 1 mit unverhältnismäßig hohen Kosten 
für die Behörden eines Mitgliedstaats verbunden ist, sieht der Rat unbeschadet 
des Verursacherprinzips in dem Rechtsakt zur Annahme dieser Maßnahme 
geeignete Bestimmungen in folgender Form vor: 

— vorübergehende Ausnahme re gelungen und/oder 

— eine finanzielle Unterstützung aus dem nach Artikel 161 errichteten Kohä- 
sionsfonds. 



Artikel 176 (ex- Art 130t) EGV 

Die Schutzmaßnahmen, die aufgrund des Artikels 175 getroffen werden, hin- 
dern die einzelnen Mitgliedstaaten nicht daran, verstärkte Schutzmaßnahmen 
beizubehalten oder zu ergreifen. Die betreffenden Maßnahmen müssen mit die- 
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sein Vertrag vereinbar sein. Sie werden der Kommission notifiziert. 



Der Weg zu einer gemeinschaftlichen Umweltpolitik war lang (siehe 
auch zuvor Kapitel 7). 

Seit dem Vertrag von Maastricht jedoch ist der Umweltschutz zu 
einem zentralen Politikbereich mit Ausstrahlung auf alle anderen 
Politikbereiche geworden (vgl. Art 6 EGV seit dem Vertrag von 
Amsterdam). 

Wegen der Verankerung des Umweltschutzes zusätzlich in den Ver- 
fassungen der Unionsmitgliedstaaten ist dem Umweltschutzprinzip ein 
„Verfassungsrang" auch im Unionsbereich immanent. 

Dennoch wird vom EuGH und der Lehre der Umweltschutz hinsicht- 
lich des gemeinsamen Marktes bzw. Binnenmarktes als teilweise 
nachrangig gesehen. 

Die in Abs. 1 aufgezählten Ziele sind abschließend. 

Artikel 284 (ex- Art 213) EGV 

Zur Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben kann die Kommission alle erfor- 
derlichen Auskünfte einholen und alle erforderlichen Nachprüfungen vorneh- 
men; der Rahmen und die nähere Maßgabe hierfür werden vom Rat gemäß den 
Bestimmungen dieses Vertrags festgelegt. 

Artikel 285 (neuer Artikel) EGV 

(1) Unbeschadet des Artikels 5 des Protokolls über die Satzung des Europäi- 
schen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank be- 
schließt der Rat gemäß dem Verfahren des Artikels 251 Maßnahmen für die 
Erstellung von Statistiken, wenn dies für die Durchführung der Tätigkeiten der 
Gemeinschaft erforderlich ist. 

(2) Die Erstellung der Gemeinschaftsstatistiken erfolgt unter Wahrung der 
Unparteilichkeit, der Zuverlässigkeit, der Objektivität, der wissenschaftlichen 
Unabhängigkeit, der Kostenwirksamkeit und der statistischen Geheimhaltung; 
der Wirtschaft dürfen dadurch keine übermäßigen Belastungen entstehen. 

Die Möglichkeit Auskünfte zu erlangen steht der Kommission grund- 
sätzlich nur gegenüber den Unionsmitgliedstaaten zu. Gegenüber 
privaten Personen oder Unternehmen kann die Kommission nur 
freiwillige Auskünfte erlangen. 

Durch verschiedene sekundärrechtliche Bestimmungen ist diese 
Auskunftsverpflichtung auch auf private Personen und Unternehmen 
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ausgeweitet worden. 

Adressat von Auskunftsersuchen für statistische Zwecke können 
sowohl die Unionsmitgliedstaaten als auch private Personen und 
Unternehmen sein. 



Artikel 308 (ex-Art 235) EGV 

Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich, um im Rahmen des 
Gemeinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu verwirklichen, und sind in diesem 
Vertrag die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so erlässt der 
Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments die geeigneten Vorschriften. 



Wesentlich für den Fortschritt der europäischen Integration ist der Art 
308 EG-Vertrag. Dadurch können fehlende Befugnisse der Gemein- 
schaft in den Anwendungsbereich der Gemeinschaft einbezogen 
werden. 

Durch Art 308 EGV werden, ohne eine Kompetenzerweiterung der 
Gemeinschaft, Lücken geschlossen. Die Kompetenzen der Gemein- 
schaft selbst können nur durch das Vertragänderungsverfahren in Art 
48 EU-Vertrag erweitert oder eingeschränkt werden. 

Insbesondere im Umwelt- und Energiebereich hat Art 308 EGV bereits 
mehrfach gute Dienste geleistet. 

Wo jedoch die Grenze zwischen der Lückenschließung nach Art 308 
EGV und der Vertragsänderung nach Art 48 EUV zu ziehen ist, ist 
umstritten. 
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9.2 

Sekundärrechtliche Bestimmungen 

(Grundlagendokumente in historischer 
Reihenfolge und mit Erläuterungen) 

Im folgenden werden wichtige, jedoch nicht abschließende, sekundärrechtliche 
Dokumente aufgezählt. Diese Aufzählung soll dem Leser dazu dienen, einen 
kurzen Überblick über das einschlägige Sekundärrecht zum Energie- und 
Umweltbereich zu erhalten. Die Auswahl bzw. Kurzdarstellung der wiederge- 
gebenen Texte aus den Dokumenten erfolgte nach freier Entscheidung und 
Formulierung durch den Autor. 



1962 



Allgemeines Programm vom 18.12.1961 zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit, Anlage I. ABl. 2/1962 vom 15.1.1962, 
S. 36ff, 41 

Vor Ablauf des zweiten Jahres der zweiten Stufe war die Niederlas- 
sungsfreiheit für in Anlage I genannte Bereiche herzustellen. U.a. zu 
finden unter Hauptgruppe 51: Elektrizität, Gas, Dampf. 



1964 



Protokoll vom 21.4.1964 eines Abkommens betreffend die Energiefragen I 
ABl. 69/64 vom 30.4.1964, S. 1099 

In den Erwägungsgründen wird u.a. ausgeführt, dass der Rat „von 
der Notwendigkeit überzeugt (ist), im Rahmen des Gemeinsamen 
Marktes eine gemeinsamen Energiemarkt zu verwirklichen. " 

Ziele: 

billige Versorgung, 
Versorgungssicherheit, 
Progressivität der Subventionen, 

Stabilität der Versorgung hinsichtlich der Kosten und der ver- 
fügbaren Mengen, 
Freie Wahl durch die Verbraucher, 
Gerechter Wettbewerb, 
Allgemeine Wirtschaftspolitik 
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Energieträger: 

Kohle - Unterstützungsmaßnahmen, 

Kohlenwasserstoffe - gestreute Versorgung, niedrige und stabile 

Preise, Prospektion in der Gemeinschaft, 
Harmonisierung der Steuerregelungen 

Kernenergie - Forschungs- und Versuchstätigkeit. 



1968 



Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 68/414/EWG des Rates vom 20.12.1968 
zur Verpflichtung der Mitgliedstaaten der EWG Mindestvorräte an Erdöl 
und/oder Erdölerzeugnissen zu halten I ABl. L 308, S. 14 vom 23.12.1968 

Diese auf Grundlage von insbesondere Art 103 EWG-Vertrag 669 ge- 
stützte Richtlinie bezweckt 

die Haltung von Erdölvorräten, die für den durchschnittlichen 
Erdölverbrauch von 65 Tagen 670 in jedem Mitgliedstaat ausrei- 
chen. Eigene Erdölförderungen sind in Höhe von 15 v.H. 671 an- 
zurechnen. 

Nachweis der Erfüllung dieser Verpflichtung an die Kommissi- 
on durch die Mitgliedstaaten. 



Rat der Gemeinschaft I Verordnung 2041/68/EWG des Rates vom 10.12.1968 
zur Aufstellung einer gemeinsamen Liste für die Liberalisierung der Einfuhren 
in die Gemeinschaft gegenüber dritten Ländern I ABl. L 303, S. lff vom 
18.12.1968 

In Kapitel 29, Pkt. 29.01 werden die Einfuhren von Kohlenwasserstof- 
fen behandelt. 



9 Art 99 EG- Vertrag bzw. Art 111-71 VV. 

0 Diese 65 Tage wurden durch die RL 68/425/EWG auf 90 Tage ausgeweitet 
(ABl. L 291 vom 28.12.1972, S 154). Ergänzt wurde diese Vorrratsverpflich- 
tung durch die Entscheidung 68/416/EWG des Rates vom 20.12.1968 (ABl. L 
308 vom 23.12.1968, S. 19), nach der die RL 68/414/EWG über die Erdölbevor- 
ratung durch zwischenstaatliche Übereinkünfte weiter ausgeführt wird. Dadurch 
können die Vorräte eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft auch in einem ande- 
ren Mitgliedstaat gelagert und trotzdem auf die Bevorratung angerechnet wer- 
den. 

1 Durch die RL 68/425/EWG auf 25% ausgeweitet. 
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1969 



Rat der Gemeinschaft I Verordnung 2603/69/EWG des Rates vom 
20.12.1969 zur Festlegung einer gemeinsamen Ausfuhrregelung I ABl. L 
324 vom 27.12.1969, S. 25 I samt Anhängen 

Zur Fertigstellung der Zollunion bedurfte es auch gemeinschaftlicher 
Ausfuhrregelungen (zu den Einfuhrregelungen siehe VO 
1439/74/EWG). 

Die Verordnung geht grundsätzlich von der freien Ausfuhr von Waren 
aus der Gemeinschaft aus. 

Die allgemeinen Ausfuhrregelungen der Verordnung können im Ener- 
giesektor nach Art 10 Abs. 2 dieser Verordnung gemäß der in Anhang 
II genannten Produkte (Kohlenwasserstoffe) von den Mitgliedstaaten 
eingeschränkt werden, sofern der Rat keine gemeinschaftsrechtlichen 
Rechtsakte setzt und die Kommission von den beabsichtigten Maß- 
nahmen unterrichtet wird. 672 

Eine weitere Einschränkung der freien Ausfuhr in Drittstaaten kann 
auf Grundlage der Art 301 EGV und iVm Art 12, 14, 15 EUV 673 erfol- 
gen und auch Energieprodukte betreffen. 



1972 



Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1055/72/EWG des Rates vom 
18.5.1972 über die Mitteilung der Einfuhr von Kohlenwasserstoffen an die 
Kommission I ABl. L 120 vom 25.5.1972, S. 3ff. 

Gestützt auf Art 5 und 213 EWGV. 

Um sich überhaupt einen Überblick über die Situation in der Gemein- 
schaft machen zu können, musste der bisherige Weg, das Energierecht 
(Ausnahme Kohle und spaltbare Produkte) fast ausschließlich in der 
Zuständigkeit der MS zu belassen, verlassen und ein Ansatz für eine 
Vergemeinschaftung getroffen werden. Dies wurde im Wege der daten- 



Einschränkend wurde diese Möglichkeit vom EuGH in der Rs. 172/82, Urteil 
vom 10.3.1983, Slg. 1983, S. 555, beurteilt, wenn (Rz 12) „die spezifische Be- 
schränkungen der Ausfuhrströme bezwecken oder bewirken und damit unter- 
schiedliche Bedingungen für den Binnenhandel innerhalb eines Mitgliedstaates 
und seinem Außenhandel schafft, so dass die nationale Produktion oder der 
Binnenmarkt des betroffenen Staates einen besonderen Vorteil erlangt. " 
Vgl. Art III-224, Art III- 195, III- 196 und Art III- 199 VV. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



ir * 

S247S 

6 * 
«ÖS* 

mäßigen Erfassung der Transporte in und aus der Gemeinschaft begon- 
nen. 

Grundlage der von den MS übermittelten Daten konnten die ersten Sta- 
tistiken über Kohlenwasserstoffe gemeinschaftsweit ausgearbeitet wer- 
den. 

Ergänzt wurde diese Verordnung durch: 

Verordnung 1068/73/EWG der Kommission vom 16.3.1973, ABl. 
L113 vom 28.4.1973, S. 1, 

Verordnung 3254/74/EWG des Rates vom 1 7. 12. 1974, ABl. L 349 
vom 28.12.1974, S. 1, 

Verordnung 2677/75/EWG der Kommission vom 6.10.1975, ABl. 
L 275 vom 27.10.1975, S.l 

Mit der Ergänzung der VO 1055/72/EWG durch die später erlassenen 
VO wurde das Einfuhrmeldesystem weiter ausgebaut und verfeinert. 
Im Zuge der Energiekrise 1978 wurde die oben genannte VO durch die 
Verordnung 1893/79/EWG (ABl. L 220 vom 30.8.1979, S. 1) ersetzt 
welche wiederum mehrfach geändert 1991 auslief und durch die Ver- 
ordnung 2964/95/EG des Rates vom 20.12.1995 ersetzt wurde (ABl. L 
310 vom 22.12.1995, S. 5). 

Zusammen mit der VO 388/75/EWG ist auch ein Meldesystem für die 
Ausfuhr von Kohlenwasserstoffen aus der Gemeinschaft geschaffen 
worden. 

In Anhang I und II werden die notwendigsten Mindestangaben der Da- 
ten die der Kommission zu übermitteln sind aufgelistet. 



Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1056/72/EWG des Rates vom 
18.5.1972 über die Mitteilung der Investitionsvorhaben von gemeinschaft- 
lichem Interesse auf dem Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätssektor an die 
Kommission I ABl. L 120 vom 25.5.1972, S. 7ff. 

Gestützt auf Art 5 und 213 EWGV. 

„ Die Einführung einer gemeinsamen Energiepolitik gehört zu den Zie- 
len, die sich die Gemeinschaften gesetzt haben'' (1. Erwägungsgrund). 
Dabei soll die Erstellung einer Gesamtübersicht über die Entwicklung 
der Investitionen in der Gemeinschaft ein Bestandteil dieser Energiepo- 
litik sein. Für Kohle und Atomenergie sei dies bereits durch den EGKS- 
Vertrag bzw. den EAG-Vertrag gewährleistet. 

Die Mitteilungen an die Kommission umfassen Investitionsvorhaben auf 
dem Gebiet der Produktion, Lagerung, Verteilung von Kohlenwasser- 
stoffen und elektrischer Energie. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 




Im Anhang sind die meldepflichtigen Investitionsvorhaben aufgeführt. 



1973 



Rat der Gemeinschaft I Beschluss 73/174/EWG des Rates vom 18.6.1973 
zur Festlegung eines Forschungsprogramms der EWG auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes I ABl. L 189, S. 30. 

Gestützt auf Artikel 235 EWGV. 

In Anhang 1 wird ein vierjähriges Forschungsprogramm ab 1.1.1973 

auf dem Gebiet des Umweltschutzes lanciert. 

Tätigkeitsbereiche sind: 

Optimierung der Betriebsweise der Datenbank für Umwelt- 
Chemikalien; 

Festlegung der Kriterien für die Uniweltschutzverträglichkeit 
neuer Industrieprodukte (Umweltgütezeichen, Beurteilung und 
technische Tests); 

Untersuchung der Wärmebilanz eines Stadtsystems. 

Durch Beschluss 75/517/EWG vom 25.8.1975, ABl. L 231, s. 25ffvom 
2.9.1975 ersetzt. 



Rat der Gemeinschaft I Beschluss 73/176/EWG des Rates vom 18.6.1973 
zur Festlegung eines Forschungsprogramms der EWG auf dem Gebiet 
der neuen Technologien I ABl. L 189, S. 34. 

Nutzung der Sonnenenergie und Rohstoff rückführung. 
Gestützt auf Artikel 235 EWGV. 

In Anhang 1 wird ein vierjähriges Forschungsprogramm ab 1.1.1973 
auf dem Gebiet der Nutzung der Sonnenenergie lanciert. 
Tätigkeitsbereiche sind: 

bibliographische Studien und wirtschaftlich-technische Beurtei- 
lung der verschiedenen Konzepte für das Einfangen und Spei- 
chern von Sonnenenergie; 

Untersuchungen und Messungen auf dem Gebiet der Wärmerohre 
und selektiven Oberflächen; 

Wirtschaftlich-technische Studie und Durchführbarkeitsstudie für 
autonome Aggregate von 1 bis 10 kW; 
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Untersuchung und Berechnung der Photolyse und der Wärmedis- 
soziation des Wassers sowie der biologischen Umwandlung. 

Geändert durch Beschluss 757514/EWG vom 25.8.1975, ABl. L 231, S. 
19 ff vom 2.9.1975 samt Anhängen. 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 73/238/EWG des Rates vom 24.7.1973 
zur Abschwächung der Auswirkungen von Schwierigkeiten bei der 
Versorgung mit Erdöl und Erdölerzeugnissen I ABl. L 228 vom 16.8.1973, 
S. 1. 

Die Richtlinie, gestützt insbesondere auf Art 103 EWG-Vertrag 674 soll 
kurz-, mittel- und langfristige Ziele zur Erdölsubstitution setzen. Dazu 
gehören Maßnahmen: 

Die Festlegung einer gemeinschaftlichen Energiepolitik 
Maßnahmen zur Behebung der Schwierigkeiten in der Versor- 
gung mit Erdöl, 

> Sicherheitsvorräte gemäß der RL 68/414/EWG vom 20. 12.1 968 
y Interventionspläne der Mitgliedstaaten 

> Bildung einer Krisengruppe auf Gemeinschaftsebene unter Vorsitz 
der Kommission bei Versorgungsschwierigkeiten mit Erdöl und 
Benennung der Vertreter der Mitgliedstaaten für diese Gruppe. 

Die zuständige nationale Gruppe kann im Fall der Versorgungsschwierigkeit 

mit Erdölprodukten 

Sicherheitsvorräte gemäß der RL 68/414/EWG entnehmen lassen 
und an die Verbraucher zuteilen, 
Den Verbrauch durch Anordnungen einschränken, 
Preisvorschriften erlassen um anormale Preiserhöhungen auszu- 
schalten. 



1974 



Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1439/74/EWG des Rates vom 
4.6.1974 über eine gemeinsame Einfuhrregelung I ABl. L 159 vom 
15.6.1974, S. 1 

Diese Verordnung ist die erste einer weiteren Reihen mit der die Ein- 
fuhr von Waren in die Gemeinschaft auf Grundlage der vollendeten 



Nunmehr Art 99 EGV bzw. Art 111-71 VV. 
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Zollunion geregelt wird. Aufgrund der Rahmenkonstruktion des EGV 
werden von diesen Einfuhrregelungen auch Energieprodukte erfasst. 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 11. 9.191 A betreffend 
eine neue energiepolitische Strategie für die Gemeinschaft I ABl. C 153, S. 
lf 

Die darin aufgezeigten Leitlinien: 

rationelle Verwendung der vorhandenen Brennstoffe, 
Energieeinsparungen 
Stärkung der Versorgungssicherheit durch 
y Entwicklung der Atomenergie 

y Entwicklung der Vorkommen an Kohlenwasserstoffen und 

anderen festen Brennstoffen 
y Aufteilung der Energieimporte auf mehrere Erzeugerländer 

und Energieträger 
y Forschung und Entwicklung. 
Berücksichtigung des Umweltschutzes 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 17.12.1974 betref- 
fend der Ziele der gemeinschaftlichen Energiepolitik für 1985 I ABl. C 
153, S. 2f 

Darin wird die Gefahr der Abhängigkeit der Gemeinschaft von Ener- 
gieiniporten, insbesondere vom Erdöl aufgezeigt und eine Reduzie- 
rung bzw. Abkopplung bis 1985 auf weniger als 50% Energieimport, 
und wenn möglich auf 40% vorgeschlagen. 

In einer Tabelle wird die Schätzung der Kommission für den Gesamt- 
primärenergiebedarf der Gemeinschaft aufgezeigt. 

Ziel der Entschließung ist die 

Verminderung der Wachstumsrate des Energieverbrauchs der 
Gemeinschaft um 1985 das Niveau zu erreichen, dass 15% un- 
ter dem von 1973 liegt. 

Stärkung der elektrischen Energieträger, insbesondere der 
Kernenergie (bis 1985 sollen 35% der elektrischen Energie aus 
Atomkraftwerken stammen). 

Reduzierung der Erdöleinfuhren von 640 MM. Tonnen ROE auf 
540 Mill. Tonnen ROE im Jahr 1985. 
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Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 13.2.1975 betreffend 
Maßnahmen zur Erreichung der vom Rat am 17.12.1974 festgelegten 
Ziele der gemeinschaftlichen Energiepolitik I ABl. C 153, S. 6 vom 
9.7.1975 und Bull-EG 2-1975, 2257, S. 51 

Pkt. 1: Entwicklung neuer sicherer Energiequellen unter Berücksich- 
tigung wirtschaftlicher Bedingungen (möglich sind auch För- 
derungen), 

Pkt. 2: - Energieeinsparung, 

- Substitution von Erdöl durch Kernenergie und/oder feste 
Brennstoffe 

Die darin enthaltenen Leitlinien sehen vor: 

Aufrechterhaltung der Steinkohleförderung 

Entwicklung der Braunkohleförderung und der Torfproduktion 

zur Energiegewinnung, 

Ausbau der Kraftwerkskapazitäten im Bereich Atomenergie als 
primäre zukünftige Energiequelle, 

Reduzierung und rationelle Verwendung von Kohlenwasserstof- 
fen sowie der Ausbau eigener Ressourcen. 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie des Rates vom 13.2.1975 über die 
Begrenzung des Einsatzes von Erdölerzeugnissen in Kraftwerken I Bull- 
EG 2-1975, 2263, S. 52 

Ziel der Richtlinie ist die kurzfristige Reduktion des Erdölverbrauchs 
in der Gemeinschaft. Die Verwendung von Erdölprodukten soll nur 
zulässig sein 

in Kraftwerken mit weniger als 10 MWe oder zur Erzeugung 
von Spitzen- oder Reserveenergien, 

wenn der Brennstoff keine bessere Verwertung finden kann, 
andere Brennstoffe nicht verwendet werden können, 
aus Uniweltschutzgründen, 
jedenfalls ist die Substituierbarkeit zu prüfen. 
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Rat der Gemeinschaft I Verordnung 388/75/EWG des Rates vom 
13.2.1975 über die Mitteilung der Ausfuhr von Kohlenwasserstoffen nach 
Drittländern an die Kommission I ABl. L 45, S. 1 vom 19.2.1975 

Grundlage für diese Verordnung ist insbesondere Art 5 und 213 
(nunmehr Art 10 und 284) 675 EWG-Vertrag und dient der Unterrich- 
tung der Kommission. 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 75/339/EWG des Rates vom 20.5.1975 
zur Verpflichtung der Mitgliedstaaten, Mindestvorräte an fossilen Brenn- 
stoffen bei den Wärmekraftwerken zu halten I ABl. L 153 vom 13.6.1975, 
S.35 

Gestützt auf Artikel 103 EWGV. 

1. Erwägungsgrund: „Die Durchführung einer gemeinsamen Ener- 
giepolitik gehört zu den Zielen, die sich die Gemeinschaften ge- 
setzt haben ". 

2. Erwägungsgrund: „Eine regelmäßige und ausreichende Elektri- 
zitätsversorgung ist eine Grundvoraussetzung für die Existenz 
und Fortentwicklung der modernen Gesellschaft" . 

Ähnlich wie die RL 68/414/EWG wird durch die oben genannte RL 
eine Verbesserung der Versorgungssicherheit zu erreichen versucht. 

In Anhang 1 werden die Mindestvorräte bei Wärmekraftwerken für 30 
Tage Vollbetrieb spezifiziert, in Anhang 5 die Anlegung von Vorräten 
bis spätestens 1.1.1978. 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates betreffend die Festlegung 
eines kurzfristigen Ziels im Bereich der Verringerung des Erdöl- 
verbrauchs I Bull-EG 6-1975, 2282, S. 61 

Ziel ist die Senkung des Verbrauchs von Erdölprodukten von 560 
Mill. Tonnen ROE 1975. Reduzierung von 9% im Vergleich zu 1973. 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates über Energie und 
Umweltschutz I ABl. C 168 v. 25.7.1975, S. 2-3 



Art 10 Abs. 2 und III-334 VV 
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Die Energieerzeugung auf ausreichendem Niveau und die Erforder- 
nisse des Umweltschutzes müssen gleichrangig vorangetrieben wer- 
den. Dabei hat vor allem die Kernenergie einen wesentlichen Anteil, 
die Energieeinsparung, die Wiederverwertung von Abfällen und die 
rationelle und sparsame Nutzung von Energie. 

Weiters ist die Verringerung von Stickoxiden und Schwefeldioxyd 
dringend notwendig. 

Rat der Gemeinschaft I Beschluss 75/510/EWG des Rates vom 22.8.1975 
zur Festlegung eines Forschungs- und Entwicklungsprogramms auf dem 
Gebiet der Energie I ABl. L 231, S. lff. 

Gestützt auf Artikel 235 EWGV. 

Auf dem Gebiet der Energie wird ab 1.1.1975 ein vierjähriges For- 
schungsprogramm lanciert. 

Im Anhang wird die Forschung auf den Gebieten : 
Energieeinsparung; 

Produktion und Verwendung von Wasserstoff; 
Sonnenenergie (Sonnenkollektoren für Wohngebäude, Sonnen- 
kraftwerke, Photoelektrische Energieumwandlung u.a.) 
Geothermische Energie. 

Bereitgestellt wurden dafür 59 MM. Rechnungseinheiten 676 für 27 Be- 
dienstete. 

Mit Beschluss 75/512/EWG vom 25.8.1975, ABl. L 231, S 15 vom 
2.9.1975 wurden 3.600 MM. Rechnungseinheiten für 50 Bedienstete 
für die Forschung im Bereich Hochtemperaturwerkstoffe zur Verfü- 
gung gestellt. 

Mit Beschluss 75/51 1/EAG vom 25.8.1975, ABl. L 231, S. 6ff vom 
7.9.1975 wurden für die Forschung im Bereich der Atomenergie 
152,080 MM. Rechnungseinheiten für 1327 Bedienstete zur Verfügung 
gestellt. 

Rat der Gemeinschaft I Beschluss 75/517/EWG des Rates vom 
25.8.1975 zur Änderung des Beschlusses 73/176/EWG zur Festle- 
gung eines Forschungsprogramms auf dem Gebiet der neuen 
Technologie I ABl. L 231, S. 25 vom 2.9.1975. 

Gestützt auf Artikel 235 EWGV. 



Eine Europäische Rechnungseinheit (ReH) war am 8.7.1975 3,03510 DM bzw. 
1,26583 US$ wert. 
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Dieser Beschluss ersetzt den Beschluss 73/176/EWG. Für das For- 
schungsprogramm werden 3.050 Mill. Rechnungseinheiten für 33 Be- 
dienstete vorgesehen. 



1976 



Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1215/76/EWG des Rates vom 
4.5.1976 zur Änderung der VO 1056/72/EWG über die Mitteilung der 
Investitionsvorhaben von gemeinschaftlichem Interesse auf dem Erdöl-, 
Erdgas- und Elektrizitätssektor an die Kommission I ABl. L 140, S. lff 
vom 28.5.1976 

Gestützt auf Artikel 5 (nunmehr Art 10 EGV) und 213 EWGV (nunmehr 
Art 284 EGV) und Artikel 187 und 192 EAG-Vertrag. Die Schaffung 
einer gemeinsamen Energiepolitik ist eines der anerkannten Ziele der 
Gemeinschaft, und die Kommission ist beauftragt worden, Maßnahmen 
vorzuschlagen, die zur Verwirklichung dieser Zielsetzung ergriffen wer- 
den müssen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Kommission in der Vergangenheit 
von bestimmten Investitionsvorhaben keine Mitteilung erhalten hat, weil 
eines oder mehrere der Hauptmerkmale der Vorhaben noch einer weite- 
ren Überprüfung unterzogen werden sollten. 

Nach Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1056/72 sind be- 
stimmte Merkmale der Investitionsvorhaben, die der Kommission mitge- 
teilt werden, anzugeben. 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Kommission, um die Bedeutung ei- 
nes Investitionsvorhabens ermessen zu können, darüber unterrichtet 
sein muss, welchen Entscheidungsstand dieses Vorhaben erreicht hat 
und in welchem Verhältnis es zur staatlichen Planung steht. 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass das im Anhang zur Verordnung (EWG) 
Nr. 1056/72 aufgestellte Verzeichnis von Investitionsvorhaben nicht um- 
fassend genug ist, um sicherzustellen, dass die Kommission für die 
Durchführung ihrer Aufgaben auf dem Gebiet der gemeinsamen Ener- 
giepolitik der Gemeinschaft, insbesondere in bezug auf die Erdölraffina- 
tion sowie die Erzeugung und Übertragung von elektrischer Energie, 
angemessen unterrichtet ist. 677 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 76/491/EWG des Rates vom 4.5.1976 
über ein gemeinschaftliches Verfahren zur Unterrichtung und Konsulta- 



Zitat aus der zitierten VO. 
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tion über die Preise für Rohöl und Mineralölerzeugnisse in der Gemein- 
schaft I ABl. L 140 vom 28.5.1976, S. 4 samt Anhang. 

Gestützt auf Art 284 EGV 678 wurde ein erster Schritt zur gemeinschaftsweiten 
Preistransparenz geschaffen. 

In der Durchführungsentscheidung 77/190/EWG der Kommission vom 
26.1.1977 (ABl. L 61 vom 5.3.1977, S. 34) wurden Musterfragebögen erstellt. 
Durch die RL und die Durchführungsentscheidung ist die Kommission in der 
Lage die Wirtschaft und die Verbraucher über die aktuellen Energiepreise auf 
dem Mineralölsektor zu unterrichten. 

Durch die Entscheidung 1999/280/EG des Rates vom 22.4.1999 wurde die RL 
aufgehoben und ersetzt. 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 76/492/EWG des Rates vom 4.5.1976 
zur rationellen Energienutzung durch verbesserte Wärmedämmung in 
Gebäuden I ABl. L 140 vom 28.5.1976, S. 11. 

In der Entschließung vom 17. September 1974 hat der Rat die Verrin- 
gerung der Wachstumsrate des Energieverbrauchs in der Gemein- 
schaft beschlossen. 

Den Mitgliedstaaten wird empfohlen durch 
Informationskampagnen, 

Durch Stichproben gezielt Verbesserungsmöglichkeiten für die 
Wärmedämmung von Wohngebäuden auszuarbeiten und geeig- 
nete Verfahren zu ermitteln, 

Wettbewerbe und Entwicklungsprogramme auszuarbeiten um 
das Ziel, eine bessere Wärmedämmung, zu erreichen. 
Übernahme von europäischen Normen, nach dem diese erstellt 
wurden. 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 76/493/EWG des Rates vom 4.5.1976 
über die rationelle Energienutzung bei Heizungsanlagen in bestehenden 
Gebäuden I ABl. L 140 vom 28.5.1976, S. 12. 

Empfohlen werden: 

automatische Steuer- und Regelsysteme der Wärmeerzeugung; 
Temperaturen in Räumen nicht über 20°C; 
Jeden Raum mit einer getrennten Regeleinrichtung auszustat- 
ten; 

Überprüfung der Wärmeerzeugungsanlagen über 35kW min- 
destens alle drei Jahre; 



Ex Art 213 EWG-Vertrag vgl. auch Art III-334 VV. 
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Verbesserung des Nutzungsgrades der Warmwasserbereitung 
in Gebäuden. 



Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 76/494/EWG des Rates vom 4.5.1976 
über die rationelle Nutzung der von Straßenfahrzeugen verbrauchten 
Energie durch Verbesserung des Fahrverhaltens I ABl. L 140 vom 
28.5.1976, S. 14. 

Empfohlen wird z.B.: 

der Einbau geeigneter Anzeigegeräte; 
Einstellung von Zündung und Vergaser; 
Treibstoffverbrauchstests; 

Betriebsanleitungen für den Fahrer über das treibstoffsparende 
Fahren; 

Ausrüstung von Fahrzeugen mit Gürtelreifen. 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 76/495/EWG des Rates vom 4.5.1976 
über die rationelle Nutzung der im Personennahverkehr verbrauchten 
Energie I ABl. L 140 vom 28.5.1976, S. 16. 

Empfohlen werden u.a. 

Förderung des Personennahverkehrs; 
Park and Ride — Anlagen 

Änderung der steuerlichen Vorschriften um den Personennahver- 
kehr zu begünstigen. 

Förderung der höchstmöglichen Besetzung von PKW; 
Förderung der flüssigen Verkehrsabwicklung (z.B. durch Syn- 
chronisieren von Verkehrsampeln). 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1729/76/EWG des Rates vom 
21.6.1976 betreffend die Mitteilung von Informationen über die Energie- 
versorgungslage der Gemeinschaft I ABl. L 198 vom 23.7.1976, S. 1 

Gestützt auf Artikel 213 EWGV, Artikel 187 und 192 EAG-Vertrag. 

Diese Verordnung verpflichtet die Mitgliedstaaten zur umfassenden 
Meldung der im Anhang I und II genannten Daten an die Kommission 
(Erzeugung, Einfuhr, Bestand, Lieferung, Ausfuhr in dritte Länder der 
verschiedenen Energieträger und Verbrauch der Industrie, Verkehr, 
Haushalte etc.). 

Die Verordnung 293/74/EWG über Information der Kommission durch 
umfassende Energiebilanzen wird durch diese VO ersetzt. 
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1977 



Rat der Gemeinschaft I Entscheidung 77/186/EWG des Rates vom 
14.2.1977 über die Ausfuhr von Erdöl und Erdölerzeugnissen von einem 
Mitgliedstaat nach einem anderen bei Versorgungsschwierigkeiten I ABl. 
L 61 vom 5.3.1977, S. 23 

Durch diese Entscheidung wurde die Kommission ermächtigt im ge- 
meinsamen Markt den freien Handel mit Erdölerzeugnissen bei Ver- 
sorgungsschwierigkeiten kurzfristig einem Lizenzsystem zu unterstel- 
len und Ausfuhrgenehmigungen auszusetzen. 

Ziel ist die Verhinderung von Störungen des innergemeinschaftlichen 
Handels und ein System der automatischen Genehmigungen für den 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten durch die Kommission bei Ver- 
sorgungsschwierigkeiten mit Erdöl. 

Durch die Entscheidung 97/374/EG des Rates vom 5.6.1997 ersatzlos 
aufgehoben. 



Europäische Kommission I Vorschlag für eine Verordnung des Rates über 
die Gewährung finanzieller Beihilfen für Demonstrationsanlagen zur 
Energieeinsparung I ABl. C 138, S. 5ff vom 11.6.1977 

Die Förderbereiche nach diesem KOM-Vor schlag sollen vor allem 
sein: 

Wärmepumpen, 

Abwassernutzung 

KWK, 

Energiespeicherung 

Rationalisierung des Energieverbrauchs in der Industrie 
Niedrigenergiehäuser 

Erschlossen werden sollen vor allem Erdwärmevorkommen und die 
Möglichkeiten der Kohleverflüssigung erforscht werden. 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung des Rates vom 25.10. 1977 betreffend 
der Heizungsregulierung, Erzeugung von Warmwasser und Messung der 
Wärmemenge in Neubauten (77/712/EWG) die rationelle Energienutzung 
in Industriebetrieben (77/713/EWG) und betreffend der Einsetzung 
beratender Organe und Ausschüsse in den Mitgliedstaaten zur Förderung 
der kombinierten Wärme/Krafterzeugung und der Valorisierung der 
Abwärme (77/714/EWG) I ABl. 295 vom 18.11.1977, S. lff 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



S258S 

**** 



Diese Empfehlung des Rates an die Mitgliedstaaten ist auf Grundlage 
der Erfahrungen durch die Energiekrise zu sehen. Nachdem deutlich 
geworden war, wie empfindlich die westlichen Wirtschaftskreisläufe 
auf eine auch nur kurzfristige Unterbrechung oder Lieferverzögerun- 
gen von Mineralöl reagieren, mussten andere Wege gefunden werden. 

Einer der wichtigste dabei wurde mit diesen drei Empfehlungen be- 
schritten — die Energieeinsparung. 

Insbesondere sollten Wärme/Krafterzeugungsanlagen so kombiniert 
werden, dass jede Energieverschwendung vermieden wird. Dazu soll- 
ten auch alle technischen und verwaltungstechnischen Hemmnisse 
abgebaut werden, die dies noch verhindern. 

In Kraftwerken sollten durch die Valorisierung die Abwärme tech- 
nisch genutzt werden, möglicherweise in Kombination einer Kraft- 
Wärme-Kopplung. 

Die Maßnahmen sollten innerstaatlich durch die Einsetzung von ge- 
eigneten beratenden Organen und Ausschüssen überwacht und durch- 
geführt werden. 



Rat der Gemeinschaft I Entscheidung 77/706/EWG des Rates vom 
7.11.1977 zur Festsetzung eines gemeinsamen Richtwertes für die Ein- 
schränkung des Primärenergieverbrauchs bei Schwierigkeiten in der 
Versorgung mit Erdöl und Erdölerzeugnissen I ABl. L 292 vom 
16.11.1977, S. 9 

Durch diese Entscheidung kann die Kommission den Mitgliedstaaten 
für jeweils zwei Monate einen Rahmen vorgeben, innerhalb dessen 
(max. 10% des normalen Verbrauchs) sie Einschränkungen vorneh- 
men können. 

Dadurch soll sichergestellt werden, dass es nicht zu einer Diskrimi- 
nierung von Marktteilnehmern im Binnenmarkt in Krisensituationen 
kommt. 



1978 



Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 78/170/EWG des Rates vom 13.2.1978 
betreffend die Leistungen von Wärmeerzeugern zur Raumheizung und 
Warmwasserbereitung in neuen oder bestehenden nichtindustriellen 
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Gebäuden sowie die Isolierung des Verteilungsnetzes für Wärme und 
Warmwasser in nichtindustriellen Neubauten I ABl. L 52 vom 23.2.1978, 
S.35 

Festgelegt werden sollen: 

Mindestanforderungen für neue Wärmeerzeuger für Raumheizung 
und Warmwasser; 

Anforderungen von Daten auf dem Typenschild solcher Geräte; 
Festlegung eines maximalen Energieverlustes durch die Mitglied- 
staaten; 

Wärmeisolierung des Verteiler- und Speicher Systems. 

Kommission der Gemeinschaft I Mitteilung der Kommission an den Rat 
über die „Energielage in der Gemeinschaft und in der Welt". Dem Rat 
vorgelegt am 13.3.1978 I Bull-EG 3-1978, 2.1.86, S. 63 

Nach Ansicht der Kommission sind Maßnahmen zur Energieversorgungssi- 
cherheit zu treffen. Vor allem: 
Energieeinsparungen 

Förderung und Erschließung neuer Energiequellen durch For- 
schung und Entwicklung, 
Förderung von Kohlev er Strömung, 

Intensivierung der Öl-, Gas- und Uranprospektion in der Gemein- 
schaft, 

Neue Verträge zur Gasversorgung 
Ausbau der Atomenergie. 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1302/78/EWG des Rates vom 
12.6.1978 über die Gewährung einer finanziellen Unterstützung für 
Vorhaben zur Nutzung alternativer Energiequellen I ABl. L 158 vom 
16.6.1978, S. 3 

Gefördert werden sollen u.a.: 

Nutzung von Erdwärmevorkommen; 

Verflüssigung und Vergasung von festen Brennstoffen; 

Nutzung der Sonnenenergie; 

Nutzung von Wellen-, Gezeiten- und der Windenergie; 

Und anderer alternative Energiequellen. 
Die Unterstützung durch die Gemeinschaft soll nur einen kleinen Teil der 
Gesamtkosten ausmachen. 
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Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1303/78/EWG des Rates vom 
12.6.1978 über die Gewährung einer finanziellen Unterstützung für 
Demonstrationsvorhaben zur Energieeinsparung I ABl. L 158 vom 
16.6.1978, S. 6 

Durch die VO soll der Wirkungsgrad der eingesetzten Energie erhöht 
werden indem durch Demonstrationsvorhaben zur Energieeinsparung 
entsprechende Erfahrungen gesammelt werden. Die finanziellen Risi- 
ken zur Einrichtung und zum Betrieb eines solchen Demonstrations- 
projektes können durch finanzielle Unterstützungen der Gemeinschaft 
gemildert werden. 



1979 



Rat der Gemeinschaft I Vorschlag der Kommission zur Richtlinie des 
Rates 79/539/EWG zur Etikettierung des 

Energieverbrauchs von Waschmaschinen in ABl. C 149, S. 7ff 

vom 18.6.1980 

Energieverbrauchs von Geschirrspülmaschinen in ABl. C 149, 
S. llff vom 18.6.1980 

Energieverbrauchs von Kühl-, Gefrier-, Tiefkühl-Geräte und 
Kombinationen in ABl. C 149, S. 14ff vom 18.6.1980 



1980 



Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 9.6.1980 über die 
energiepolitischen Ziele der Gemeinschaft für 1990 und die Konvergenz 
der Politiken der Mitgliedstaaten I ABl. C 149 vom 18.6.1980 

Die genannten Ziele lauten nun: 

Verringerung der Abhängigkeit der Gemeinschaft von Energie- 
einfuhren auf 50%, 

Verringerung des Verhältnisses zwischen Zuwachsrate des Ener- 
gieverbrauchs und der Zuwachsrate des BIP auf 0,8, 
Begrenzung des Erdölverbrauchs, 

Begrenzung der Netto-Erdöleinfuhren auf den Stand von 1978. 679 

Der Kommission wurde zur Orientierung in dieser Entschließung vor- 
gegeben: 



472 Mill. Tonnen ROE. 
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Verringerung des Verhältnisses des Bruttozuwachses an Primär- 
energie und des BIP auf 0,7 oder weniger, 

Senkung des Erdölverbrauches auf etwa 40% des Bruttoverbrau- 
ches an Primärenergie, 

Deckung des Primärenergieverbrauchs für die Stromerzeugung 
zu 70 bis 75% durch feste Brennstoffe und Atomenergie, 
Förderung erneuerbarer Energieträger, 

Förderung einer Energiepreispolitik, die mit den gemeinschaftlichen 

Energiezielen vereinbar ist. 



1981 



Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 81/924/EWG des Rates vom 
27.10.1981 betreffend die Strukturen der Elektrizitätstarife in der 
Gemeinschaft I ABl. L 337 vom 24.11.1981. 

Auf Grundlage von Art 235 EWGV (nunmehr 308 EGV bzw. Art 17 Abs. 1 VV) 
wird den Mitgliedstaaten vom Rat empfohlen, dass sich die Tarifstrukturen für 
elektrische Energie auf folgende gemeinsame Grundsätze stützen sollen: 

1. einfache Tarif struktur; 

2. Energieeinsparung; 

3. rationelle Energienutzung 

4. keine Tarife nach der Verwendung der elektrischen Energie (Aus- 
nahmen möglich); 

5. keine künstlich niedrig gehaltenen Tarife 

6. Preise sollen regelmäßig den Kosten angeglichen werden. 

In der Empfehlung wurde festgehalten (Erwägungsgründe): „konsistente 
Energiepreisstruktur sind ein grundlegendes Element der wirtschafts- und 
Energiepolitik" und „Bereitstellung von elektrischer Energie ist, unabhängig 
von der Rechtsform des Unternehmens eine Dienstleistung im öffentlichen 
Interesse, und die Unternehmen müssen daher bei vergleichbaren Versor- 
gungsbedingungen die Gleichbehandlung der Verbraucher gewährleisten. " 



1983 



Rat der Gemeinschaft und der im Rat vereinigten Vertreter der Mitglied- 
staaten I Entschließung des Rates der Europäischen Gemeinschaften und 
der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten zur 
Fortschreibung und Durchführung einer Umweltpolitik und eines Akti- 
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onsprogramms der europäischen Gemeinschaften für den Umweltschutz 
(1982-1986) I 7.2.1983 I ABl. C 046, S lff 

In dieser Entschließung wird das Umweltprogramm der Europäischen 
Gemeinschaft von 197 7 3 680 fortgeschrieben und angepasst. 
Nunmehr soll neben den Maßnahmen zur Verringerung der Umwelt- 
verschmutzungen nach dem Verursacherprinzip auch eine möglichst 
schonende Nutzung der natürlichen Ressourcen der Uniwelt mit vor- 
beugendem Charakter treten. 681 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung v. 24.5.1983 zur Förderung von 
Investitionen zur Verwendung fester Brennstoffe in öffentlichen Gebäu- 
den und in Fernheizungsanlagen I ABl. L 140 v. 31.5.1983, S. 26 

Auf Grundlage des Art 308 (235) EGV 682 wird auf die hohe Abhängig- 
keit der Gemeinschaft von Energieimporten, insbesondere vom Erdöl, 
eingegangen. Die Erdölsubstitution soll vor allem durch strukturelle 
Anpassungen und einen höheren Beitrag von Substitutionsenergien, 
insbesondere fester Brennstoffe in öffentlichen Gebäuden und in 
Fernheizanlagen erreicht werden. 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 25.7.1983 über 
Rahmenprogramme für die Tätigkeit der Gemeinschaft im Bereich 
Forschung und Entwicklung und Demonstration und über das erste 
Rahmenprogramm 1984 - 1987 I ABl. 208, S. lff vom 4.8.1983 

Ziel dieses ersten Rahmenprogramms ist u.a. die Verbesserung der 
Bewirtschaftung der Energieressourcen (Pkt. 4) durch: 



Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Mitgliedstaaten 
vom 22. November 1 973 über ein Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaft zum Umweltschutz, ABl. C 112 v. 20.12.1973, S. 2-3. Vgl. auch ABl. L 
194 vom 19.7.1984 und ABl. L 33 vom 8.2.1979. 

11 Deutlich in C 138 vom 17.5.1993, Einleitung, Pkt. 19 formuliert: „Während 
frühere Umweltschutzmaßnahmen darauf beruhten, bestimmte Verhaltens- oder 
Verfahrensweisen zu verbieten, verfolgt das neue Konzept das Prinzip der Zu- 
sammenarbeit zwischen allen Beteiligten. Dieses Prinzip spiegelt die Erkenntnis 
wieder, die sich in Wirtschaft und Industrie immer mehr durchsetzt, wonach die 
Industrie nicht nur einen wesentlichen Anteil am (Umwelt- )Problem hat, son- 
dern auch ein Teil der Lösungen dieses Problems sein muss. (...) Trotzdem blei- 
ben gemeinschaftliche Maßnahmen ein wichtiges Element bei der Vermeidung 
von Wettbewerbsverzerrungen und bei der Erhaltung der Integrität des Bin- 
nenmarktes" 

2 Vgl. nunmehr auch Art 17 VV. 
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Entwicklung der Atomenergie, 
Durch kontrollierte Kernfusion 
Entwicklung regenerativer Energiequellen, 
Rationale Energienutzung. 

Für diese Vorhaben im Energiebereich wurden von 3750 Mio. ECU 
genau 47,2% reserviert. 



1986 



Rat der Gemeinschaft I Entschließung über neue energiepolitische Ziele 
der Gemeinschaft für 1995 und die Konvergenz der Politik der Mitglieds- 
staaten I ABl. C 241 v. 25.9.1986, S. 1-3 

Diese Entschließung des Rates auf Grundlage der Vorarbeiten der 
Kommission aus 1983 und 1985 sowie der Stellungnahmen des EP, 
WSA, des beratenden EGKS-Ausschusses und der Entschließung des 
Rates zur „Rolle der Energiepolitik in der Gemeinschaft" vom No- 
vember 1983 legt als Reaktion auf die Ereignisse des Energiemarktes 
Mitte der Achtzigerjahre langfristige Perspektiven fest. Dabei soll vor 
allem: 

auf der Nachfrageseite durch Energieeinsparungen und eine Be- 
grenzung des Erdölanteils 

auf der Angebotsseite eine akzeptable Abhängigkeit von Energie- 
importen (insbesondere Erdöl) erreicht werden. 

Ziel ist die Abhängigkeit von Energieimporten zu senken und das freie 

Spiel der Marktkräfte in der EG sicherzustellen. 

Dies soll (subsidiär) durch Gemeinschaftsmaßnahmen als auch (pri- 
mär) durch einzelstaatliche Maßnahmen bis 1995 erfolgen. 
Die Energiepolitik der Gemeinschaft und der Mitglied Staaten soll da- 
bei auf folgende horizontale Ziele gerichtet sein: 
a.l zuverlässige Versorgungsbedingungen; 
a.2 Einschränkung der Schwankungen der Energiepreise; 
a.3 breite Streuung der Versorgungsquellen außerhalb der Gemein- 
schaft; 

a.4 angemessene Flexibilität der Energiesysteme; 

a.5 Entwicklung der Verbundnetze nach Maßgabe des Bedarfs, 

a.6 wirksame Krisenmaßnahmen (besonders im Erdölsektor); 

a.6 eine entschlossene Politik zur Energieeinsparung und rationellen 

Energienutzung; 
a.7 Diversifizierung zwischen einzelnen Energieformen; 
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£». Kosteneindämmung bei der Durchführung energiepolitischer Maß- 
nahmen; 

c. Anwendung der vom Rat gebilligten Grundsätze der Gemeinschaft 

für die Energiepreisbildung in allen Verbrauchssektoren und alle 
Energieformen; 

d. besser Integration des von Handelshemmnissen befreiten Energie- 

binnenmarktes mit dem Ziel, die Versorgungssicherheit zu erhö- 
hen und Kosten zu verringern und die wirtschaftliche Wettbe- 
werbsfähigkeit zu stärken; 

e. Erhöhung des Energiewirkungsgrades unter Berücksichtigung des 

Umweltschutzes und der Verhinderung von Wettbewerbsverzer- 
rungen in der Gem einschaft auf den Energiemärkten; 

f. Verbesserung der gemeinschaftlichen Energiebilanz; 

g. Förderung technologischer Innovationen zur besseren Diversifizie- 

rung der Energieformen; 

h. Entwicklung der Außenbeziehungen der Gemeinschaft im Energie- 

bereich durch regelmäßige Konsultationen zwischen Mitgliedstaa- 
ten und Kommission. 
Ziel bis 1995 ist es: 

den Wirkungsgrad der Endnachfrage bis 1995 um 20% zu 

verbessern; 

Ersetzung der Erdölabhängigkeit durch Substitutionsprodukte; 
Intensivierung der Prospektionstätigkeit innerhalb der Gemein- 
schaft; 

Senkung des Erdölverbrauches auf etwa 40% des Energie- 
verbrauches und Reduzierung der Nettoerdöleinfuhren auf weni- 
ger als ein Drittel des gesamten Energieverbrauchs der Gemein- 
schaft; 

Reduzierung des Anteils an Kohlenwasserstoffen bei der Erzeu- 
gung elektrischer Energie bis 1995 auf 15% an der Gesamt- 
stromproduktion; 
Förderung des Erdgasanteils; 

Förderung des Verbrauchs von festen Brennstoffen; 

Festhalten an der Kernenergie unter Berücksichtigung der 

größtmöglichen Sicherheitsstandards; 

Festhalten an der Entwicklung neuer und erneuerbarer Energie- 
quellen damit diese einen wirksamen Beitrag zur Energieversor- 
gung leisten können; 

Harmonisierung und Koordinierung der nationalen Energiepoli- 
tiken; 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 3301/EWG vom 27.10.1986 zur 
Einführung eines Gemeinschaftsprogramms zur Entwicklung bestimmter 
benachteiligter Regionen der Gemeinschaft durch die Erschließung des 
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endogenen Energiepotenzials (VALOREN-Programm) I ABl. L 305, S. 6ff 
vom 31.10.1986. 

Ziel der Verordnung ist die Lösung ernster Energieprobleme von be- 
stimmten Regionen in der Gemeinschaft, vor allem in Irland, Mezzo- 
giorno, Regionen in Griechenland, Spanien und Portugal, Korsikas, 
Nordirlands und verschiedenen französischen Überseedepartements 
von der Abhängigkeit an eingeführten Energieträgern, insbesondere 
des Erdöls zur Energieerzeugung durch die Nutzung örtlicher Ener- 
gieressourcen und rationelle Verwendung der Energie. 
Lösung durch ein Gemeinschaftsprogramm und der Beteiligung des 
Fonds zur Regionalen Entwicklung durch: 

Energieeinsparungen, 

Erdölsubstitution, 

Besser Nutzung lokaler Energiepotentiale. 



Rat der Gemeinschaft I Entschließung über eine Orientierung der Ge- 
meinschaft für die Weiterentwicklung der neuen und erneuerbaren 
Energiequellen I ABl. C 316 v. 9.12.1986, S. 1-2 

Diese Entschließung ist auf die Mitteilung der Kommission vom 
29.1.1986, die Stellungnahme des EP, des WSA und die Entschließung 
des Rates zu den energiepolitischen Zielen der Gemeinschaft für das 
Jahr 1990 vom 9.6.1980 683 , Entschließung vom 25.7.1983 über For- 
schung, Entwicklung und Demonstration 684 und Entschließung vom 
16.9.1986 für das Jahr 1995 685 gestützt. 

In dieser Entschließung wird auf die Notwendigkeit des verstärkten 
Rückgriffs auf neue und erneuerbare Energien verwiesen, die eine 
langfristige Versicherung darstellen, um in der Gemeinschaft zur E- 
nergieversorgung beizutragen. 

Dabei sollen vor allem folgende Ziele angestrebt werden: 

Optimierung der Nutzung der neuen und erneuerbaren Energie- 
quellen, 



ABl. C 149 vom 18.6.1980, S. 1. Entschließung über energiepolitische Ziele der 
Gemeinschaft für das Jahr 1990. 

ABl. C 208 vom 4.8.1983. Entschließung über ein Rahmenprogramm für die 
Tätigkeit der Gemeinschaft im Bereich Forschung, Entwicklung und Demonst- 
ration und über das erste Rahmenprogramm 1984-87. 

ABl. C 241 vom 25.9.1986, S. 1-2. Entschließung über neue energiepolitische 
Ziele der Gemeinschaft für 1995 und die Konvergenz der Politik der Mitglieds- 
staaten. 
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Optimierung der Zusammenarbeit zur Vermeidung von Doppel- 
arbeit sowie die gegenseitige Verfüg barmachung von Erfahrun- 
genfür alle potentiellen Nutzer, 

Erleichterung der industriellen Zusammenarbeit und der Öffnung 
der Märkte für diese Energiequellen, 

Gemeinschaftsaktionen zur Förderung des Einsatzes neuer und 
erneuerbarer Energiequellen sowie die Gewährleistung der Zu- 
sammenarbeit und Konzertierung auf Gemeinschaftsebene und 
Unterstützung der Kommission bei ihrer Arbeit sowie der gegen- 
seitige Informationsaustausch zwischen den MS. 
Prüfung der Möglichkeit der Schaffung von nationalen Informa- 
tionsstellen über die Einsatzmöglichkeiten neuer und erneuerba- 
rer Energiequellen. 



1988 



Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 88/349/EWG v. 9.6.1988 zur stärke- 
ren Nutzung erneuerbarer Energien in der Gemeinschaft I ABl. L 160 v. 
28.6.1988, S. 46-48 

Aufbauend auf der Entschließung über neue energiepolitische Ziele 
der Gemeinschaft für 1995, C 241, S 1-3 aus 1986 hat der Rat diese 
Empfehlung auf Grundlage des Art 308 (235) EGV 686 gestützt. 
Die erneuerbaren Energiequellen sollen zukünftig auf Grundlage der 
regionalen Verfügbarkeit, Wirtschaftlichkeit, der mittel- und langfris- 
tigen Verfügbarkeit und angemessenere gesetzgeberischer, verwal- 
tungstechnischer und finanzieller Maßnahmen entwickelt werden . 
Dabei werden vor allem Sonnenenergie, Erdwärme, Windenergie, e- 
nergetische Nutzung von Biomasse und Abfällen und die Wasserkraft 
erwähnt. 

Die Empfehlung richtet sich vor allem an die Mitgliedstaaten und die 
Gemeinschaft soll vor allem Koordinierungsfunktionen wahrnehmen. 
Dazu sollen von den MS Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlas- 
sen werden, die 

Nutzung erneuerbarer Energien nicht behindern, 
Bestehende Forschungs- und Demonstrationsprogramme der 
Förderung erneuerbarer Energien anzupassen, 
Der Entwicklung erneuerbarer Energien besondere Aufmerk- 
samkeit zu schenken und mit dem Regionalentwicklungsfonds 
(insbesondere VALOREN -Programm) und dem Europäischen 
Sozialfonds zusammenzuarbeiten. 



Art 17 VV. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



22675 

* * 

**** 



Nationale Bestandverzeichnisse über erneuerbare Energien zu 
vervollständigen, 

Zusammenarbeit zwischen den Industrien und KMU und den 
Wissenstransfer zu erleichtern, 

Nicht-diskriminierenden Grundlagen zu schaffen, um den priva- 
ten Beitrag an elektrischer Energieerzeugung aus erneuerbaren 
Energien zu fördern, 

Finanzielle Unterstützungen für Durchführbarkeitsstudien zur 
zukünftigen Nutzung erneuerbarer Energien in Betracht zu zie- 
hen, 

Bei Investitionen der öffentlichen Hand auf den Einsatz 
erneuerbarer Energien und die Energieeinsparungspotenziale zu 
Etihtetirt schaftliche Rentabilität bei der Förderung erneuerbarer 
Energien abzuwägen, 

Beratungsstellen zu schaffen, welche die Nutzung erneuerbarer 
Energien koordinieren und unterstützen, 

Zusammenarbeit mit der Kommission und dem Statistischen Amt 
zu erleichtern und die Kommission über getroffene und geplante 
Maßnahmen zu unterrichten, 



Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 88/611/EWG des Rates v. 8.11.1988 
zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Elektrizitäts- 
versorgungsunternehmen und Eigenerzeugern I ABI. L 335 v. 7.12.1988, 
S. 29-30 

Auf Grundlage der Entschließung des Rates C 241 aus 1986 wurde 
diese Empfehlung zur Zusammenarbeit der öffentlichen Elektrizitäts- 
versorgungsunternehmen und Eigenerzeugern verabschiedet. 
In dieser Empfehlung wird den Mitgliedstaaten nahegelegt: 

Förderung der Eigenerzeugung elektrischer Energie aus erneu- 
erbaren Energiequellen (speziell die KWK und Energie aus der 
Abfallverwertung und erneuerbaren Energien — sogenannte 
EAK), 

Schaffung von einheitlichen Vertragskriterien zur Förderung der 
erneuerbaren Energien, 

Verpflichtung von EVU zum Ankauf von Strom aus Eigenerzeu- 
gungsanlagen auf Grundlage der erneuerbaren Energien, 
Beseitigung von nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
welche die Erzeugung von elektrischer Energie aus EAK behin- 
dern, 

Besondere Vergütung der Stromerzeugung aus Eigenerzeu- 
gungsanlagen, 

Zusammenarbeit mit der Kommission über die zukünftige Ent- 
wicklung zwischen EVU und Eigene rzeugungsanlagen. 
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Diese Empfehlung ist eine Nachfolgeempfehlung nach den in den 
Empfehlungen 77/712/EWG, 77/713/EWG und 77/714/EWG getroffe- 
nen Feststellungen. Hauptzielpunkt ist die rationelle Energienutzung 
und Energieeinsparung sowie die Förderung von EAK-Energie. 

Die Bevorzugung der EAK-Energie findet sich auch in der RL 
96/92/EG v. 19.12.1996 betreffend gemeinsamer Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt wieder!' 8 ' 7 



Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 88/609/EWG vom 24.11.1988 
zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungsan- 
lagen I 

Zuletzt geändert durch RL 94/66/EWG vom 15.12.1994 
Die Richtlinie dient der gemeinschaftsweiten Verringerung der jährli- 
chen Gesamtemissionen von Schwefeldioxid und Stickoxiden aus be- 
stehenden Großfeuerungsanlagen (über 50MW) sowie der Festsetzung 
von Emissionsgrenzwerte für Schwefeldioxid, Stickoxide und Staub bei 
Neuanlagen. 



1990 



Rat der Gemeinschaft I Beschluss 90/22 1/EURATOM, EWG vom 
23.4.1990 über das gemeinschaftliche Rahmenprogramm im Bereich der 
Forschung und technologischen Entwicklung (1990-1994) I ABl. L 117 v. 
8.5.1990, S. 28 

Gemäß Artikel 130i des EWG-Vertrags werden alle Aktionen der Ge- 
meinschaft im Sinne des Artikels 130g desselben Vertrags in einem 
mehrjährigen Rahmenprogramm zusammengefasst. 
Zur Unterstützung von Einrichtungen in der Gemeinschaft sowie von 
Unternehmen soll die gegenseitige Zusammenarbeit durch geeignete 
Maßnahmen unterstützt werden. 

Durch das Rahmenprogramm soll auch die harmonische Entwicklung 
der Gemeinschaft als Ganzes mit Blick auf die Stärkung ihres wirt- 
schaftlichen und sozialen Zusammenhalts gefördert werden. 



28. Erwägungsgrund: „Aus Gründen des Umweltschutzes kann der Elektrizitäts- 
erzeugung auf der Grundlage erneuerbarer Energien Vorrang eingeräumt wer- 
den. " 
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Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 90/377/EWG des Rates zur Einführung 
eines gemeinschaftlichen Verfahrens zur Gewährleistung der Transpa- 
renz der vom industriellen Endverbraucher zu zahlenden Gas- und 
Strompreise I ABl. L 353 vom 17.12.1990, S. 46 

Die Mitgliedstaaten müssen dafür sorgen, dass die Gas- und Strom- 
versorgungsunternehmen zweimal jährlich die Angaben zu den Prei- 
sen und den Preissystemen dem Statistischen Amt der Europäischen 
Gemeinschaften (SAEG) gemäß den Bestimmungen der Richtlinie die 
Preise, die geltenden Preissysteme und die Verteilung der End- 
verbraucher mitteilen 



1991 



Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 91/296/EWG des Rates vom 31.5.1991 
über den Transit von Erdgas über große Netze I ABl. L 147 vom 
12.6.1991, S. 37 

Die RL dient der schrittweisen Verwirklichung des Energiebinnen- 
marktes. Dabei soll vor allem auch der Umweltschutz und die Versor- 
gungssicherheit berücksichtigt werden. 

Dabei soll auch durch den verstärkten Einsatz von Erdgas eine Ener- 
giediversifizierung erreicht werden. 

Dazu tragen die Mitgliedstaaten bei, indem sie die notwendigen Be- 
stimmungen erlassen, damit der Erdgastransit zwischen großen 
Hochdruck-Beförderungsnetzen in ihrem Hoheitsgebiet unter den in 
dieser Richtlinie festgelegten Bedingungen erleichtert wird. 



1992 



Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 92/81/EWG des Rates zur Harmonisie- 
rung der Struktur der Verbrauchssteuersätze auf Mineralöle I ABl. L 316 
vom 31.10.1992, S. 12 

Die RL wurde zum 31.12.2003 durch die RL 2003/96/EG aufgehoben. 
„Für das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarktes ist es 
wichtig, dass gemeinsame Definitionen für alle Mineralölerzeugnisse 
festgelegt werden, die dem allgemeinen Verbrauchsteuerüberwa- 
chungssystem unterliegen. 
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£5 ist zweckmäßig, diese Definitionen auf die zum Zeitpunkt des Er- 
lasses dieser Richtlinie geltende Kombinierte Nomenklatur zu stützen. 
Es müssen bestimmte obligatorische Befreiungen auf Gemeinschafts- 
ebene festgelegt werden. 

Es sollte den Mitgliedstaaten jedoch die Möglichkeit eingeräumt wer- 
den, fakultativ bestimmte andere Befreiungen oder Ermäßigungen in 
ihrem Hoheitsgebiet anzuwenden, sofern dies nicht zu Wettbewerbs- 
verzerrungen führt. 

Es ist ein Verfahren zur Genehmigung der Einführung weiterer Be- 
freiungen oder Ermäßigungen vorzusehen. 

Es ist ein Verfahren für die Überprüfung aller Befreiungen oder Er- 
mäßigungen gemäß dieser Richtlinie vorzusehen, um zu überwachen, 
ob sie mit dem reibungslosen Funktionieren des Binnenmarktes auf 
Dauer vereinbar sind. 688 



1993 



Rat der Gemeinschaft I Entschließung vom 1.2.1993 über ein Gemein- 
schaftsprogramm für Umweltschutz und Maßnahmen im Hinblick auf 
eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung I ABl. C 138 v. 
17.5.1993 

Umfassendes Dosier über den Zustand, die Entwicklung und die Maß- 
nahmen in der Europäischen Gemeinschaft für eine dauerhafte und 
umweltgerechte Entwicklung. 

Im umfangreichen Anhang werden die verschiedenen umweltrelevan- 
ten Bereiche aufgezählt und ausführlich beschrieben. 689 



1994 



Europäisches Parlament und Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 94/22/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30.5.1994 über die 
Erteilung und Nutzung von Genehmigungen zur Prospektion, Explorati- 
on und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen I ABl. L 164 vom 30.6.1994, 
S.3 



Zitat aus den Erwägungsgründen der RL. 
1 1 Kapitel, 79 Seiten. 
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Gestützt auf Artikel 57 Absatz 2 Sätze 1 und 3, Artikel 66 und Artikel 
100a EGV. 

Zur Verringerung der Kosten, Erhöhung der Versorgungssicherheit, 
Verringerung der Importabhängigkeit und zur Beseitigung von Wett- 
bewerbsnachteilen wurde mit dieser RL um eine bestmögliche Pros- 
pektion, Exploration und Gewinnung den in der Gemeinschaft befind- 
lichen Ressourcen an Kohlenwasserstoffen zu fördern 
Die Richtlinie 93/38/EWG vom 14. Juni 1993 zur Koordinierung der 
Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Ener- 
gie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor (2) 
sind in Bezug auf die Vergabe von Liefer-, Bau- und Dienstleistungs- 
aufträgen auf die Unternehmen des oben genannten Sektors anzuwen- 
den. 

Beim Zugang zu diesen Tätigkeiten und bei ihrer Ausübung dürfen 
keine Diskriminierung zwischen den Unternehmen bestehen. 



1996 



Europäisches Parlament und Rat I Entscheidung 1254/96/EG v. 5.6.1996 
über eine Reihe von Leitlinien betreffend transeuropäische Netze im 
Energiebereich I ABl. L 161 v. 29.6.1996, S. 147-153 

Auf- und Ausbau der bestehenden Energienetze (Transeuropäischen 
Netze) unter den Mitgliedstaaten und den Staaten, welche der Ener- 
giecharta beigetreten sind. Steigerung der Versorgungssicherheit und 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaft. Dies soll 
vor allem auch über die Liberalisierung des Energiemarktes stattfin- 
den, wobei Wettbewerbsverzerrung vermeiden werden sollen. 



Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 96/6 1/EG vom 24.09.1996 über die 
integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung I 
ABl. L 257 vom 10.10.1996, s. 26 - 40. 

Mit dieser RL soll die Einleitung und Kontaminierung von Bodenflä- 
chen vorsorglich verhindert werden, damit ein hohes Schutzniveau für 
die Umwelt erreicht wird. 
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Europäische Kommission I „Energie für die Zukunft, Erneuerbare 
Energiequellen: Grünbuch für eine Gemeinschaftsstrategie" I KOM (96) 
576 endg. vom 20.11.1996 

Mit dem Grünbuch vom 20. November 1996 initiierte die Kommission 
einen Prozess der Entwicklung und weiteren Durchführung einer Ge- 
meinschaftsstrategie und eines Aktionsplans für erneuerbare Ener- 
gien; 

Europäische Kommission I Verordnung 2386/96 v. 16.12.1996 zur An- 
wendung der Verordnung 736/96 über Investitionsvorhaben auf dem 
Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätssektor I ABl. L 326 v. 17.12.1996, S. 13- 
20 

Zur einheitlichen Ausgestaltung der an die Kommission zu übersen- 
denden Mitteilungen gemäß VO 736/96/EG wurde diese Kommissi- 
onsverordnung erlassen und im Anhang 1 ein Fragebogen in einer 
vorgegebenen Form den Mitgliedstaaten vorgeschrieben. 



1997 



Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 96/92/EG v. 19.12.1996 
betreffend gemeinsamer Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt I 
ABl. L 27 v. 30.1.1997, S. 20-29 

Gestützt wurde die RL auf Art 57 Abs. 2, Art 66 und 100a EWGV 690 
(inzwischen aufgehoben durch RL 54/2003/EG). 

Diese Richtlinie verwirklicht zum ersten Mal einen Europäischen E- 
nergiebinnenmarkt. Hauptschwerpunkte sind die Liberalisierung der 
Dienstleistungen, Transparenz und Entflechtung von verschiedenen 
Unternehmensebenen. 

Europäische Kommission I „Weißbuch für eine Gemeinschaftsstrategie 
und Aktionsplan: Energie für die Zukunft: Erneuerbare Energieträger" I 
KOM (97) 599 endg. vom 26.11.1997 



Nunmehr Art 47 Abs. 2, 55, 95 EGV bzw. vgl. auch Art III-226, 111-35, 111-65 
VV. 
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Mit dem Grünbuch vom 20. November 1996 und dem Weißbuch vom 
26. November 1997 "Energie für die Zukunft: Erneuerbare Energie- 
quellen " initiierte die Kommission einen Prozess der Entwicklung und 
weiteren Durchführung einer Gemeinschaftsstrategie und eines 
Aktionsplans für erneuerbare Energien; 

Diese werden insbesondere im Weißbuch konkretisiert und dargelegt. 



1998 



Rat der Gemeinschaft I Entscheidung 98/352/EG vom 18.5.1998 über ein 
Mehrjahresprogramm zur Förderung der erneuerbaren Energieträger in 
der Gemeinschaft (Altener II) I ABl. L 159 v. 3.6.1998, S. 53-57 

Gestützt insbesondere auf Art 130s EWGV (Art 175 EGV). 
Das ALTENER-Programm stellte einen wichtigen Bestandteil der 
Gemeinschaftsstrategie zur Reduzierung der C0 2 - Emissionen dar. 
Insbesondere im Hinblick auf die Erhaltung der Gesundheit der Men- 
schen. 

Zusätzlich stellen die erneuerbaren Energieträger für die Gemein- 
schaft eine wichtige Energiequelle dar, welche auch einbeträchtliches 
wirtschaftliches Potential bieten. 

Eine verstärkte Nutzung der erneuerbaren Energien wird sich sowohl 
auf die Umwelt als auch die Energieversorgungssicherheit positiv 
auswirken. 



Europäische Kommission I Richtlinie 98/75/EG v. 1.10.1998 zur Aktuali- 
sierung des Verzeichnisses der zuständigen Gesellschaften gemäß der 
Richtlinie 90/547/EWG des Rates über den Transit von Elektrizität über 
große Netze. I ABl. L 276/9 v. 13.10.1998 

Auf Grundlage von Art 100a EWGV (nunmehr Art 95 EGV bzw. 111-65 
VV) wurde diese Richtlinie gestützt. Die Harmonisierungsmaßnahme 
betrifft nur die im Anhang angeführten Unternehmen die Hochspan- 
nungsleitungen betreiben. 

Das Erzeugungsnetz bzw. das Endabnahmenetz muss im Hoheitsgebiet 
der Gemeinschaft liegen 

Wird von den genanten Unternehmen ein grenzüberschreitender Energie- 
transport vorgenommen oder vereinbart, so sind folgende Punkte zu 
beachten, die umfassende Information der Kommission und der natio- 
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nalen beteiligten Behörden, wenn die Dauer des Transits mehr als ein 
Jahr beträgt, Verhandlungen aufgenommen werden, der Transitver- 
trag abgeschlossen wird und wenn die Verhandlungen scheitern oder 
kein Vertrag abgeschlossen wird. 

Die Richtlinie war bis zum 1.7.1991 umzusetzen. 

Die Richtlinie wurde durch die RL 2003/54/EG zum 1.7.2004 inzwi- 
schen obsolet. 



1999 



Rat der Gemeinschaft I Entscheidung v. 14.12.1998 über eine Gemein- 
schaftsmaßnahme zur Förderung der Verwendung sauberer und effizien- 
ter Technologien für feste Brennstoffe (Carnot-Programm) I ABl. L 7 v. 
13.1.1999. 

Das C ARN OT -Programm wurde zur Förderung der sauberen und ef- 
fizienten Verwendung von festen Brennstoffen, Kohle, Torf, Orimulsi- 

on, Ölschiefer und die schweren Fraktionen von Erdölerzeugnissen 
für den Zeitraum 1998 bis 2002 geschaffen. 



Rat der Gemeinschaft I Entscheidung 1999/280/EG des Rates vom 
22.4.1999 über ein gemeinschaftliches Verfahren zur Unterrichtung und 
Konsultation über die Kosten der Versorgung mit Rohöl und die 
Verbraucherpreise für Mineralölerzeugnisse I ABl. L 110 vom 28.4.1999, 
S.8 

Durch diese Entscheidung wird die RL 76/491/EWG aufgehoben und 
ersetzt. 



Rat der Gemeinschaft I Gemeinsamer Standpunkt Nr. 29/1999/EG v. 
28.6.1999 zum Mehrjahresprogramm zur Förderung der erneuerbaren 
Energieträger (Altener) I ABl. C 243 v. 27.8.1999, S. 47 

Durch den Beschluss 182/1999/EG des EP und des Rates vom 
22.12.1998 über das Fünfte Rahmenprogramm der EG im Bereich 
Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration (1998- 
2002) und durch den Gemeinsamen Standpunkt 29/1999/EG wurde 
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u.a. im vierten Themenbereich das Aktionsprogramm Altener verlän- 
gert (nunmehr Altener II). 

Europäisches Parlament und Rat I Verordnung über den grenzüber- 
schreitenden Stromhandel I ABl. L 184 v. 17.7.1999, S. 23 

Mit der Verordnung soll der grenzüberschreitende Stromhandel und 
der Wettbewerb am Elektrizitätsbinnenmarkt ermöglicht bzw. ange- 
regt werden. 

Europäische Kommission I Mitteilung: Die Umwelt Europas: Orientie- 
rung für die Zukunft I KOM/1 999/543 endg. 

Mit der Mitteilung der KOM wird ein Resümee der bisherigen Ent- 
wicklungen der Europäischen Gemeinschaft im Umweltbereich, insbe- 
sondere zum 5. Umweltaktionsprogramm und zur nachhaltigen Ent- 
wicklung über 

Klimaveränderung, 

Übersäuerung und Luftqualität, 

Naturschutz und biologische Vielfalt, 

Wasser 

Städtische Umwelt 

Küstengewässer, 

Abfall, 

Risikomanagement 

Effiziente Bewirtschaftung und Nutzung von Ressourcen 
etc. 
abgegeben. 

Europäische Kommission I Die Strategie für den europäischen Binnen- 
markt I KOM/1999/624 endg. und KOM /1999/624 endg. 2 

In der Binnenmarktstrategie werden für die Jahre 2000-2004 die stra- 
tegische Ziele der KOM dargelegt, z.B.: 
Lebensqualität der Bürger verbessern, 

Effizienz der gemeinschaftlichen Güter- und Kapitalmärkte zu 
stärken, 

Rahmenbedingungen für Unternehmen verbessern, 
Errungenschaften des Binnenmarktes in einer sich verändernden 
Welt nutzen 

Daneben werden eine Reihe operativer Ziele genannt. 
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2000 



Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2000/55/EG über 
Energieeffizienzanforderungen an Vorschaltgeräte für Leucht- 
stofflampen I ABl. L 279, S 33ff vom 1.11.2000 

(2) Stromverbrauch von Leuchtstofflampen macht einen signifikanten 
Anteil des Stromverbrauchs in der Gemeinschaft und damit des Ge- 
samtenergieverbrauchs aus. Die auf dem Gemeinschaftsmarkt erhält- 
lichen unterschiedlichen Modelle von Vorschaltgeräten für Leucht- 
stofflampen haben für einen jeweils vorgegebenen Lampentyp sehr 
unterschiedliche Energieverbrauchswerte, d. h. sie weisen höchst ver- 
schiedene Grade von Energieeffizienz auf 

(3) Mit dieser Richtlinie soll der Energieverbrauch von Vorschaltge- 
räten für Leuchtstofflampen gesenkt werden, und zwar durch einen 
schrittweisen Übergang von den weniger effizienten zu den effiziente- 
ren Vorschaltgeräten, die außerdem weitreichende Energiesparfunkti- 
onen aufweisen können. 

(11) Diese Richtlinie beschränkt sich auf netzbetriebene Vorschaltge- 
räte für Leuchtstofflampen - 691 

Europäische Kommission I Mitteilung über den Aktionsplan zur Verbes- 
serung der Energieeffizienz in der EG I KOM/2000/0247 endg. 

Das Energieeffizienzpotenzial der EU-15 beträgt etwa 1600 MROE 
oder 1900 TWh (rund 18% des Energieverbrauchs 1999). 
Es wurde drei Gruppen von Maßnahmen zur Verbesserung der Ener- 
gieeffizienz vorgeschlagen: 

1. Maßnahmen zur Unterstützung der Integration der Energieeffi- 

zienz in andere, nicht speziell den Energiebereich betreffende 
Politiken und Programme (z.B. Regional- und Kommunalpoli- 
tik, Steuerpolitik, Tarifpolitik etc.). 

2. Maßnahmen zur Neuorientierung und Intensivierung vorhande- 

ner Gemeinschaftsmaßnahmen zur Verbesserung der Energie- 
effizienz 

3. Neue gemeinsame und koordinierte Politiken und Maßnahmen. 

Wege zur Umsetzung: 
im Verkehrssektor 
in der Unternehmenspolitik, 



1 Zitat aus der Richtlinie, Erwägungsgründe, RZ 2 und 3 und 1 1 . 
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in öfer Regional- und Kommunalpolitik, 

in der Steuer- und Tarifpolitik, 

durch internationale Zusammenarbeit. 



Europäische Kommission I Mitteilung über die jüngsten Fortschritte bei 
der Schaffung eines Elektrizitätsbinnenmarktes I KOM/2000/0297 endg. 

Bewertung der Fortschritte zur Erreichung eines Energiebinnenmark- 
tes für Elektrizität und Gas. 

Europäisches Parlament und Rat I Entscheidung 646/2000/EG v. 
28.2.2000 über ein Mehrjahresprogramm zur Förderung der erneuerba- 
ren Energieträger in der Gemeinschaft (Altener) 1998-2002 I ABl. L 079 v. 
25.10.2000, S. 1-5 

Gestützt insbesondere auf Art 175 Abs. 1 EGV. 

Das Gemeinschaftsprogramm (Altener) zur Förderung der erneuerba- 
ren Energieträger in der Gemeinschaft zielt darauf ab, die C02- 
Emissionen zu reduzieren, indem es den Marktanteil erneuerbarer 
Energieträger vergrößert und ihren Beitrag zur gesamten Primär- 
energieproduktion in der Gemeinschaft erhöht. 



Europäische Kommission I Grünbuch zum Handel mit Treibhausgas- 
emissionen in der EU I KOM/2000/87 v. 8.3.2000 

Grundsätzliche Überlegungen zu den Rahmenbedingungen und Mög- 
lichkeiten des Handels mit Emissionszertifikaten. Aus diesen Überle- 
gungen entwickelte sich das gegenwärtige System. 

Europäische Kommission I Grünbuch, Hin zu einer europäischen Strate- 
gie für Energieversorgungssicherheit I KOM/2000/769 vom 29.11.2000 

Es werden langfristige energiepolitische Strategien aufgezeigt, um von 
einer angebotorientierten Politik zu einer nachfrageorientierten Poli- 
tik im Energiebereich zu gelangen. Dies bedeutet eine grundlegende 
Änderung des Verbraucherverhaltens. Dies kann u.a. durch ein Be- 
steuerungsinstrument erreicht werden. 
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2001 



Europäische Kommission I Mitteilung der Kommission an den Rat, das 
Europäische Parlament, den WSA und den AdR zum sechsten Aktions- 
programm der Europäischen Gemeinschaft für die Umwelt 'Umwelt 
2010: Unsere Zukunft liegt in unserer Hand' - Sechstes Umweltaktions- 
programm - Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Umweltaktionsprogramm 2001-2010 der Europäi- 
schen Gemeinschaft I KOM/2001/31 

Die Umsetzung des Umweltaktionsprogrammes soll die bisherigen 
Defizite beseitigen und vor allem in folgenden Bereichen Standpunkte 
setzen: 

Unterstützung einer nachhaltigen Entwicklung 
Ein strategisches Konzept für unsere Umweltziele 
Verbesserung der Umsetzung bestehender Rechtsvorschrif- 
ten 

Berücksichtigung von Umweltbelangen in anderen 
Politikbereichen 

Anreize für den Markt zur Ausrichtung auf den Umwelt- 
schutz 

Stärkere Mitwirkung der Bürger und Verhaltensänderung 
Berücksichtigung von Uniweltbelangen in der Flächennut- 
zungsplanung und in Managemententscheidungen 
Klimaschutz 

Natur und biologische Vielfalt - Schutz einer einzigartigen 
Ressource 

Nicht toxische Umwelt 

Nachhaltige Nutzung und gute Qualität der Wasserressour- 
cen 

Beseitigung und Verhinderung von Luftverschmutzungen 
Erreichen akzeptabler Werte für die Lärmbelastung 
Nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen und Ab- 
fallwirtschaft 

Effiziente Nutzung der Ressourcen und Abfallwirtschaft, Ab- 
fallvermeidung und Abfallwirtschaft 

Europäische Kommission I Mitteilung über die Umsetzung der Gemein- 
schaftsstrategie und des Aktionsplans zu erneuerbaren Energiequellen 
(1998-2000) I KOM/2001/0069 endg. 
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Auf Grundlage des veröffentlichten Weißbuches wurde von der KOM 
in dieser Mitteilung aufgrund der sich abzeichnenden Tendenzen erste 
Schlussfolgerungen gezogen. 

Dabei wird sowohl auf allgemeine Tendenzen als auch auf spezielle 
erneuerbare Energiequellen eingegangen und deren Entwicklungs- 
chancen aufgezeigt. 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2001/77/EG v. 27.9.2001 zur 
Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen im 
Elektrizitätsbinnenmarkt I ABl. L 283 v. 27.10.2001, S. 33-40 

Die Richtlinie richtet sich an die Mitgliedstaaten und bezweckt eine 
Steigerung des Anteils erneuerbarer Energiequellen an der Elektrizi- 
tätserzeugung im Binnenmarkt. 

Für diesen Zweck soll in den Mitgliedstaaten auch ein System über 
den Herkunftsnachweis für Elektrizität aus erneuerbaren Energiequel- 
len eingerichtet werden. Diese sollen von den Mitgliedstaaten gegen- 
seitig anerkannt werden. 

Europäische Kommission I Mitteilung über die Durchführung der ersten 
Phase des Europäischen Programms zur Klimaänderung (ECCP) I 
KOM/2001/0580 endg. 

In der Mitteilung werden die Erfahrungen, die Ziele und der Stand der 
EU zum oben genannten Thema erläutert und interpretiert. 
Diese Mitteilung enthält ein Paket von Maßnahmen, welche die Kom- 
mission im Laufe der nächsten zwei Jahre vorzulegen beabsichtigt. Sie 
sind in vier Abschnitte unterteilt: Übergreifende Themen, Energie, 
Verkehr und Industrie. 



Europäische Kommission I Bericht über ein System zur Beobachtung der 
Emissionen von C02 und anderen Treibhausgasen in der Gemeinschaft, 
geändert durch die Entscheidung 1999/296/EG I KOM/2001/708 endg. 

Auf Grundlage der Entscheidung 93/389/EWG des Europäischen 
Parlaments und des Rates wurde dieser zweite Zwischenbericht 
erstellt. Darin werden die effektiv erreichten und die erwarteten 
Fortschritte bei der Erreichung der Ziele des Kyoto-Protokolls. 
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Europäisches Parlament und Rat I Verordnung 2422/2001/EG über ein 
gemeinschaftliches Kennzeichnungsprogramm für Strom sparende 
Bürogeräte I ABl. L 332 v. 15.12.2001, S. 1 

(1) Bürogeräte sind für einen Großteil des Gesamtstromverbrauchs 
verantwortlich. Wirksamste Maßnahme zur Senkung des Strom- 
verbrauchs dieser Geräte ist die Verringerung der Leerlaufverluste 
gemäß den Schlussfolgerungen des Rates vom Mai 1999 über die 
Leerlauf-Energieverluste bei elektronischen Geräten. Die verschiede- 
nen Modelle auf dem Gemeinschaftsmarkt weisen sehr unterschiedli- 
che Verbrauchswerte im Standby-Modus auf 

(2) Es gibt allerdings auch noch andere Maßnahmen, um den Strom- 
verbrauch solcher Geräte ohne Beeinträchtigung des Betriebs zu re- 
duzieren, wie z- B. die Möglichkeit, Geräte auszuschalten, wenn sie 
nicht benötigt werden. Die Kommission sollte prüfen, welche Maß- 
nahmen sinnvoll sind, um auch diese Einsparpotenziale zu nutzen. 

(3) Es ist wichtig, Maßnahmen zum reibungslosen Funktionieren des 
Binnenmarktes zu fördern. 692 



2002 



Europäische Kommission I Mitteilung „Auf dem Weg zu einer globalen 
Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung" I KOM/2002/82 endg. 

Detaillierte Überlegungen zu der Notwendigkeit das Konzept der 
Nachhaltigkeit auf breiter internationaler Basis anzuwenden und zu 
bewerben. 

„Die Europäische Union ist prädestiniert dafür, im Streben nach ei- 
ner globalen nachhaltigen Entwicklung eine Führungsrolle zu über- 
nehmen. Sie ist weltweit der größte Entwicklungshilfegeber und der 
größte Handelspartner. Sie leistet einen Großteil der privaten Direkt- 
investitionen. Sie entwickelt und fördert eine Vielzahl sauberer Tech- 
nologien. " 69J 



Europäische Kommission I Vorschlag für eine Entscheidung zur Festle- 
gung eines mehrjährigen Programms für Maßnahmen im Energiebereich: 
Programm „Intelligente Energie" für Europa (2003-2006) I 
KOM/2002/162 endg. 



692 Zitat aus den ersten Erwägungsgründen der Richtlinie. 



Zitat aus der Mitteilung, Pkt. 2. 
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Der Vorschlag bewertet die bisherigen Bemühungen für die neue E- 
nergiepolitik der EU und schlägt ein Maßnahmenpaket „Intelligente 
Energie für Europa " vor, indem die bisherigen verschiedenen Pro- 
gramme besser koordiniert werden. 

„Es geht darum, intelligent zu handeln - daher die Bezeichnung des 
Programms („Intelligente Energie für Europa' 1 ) -, um die natürlichen 
Ressourcen zu erhalten und den Entwicklungsstand unserer Gesell- 
schaft auf Dauer beizubehalten, was durch einen verantwortungsbe- 
wussten Umgang mit Energie erreicht werden soll, der auf technologi- 
scher Innovation und auf der Fähigkeit der Branche und der Wirt- 
schaft beruht, die besten Verfahren im Energiebereich in kürzester 
Zeit zu übernehmen. " 694 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2000/40/EG der Kommission 
über betreffend die Energieetikettierung für Elektrobacköfen I ABl. L 
128, S 45ff vom 15.5.2002. 

Ziel dieser RL ist die Verringerung der Energieaufwendung für elekt- 
risch betriebene, ortsfeste Backöfen und die Erhöhung der Energieef- 
fizienz. 

Der Energieverbrauch der Dampfgarfunktionen, ausgenommen die 
Heißdampf-Funktion, fällt nicht unter diese Richtlinie. 

Europäisches Parlament und Rat I Beschluss 1513/2002/EG vom 27.6.2002 
über das sechste Rahmenprogramm der Europäischen Gemeinschaft im 
Bereich der Forschung, technologischen Entwicklung und Demonstration 
als Beitrag zur Verwirklichung des Europäischen Forschungsraums und 
zur Innovation (2002-2006) I 29.8.2002 I ABl. L 232 

Im sechsten FTE-Rahmenprogramm werden unter anderem die For- 
schungsprioritäten 

kostenwirksame Bereitstellung von erneuerbaren Energien, 

großmaßstäbliche Integration erneuerbarer Energien, 

ökologische Gebäudetechnik, 

gekoppelte Energieerzeugung, 

alternative Fahrzeugkraftstoffe 

neue und fortgeschrittene Technologiekonzepte für erneuerbare 
Energien, 



Zitat aus der Mitteilung, Pkt. 4. 
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neue Technologien für Energietransport und -speicherung, insbe- 
sonderefür Wasserstoff, 

Kraftstoffzellen einschließlich deren Anwendung, 
Sozioökonomische Energie- und Umweltbildung. 

gesetzt. 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2002/91/EG über die Ge- 
samtenergieeffizienz von Gebäuden I 16.12.2002 I ABl. LI, S 65ff 

Mit dieser Richtlinie, gestützt insbesondere auf Art 175 Abs. 1 EGV, 
soll durch die Steigerung der Energieeffizienz Energie in Gebäuden 
eingespart werden. Insbesondere Mineralöle, Erdgas und feste Brenn- 
stoffe die auch Hauptverursacher der Kohlendioxidemissionen sind. 



2003 



Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2002/96/EG über Elektro- 
und Elektronik-Altgeräte I 27.1.2003 I ABl. L 37, S 24ff 

Ziel der Richtlinie ist die Vermeidung von Abfällen von Elektro- und 
Elektronikgeräten, das Recycling und andere Formen der Verwertung 
solcher Abfälle um die Gesamtabfallmenge zu reduzieren. 
Dadurch sollen vor allem auch die Produzenten zu einem umweltge- 
rechten, schadstoffarmen produzieren und wieder leicht trennbarem 
Herstellen von elektrischen und elektronischen Produkten angehalten 
werden. 

Die Richtlinie bezieht sich z.B. auf Küchengeräte, Heizgeräte, Ventila- 
toren, sonstige Reinigungs- und Haushaltsgeräte, Uhren, IT-Geräte, 
Telekommunikationsgeräte, Fernseher, Radios, Beleuchtungskörper, 
Werkzeuge, Spielzeuge etc. 

Die getrennte Sammlung solcher Geräte ist durch ein eigenes Kenn- 
zeichen (Symbol) auf den Geräten für den Konsumenten kenntlich zu 
machen. 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2003/66/EG der Kommission 
vom 3. Juli 2003 zur Änderung der Richtlinie 94/2/EG zur Durchführung 
der Richtlinie 92/75/EWG des Rates betreffend die Energieetikettierung 
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für elektrische Haushaltskühl- und -gefriergeräte sowie entsprechende 
Kombinationsgeräte I ABl. L 170, S lOff vom 9.7.2003 

(1) Der Stromverbrauch von Kühl- und Gefriergeräten sowie entspre- 
chenden Kombinationsgeräten macht einen beträchtlichen Teil der 
gesamten Haushaltsenergienachfrage in der Gemeinschaft aus. Von 
einer Senkung des Energieverbrauchs dieser Geräte sind bedeutende 
Energieeinsparungen zu erwarten. 

(2) Der Erfolg der Etikettierungsregelung, die durch die Richtlinie 
94/2/EG der Kommission(2) eingeführt wurde, hat in Verbindung mit 
der Richtlinie 96/57/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 3. September 1996 über Anforderungen im Hinblick auf die E- 
nergieeffizienz von elektrischen Haushaltskühl- und -gefriergeräten 
und entsprechenden Kombinationen(3 ) dazu geführt, dass der Index 
der Energieeffizienz neuer Kühl- und Gefriergeräte zwischen 1996 
und 2000 um mehr als 30 % verbessert wurde. 695 



Europäisches Parlament und Rat I Entscheidung 1229/2003/EG über eine 
Reihe von Leitlinien betreffend die transeuropäischen Netze im Energie- 
bereich und zur Aufhebung der Entscheidung 1254/96/EG I 26.6.2003 I 
ABl. 176, S. llff 

Gestützt insbesondere auf Art 156 Abs. 1 EGV wurde diese Entschei- 
dung getroffen. Es mussten neue Prioritäten für transeuropäische Net- 
zefestgelegt werden. 

Diese neuen Prioritäten ergaben sich zum einen aus der Schaffung 
eines offeneren und von mehr Wettbewerb geprägten Energiebinnen- 
markts nach Umsetzung der Richtlinie 96/92/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 19. Dezember 1996 betreffend gemein- 
same Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und der Richtlinie 
98/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 
1998 betreffend gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt. 



Europäisches Parlament und Rat I Entscheidung 1230/2003/EG zur 
Festlegung eines mehrjährigen Programms für Maßnahmen im Energie- 
bereich: „Intelligente Energie - Europa" (2003 - 2006) I 26.6.2003 I ABl. L 
176, S 29ff 

Aufbauend auf den Erfolgen der Programme ALTENER und SAVE wur- 
de dieses Programm für den Zeitraum 2003 bis 2006 lanciert. 



695 Zitat aus den ersten Erwägungsgründen der RL. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



S284S 

* * 
**** 



Dabei sollen die Schwerpunkte aus SAVE (Energieeffizienzverbesse- 
rung) und ALTENER (Förderung neuer und erneuerbarer Energiequel- 
len) beibehalten werden und das Verkehrseffizienzprogramm STEER 
sowie die Initiative für die Entwicklungsländer im Rahmen von 
COOPENER unterstützt werden. 



Europäisches Parlament und Rat I Verordnung 1228/2003/EG über die 
Netzzugangsbestimmungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel I 
26.6.2003 I ABl. 176, S lff 

Die Verordnung gibt die Grundsätze der Tarifierung und Kapazitätszu- 
weisungen vor, nach denen der grenzüberschreitende Stromhandel über 
Übertragungsnetze stattfinden soll. 

Dadurch sollen Wettbewerbsverzerrungen vermieden und ein reibungs- 
loses Funktionieren des Binnenmarktes ermöglicht werden. 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2003/30/EG zur Förderung 
der Verwendung von Biokraftstoffen I 17.5.2003 I ABl. L 123, S 42ff 

(2) Zu den natürlichen Ressourcen, auf deren umsichtige und rationel- 
le Verwendung in Artikel 1 74 Absatz 1 des Vertrags Bezug genommen 
wird, gehören Erdöl, Erdgas und feste Brennstoffe, als die wichtigsten 
Energiequellen, aber auch die Hauptverursacher von Kohlendioxid- 
emissionen sind. 

(3) Biokraftstoffe können jedoch aus einem breiten Spektrum von 
Biomasse hergestellt werden; Biomasse fällt beim Acker- und Wald- 
bau und bei Rückständen und Abfallprodukten der Forstwirtschaft, 
der Forst- und der Lebensmittelindustrie an. 

(4) Auf den Verkehrssektor entfallen mehr als 30 % des Energieend- 
verbrauchs in der Gemeinschaft, und dieser expandiert, eine Tendenz, 
die ebenso wie der Ausstoß von Kohlendioxidemissionen steigen dürf- 
te; diese Expansion wird in den Bewerberländern nach ihrem Beitritt 
zur Europäischen Union prozentual höher sein. 696 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2003/54/EG über gemeinsa- 
me Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung 
der Richtlinie 96/92/EG I 26.6.2003 I ABl. 176, S 37ff 



Zitat aus den Erwägungsgründen der Richtlinie. 
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Diese zentrale Richtlinie für den Energiebinnenmarkt löst die RL 
96/92/EG weitestgehend ab und es wird darin die Praxiserfahrungen 
seit dem Inkrafttreten der RL 96/92/EG umgesetzt. 



Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2003/55/EG über gemeinsa- 
me Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 98/30/EG I 26.6.2003 I ABl. 176, S 57ff 

Durch die Richtlinie 98/30/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. Juni 1998 betreffend gemeinsame Vorschriften für den 
Erdgasbinnenmarkt(4) wurde einen wesentlicher Beitrag zur Schaf- 
fung eines Erdgasbinnenmarkts geleistet. 

Die dabei inzwischen gewonnenen Erfahrungen zeugen von dem Nut- 
zen, der sich aus dem Erdgasbinnenmarkt ergeben kann in Form von 
Effizienzsteigerungen, Preissenkungen, einer höheren Dienstleis- 
tungsqualität und einer größeren Wettbewerbsfähigkeit. 
Die nach wie vor bestehenden Nachteile und schwerwiegende Mängel 
und weit reichende Möglichkeiten zur Verbesserung der Funktions- 
weise der Märkte, sollen durch diese RL gleiche Ausgangsbedingun- 
gen schaffen um die Gefahr einer Marktbeherrschung und von Ver- 
drängungspraktiken zu verringern. Durch die Sicherstellung nichtdis- 
kriminierender Fernleitungs- und Verteilungstarife und durch einen 
Netzzugang auf der Grundlage von Tarifen, die vor ihrem Inkrafttre- 
ten veröffentlicht werden, sowie durch Sicherstellung des Schutzes der 
Rechte kleiner und benachteiligter Kunden sollen weitere positive Ef- 
fekte für den Energiebinnenmarkt erreicht werden. 



Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2003/87/EG über ein System 
für den Handel mit Treibhausgasemissionen in der Gemeinschaft und zur 
Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates I 13.10.2003 I ABl. 275, S. 
32ff 



Zentrale Richtlinie für die Schaffung eines gemeinschaftsweiten Sys- 
tems zum Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten zur Verringe- 
rung von Treibhausgasen und der Erfüllung der Ziele aus dem Kyoto- 
Protokoll. 

Vorerst beschränkt auf die Emission von Kohlendioxid. Die im Zeit- 
raum 2005 bis 2008 teilnehmenden Unternehmen sind in Anhang I 
aufgeführt. 

Art 14 der RL und Anhang III wurde durch die Entscheidung der 
Kommission vom 29. Januar 2004 zur Festlegung von Leitlinien für 
Überwachung und Berichterstattung betreffend Treibhausgasemissio- 
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«en gemäß der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates konkretisiert (ABl. L 059 vom 26.2.2004, S. 1-74). 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 2003/92/EG des Rates vom 7.10.2003 
zur Änderung der Richtlinie 77/388/EWG hinsichtlich der Vorschriften 
über den Ort der Lieferung von Gas und Elektrizität I vom 11.10.2003 I 
ABl. L 260 S. 8ff 

Aus der Verwirklichung des Elektrizitäts- und Gasbinnenmarktes ha- 
ben sich auch mehrwertsteuerliche Probleme ergeben. Inwieweit wel- 
che Person zur Abfuhr der Mehrwertsteuer in welchen Nationalstaat 
verpflichtet ist, wurde durch diese Richtlinie festgelegt. 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 2003/96/EG zur Restrukturierung der 
gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieer- 
zeugnissen und elektrischem Strom I vom 27.10.2003 I ABI. L 283 S. 51ff 

Die Richtlinie wurde erlassen, weil sich die unterschiedlichen Besteu- 
erungssätze, insbesondere eine Mindestbesteuerung, negativ auf den 
Binnenmarkt auswirken kann. 

Durch die Richtlinie werden die Primärenergieträger Kohle und Erd- 
gas sowie der Sekundärenergieträger Elektrizität erfasst. 
Die unterschiedlichen steuerlichen Belastungen sind ein historisches 
Erbe aus der nationalen Energiepolitik. 



2004 



Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2004/8/EG über die Förde- 
rung einer am Nutzwärmebedarf orientierten Kraft- Wärme-Kopplung im 
Energiebinnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 92/42/EWG I vom 
11.2.2004 I ABl. L 52 S. 50ff 

Durch diese RL soll die Energieeffizienz und die Versorgungssicher- 
heit durch KWK-Anlagen erhöht werden. Die Kombination von Nutz- 
wärmebedarf/Kältebedarf und der Bedarf an elektrischer Energie soll 
durch gezielte Förderungsmaßnahmen in der Gemeinschaft erhöht 
werden. 

Im Sinne der RL 92/42/EWG sollen die KWK-Anlagen nicht dem Gel- 
tungsbereich dieser RL unterliegen und wird in der RL 92/42/EWG 
durch die RL 2004/8/EG ein neuer Spiegelstrich in Artikel 3 Absatz 1 
eingefügt. 
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9.3 

Internationale Verträge 

Die Europäische Union und die sie bildenden Europäischen 
Gemeinschaften können völkerrechtliche Verträge abschließen. Je 
nach Rechtsansicht wird dies derzeit ausschließlich den Europäischen 
Gemeinschaften zugestanden (die ja explizite völkerrechtliche Rechts- 
persönlichkeit haben) oder auch der Europäischen Union. 

Soweit die Aufgaben (Kompetenzen) der Europäischen Union bzw. 
Europäischen Gemeinschaften betroffen sind, können diese rechtsver- 
bindliche völkerrechtliche Verträge abschließen. Diese Verträge haben 

697 

eine Stellung zwischen Primärrecht und Sekundärrecht. 

Am Primärrecht müssen sich völkerrechtliche Verträge messen las- 
sen, um überhaupt feststellen zu können, wie weit die Aufgaben der 
Europäischen Union bzw. Europäischen Gemeinschaft davon betroffen 
sind und welche Vertragsschlusskompetenz die Organe der Union 
haben. 

Das Sekundärrecht und auch die Handlungen der Organe der Uni- 
on/Gemeinschaft muss sich wiederum an diesen Verträgen orientieren 
um die vertraglichen Verpflichtungen im Gemeinschaftsrecht ausfüh- 
ren zu können. 

Im Energiebereich war das wohl wichtigste völkerrechtliche Ab- 
kommen die Energiecharta. Im Bereich des Umweltrechts das Kyoto- 
Protokoll. 

Im Bereich der Kernenergiesicherheit und -forschung wurden von 
der Europäischen Gemeinschaft bzw. der Europäischen Atomgemein- 



Strittig. Der völkerrechtliche Rechtsgrundsatz „pacta sunt servanda" (vgl. dazu 
auch Art 26 Wiener Vertragsrechtskonvention) jedoch würde ad absurdum ge- 
führt, wenn durch Sekundärrecht völkerrechtliche Verträge abgeändert werden 
könnten. Auch würde die andere Vertragspartei keine völkerrechtlichen Verträ- 
ge abschließen bzw. gegen sich gelten lassen, wenn diese einseitig durch einen 
einfachen Gemeinschaftsrechtsakt abgeändert werden könnten. Dadurch würde 
wiederum die völkerrechtliche Vertragsrechtsfähigkeit der Union/Gemeinschaft 
leiden. 
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schaft mehrere Abkommen mit Japan, Kanada, Russland und den 
USA sowie mit Internationalen Organisationen abgeschlossen. 



Hinsichtlich des Schutzes der Umwelt vor gefährlichen Stoffen, 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und Information, Um- 
weltverträglichkeitsprüfung aber auch der Information der Öffentlich- 
keit und des Zugangs zu den Gerichten wurde von den Europäischen 
Gemeinschaften mannigfaltige Rechtsbeziehungen mit anderen Staa- 
ten bzw. internationalen Organisationen aufgebaut. 



Z.B.: ABl. 1959, 60, 1 165, ABl. 1996, L 120, s. lff, ABl. 1986 L 35, S. 10, ABl. 
1992, L 244, S. 14, ABl. 1995, L 21 1, S. 40, ABl 1994, L 200, S. 35, Beschluss 
des Rates 2001/762/Euratom u.a. 

Vgl. z.B. den Beitritt der EG 1981 zum Übereinkommen über weiträumige 
grenzüberschreitende Luftverunreinigungen vom 13.11.1979. Oder das Wiener 
Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht vom 22.3.1985 oder das 
Montrealer Abkommen zum Schutz der Ozonschicht vom 16.9.1987. Besonders 
wichtig: das Rahmenabkommen der Konferenz von Rio de Janeiro von 1992 
und das Kyoto-Protokoll 1997. 
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10. 
Anhang II 



10.1 

Statistiken und Vorlagen 



Tabelle 43 



Brutto Inlandsverbrauch der EU- 15 


1999 in 
MillTROE 


A 


B 


D 


DK 


E 


F 


GB 


GR 


I 


IRL 


L 


NL 


P 


s 


SF 


EU 


Gesamt 


28,4 


56.9 


339,4 


20.4 


1 1 7,5 


249.9 


229.2 


26,8 


175.2 


13.9 


3,4 


74.4 


24.0 


50.4 


32.7 


1442.4 


Feste 

Brennstoffe 


3,0 


7,4 


80,6 


4.6 


20,1 


15,2 


36,9 


8,5 


11,8 


2,5 


0,1 


7,5 


3,8 


2.4 


5,3 


209,7 


Mineralöl 


12.0 


22,5 


1 32.9 


9.6 


62.2 


89.9 


80.7 


15,6 


90,5 


S.l 


2,1 


28.0 


15,6 


15.6 


9,9 


595.3 


Erdgas 


6,8 


13,3 


72,0 


4.4 


13,3 


34.5 


82,9 


1,2 


55,6 


3,0 


0.7 


34,6 


1.9 


0.7 


3,3 


328,3 


Kernenergie 




12,6 


43.9 




15,2 


98,2 


24,8 










1,0 




18,9 


5,9 


220,5 


Erneuerbare 
Energien 


6,6 


0,7 


8.7 


1.9 


6,1 


17.6 


2,6 


1,5 


13,7 


0,3 


0,0 


1,5 


2,7 


13,5 


7,3 


84,6 


Wasserkraft 


3,5 


().() 


1.7 


0.0 


2.0 


6.3 


0,5 


0.4 


3,9 


0.1 


0.0 


0.0 


0.6 


6.2 


! .1 


26,2 


Windkraft 


0,0 


0,0 


0,5 


0.3 


0,2 


0.0 


0,1 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,1 


0,0 


0.0 


0,0 


1,2 


c , ■■ 700 

brawarme 


0,0 


0,0 


0.0 


0.0 


0,0 


0,1 


0,0 


0.0 


2,8 


0,0 






0.1 






3,0 


Solar 


0,1 


0,0 


0.1 


0.0 


0.0 


0,0 


0,0 


0.1 


0,0 


0,0 




0,0 


0.0 


0.0 


0,0 


0,4 


Biomasse 


3,1 


0,7 


6.5 


1,6 


3,9 


1 1.2 


2,0 


0,9 


6,9 


0,2 


0.0 


1,5 


1,9 


7,3 


6,2 


53,8 


Der Gesamtverbrauch in den EU- 15 betrug 1998 noc 


i 1436 Mill. Tonnen ROE. Rund 





80% des Weltenergieverbrauchs entfällt auf die fossilen Brennstoffe Mineralöl, Kohle 
und Gas. 701 

Siehe auch Tabelle 04, 1 1 und 33. 



700 



Hierunter wird auch die Nutzung von Wärmepumpen verstanden. 
KOM (2004) 366 vom 26.5.2004, S. 8. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



£290* 

**** 



Tabelle 44 







Elektrizitätserzeugungskosten verschiedener Technolo 


gien 














in Cent/kWh inkl. Abgaben/Steuern 










Steinkohle 


Erdöl 


CCGT 


Biomasse 


Windk.* 


Photo volt.* 


Kernk. 


B" 


7000 


2500 


7000 


2500 


701 10 


2500 


70011 


2500 


701 10 


2500 


7i II Ii l 


2500 


71 II III 


2500 


A 


3,6 


7 


5,4 


8,3 


3,4 


5.4 


3,6 


7,8 


4,8 




48,3 




5,9 


15,3 


B 


3,2 


6,5 


5 


7,9 


2,8 


4,7 


3,7 


7,8 


4,8 




48,3 




4 


9,8 


D 


3,2 


6,5 


5,5 


8,4 


3,8 


5,9 


4,3 


8,4 


4,5 




48,3 




5,1 


12,9 


DK 


3,7 


7,1 


9,8 


12,7 


4,1 


6,1 


3,9 


8 


3,4 




64,4 




5,9 


15,3 


E 


3,6 


7 


5,3 


8,2 


3,5 


5,5 


4,3 


8,4 


4,7 




38,6 




4,7 


12 


F 


3.2 


6,5 


5,6 


8,5 


3.2 


5,2 


4 


8,1 


4 




38.6 




3,4 


8,4 


GB 


3.2 


6,6 


5.5 


8,4 


2.6 


4,6 


3.8 


8 


4.4 




48.3 




4,3 


10.7 


GR 


3,5 


6,7 


5,6 


8,4 


3,5 


5,4 


4 


8 


4,8 




38,6 




4,6 


11,6 


I 


3,2 


6,5 


4,9 


7,8 


3,8 


5,9 


4 


8,2 


4,8 




38,6 




5 


12,7 


IRL 


3,2 


6,5 


5 


7,9 


3,2 


4,9 


4,5 


8,6 


4,8 




64,4 




4.7 


11,9 


L 






























NL 


3,6 


7 


5,4 


8,3 


2,7 


4.7 


4 


8,1 


4,4 




48.3 




5.1 


13 


P 


3,2 


6,5 


4,9 


7,8 


3,4 


5,4 


4,3 


8,4 


4,8 




38,6 




5,9 


15,3 


S 


3,6 


7 


8,7 


11,6 


3,3 


5,4 


3,4 


6,8 


4,8 




64,4 




4,7 


11,8 


SF 


3,2 


6,5 


5,6 


8,5 


2,6 


4,6 


3,9 


8,1 


4,8 




64,4 




3,8 


9,3 


EU- 15 


3,37 


6,71 


5,87 


8,76 


3,28 


5,26 


3,97 


8,05 


4,56 




49,4 




4,8 


12,1 



Steinkohlekraftwerk auf Grundlage von importierter Steinkohle. CCGT - Kombizyklusgasturbine. 
„Biomasse" umfasst in dieser Tabelle erneuerbare Energie und Abfall. B h - Auslastung in Betriebs- 
stunden. Berechnung des EU-15 Durchschnitts durch den Autor. 



* Die Grundlage von jährlich 7000 Betriebsstunden sowohl bei Windkraft als auch Photovoltaik sind 
aus Witterungsgründen sowie des Tag- und Nachzyklus nicht erreichbar. Die realistischen Werte für 
2500 Betriebsstunden waren leider nicht verfügbar. 
Zusammenstellung aus mehreren Tabellen durch den Autor. 

Quelle: Kommission, Grünbuch: Hin zu einer europäischen Strategie für Energieversorgungssicher- 
heit, Anlage, Anhang 2, Tabelle 1 und 3. 
Siehe auch Tabelle 09, 12, 24 und 44 
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Tabelle 45 



Elektrizitätserzeugungskosten in Cent/kWh exkl. Abgaben/Steuern 




Steinkohle 


Erdöl 


CCGT 


Biomasse 


Windk. 


Photovolt. 


Kernk. 




7000 


2500 


7000 


2500 


7000 


2500 


7000 


2500 


7000 


2500 


7000 


2500 


7 


2500 


A 


3,6 


7 


4,9 


7,8 


3,4 


5.4 


3,6 


7,8 


7,2 




64 




5,9 


15,3 


B 


3,2 


6,5 


4,9 


7,8 


2,8 


4,7 


3,7 


7,8 


7,2 


_ 


64 


_ 


4 


9,8 


D 


3,2 


6,5 


4,9 


7,8 


3,5 


5.5 


4,3 


8,4 


6,8 




64 




5.1 


12,9 


DK 


3,6 


7 


4,9 


7,8 


2,9 


5 


3,9 


8 


6,7 




85,3 




5,9 


15,3 


E 


3,6 


7 


5,1 


8 


3,5 


5,5 


4,3 


8.4 


7,1 




51,2 




4,7 


12 


F 


3,2 


6,5 


4,9 


7,8 


3,2 


5,2 


4 


8,1 


7,2 




51,2 




3,4 


8.4 


GB 


3,2 


6,6 


4,9 


7,8 


2,6 


4,6 


3,8 


8 


7,2 




64 




4,3 


10,7 


GR 


3.5 


6,7 


4.8 


7.7 


3,5 


5,4 


4 


8 


7,2 




51.2 




4,6 


11.6 


I 


3.2 


6,5 


4,9 


7,8 


3.4 


5,5 


4 


8.2 


7.2 




51.2 




5 


12,7 


IRL 


3,2 


6,5 


4,9 


7,8 


3,2 


4,9 


4,5 


8,6 


7,2 




85,3 




4,7 


11,9 


L 






























NL 


3,6 


7 


5 


7,8 


2.6 


4,6 


4 


8,1 


7.2 




64 




5,1 


13 


P 


3.2 


6,5 


4,9 


7,8 


3,4 


5.4 


4,3 


8.4 


7,2 




51,2 




5,9 


15,3 


S 


3,6 


7 


5,2 


8 


3,3 


5.4 


3.4 


6,8 


7,2 




85.3 




4.7 


1 1,8 


SF 


3,2 


6,5 


4,9 


7,8 


2,6 


4,6 


3,9 


8,1 


7,2 




85,3 




3,8 


9,3 


EU- 15 


3.36 


6.7 


4.94 


7,82 


3.14 


5,12 


3.98 


8,05 


7.13 




65.5 




4,8 


12.1 



Steinkohlekraftwerk auf Grundlage von importierter Steinkohle. CCGT - Kombizyklusgasturbine. 
„Biomasse" umfasst in dieser Tabelle erneuerbare Energie und Abfall. B h - Auslastung in Betriebs- 
stunden. Berechnung des EU- 15 Durchschnitts durch den Autor. Zusammenstellung aus mehreren 
Tabellen durch den Autor. 



Quelle: Kommission. Grünbuch: Hin zu einer europäischen Strategie für Energieversorgungssicher- 
heit, Anlage, Anhang 2, Tabelle 1 und 3. 
Siehe auch Tabelle 09, 12, 24 und 43 



Tabelle 46 



Energieverbrauch in der BRD 


In Mill. Tonnen SKE 


1950 


1960 


1970 


1975 


1977 


1978 


1979 


1980 


1981 


1982 


Primärenergieverbrauch 


135,5 


211,5 


336,8 


347,7 


372,3 


389,0 


408,2 


390,2 


374,1 


361,5 


Steinkohle 


98,7 


128,3 


96,8 


66,5 


67,0 


69,2 


75,8 


77,1 


78,3 


76,7 


Braunkohle 


20,7 


29,2 


30,6 


34.4 


35,1 


35,9 


38,1 


39,2 


39,8 


38,4 


Mineralöl 


6,3 


44,4 


178,9 


181,0 


193.9 


203,3 


206,8 


185,7 


167,5 


159,8 


Erdgas 


0,1 


1,1 


18,5 


49,2 


55,5 


60,4 


66,0 


64,4 


60,1 


55,1 


Kernenergie 






2.1 


7,1 


11,8 


11,8 


13,9 


14,3 


17,6 


20,9 


Wasser/Strom nettoimport 


6,2 


6,6 


8,4 


7,8 


7,3 


6,6 


5,8 


7,6 


8,6 


8,1 


Sonstige 


3,5 


1,9 


1,5 


1,7 


1,7 


1,8 


1,8 


1,9 


2,2 


2,5 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 




ErdoL 



Quelle: BP Statistical Review of World Energy June 2004, S. 38 



Tabelle 48 

Weltenergieverbrauch 2003 

(in Millionen t Öläquivalenz) 



Million L Hup tri an 
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Quelle: BP Statistical Review of World Energy June 2004, S. 38 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 
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Tabelle 49 

Entwicklung des Weltenergieverbrauchs 

(in Millionen Tonnen Öläquivalenz) 





1993 


1994 


1995 


1996 


1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


2003 


D 


T 


USA 


2035,9 


2073,2 


2119,1 


2189,8 


2206,7 


2220,9 


2258,9 


2310,7 


2254,9 


2296,7 


2297,8 


* 


23,6 


Kanada 


264,1 


272,4 


275,2 


295,7 


285,5 


282,6 


284,2 


289,8 


289,1 


289,0 


291,4 


0,8 


3,0 


Mexiko 


107.6 


1 14,0 


111,7 


1 16.0 


122,3 


128.3 


131 .7 


135,9 


135.2 


136.2 


138.1 


2.1 


1,4 


Nord-Amerika 


2407,6 


2459.6 


2506.0 


2591 ,6 


2614,5 


2631,8 


2674.7 


2736.3 


2678.1 


2721.0 


2727,3 


0,2 


28 




Argentinien 


48,9 


50,3 


52,4 


56,0 


56,9 


58,1 


57,5 


58,9 


57,7 


54,5 


58,7 


7,7 


0,6 


Brasilien 


130,5 


135,1 


142,4 


151,1 


160,6 


166,9 


171,2 


176,9 


174,1 


177,6 


181,4 


2,1 


1,9 


Chile 


15,1 


16,4 


17,7 


19,1 


22,1 


21,6 


22,3 


23,8 


23,3 


24.0 


24,2 


0,6 


0,2 


Ecuador 


6,2 


6,8 


6,4 


7,2 


9,1 


9,2 


7,7 


7,7 


7,7 


7,7 


7.8 


1,6 


0,1 


Kolumbien 


24,7 


25,7 


26,4 


27,7 


27,9 


27,3 


25,0 


24,9 


26,9 


25,2 


26,2 


3,9 


0,3 


Peru 


9,3 


10,1 


10,9 


11,1 


10,9 


11,3 


11,7 


11,9 


11,7 


11,8 


12,5 


5,3 


0,1 


Venezuela 


51,1 


53,4 


56,4 


58,0 


61,1 


63,9 


59,8 


61,9 


65,2 


66,1 


64,1 


-3 


0,7 


Restliche 


66,5 


70,5 


72,5 


76,6 


79,2 


82,1 


83,7 


84,8 


85,3 


87,6 


90,8 


3,6 


0,9 


Zentral- & 
Südamerika 


352,2 


369,3 


385,1 


406,9 


425,8 


439,4 


438,8 


450,8 


452,0 


454,5 


465,5 


2,4 


4,8 




Austria 


28,2 


27,9 


28,5 


29,1 


30,3 


30,9 


31,6 


31,5 


32,5 


31,7 


31.9 


0,7 


0,3 


Aserbai- 
dschan 


1 6,6 


15,8 


16,1 


1 2,6 


1 1 ,4 


1 2,6 


1 2,8 


1 1 ,4 


1 1 ,0 


1 1 ,0 


12,1 


9,8 


0,1 


Belarus 


29,6 


25,3 


23,6 


21,4 


23,5 


22,2 


21,0 


21,5 


20,7 


19,9 


21,1 


6,8 


0,2 


Belgien* 


54,8 


54,7 


56,7 


59,1 


60,3 


63,0 


64,1 


66,4 


64,0 


64,9 


66,9 


3,2 


0,7 


Bulgarien 


21,7 


20,8 


22,3 


23,3 


20,7 


20,7 


18,0 


17,8 


18,4 


19,1 


19,4 


1,9 


0,2 


Dänemark 


19,2 


20,7 


20,2 


24,1 


21,7 


20,6 


19,9 


18,8 


18,6 


18.4 


18,6 


6,6 


0,2 


Deutschland 


333,6 


331 .1 


333.1 


344,0 


337,8 


334.5 


328,5 


330.5 


335.7 


330.0 


332.2 


0.7 


3,4 


Finnland 


23,1 


24,3 


23,1 


24,5 


25,1 


25,6 


25,7 


26,0 


26,4 


26.7 


28,9 


9.0 


0,3 


Frankreich 


233,5 


229,5 


235,7 


244,7 


241,0 


247,2 


251,5 


254,9 


257,8 


256,5 


260,6 


1,6 


2,7 


Griechenland 


25,2 


25.9 


26.7 


27,0 


27,2 


28,6 


30,1 


31,8 


31,6 


32.5 


34.4 


5,8 


0,4 


Italien 


154,9 


154,7 


162,4 


162,4 


163,9 


168,5 


173.7 


176,4 


177,2 


176,8 


181.9 


2,9 


1,9 


Irland 


9,5 


10,0 


10,2 


10,8 


11,6 


12,4 


13,2 


13,9 


14,6 


14,5 


13,9 


-3,5 


0,1 


Island 


1,8 


1,8 


1,9 


1,9 


2,1 


2,2 


2,3 


2,4 


2,5 


2,6 


2.6 


0,7 


** 


Kasachstan 


65,6 


58,2 


51,2 


45,9 


40,7 


39,4 


35,4 


41,0 


42,3 


44,6 


49,5 


11,1 


0,5 


Litauen 


9,3 


7,3 


8,2 


9,0 


9,6 


9,2 


7,8 


7,0 


8,1 


8,6 


9,2 


6,8 


0,1 


Luxemburg 


+ 




* 


* 














* 


* 




Niederlande 


79,6 


79,5 


82,7 


85,2 


84,7 


84,5 


83.2 


86,5 


88,5 


89.7 


90,0 


0.3 


0,9 


Norwegen 


39,5 


38,4 


40,7 


37,1 


39,3 


40,4 


41,5 


45,9 


41,0 


42,9 


38,0 


-11,5 


0,4 


Polen 


97,0 


96,2 


96,4 


100,8 


98,6 


94,1 


91,1 


88,4 


88,6 


87,1 


91,3 


4,9 


0,9 


Portugal 


17,3 


17,9 


19,1 


19,5 


20,5 


22,7 


23.3 


24,8 


25,0 


24.6 


26,7 


8.8 


0,3 


Rumänien 


47.3 


45.4 


48.6 


48,2 


45.2 


41,3 


36.9 


37.0 


37.3 


38.6 


39,8 


3.0 


0,4 


Russland 


770,4 


702,8 


668,1 


647,2 


610,9 


611,4 


621,1 


636,0 


637,5 


646,6 


670.8 


3.7 


6,9 


Schweden 


49,9 


49,8 


50,1 


48,8 


50,4 


51,6 


51,6 


48,6 


52,1 


48,5 


46,4 


-4,4 


0,5 


Schweiz 


28,1 


29,4 


27,9 


27,1 


28,9 


29,1 


30,1 


29,4 


31,5 


29,5 


29,4 


-0,5 


0,3 


Slowakei 


17,1 


16.6 


17,3 


17,5 


17.1 


17,6 


17.5 


18,1 


18,6 


19,3 


19,0 


-1,7 


0,2 


Spanien 


93,9 


96,9 


100.5 


104,8 


111,7 


118,1 


122,7 


129,2 


133.0 


134,7 


141.5 


5.1 


1.5 


Tschechei 


39,1 


39,3 


41,3 


43,0 


41,7 


39,9 


38,5 


40,0 


41,5 


41,2 


43,4 


5,2 


0,4 


Türkei 


57,8 


56,2 


60,1 


67,7 


69,6 


70,6 


68,9 


73,7 


70,8 


71,6 


74,3 


3,8 


0,8 


Turkmenistan 


11,6 


12,9 


11,1 


12,0 


12,1 


12,0 


13,0 


14,4 


15,5 


15,9 


16,9 


6,0 


0,2 


Ukraine 


184,3 


157,7 


147,8 


141,6 


138,9 


133,7 


136,5 


136,7 


135,9 


133,6 


133,3 


-0,2 


1,4 






























Usbekistan 


48,3 


47,8 


47,6 


49,0 


50,1 


51,8 


53,7 


51,6 


55,4 


56,7 


51,7 


-8,7 


0,5 


Vereinigtes 
Königreich 


216,6 


213,6 


214,4 


224,8 


220,4 


224,0 


222,4 


223,6 


226,4 


222,1 


223,2 


0,5 


2,3 


Restliche 


68,7 


60,9 


61,4 


65,1 


68,3 


69,1 


64,5 


64,7 


66,9 


66,8 


69,7 


4,4 


0,7 


Europa & 
Eurasien 


2913,8 


2793,0 


2778,4 


2803,5 


2758,3 


2773,2 


2775,8 


2822,8 


2851,0 


2850,5 


2913,4 


2,2 


29,9 




Iran 


78,3 


85,2 


93,3 


98,5 


103,7 


105,2 


112,1 


114,6 


1 18.9 


127,1 


129.1 


1.6 


1,3 


Kuwait 


9,9 


11,6 


14,8 


14,6 


15,3 


17,7 


18,1 


19,0 


19,1 


18,6 


21,2 


13,6 


0,2 


Quatar 


13,0 


13,0 


13,1 


13,4 


14,2 


14,5 


13,7 


9,8 


11,2 


12,0 


12,2 


1.4 


0,1 


Saudi-Arabien 


88,1 


92,0 


90,1 


93,7 


96,1 


101,0 


102,5 


107,2 


111,0 


114,4 


121,9 


6,5 


1,3 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 
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Vereinigte 
arab. Emirate 


34,9 


37,7 


40,3 


42,4 


43,9 


41,8 41,8 


40,5 


42,9 


47,2 


48,8 3,3 


0,5 


Restliche 


69,3 


72,9 


77,6 


80,3 


85,2 


88,0 89,4 


92,7 


95,8 


97,4 


93,7 -3,8 


1,0 


Mittlerer 
Osten 


293,5 


312,4 


329,4 


342,9 


358,4 


368,0 


377,5 


383,9 


399,0 


416,8 


426,8 


2,4 


4,4 




Ägypten 


33,7 


34,4 


36,4 


38,4 


39,9 


41,9 


44,7 


47.6 


49.4 


49.5 


52,0 


4,9 


0.5 


Algerien 


26,5 


26,9 


28.0 


28,0 


26,5 


27,5 


27,9 


26,9 


27,8 


28.5 


29,9 


5.0 


0,3 


Südafrika 


89,9 


95,3 


100,5 


106.0 


109,4 


108,8 


107,9 


108,4 


107,0 


1 11,0 


116.9 


5.4 


1,2 


Restliche 


76,9 


79,2 


81,2 


83,7 


85,5 


88,2 


91,3 


93,3 


95,5 


98.0 


100,8 


2.9 


1,0 


Afrika 


226,9 


235,7 


246.1 


256.0 


261,2 


266,5 


271,8 


276,2 


279,6 


286,9 


299,6 


4,4 


3,1 




Australien 


91,9 


95,1 


98,4 


101,2 


105,2 


108,1 


110,5 


111,0 


112,9 


1 16,2 


115,6 


-0,5 


1,2 


Bangladesch 


7,8 


8,4 


9,9 


10,0 


10,6 


11,0 


11,0 


12,7 


14,1 


14,9 


15,8 


6,2 


0,2 


China 


758,4 


811,8 


893,6 


917,4 


930,4 


864.3 


770,3 


766,0 


837,9 


1035,7 


1178,3 


13,8 


12,1 


China Hong 
Kong SAR 


15,6 


14,1 


15,1 


15,0 


15,1 


15,4 


15,6 


15,6 


18,9 


20,4 


21,0 


3,1 


0,2 


Indien 


222,4 


235,5 


254,6 


271,6 


285,6 


296,0 


304,0 


320,4 


324,2 


338,0 


345,3 


2,2 


3,5 


Indonesien 


65,1 


67,9 


73,5 


80,1 


84,0 


80,0 


89,1 


95,0 


101,1 


104,4 


107,0 


2,5 


1,1 


Japan 


461,8 


479,8 


493,8 


503.6 


507,5 


502,2 


508,8 


515,9 


514,8 


506,6 


504,8 


-0,4 


5,2 


Malaysia 


29,6 


32.3 


33.1 


37.7 


37.8 


37.3 


38.3 


45,7 


48.0 


51.9 


54.4 


4.7 


0.6 


Neuseeland 


16,0 


16,5 


16.9 


17,2 


17,3 


16,8 


17,4 


17,9 


18,0 


18,2 


18.4 


1.0 


0,2 


Pakistan 


31,7 


33,7 


36,4 


38,3 


37,4 


39,6 


40,8 


42,0 


42,9 


43,9 


44,8 


2.0 


0,5 


Philippinen 


16,5 


17,5 


19.6 


21 ,1 


22,6 


22,9 


22,7 


22,6 


22,7 


23.5 


25,4 


8,0 


0,3 


Singapur 


28,1 


32,0 


33,3 


31,6 


33,8 


34,7 


32,9 


35,0 


40.5 


39,9 


38,9 


-2,5 


0,4 


Südkorea 


125,4 


135,5 


148,6 


163,8 


179,6 


165,5 


180,5 


191,1 


195,9 


205,0 


212,0 


3,4 


2,2 


Taiwan 


57,9 


62,3 


65,7 


68,9 


72,9 


77,5 


81,1 


85,6 


86,8 


90,8 


94,8 


4,5 


1,0 


Thailand 


40,6 


45,5 


52,4 


58,4 


61,2 


58,2 


59,7 


62,4 


63,6 


69.2 


74,0 


7.0 


0,8 


Restliche 


43,6 


42,9 


43,7 


43,4 


44,9 


44,9 


47,0 


50,6 


54,3 


56,2 


58,0 


3,2 


0,6 


Asien/Pazifik 


2012,3 


2130,8 


2288,7 


2379,4 


2445,8 


2374,4 


2329.6 


2389,5 


2496,7 


2734.8 


2908,4 


6,3 


29,9 




Welt Gesamt || 8206,2 | 8299,8 


8533,5 | 8780,3 || 8864,0 


8853,3 | 8868,2 || 9059,5 || 9156,3 


9464,5 9471,1 


2,9 100 



Quelle: BP Statistical Review of World Energy June 2004, S. 37. 

* der Energieverbrauch von Luxemburg ist bei Belgien enthalten. 
** weniger als 0,05% 

D = Differenz zwischen 2002 und 2003 in % (gerundet) 
T = Anteil am Gesamtverbrauch in %(gerundet) 



Tabelle 50 





Mineralölförderung 

(in Millionen Tonnen) 






1993 


1994 


1995 


1996 


1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


2003 


D 


T 


USA 


397,0 


387,5 


383,6 


382,1 


380,0 


368,1 


352,6 


352,6 


349,2 


346,9 


341,1 


-1,6 


9,2 


Kanada 


102,0 


106.4 


111,9 


115,5 


120,7 


125,1 


121,0 


126,9 


127,5 


134,0 


141,9 


5,9 


3,8 


Mexiko 


153,8 


154,4 


150,5 


162,6 


169,7 


173,5 


165,2 


171,2 


176,6 


178,4 


188,8 


5,8 


5,1 


Nord- 
Amerika 


652,9 


648,3 


646,0 


660,1 


670,4 


666,7 


638,8 


650,8 


653,4 


659,2 


671,8 


1,9 


18,2 




Argenti- 
nien 


31,1 


34,5 


37,5 


40,8 


43,4 


44,0 


41,8 


40,4 


40,8 


39,7 


39,0 


-1,9 


1,1 


Brasilien 


32,9 


34,3 


35,5 


40,2 


43,1 


49,8 


56,3 


63,2 


66,3 


74,4 


76,8 


3,3 


2,1 


Ecuador 


17,9 


19,7 


20,1 


20,0 


20,2 


19,5 


19,4 


20,9 


21,2 


20,8 


21,7 


4,2 


0,6 


Kolumbien 


22,9 


23,0 


29,5 


31,8 


33,2 


38,5 


41,6 


35,3 


31,0 


29,7 


27,9 


-6,2 


0,8 


Peru 


6,3 


6.3 


6.1 


6.0 


5.9 


5,8 


5,4 


5.1 


4.8 


4.8 


4.5 


-6.2 


0.1 


Trinidad 
& Tobago 


6,8 


7,1 


7,0 


7,0 


6,7 


6,7 


7,0 


6,8 


6,5 


7,5 


7,9 


4,4 


0,2 


Venezuela 


134.0 


142.0 


152,4 


162,2 


171.4 


181,0 


167,0 


171.6 


166.4 


165,4 


153.4 


-7,2 


4,2 
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Restliche 


3,9 | 4,3 


4,6 


5,0 


5,3 


6,2 


6,2 


6,6 


7,0 


7,8 


8,4 


6,8 


0,2 


Zentral- & 
Südame- 
rika 


255,7 


271,2 


292,8 


312,9 


329,1 


351,5 


344,6 


349,8 


344,1 


350,2 


339,5 


-3,1 


9,2 




Aserbei- 
dschan 


1 0,3 


9,6 


9,2 


9>1 


9,2 


1 1 ,4 


1 3,8 


1 4,0 


1 4,9 


1 5,4 


1 5,5 


0,6 


0,4 


Dänemark 


8,3 


9,1 


9,2 


10,1 


11,4 


11,4 


14,7 


17,8 


16,9 


18,1 


17,9 


-1,3 


0,5 


Italien 


4,6 


4,9 


5,2 


5,5 


6,0 


5,6 


5,0 


4,6 


4,1 


5,5 


5,6 


0,7 


0,2 


Kasachs- 
tan 


23,0 


20,3 


20,6 


23,0 


25,8 


25,9 


30,1 


35,3 


40,1 


48,2 


52,2 


8,4 


1,4 


Norwegen 


114,2 


128,6 


138,4 


154,8 


156,3 


149,7 


149,7 


160,1 


162,1 


157,3 


153,0 


-2,7 


4.1 


Rumänien 


6,9 


7,0 


7,0 


6,9 


6,8 


6,6 


6,4 


6,3 


6,2 


6,1 


5,9 


-2,9 


0,2 


Russland 


354,9 


317,6 


310,8 


302,9 


307,4 


304,3 


304,8 


323,3 


348,1 


379,6 


421,4 


11,0 


11,4 


Turkme- 
nistan 


4,4 


4,2 


4,1 


4,4 


5,4 


6,4 


7,1 


7,2 


8,0 


9,0 


10,4 


15,6 


0,3 


Usbekis- 
tan 


4,0 


5,5 


7,6 


7,6 


7,9 


8,2 


8,1 


7,5 


7,2 


7,2 


7,1 


-0,9 


0,2 


Vereinig- 
tes 

Königreich 


100,2 


126,5 


129,9 


129,7 


127,9 


132,1 


136,8 


125,9 


116,7 


115,9 


105,6 


-8,9 


2,9 


Restliche 


29,0 


29,4 


27,7 


26,3 


25,2 


24,3 


22,7 


22,4 


22,3 


23,1 


23,4 


1,2 


0,6 


Europa & 
Eurasien 


659,8 


662,7 


669,6 


680,2 


689,0 


686,0 


699,2 


724,4 


746,6 


785,5 


818,0 


4,1 


22,1 




Irak 


22,3 


24,8 


26,0 


28,6 


57,1 


104,4 


124,9 


127,3 


116,5 


99.7 


65,9 


-33.9 


1.8 


Iran 


184,3 


185,0 


185,5 


186,6 


187,0 


190,8 


178,1 


189,4 


184,6 


168,8 


190,1 


12,6 


5,1 


Kuwait 


96,6 


103.4 


104,9 


105,1 


105,1 


107,2 


98,3 


104,0 


101.9 


91,8 


110,2 


20.0 


3,0 


Oman 


38,8 


40,5 


42,8 


44,4 


44,9 


44,7 


45,0 


47,6 


47,5 


44,5 


40,7 


-8,6 


1,1 


Quatar 


21,1 


20,6 


21,1 


26,2 


33,3 


34,3 


36,0 


38,7 


38.4 


35,1 


41,2 


17,3 


1,1 


Saudi- 
Arabien 


432,8 


435,3 


435,4 


443,5 


451,3 


452,0 


419,1 


450,6 


434,1 


417,3 


474,8 


13,8 


12,8 


Syrien 


28.1 


28,0 


29.6 


29,2 


28,7 


28,6 


28.8 


27,4 


29.0 


28.4 


29.5 


3,9 


0,8 


Vereinigte 

arab. 

Emirate 


114,8 


116,6 


114,0 


117,1 


117,1 


119,9 


107,7 


117,3 


113,5 


100,4 


117,8 


17,3 


3,2 


Yemen 


9,9 


16.4 


16,7 


16,9 


17,7 


18,0 


19,2 


21,3 


22,3 


21,8 


21,4 


-1,9 


0,6 


Restliche 


2,5 


2,4 


2,4 


2,3 


2,3 


2,3 


2,2 


2,2 


2,2 


2.2 


2.2 


0,0 


0,1 


Mittlerer 
Osten 


951,1 


972,8 


978,3 


999,9 


1044,5 


1102,3 


1059,2 


1125,8 


1090,0 


1010,1 


1093,7 


8,3 


29,6 




Ägypten 


47,5 


46,5 


46,6 


45,1 


43,8 


43,0 


41,4 


38,8 


37,3 


37,0 


36,8 


-0,5 


1.0 


Algerien 


56,7 


56,4 


56,6 


59,3 


60,3 


61,8 


63,9 


66,8 


65,8 


70,9 


79,0 


11,4 


2,1 


Angola 


24,8 


27,4 


31,2 


35,4 


36,5 


36,0 


36,7 


36,9 


36,6 


44,6 


43,6 


-2,2 


1,2 


Aquatorial- 
guinea 


0,2 


0,3 


0,9 


3,0 


4,1 


5,0 


5,6 


9,0 


11,7 


12,3 


5,0 


0,3 


Gabun 


15,2 


16,8 


17,8 


18,3 


18,2 


16,9 


17.0 


16,4 


15.0 


14.7 


12,0 


-18.5 


0.3 


Lybien 


66,1 


67,5 


67.9 


68,6 


70,0 


69,6 


67,0 


69.5 


67.0 


64,7 


70,0 


8.2 


1.9 


Kamerun 


6,6 


5,8 


5,4 


5,6 


6,3 


5,3 


4,8 


4,5 


4,1 


3,7 


3,5 


-5,5 


0,1 


Kongo 
(Volksre- 
publik) 


9,5 


9,6 


9,3 


10,4 


11,6 


13,6 


15,1 


14,2 


14,0 


13,4 


12,5 


-6,2 


0,3 


Nigeria 


97,1 


97,0 


97,5 


104,7 


112,7 


105,9 


99,2 


103,3 


107,8 


98,6 


107,2 


8,6 


2,9 


Sudan 


0,1 


0,1 


0,1 


0,2 


0,4 


0,6 


3,1 


8,6 


10,4 


11,5 


12,6 


9,4 


0,3 


Tschad 






















2,1 




0,1 


Tunesien 


4,7 


4,4 


4,3 


4,2 


3,8 


3,9 


4,0 


3,7 


3,4 


3,4 


3.1 


-9,2 


0,1 


Restliche 


1,7 


2.0 


2,5 


3,0 


3,1 


3,0 


2,7 


3,0 


3,1 


3,1 


3,6 


14,6 


0,1 


Afrika 


330.4 


333.8 


339,3 


355.7 


369,8 


363,6 


359,8 


371.2 


373,2 


377.3 


398.3 


5.5 


10.8 




Australien 


25,1 


27,0 


25,4 


26,9 


28,8 


27,4 


26,7 


35,3 


31,8 


31,6 


26,6 


-15,6 


0,7 


Brunei 


8,5 


8,7 


8,5 


8,0 


7,9 


7,6 


8,9 


9,4 


9,9 


10,2 


10,5 


2,1 


0,3 


China 


144,0 


146,1 


149,0 


158,5 


160,1 


160,2 


160,2 


162,6 


164,8 


166,9 


169,3 


1,5 


4,6 


Indien 


29,0 


33.3 


37.8 


36.3 


37.3 


36,7 


36,5 


36.1 


36,0 


36.8 


36.7 


-0.1 


1.0 
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Indone- 
sien 


76,9 


76,9 


76,5 


76,7 


75,7 


74,2 


68,6 


71,5 


68,0 


63,0 


57,5 


-8,6 


1,6 


Malaysia 


31,1 


31,7 


34,0 


34,4 


35,1 


36,9 


35,6 


35,5 


35,0 


36,7 


38,8 


5,5 


1,0 


Thailand 


3,4 


3,5 


3,4 


3,8 


4,5 


4,7 


5,2 


6,6 


7,0 


7,8 


9,0 


15,7 


0,2 


Vietnam 


6,3 


7,1 


7.7 


8,9 


10.1 


12,1 


14,6 


16.2 


17,1 


17.3 


18.0 


4.0 


0.5 


Restliche 


13,0 


12,1 


10,8 


11,5 


10,6 


10,2 


10.2 


9.3 


9,1 


9,3 


9,4 


1,3 


0,3 


Asien/ 
Pazifik 


337,2 


346,3 


352,9 


365,1 


370,1 


370,0 


366,4 


382,6 


378,6 


379,5 


375,8 


-1,0 


10,2 




Welt 
Gesamt 


3187,0 


3235,0 


3278,9 


3373,9 


3472,9 


3540,0 


3468,0 


3604,4 


3585,7 


3561,7 


3697,0 


3,8 


100 



Quelle: BP Statistical Review of World Energy June 2004, S. 7. 
D = Differenz zwischen 2002 und 2003 in % (gerundet) 
T = Anteil am Gesamtverbrauch in %(gerundet) 



Tabelle 5 1 


Tabellarische Übersicht über die in den EU-25-Mitgliedstaaten 
im Jahr 2000/2004 betriebenen Kernkraftwerke 


Belgien 


Doel 1 


Doel 2 


Doel 3 


Doel 4 




Tihange 1 


Tihange 2 


Tihange 3 




Deutschland 


Biblis A 


Biblis B 








Brokdorf 










Brunsbüttel 










Emsland 










Grafenrheinfeld 










Grohnde 










Grundremming B 


Grundremming C 








Isar Ohu I 


Isar Ohu II 








Krümmel 










Neckar 
Westheim I 


Neckar 
Westheim II 








Obrigheim**** 










Phillipsburg I 


Phillipsburg II 








Stade* 










Unterweser 








Frankreich 


Belleville 1 


Belleville 2 








Blayais 1 


Blayais 2 


Blayais 3 


Blayais 4 




Bugey 2 


Bugey 3 


Bugey 4 


Bugey 5 




Cattenom 1 


Cattenom 2 


Cattenom 3 


Cattenom 4 




Chinon B 1 


Chinon B2 


Chinon B3 


Chinon B4 




Chooz B 1 


Chooz B2 








Civaux 1 


Civaux 2 








Cruas 1 


Cruas 2 


Cruas 3 


Cruas 4 




Dampierre 1 


Dampierre 2 


Dampierre 3 


Dampierre 4 




Fessenheim 1 


Fessenheim 2 








Flamanville 1 


Flamanville 2 








Golfech 1 


Golfech 2 








Gravelines B 1 


Gravelines B2 


Gravelines B3 


Gravelines B4 




Gravelines C5 


Gravelines C6 








Nogent 1 


Nogent 2 








Paluel 1 


Paluel 2 


Paluel 3 


Paluel 4 
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Penly 1 


Penly 2 








St. Alban 1 


St. Alban 2 








St. Laurent B 1 


St. Laurent B2 








Tricastin 1 


Tricastin 2 


Tricastin 3 


Tricastin 4 


Finnland 


Loviisa 1 


Loviisa 2 








Olkiluoto TVO 1 


Olkiluoto TVO 2 






Großbritannien*** 


Bradwell 1 ** 


Bradwell 2** 








Calder Hall 1** 


Calder Hall 2** 


Calder Hall 3** 


Calder Hall 4** 




Chapelcross 1** 


Chapelcross 2** 


Chapelcross 3** 


Chapelcross 4** 




Dungeness AI** 


Dungeness A2** 


Dungeness B 1 


Dungeness B2 




Hartlepool 1 


Hartlepool 2 








Heysham I- 1 


Heysham 1-2 


Heysham II-l 


Heysham II-2 




Hinkley 
Point AI** 


Hinkley 
Point A2** 


Hinkley 
Point Bl 


Hinkley 
Point B2 




Hunterston B 1 


Hunterston B2 








Oldbury 1 : " : 


Oldbury 2** 








Sizewell AI** 


Sizewell A2** 


Sizewell B 






Torness Point 1 


Torness Point 2 








Wylfa 1 


Wylfa 2 






Litauen 


Ignalina 1 ** 


Ignalina 2** 






Niederlande 


Borsele** 










Dodewaard** 








Schweden 


Barsebeck 1 


Barsebeck 2 








Forsmark 1 


Forsmark 2 


Forsmark 3 






Oskarshamn 1 


Oskarshamn 2 


Oskarshamn 3 






Ringhals 1 


Ringhals 2 


Ringhals 3 


Ringhals 4 


Slowakei 


Bohunice Vl-1** 


Bohunice Vl-2** 


Bohunice V2-1 


Bohunice V2-2 




Mochovce 1 


Mochovce 2 






Slowenien 


Krsko 








Spanien 


Almaraz 1 


Almaraz 2 








Asco 1 


Asco 2 








Cofrentes 










Jose Cabrera 1 










Santa Maria de 
Garona 










Trillo 1 










Vandellos 2 








Tschechien 


Dukovany 1 


Dukovany 2 


Dukovany 3 


Dukovany 4 




Temelin 1 


Temelin 2 






Ungarn 


Paks 1 


Paks 2 


Paks 3 


Paks 4 



Quelle: Eurostat. * Wurde 2003 stillgelegt 



** Werden bis spätestens 2009/2010 stillgelegt. 

***Die in Großbritannien betriebenen Kernkraftwerke wurden Eurostat, bis 
auf Calder Hall, nicht bekannt gegeben. Weitere Zusammenstellung und 
Anmerkungen durch den Autor. 

**** Soll im Frühjahr 2005 stillgelegt werden. 

Siehe auch Tabelle 03, 08 und 20. 
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Umsetzung der Elektrizitätsrichtlinie. 
Detaillierte Bewertung der Kommission 



Tabelle 52 



Land 


Erklärte 
Marktöffnung 

% 


Entflechtung 
Übertragungsnetz- 
Betreiber/ 
Eigentümer 


Entflechtung 
Erteilernetz- 
betreiber 


Regulierer 


Gesamt- 
netz- 
entgelte 


Ausgleich 
sbedin- 
gungen 

begünsti- 
gen den 
Einstieg 


Anteil 
der drei 
größten 

Erzeu- 
ger in % 


A 


100 






Rechtsform 


Buchführung 


Ex-ante 




I Moderat 


45 


B 


52 






Rechtsform 


| Rechtsform 


Ex-ante 




D 


Ungünstig 


96 (2) 


D 


100 






Rechtsform 


Buchführung 


NTPA 702 






Moderat 


64 


DK 


3 








Rechtsform 
Eigentumsver. 




Ex-post 




D 
D 




Günstig 


78 


E 


5 






| Rechtsform 


Ex-ante 




Günstig 


83 


F 


3 








Management 


Buchführung 


Ex-ante 




D 


Moderat 


92 


GB 


100 






Eigentumsver. 


Rechtsform 


Ex-ante 




D 


Günstig 


36 


GR 






Rechtsf/Managm. 


NlUMIJILfcl 


Ex-ante 




D 


Moderat 










Eigent./Rechtsf. 


| Rechtsform 


Ex-ante 




D 


Moderat 


69 


IRL 








F 


techtsf./Managm. 


Management 


Ex-ante 
Ex-ante 
Ex-ante 




D 


Moderat 


97(1) 












Management 


Buchführung 










k.A. 












Eigentumsver. 


Management 


D 


Moderat 


59 












Rechtsform 


Buchführung 


Ex-ante 




D 


Moderat 


82 


s 


100 




Eigentumsver. 


| Rechtsform 


Ex-post 




D 


Günstig 


90 


SF 


100 




Eigentumsver. 


Management 


Ex-post 




D 


Günstig 


45 




k.A. 



Ex-ante 



Ex-ante 



Ex-ante 



Ex-ante 



k.A. 



Ex-ante 
Ex-ante 



k.A. 



Ex-ante 
Ex-ante 
Ex-ante 



Ex-ante 
Ex-ante 



k.A. 



k.A. 



Ü = Überdurchschnittlich 
D = Durchschnittlich 

Quelle: Benchmarkingbericht der Kommission 2002, S. 4, SEK 2003 (448) vom 7.4.2003 



Negative Auswirkungen auf den Binnenmarkt 



Neutrale Auswirkungen auf den Binnenmarkt 



Positive Auswirkungen auf den Binnenmarkt 



Netzzugang auf Vertragsbasis. 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 



£299* 

**** 



Tabelle 53 



Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur 
Umsetzung der Elektrizitätsrichtlinie 





Elektrizität 


Gas 




Maikl- 
ef fnung 


des 

geöffnete 
Mnikti 

TWh 


iehivelle 


100»< 
incas 


Entflechtung: 
Übertragung 


Nett, 
Zugang 


Markt- 
cffmmg 


Gros.se 
des 

se öffnete 
i Mnfcb 
bcui 


Zulasse.. - 
ichuejLe 


100% 
intus 


Er.tflechnuag: 
Fernleitung 


Nerz- 
zugang 


OatenBich 


100"« 






2001 


Reck:°fomi 


gereg. 


100«o 


7.0 




Okt. 2002 


Rechtefcrm 


gereg. 


Belgien 


S2H 


40 


l/10QWh 


2003.7 


Rechteforai 


gereg. 




8J 


5mcm 


20036 


Rechtsfoim 


gereg, 


Därieruark 


lODSii 


32 




2003 


Reckrvform 


gereg. 


35'/» 


1.7 


35mcm 


2004 


RechtSifomi 


gereg. 


Finnland 


:t>;\ 






1»" 


Eigent.-verh. 


gereg. 


Derogation 


Frankreich 


37°b 




7&\Vk 


1007 


Management 


gereg. 


20». 


7 J 


25niciii 




Buchführung 


Verna gib. 


Deutschland 


100». 


483 




1999 


R.eekt=.fonn ? 


Vertragib. 


1 00* » 


77.0 




2000 


suchruhrurig 


Vertrag sb. 


Giieckeular.d 


>4>j 


15 


IkV 


1007 


Rechtif ■Man. 


gereg. 


DoagaliaB 


Irland 




S 


'> lGWli 


200? 


Reckrtf Man. 


gereg. 


S2K 


3.0 


2 incm 


200: 


Management 


gereg. 


Italien 


TOM 


19: 


O.lGWr 


2007 


Reckßf Man. 


geree. 


100W 


62.1 




2003 


Rechtsfbrra 


gereg. 


Luxemburg 


57"'« 




20 GWh 


2007 


Management 


gereg. 


72% 


0.5 


1 5mcni 




Sucktuliriuig 


geieg. 


Niedeilande 


63% 


62 


3*80 A 


2003 


Eigen! -verh 


gereg. 


60»« 


22.3 


1 mein 


2003 


Management 


bytmd 


?c:T.lgll 


45»o 


17 


ltv 


2004 


Reckrtfonu 


gereg. 


Aliujakaieregelung 


Spanien 


lOO'i 


ISS 




2003 


Eigen! -verh 


gereg 


100° b 


12.9 




2003 


Ei geut. - 
w . in 


gereg. 


Schweden 


100% 


129 




199S 


Eigen!. -verh 


gereg. 


47» o 


0.4 


35mcni 


2005 


Buchruliruiig 


geieg. 




100»»" 


330 




199S 


Eigen! -veih 


gereg. 


100»» 


93. S 




199S 


Ei ?eut .-verh. 


gereg. 


Beitritt slänrler 


I>tlnr.cl 


10»'o 


1 


40 GWk 




Mm zenient 


gereg. 


SO»» 


0.7 






Buchnihruag 


gereg. 


Lettland 


UM 


: 


40 G'iVh 


Reckrtfomi 


gereg. 


0». 


j.O 




Biichfuliruag 


Vertngsn 


Litauen 


26°: 


: 


20 GWh 


Rechnferci 


gereg. 


80H 


2.1 


15ineßi 


Bucrifuhruiig. 


gereg. 


?clen :: 


51°.. 


71 


10 GWk 


Reckfcfomi 


gereg. 


.;4 C -, 


4.1 


2 Vmcni 


Keine 


gereg. 


Tscliech. R_ 


3.0° d 


20 


40 GWk 


Reckrtfonu 


gereg. 


0«. 


0.0 




Biichfülinaig 


hybrid 


SloM/akei 


41°i 


11 


40 GWk 


Reckrtfcrm 


gereg. 


33K 


> 5 


25mcrn 


Siidiruhrung 


gereg. 13 


Ungarn 


äO-35»o 


13 


6 5 OWh 


Buchführung 


gereg. 


im 


0.0 




Management 


gereg 


Slowenien 


64% 




41 KW 


Reckrsfcmi 


gereg. 


50% 


0.5 


25mcin 


Buchrührung 


Vertagst 


Rumänien 


33% 


15 


40 GWk 


Reckrtfonu 


gereg. 


23% 


4.0 




Rechteforrn 


gereg. 


Bulgarien 14 


15»'o 


6 


100 GWh 


Buchführung 


gereg. 


73° * 


2J 


S Gmein 


Buchführung 


gereg. 


Türkei 


2}»» 


23 


9 Otlb 


Recklvform 


gereg. 


80°» 


12.4 


lmcm 


BuchfUlirung 


gereg. 


Zvpe: Li 




0 




Management 


gereg. 














Mihi 




0 




Derc-gatiou 


Single buyei 















fflfffl = Mio. LU 

7 Die niedrigeren Zulassungsschwellen und früheren Öffnungszeitpunkte gelten nur für die Region Flandern. 

8 Obgleich in Finnland ein Monopol bei der Gaseinfuhr besteht (die gesamte Gasmenge wird aus Russland eingeführt), 

gibt es einen Sekundärmarkt. 

9 Wenn auch nach dem deutschen Energiegesetz nicht erforderlich, haben die deutschen Übertragungsnetzbetreiber auf 

freiwilliger Basis eine Entflechtung vorgenommen. 

10 Gas Natural bleibt die größte Aktionärin bei Enagas, der UNB 

1 1 In Nordirland ist der Strommarkt nur zu 35 % geöffnet. 

12 Marktöffnung nur für inländische Versorger 
1 3 verhandelte für Transit 

14 Marktöffnung bei Erdgas in Bulgarien nur für inländische Versorger 

Quelle: Benchmarkingbericht der Kommission 2002, S. 12, SEK 2003 (448) vom 7.4.2003 
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Tabelle 54 



Marktstruktur in der Einzelhandelsversorgung in den 
einzelnen Mitgliedstaaten und die Kundenaktivität 





Zalil der 

zugelassenen 

Versorg« 


Zahl der von 

der. \ eitel 

lungsnerz- 

betreibei 

unabhängigen 

Versorger 


Zahl der 
Versorger 
mit einem 
Marktanteil 
von mehr 
als 5 % 
Daten für 


Anteil der 
drei größten 
Versorger 
(alle 

Verbraucher) 

Daten für 
2000 1 * 


Zugelassene industrielle 
Grcßver -brauche!- 3 


Geweibliche 

Kleinverbraucher 

Haushalte 


Einschätzung 
der gesanmite 

Versorger- 

weehsel 

(TWi) 












Wediad 


Wechsel 

oder 
Neuverh. 


Wechsel 


Wechsel 

oder 
Neuverh 




Österreich 


40 


6 


7 


67% 17) 


20-30% 


n. bekannt 


5-10% 


□ bekam:: 


S 


Belgien 


16 


16 


3 


53% 


2-5% 


30-50% 


nicht zugelassen 


i 


Dänemark 


70 


6 


3 


38% 


>5«» 


::•:'„ 


mehr zugelassen 




Finnland 


SD 


9 


3 


33% 


u. bekannt 


>30* 


5-10% | 10-20% 


24 


Frankreich 


225 


41 


1 


90%- (1} 


10-20% 


n. bekannt 


nicht zugelassen 


20 


Deutsch! and 


c.1200 


200 




50% 


20-30% 


-50% 


5-10% 10-20% 


74 


Griechenland 




6 




100% (1) 


null 


null 


mehr zugelassen 


0 


lilacd 


10 


IS 




90%- (1) 


10-20% 


n. bekannt 


nicht zugelassen 


1 


Italien 


170 


135 




72% (2) 


-:•% 


100% 


mcht zugelassen 


71 


Luxemburg 




0 




100% (2) 


iL -20% 


-••:% 


mein zugelassen 


1 


Xiedeilande 


33 


15 




4S% 


20-30% 


100% 


mcht zugelassen 


10 


Portugal 


i: 


10 


1 


99% (1) 


5-10% 


n. bekannt 


nicht zugelassen 


1 


Spanien 


149 


nicht bekannt 


4 


94% 


10-2 J% 


50% 


mehr zugelassen 


13 


Schweden 


120 


20 


3 


47% 


n .bekannt 


100% 


10-20% 


: 50% 


39 


VK 


59 


59 


5 


42% 


>50% 


100% 


30-50% 


na. 


140 


Bcitrittslindcr 


Estland 


78 


0 




u'ird in diesem 
Bericht nicht 
untersucht 


wird in diesem Bericht nicht untersucht 


Lettland 


12 


5 


n bekannt 


Litauen 


18 


11 


3 


Polen 


289 


255 


4 


r- chech. E_ 


S 


0 


8 


Slowakei 


16 


13 


6 


Ungarn 


6 


0 


n. bekannt 


Slowenien 


26 


21 


5 


Rumänien 


43 


34 


9 


Bilisan en 


S 


0 




Rirkei 


12 


0 


n. bekannt 


Zypern 


1 


o 




Mal« 


1 






Quelle: Eurostat: Wettbewerbsmdikatoren für den Elektrizitätsmarkt und Umfrageergebnis s e 



Entnommen aus: 2. Benchmarkingbericht 2002 der Kommission, S. 18. 
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[Tabelle 55 



Stand der Versorgungssicherheit in den Unionsmitgliedstaaten 





Yersorgungssiclieilieic 2002 


Maß na Innen zur Absicherung von 
Spiczeiifcnpazitüteri 




Leistuugs- 
K9BVE bei 
der 

Erz€iiffim ff 

35 


Einjiihr- 
kapazität 
(.Anteil am 
Verbrauch! 


Zunahme 
der 

Spitzen- 
bela.tmiH. 
(in ^'o pre 
Jahr) 


Kapazitäts- 
eiliöhung bis 
2004 (G\V) 


markt - 
basiert 


Verpflichtung 
dei UNB cdei 
Versorg« 


Anreize. z. B. 
Bereifst elhvngs- 
zali hingen 


Österreich 


34% 


45% 


+2.1% 


0.4 


X 






Beleien 




31% 


-2 1 


Q ] 




X 




Dänemark 










X 






Finnland 










nicht bekannt 


Frankreich 


16% 


19% 


-1.9% 


0.4 




1 


Deutschland 


5% 


15% 


+0.5% 


CS 






Griechenland 


7% 


13% 


+3.2% 


1,2 


t ender 


Italien 


9% 


12% 


+3,7% 


5 7 


X 


Irland 


-2% 


6% 


+3.0% 


0.8 


tender 


Luxemburg 




100% 


+2.8% 


0.0 


k.A 


Niederlande 


7% 


28% 


+3,0% 


0.7 








Pomisal 


13% 


13% 


-4.0% 


0.5 






X 


Spanien 


1S : '. : 


7% 


-3.1% 


4.6 






X 


Schweden 












X 




VK 


12% 


3% 


+1.0% 


5,0 








Nordel 


1% 


5% 


+0.8% 


6.0 








Beitritten ndet 


E stland 


100»» 


100% 


+0.5% 


wird in diesem 
Bericht nicht 
untersuch: 


wird in diesem Bericht nicht untersucht 


Lettland 


60°o 


■100% 


+1.5% 


Litauen 


100% 


■100% 


+2-3.5% 


Polen 


28% 


12% 


+ 1.3% 


Tschech. R. 


2S% 


20% 


+3.0% 


Slowakei 


26*4 


60% 


+ 1.5% 


Ungarn 


15». 


100% 


+1.5% 


Slowenien 


25% 


■100% 


+3 0% 


Rumänien 


50* 


12% 


-4.0% 


Bulgarien 


4S° = 


32% 


+1.0% 


Türkei 


EL bekannt 


9% 


+9.0% 


Zvpern 


IM 


0% 


+5.0% 


Malta 


15% 


0% 


+4.0% 


Quelle: UCTE. Nordel (x) kennzeichnet geplante Maßnahmen 



Entnommen aus: 2. Benchmarkingbericht 2002 der Kommission, S. 31, Tabelle 1 1. 
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Tabelle 56 



Ausgleichsregelungen für das Lastmanagement 





Bilanz- 
ausgleichs- 
periode 
(Minuten) 


Alt der 
Festsetzung der 
Entgelte 


Bilanz- 
ans gleich 
länderuber- 
sreifend (S). 
landesweii 
(N) oder 
reEional (K) 


BilaozaiB- 
gleichs- 

2 LI 1 - 

zulässig 


Tage 5- 
maifct 
möglich 


Termin für 

letzte 

Mitteilung der 
Fahrpläne 


Marktbe- 
herrschen- 
der Eir.zel- 
erzeugei im 

ansgleichs- 
'■: eieKh'" 


Österreich 


\SI3tf* 


Markt 


R 


J 


N 


1 Tag im 
Voraus 


J 


Belgien 


1? 


UNB 


N 


J 


N 


1 Tag im 
Voraus 


J 


Dänemark 


60 


Markt 


S 




T 


2.."i b runden 


N 


Finnland 


60 


Markt 


S 


; 


J 


2.5 Stunden 


X 


Frankreich 


30 


reguliert 


N 


j 


N 


1 Tag im 
Voraus 


J 


Deutsch- 
land 


15 


Markt 


R 


j 


N* 


1 Tag im 
Voraus 


J 


Griechen- 
land 


60 


Bilatizausgleichskosten werden auf alle Marktteilnehmer umgelegt 


j 


Irland 


30 


reguliert Mark 

t 


N 


j 


N 


1 Tag im 
Voraus 


J 


Italien 


System wird überarbeitet 


J 


Luxem- 
burg 


15 


ÜNB 


N 


j 


N 


1 Tag im 
Voraus 


X 


Xieder- 
lande 


15 


Markt 


N 


j 


N 


1 Tag im 
Voraus 


N 


Portugal 


60 


reguliert 


N 


«ich: 
bekannt 


N 


nicht 

bekannt 


J 


Spanien 


60 


Markt 


N 


nicht 
bekannt 


J 


0.5-3,5 Std. 


N 


Schweden 


60 


Markt 


S 


J 


: 


2.5 Stunden 


y 


VK 


30 


Markt 


N 


.1 


j 


1 Stunde 




Knndidntenlänrler 


Estland 


60 


UNB 


N 


wird in diesem Bericht nicht untersucht 


Lettland 




1: A 


N 


Litauen 


60 


reguliert. Markt 


N 


Polen 


60 


Markt (inaM.) 


N 


Tschech 
Rep 




Markt 


N 


Slowakei 


60 


[Markt ab 2003] 


N 


Ungarn 






N 


Slowenien 


60 


Bilanzauigleichskosten werden auf 
alle Ma:l::te:l:iel::r.et urr.üeles: 


Rumänien 


60 


Markt 


N 


Bulgarien 


60 


ÜNB 


N 


Türkei 


50 


ÜNB 


N 


Zypern 


30 


Marktteilnehmer 


N 


Malta 






N 


Quelle: Uiufrageeraebmsse 



* Bilanzausgleichsgruppen sind nur im VK innerhalb emes \*NB-Gebietes erlaubt. 

Quelle: 2. Benchmarkingbericht der Kommission 2002, Seite 71. 

<44) 15 Minuten für die Lieferung innerhalb eines Regelgebietes, 30 Minuten (ge- 
mäß den UCTE-Regln) für Lieferungen über die Regelgebiete hinweg. 
(4S| In Deutschland gibt es in zwei Regionen einen Tagesmarkt. 
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Tabelle 57 

Die größten Energiekonzerne in Europa 





Hauptniederlassungen in Europa 


Mitarbeiter 


Weltweit 


Europa 


Andere 


T7TXT7 

bDr 


A TX T7 /^T) T T T 

A, D, h, OB, H, 1 


172.000 


155.000 


17.000 


b.ON 


/T"~7 T\ /~1T> T T X TT O CT? O T/- 

LZ, D, ÜB, H, Nb, b, Sr, SK 


108.000 


100.000 


7.000 


T"l AT TT -1 

KWh 


/"> r-7 r~v /"< -r~i TT MT C O T/" 

CZ, D, dB, H, Nb, S, SK 


—l O (\(\(\ 

/ö.OOO ■ 


/ö.OOO 


0 


bJNbb 


b, 1 


57.000 


57.000 


0 


Vattenfall 


D, EW, PL, S, SF, 


34.248 


34.124 


124 


PPC 


GR 


28.000 


28.000 


0 


Centrica 


B, GB 


23.000* 


21.000 


2.000 


CEZ 


CZ 


18.000 


18.000 


0 


Fortum 


EW. GB. N. PL. S, SF 


14.000** 


12.426 


692 


Endesa 


E,F, I 


26.000 


14.000 


12.000 


Nuon 


D, NL 


10.000 


10.000 


0 


Essent 


D, NL 


10.000* 


10.000 


0 


EDP 


E, P 


14.000 


10.000 


4.000 


(UES) 


Russland 


629.000 


629.000 


0 



Quelle: PSIRU Report: European Works Councils and the Electricity Sector (März 2004) 
* nur Energiebereich ** davon 8.300 im Energiebereich 



|Tabelle58 

Energieversorgungsunternehmen in der Europäischen Union 



Land 


Anzahl 


Land 


Anzahl 


Belgien 


17 


Niederlande 


36 


Dänemark 


48 


Osteneich 


144 


Deutschland 


1050 


Polen 


475 


Estland 


87 


Portugal 


8 


Finnland 


100 


Schweden 


127 


Frankreich 


67 


Slowakei 


85 


Griechenland 


11 


Slowenien 


68 


Irland 


6 


Spanien 


69 


Italien 


212 


Tschechei 


396 


Lettland 


1 


Ungarn 


15 


Litauen 


21 


Vereinigtes Königreich 


91 


Luxemburg 


12 


Zypern 


1 


Malta 


1 


Gesamt EU-25 


3148 



Quelle: Europäische Kommission, Eurelectric 2004 
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Förderung der vollen Einbeziehung der Umweltaspekte in den Entwick- 
lungsprozess der Entwicklungsländer I ABl. L 288 v. 15.11.2000, S. 1-5 
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Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2001/77/EG v. 27.9.2001 zur Förderung der Stromer- 
zeugung aus erneuerbaren Energiequellen im Elektrizitätsbinnenmarkt I 
ABl. L 283 v. 27.10.2001, S. 33-40 

Europäisches Parlament und Rat I Verordnung 2422/2001 /EG über ein gemeinschaftliches Kenn- 
zeichnungsprogramm für Strom sparende Bürogeräte I ABl. L 332 v. 
15.12.2001, S. 1 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2002/91 /EG über die Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden I ABl. LI, S 65 vom 4.1.2003 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2002/96/EG über Elektro- und Elektronik-Altgeräte I 
27.1.2003 I ABl. 37, S 24ff 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2003/54/EG über gemeinsame Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und die Aufhebung der Richtlinie 96/92/EG I 
26.6.2003 I ABl. 176, S. 37ff 

Europäisches Parlament und Rat I Beschluss 1513/2002/EG vom 27.6.2002 über das sechste 

Rahmenprogramm der Europäischen Gemeinschaft im Bereich der For- 
schung, technologischen Entwicklung und Demonstration als Beitrag zur 
Verwirklichung des Europäischen Forschungsraums und zur Innovation 
(2002-2006) I 29.8.2002 I ABl. L 232 

Europäisches Parlament und Rat I Entscheidung 1229/2003/EG über eine Reihe von Leitlinien 

betreffend die transeuropäischen Netze im Energiebereich und zur Aufhe- 
bung der Entscheidung 1254/96/EG I 26.6.2003 I ABl. 176, S. llff 

Europäisches Parlament und Rat I Entscheidung 1230/2003/EG zur Festlegung eines mehrjährigen 

Programms für Maßnahmen im Energiebereich: „Intelligente Energie - Eu- 
ropa" (2003 - 2006) I 26.6.2003 I ABl. 176, S 29ff 

Europäisches Parlament und Rat I Verordnung 1228/2003/EG über die Netzzugangsbestimmungen 
für den grenzüberschreitenden Stromhandel I 26.6.2003 I ABl. 176, S lff 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2003/30/EG zur Förderung der erwendung von 
Biokraftstoffen I ABl. L 123, S 42ff vom 17.5.2003 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2003/54/EG über gemeinsame Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 96/92/EG I 
26.6.2003 I ABl. 176, S 37ff 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2003/55/EG über gemeinsame Vorschriften für den 

Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 98/30/EG I 26.6.2003 
I ABl. 176, S57ff 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2003/87/EG über ein Sy<stem für den Handel mit 

Treibhausgasemissionen in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richt- 
linie 96/61/EG des Rates I 13.10.2003 I ABl. 275, S. 32ff 

Europäisches Parlament und Rat I Richtlinie 2004/8/EG über die Förderung einer am Nutzwärembe- 
darf orientierten Kraft-Wärme-Kopplung im Energiebinnenmarkt und zur 
Änderung der Richtlinie 92/42/EWG I vom 1 1.2.2004 I Abi. L 52 S. 50ff 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Luxemburg) vom 
12713.12.1997 I Press 0 SN 400/97 
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Europäischer Rat 1 Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Cardiff) vom 1571 6.6. 1998 I 
Press 0 Nr. 150/98 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Wien) vom 1 1./12.12.1998 I 
Press 0 Nr. 300/1/98 REV 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Berlin) vom 24725.3. 1999 I 
SN 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Köln) vom 374.6.1999 I SN 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Tampere) vom 
15716.10.1999 ISN 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Helsinki) vom 
10711.12.1999 ISN 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Lissabon) vom 23724.3.2000 
I Press Nr. 100/1/00 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Santa Maria da Feira) vom 
19720.6.2000 I Press Nr. 200/1/100 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Stockholm) vom 
23./24.3.2001 I Press Nr. 100/1/01 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat vom 15716.6.2001 (Göte- 
borg) I SN 2001/01 REV 1 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Laeken) vom 14715.12.2001 
I SN 300/1/01 REV 1 

Europäischer Rat I Schlussfolgerungen des Vorsitzes Europäischer Rat (Barcelona) vom 
15716.3.2002 I SN 100/02 ADD 1 

Europäische Umweltagentur I C02-Ausstoß in den Staaten der EU I 5/2003 I IWR-Pressedienst 
9.5.2003 

Rat der Gemeinschaft I Allgemeines Programm vom 18.12.1961 zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit, Anlage I. ABl. 2/1962 vom 15.1.1962, S. 36ff, 
41 

Rat der Gemeinschaft I Protokoll vom 21.4.1964 eines Abkommens betreffend die Energiefragen I 
ABl. 69/64 vom 30.4.1964, S. 1099 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 68/414/EWG des Rates vom 20.12.1968 zur Verpflichtung der 

Mitgliedstaaten der EWG Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdölerzeug- 
nissen zu halten I ABl. 308, S. 14 vom 23.12.1968 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 2041/68/EWG des Rates vom 10.12.1968 zur Aufstellung einer 
gemeinsamen Liste für die Liberalisierung der Einfuhren in die Gemein- 
schaft gegenüber dritten Ländern I ABl. L 303, S. 1 ff vom 18.12.1968 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 2603/69/EWG des Rates vom 20.12.1969 zur Festlegung einer 
gemeinsamen Ausfuhrregelung I ABl. L 324 vom 27.12.1969, S. 25 I samt 
Anhängen 
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Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1055/72/EWG des Rates vom 18.5.1972 über die Mitteilung der 
Einfuhr von Kohlenwasserstoffen an die Kommission I ABl. L 120 vom 
25.5.1972, S. 3ff. 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1055/72/EWG des Rates vom 18.5.1972 über die von Investiti- 
onsvorhaben auf dem Energiesektor an die Kommission I ABl. L 120 vom 
25.5.1972, S. 7ff 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1056/72/EWG des Rates vom 18.5.1972 über die Mitteilung der 
Investitionsvorhaben von gemeinschaftlichem Interesse auf dem Erdöl-, 
Erdgas- und Elektrizitätssektor an die Kommission I ABl. L 120 vom 
25.5.1972, S. 7ff. 

Rat der Gemeinschaft I Beschluss 73/174/EWG des Rates vom 18.6.1973 zur Festlegung eines 
Forschungsprogramms der EWG auf dem Gebiet des Umweltschutzes I 
ABl. L 189, S. 30. 

Rat der Gemeinschaft I Beschluss 73/176/EWG des Rates vom 18.6.1973 zur Festlegung eines 

Forschungsprogramms der EWG auf dem Gebiet der neuen Technologien I 
ABL L 189, S. 34. 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 73/238/EWG zur Abschwächung der Auswirkungen von Schwie- 
rigkeiten bei der Versorgung mit Erdöl und Erdölerzeugnissen I ABl. 228, s. 
1 vom 16.8.1973 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1439/74/EWG des Rates vom 4.6.1974 über eine gemeinsame 
Einfuhrregelung I ABl. L 159 vom 15.6.1974, S. 1 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 17.9.1974 betreffend eine neue energiepoliti- 
sche Strategie für die Gemeinschaft I ABl. C 153, S. lf vom 9.7.1975 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 17.12.1974 betreffend der Ziele der gemein- 
schaftlichen Energiepolitik für 1985 I ABl. C 153, S. 2f vom 9.7.1975 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 17.12.1974 für ein Aktionsprogramm der 

Gemeinschaft im Bereich der rationellen Energienutzung. I ABl. C 153, S. 
5f vom 9.7.1975. 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 13.2.1975 betreffend Maßnahmen zur 

Erreichung der vom Rat am 17.12.1974 festgelegten Ziele der gemein- 
schaftlichen Energiepolitik I ABl. C 153, S. 6 vom 9.7.1975 und BulI-EG 2- 
1975, 2257, S. 51 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie des Rates vom 13.2.1975 über die Begrenzung des Einsatzes von 
Erdölerzeugnissen in Kraftwerken I Bull-EG 2-1975, 2263, S. 52 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 388/75/EWG des Rates vom 13.2.1975 über die Mitteilung der 
Ausfuhr von Kohlenwasserstoffen nach Drittländern an die Kommission I 
ABl. L 45, S. 1 vom 19.2.1975 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 75/339/EWG des Rates vom 20.5.1975 zur Verpflichtung der 

Mitgliedstaaten, Mindestvorräte an fossilen Brennstoffen bei den Wärme- 
kraftwerken zu halten I ABl. L 153 vom 13.6.1975, S. 35 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates Betreffend die Festlegung eines kurzfristigen Ziels 
im Bereich der Verringerung des Erdölverbrauchs I Bull-EG 6-1975, 2282, 
S. 61 
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Rat der Gemeinschaft I Beschluss 75/51 O/EWG des Rates vom 22.8.1975 zur Festlegung eines 

Forschungs- und Entwicklungsprogramms auf dem Gebiet der Energie I 
ABl. L 231, S. lff samt Anhängen 

Rat der Gemeinschaft I Beschluss 75/517/EWG des Rates vom 25.8.1975 zur Änderung des 

Beschlusses 73/176/EWG zur Festlegung eines Forschungsprogramms auf 
dem Gebiet der neuen Technologie I ABl. L 231, S. 25 vom 2.9.1975.. 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1215/76/EWG des Rates vom 4.5.1976 zur Änderung der VO 
1056/72/EWG über die Mitteilung der Investitionsvorhaben von gemein- 
schaftlichem Interesse auf dem Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätssektor an 
die Kommission I ABl. L 140, S. lff vom 28.5.1976 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 76/491/EWG vom4.5.1976 über ein gemeinschaftliches Verfahren 
zur Unterrichtung und Konsultation über die Preise für Rohöl und Mineral- 
ölerzeugnisse in der Gemeinschaft I ABl. L 140 vom 28.5.1976, S. 4 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 76/492/EWG des Rates vom 4.5.1976 zur rationellen Energie- 
nutzung durch verbesserte Wärmedämmung in Gebäuden I ABl. L 140 vom 28.5.1976, 
S. 11. 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 76/493/EWG des Rates vom 4.5.1976 über die rationelle 
Energienutzung bei Heizungsanlagen in bestehenden Gebäuden I ABl. L 140 vom 
28.5.1976, S. 12. 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 76/494/EWG des Rates vom 4.5.1976 über die rationelle 
Nutzung der von Straßenfahrzeugen verbrauchten Energie durch Verbesserung des 
Fahrverhaltens I ABl. L 140 vom 28.5.1976, S. 14. 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 76/495/EWG des Rates vom 4.5.1976 über die rationelle 
Nutzung der im Personennahverkehr verbrauchten Energie I ABl. L 140 vom 28.5.1976, 
S. 16. 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1 729/7 6/EWG des Rates vom 21.6.1976 betreffend die 
Mitteilung von Informationen über die Energieversorgungslage der Gemeinschaft I ABl. 
L 198 vom 23.7.1976, S. 1 

Europäische Kommission I Entscheidung der Kommission 77/190/EWG vom 26.1.1977 zur 

Durchführung der Richtlinie 76/491/EWG über ein gemeinschaftliches ver- 
fahren zur Unterrichtung und Konsultation über die Preise für Rohöl und 
Mineralölerzeugnisse in der Gemeinschaft I ABl. L 61 vom 5.3.1977, S. 34 
samt Anhang. 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung des Rates vom 25.10. 1977 betreffend der Heizungsregulierung, 
Erzeugung von Warmwasser und Messung der Wärmemenge in Neubauten 
(77/712/EWG) die rationelle Energienutzung in Industriebetrieben 
(77/713/EWG) und betreffend der Einsetzung beratender Organe und Aus- 
schüsse in den Mitgliedstaaten zur Förderung der kombinierten KWK und 
der Valorisierung der Abwärme (77/714/EWG) I ABl. 295, S. lff 

Rat der Gemeinschaft I Entscheidung 77/706/EWG des Rates vom 7.11.1977 zur Festsetzung eines 
gemeinsamen Richtwertes für die Einschränkung des Primärenergie- 
verbrauchs bei Schwierigkeiten in der Versorgung mit Erdöl und Erdöler- 
zeugnissen I ABI. L 292 vom 16.11.1977, S. 9 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 78/170/EWG des Rates vom 13.2.1978 betreffend die Leistungen 
von Wärmeerzeugern zur Raumheizung und Warmwasserbereitung in neu- 
en oder bestehenden nichtindustriellen Gebäuden sowie die Isolierung des 
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Verteilungsnetzes für Wärme und Warmwasser in nichtindustriellen Neu- 
bauten I ABl. L 52 vom 23.2.1978, S. 35 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1302/78/EWG des Rates vom 12.6.1978 über die Gewährung 
einer finanziellen Unterstützung für Vorhaben zur Nutzung alternativer E- 
nergiequellen I ABl. L 158 vom 16.6.1978, S. 3 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 1303/78/EWG des Rates vom 12.6.1978 über die Gewährung 
einer finanziellen Unterstützung für Demonstrationsvorhaben zur Energie- 
einsparung I ABl. L 158 vom 16.6.1978, S. 6 

Rat der Gemeinschaft I Vorschlag der Kommission zur Richtlinie des Rates 79/539/EWG zur 
Etikettierung des 

- Energieverbrauchs von Waschmaschinen in ABl. C 149, S. 7ff vom 
18.6.1980 

- Energieverbrauchs von Geschirrspülmaschinen in ABl. C 149, S. 1 1 ff 
vom 18.6.1980 

- Energieverbrauchs von Kühl-, Gefrier, Tiefkühl-Geräte und Kombinatio- 
nen in ABl. C 149, S. 14ff vom 18.6.1980 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 9.6. 1 980 über die energiepolitischen Ziele der 
Gemeinschaft für 1990 und die Konvergenz der Politiken der Mitgliedstaa- 
ten I ABl. C 149 vom 18.6.1980 

Rat der Gemeinschaft und der im Rat vereinigten Vertreter der Mitgliedstaaten I Entschließung des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften und der im Rat vereinigten Vertre- 
ter der Regierungen der Mitgliedstaaten zur Fortschreibung und Durchfüh- 
rung einer Umweltpolitik und eines Aktionsprogramms der europäischen 
Gemeinschaften für den Umweltschutz (1982-1986) I 7.2.1983 I ABl. C 
046, S lff 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates über Energie und Umweltschutz I ABl. C 168 v. 
25.7.1975, S. 2-3 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 81/924/EWG des Rates vom 27.10.1981 betreffend die 

Strukturen der Elektrizitätstarife in der Gemeinschaft I ABl. L 337 vom 
24.11.1981, S. 12f 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung v. 24.5.1983 zur Förderung von Investitionen zur Verwendung 
fester Brennstoffe in öffentlichen Gebäuden und in Fernheizungsanlagen I 
ABl. L 140 v. 31.5.1983, S. 26 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 25.7.1983 über Rahmenprogramme für die 
Tätigkeit der Gemeinschaft im Bereich Forschung und Entwicklung und 
Demonstration und über das erste Rahmenprogramm 1984 - 1987 I ABl. 
208, S. lff vom 4.8.1983 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung über neue energiepolitische Ziele der Gemeinschaft für 1995 
und die Konvergenz der Politik der Mitgliedsstaaten I ABl. C 241 v. 
25.9.1986, S. 1-3 

Rat der Gemeinschaft I Verordnung 3301/EWG vom 27.10.1986 zur Einführung eines Gemein- 
schaftsprogramms zur Entwicklung bestimmter benachteiligter Regionen 
der Gemeinschaft durch die Erschließung des endogenen Energiepotenzials 
(VALOREN-Programm) I ABl. L 305, S. 6ff vom 31.10.1986. 
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Rat der Gemeinschaft I Entschließung über eine Orientierung der Gemeinschaft für die Weiterent- 
wicklung der neuen und erneuerbaren Energiequellen I ABl. C 316 v. 
9.12.1986, S. 1-2 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung 88/349/EWG v. 9.6.1988 zur stärkeren Nutzung erneuerbarer 
Energien in der Gemeinschaft I ABl. L 160 v. 28.6.1988, S. 46-48 

Rat der Gemeinschaft I Empfehlung des Rates v. 8.11.1 988 zur Förderung der Zusammenarbeit 

zwischen öffentlichen Elektrizitätsversorgungsunternehmen und Eigener- 
zeugern I ABl. L 335 v. 7.12.1988, S. 29-30 

Rat der Gemeinschaft I Beschluss 90/221 /EURATOM, EWG vom 23.4.1990 über das gemeinschaft- 
liche Rahmenprogramm im Bereich der Forschung und technologischen 
Entwicklung (1990-1994) I ABl. L 117 v. 8.5.1990, S. 28 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 90/377/EWG des Rates zur Einführung eines gemeinschaftlichen 
Verfahrens zur Gewährleistung der Transparenz der vom industriellen End- 
verbraucher zu zahlenden Gas- und Strompreise I ABl. L 353 vom 
17.12.1990, S. 46 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 90/547/EWG des Rates über den Transit von Elektrizität über 
große Netze I ABl. L 313, S. 30 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 91/296/EWG des Rates vom 31 .5.1991 über den Transit von 
Erdgas über große Netze I ABl. L 147 vom 12.6.1991, S. 37 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25.2.1992 zur koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung der Gemein- 
schaftsvorschriften über die Auftragsvergabe im Bereich Wasser-, Energie- 
und Verkehrs Versorgung sowie im Telekommunikationssektor I ABl. L 76 
vom 23.3.1992, S. 14 

Rat der Gemeinschaft I Entscheidung 92/273/EG vom 29.4.1992 über die von der Gemeinsamen 

Forschungsstelle für die EWG durchzuführenden spezifischen Forschungs- 
programme I ABl. L 141 v. 23.5.1992, S. 1 1 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 92/81 /EWG des Rates zur Harmonisierung der Struktur der 

Verbrauchssteuersätze auf Mineralöle I ABl. L 316 vom 31.10.1992, S. 12 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 92/81 /EWG des Rates zur Annäherung der Verbrauchssteuersätze 
auf Mineralöle I ABl. L 316 vom 31.10.1992, S. 19 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung vom 1 .2. 1 993 über ein Gemeinschaftsprogramm für Umwelt- 
schutz und Maßnahmen im Hinblick auf eine dauerhafte und umweltgerech- 
te Entwicklung I ABl. C 138 v. 17.5.1993 

Rat der Gemeinschaft I Richtlinie 93/38/EWG des Rates vom 14.6.1993 zur Koordinierung der 

Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrs Versorgung sowie im Telekommunikationssektor I ABl. L 199 vom 
9.8.1993, S. 84 

Rat der Gemeinschaft I Entscheidung des Rates 94/918/EG vom 15.12.1994 über ein für die EG 

durchzuführendes spezifisches Programm für Forschung und technologi- 
sche Entwicklung, einschließlich Demonstration, durch die GFS und durch 
wettbewerbsorientierte Tätigkeiten zur wissenschaftlich-technischen Unter- 
stützung von Gemeinschaftspolitiken (1995-1998) I ABl. L 361 v. 
31.12.1994, S. 114-131 
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Rat der Gemeinschaft I Beratung der 1850. Ratssitzung vom. 1.6.1995 I Press: 159 Nr. 7565/95 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung zum Grünbuch „Für eine Energiepolitik der Europäischen 
Union" I ABl. C 327 v. 7.12.1995, S. 3-4 

Rat der Gemeinschaft I Beratung der 1921. Ratssitzung vom 7.5.1996 I Press: 123 Nr. 6803/96 

Rat der Gemeinschaft I Beratung der 1938. Ratssitzung vom. 20.6.1996 I Press: 174 Nr. 8081/96 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung zum Weißbuch „Eine Energiepolitik für die EU" I ABl. C 224 
v. 1.8.1996, S. 1-2 

Rat der Gemeinschaft I Beratung der 1975. Ratssitzung vom. 3.12.1996 I Press: 356 Nr. 12214/96 

Rat der Gemeinschaft I Beratung der 2009. Ratssitzung vom 27.5.1997 I Press: 83 Nr.8319/97 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates über erneuerbare Energiequellen I ABl. C 210 v. 
11.7.1997, S. 1-2 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung vom 27.6.1997 über erneuerbare Energiequellen I ABl. C 210 
v. 1 1.7.1997 

Rat der Gemeinschaft I Beratung der 2058. Ratssitzung vom 8.12.1997 I Press: 383 Nr. 13134/97 

Rat der Gemeinschaft und Kommission I Beschluss v. 23.11.1997 über den Abschluss des Vertrages 
über die Energiecharta und des Energiechartaprotokolls über Energieeffi- 
zienz und damit verbundene Umweltaspekte durch die Europäische Ge- 
meinschaften I 98/181/EG, EG KS, Euratom 

Rat der Gemeinschaft I Beratung der 2092. Ratsitzung vom 1 1.5.1998 I Press 136 Nr. 8357/98 

Rat der Gemeinschaft I Entscheidung 98/352/EG vom 18.5.1998 über ein Mehrjahresprogramm zur 
Förderung der erneuerbaren Energieträger in der Gemeinschaft (Altener II) I 
ABl. L 159 v. 3.6.1998, S. 53-57 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung des Rates vom 8.6.1998 über erneuerbare Energieträger I ABl. 
C 198 v. 24.6.1998, S. 1-3 

Rat der Gemeinschaft und Kommission I Beschluss v. 26.1 1.1998 über den von der Europäischen 
Gemeinschaft zu vertretenden Standpunkt zu den von der Energiecharta- 
konferenz anzunehmenden Regeln für den Verlauf des Vergleichsverfah- 
rens bei Transitstreitigkeiten 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung vom 7.12.1998 über Energieeffizienz in der EG I AB 1. C 394 
v. 17.12.1998, S. 1-3 

Rat der Gemeinschaft I Gemeinsamer Standpunkt Nr. 9/98 EG v. 19.1 .1998 über ein Mehrjahrespro- 
gramm zur Förderung der erneuerbaren Energieträger in der Gemeinschaft 
(Altener II) I ABl. C 062 v. 26.2.1998, S. 31 

Rat der Gemeinschaft I Entschließung über erneuerbare Energieträger I ABl. C 198 v. 24.6.1998, S. 
1-3 

Rat der Gemeinschaft I Gemeinsamer Standpunkt Nr. 31/98 EG v. 23.3.1998 in Hinblick auf das 

fünfte Rahmenprogramm im Bereich Forschung, technologische Entwick- 
lung und Demonstration 1998-2002 IAB1. C 178 v. 10.6.1998, S. 49 

Rat der Gemeinschaft I Beratung der 21 32. Ratsitzung vom 13.11.1998 I Press 380 Nr. 12742/98 



Energierecht aus europäischer Sicht von Antonius Opilio. 




Rat der Gemeinschaft I Beschluss v. 26.1 1.1998 über den von der EG vertretenen Standpunkt zu den 
vor der Energiechartakonferenz anzunehmenden Regeln für den Verlauf des 
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Die Prüfungsvorbereitung ist eine wichtige Sache, wie jeder / jede Referandarln bzw. 
Student bestätigen kann. 

Zu einer guten Prüfungsvorbereitung gehört auch die Kontrolle des gelernten Stoffes. In 
diesem Werk wird durch gezielte Fragen aus praktischen Prüfungen der Stoff Europa- 
recht in „Frage und Antwort" wiedergegeben. Dabei sind Fragen und Antworten so 
formuliert, wie es sich aus einer Prüfungssituation an deutschsprachigen Hochschulen 
ergibt. Die Fragen sind kurz, die Antworten ausführlicher. Jede Frage soll den Benutzer 
dieser Hilfe dazu bringen, nicht nur die darunter angeführte Antwort zu kennen, sondern 
darüber hinaus vorhandenes Wissen aktivieren. Das Werk dient nicht zur ausschließli- 
chen Prüfungsvorbereitung, sondern ist als eine Hilfe zur Selbstkontrolle gedacht. 
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Juristerei spielerisch erlernen 




Dieses Spiel vermittelt ernste und wissenschaftliche und prüfungsrelevante Fragen des 
Rechts auf eine pädagogisch ansprechende, interaktive und spielerische Art und Weise. 

Lernen durch Spielen ist bereits seit vielen Jahrzehnten als die beste und einprägsamste 
Möglichkeit bekannt, Wissen längerfristig verfügbar zu machen. 

Diese Kenntnis wird in diesem Spiel aufgegriffen. Mit Frage- und Antwortkarten kann 
der Interessierte seinen Wissensstand rund um das Studium der Rechte mit anderen 
zusammen oder alleine überprüfen. 

Das Spiel wurde von der Struktur her bewusst so einfach aufgebaut, dass es mit fast 
jedem beliebigen Spielbrett gespielt werden kann. 

Zusätzlich wurde das speziell entwickelte Spielbrett (Abbildung siehe oben, ISBN 3- 
901924-07-8, Bestell. Nr. SpOl) für dieses Spiel zusammen mit einer ausgeklügelten 
Spielanleitung und einem Satz Spielkarten entwickelt bzw. ausgestattet. Dabei wurde 
darauf geachtet, dass bei Bedarf auch mit einer Spielrunde alle Spielkarten durchgespielt 
werden können. 
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Die Europäische Union und die Europäischen Gemeinschaften unterlagen in den letzten 
50 Jahren seit ihrem Bestehen einem tiefgreifenden qualitativem und quantitativem 
Wandel. In den letzten 1 0 Jahren wurde alleine der Vertrag zur Gründung einer Europäi- 
schen Union in zwei großen Regierungskonferenzen maßgeblich überarbeitet, erweitert, 
verändert bzw. geändert. Das vorliegende Werk zeigt auch den Wandel auf, indem die 
verschiedenen Vertragsfassungen des Vertrags über die Europäische Union und des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft nebeneinander gestellt werden. 
Dem Leser ist es dadurch möglich mit wenig Aufwand die Änderungen nachzuverfol- 
gen. 
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Der Weg vom Staatenbund über den Staatenverbund zum Bundesstaat. War dieser Weg 
vorgezeichnet? Ist dies das Ziel der Europäischen Union? 

In dieser Arbeit werden die Ursachen für die Gründung der Europäischen Gemeinschaf- 
ten untersucht, der historische Kontext beleuchtet und die Hauptzwecke und Grundmo- 
tivationen vorgestellt. 

Die Untersuchung beginnt mit dem Vertrag von Versailles und erarbeitet im histori- 
schem Fortgang die Stufen der Europäischen Integrationsgeschichte. Dabei werden auch 
die älteren und jüngeren Verfassungsvertrags-Entwürfe und Gemeinschaftsverträge 
näher dargestellt. 

Der Verfassungsbegriff, die Möglichkeiten der derzeitigen Verträge als Verfassungen 
und der Zusammenhang mit dem Völkerrecht wurde geprüft. 

Umfangreich wird auf den Post-Nizza-Prozess eingegangen und die derzeitige Verfas- 
sungsdebatte aufgezeigt. 

Ein umfangreiches Literaturverzeichnis und Stichwortverzeichnis runden die Arbeit ab. 
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Diese Sammlung enthält 52 ausgewählte und im wesentlichen Originaltext wiedergege- 
bene Dokumente, welche die historische Entwicklung und die Vereinigung Europas 
aufzeigen und nachvollziehbar machen. Jedes Dokument ist aus den Quellen besonders 
ausgewählt und vom Herausgeber mit einem kurzen Einleitungs- und Erläuterungstext 
versehen. 

Diese Arbeit soll dazu dienen, verschiedene und leider weit verstreut und nur mit 
erheblichem Zeitaufwand auffindbare Dokumente, die teilweise auch bereits vergriffen 
sind, wieder zugänglich zu machen und der Diskussion über die Schaffung einer 
Europäischen Verfassung eine solide wissenschaftliche Grundlage und Ausgangsbasis 
geben. 

Aufgrund des Umfanges des vorliegenden Werkes konnten die vorliegenden Dokumente 
aus verständlichen Gründen nicht immer im vollem Umfang wiedergegeben werden und 
der Herausgeber beschränkte sich teilweise auf die jeweils wesentlichen Kerntexte. Dies 
ist deutlich vermerkt. Die jeweilige Quellenangabe im Einleitungs- und Erläuterungstext 
verhilft dem interessierten Benutzer die Originale oder gute Transliterationen aufzufin- 
den und nachzulesen. 
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Der Schwerpunkt dieser Arbeit liegt auf der tabellarischen Darstellung der 
wichtigsten Daten zur Rechtsgeschichte. 

Aufgrund der Datenfülle wurden die wichtigsten Jahre und Zeitabschnitte 
dargestellt. Zwischen den juristischen Angaben befinden sich auch wichtige 
zeitgenössische und nicht-juristische Bezüge, um dem Leser eine umfassende 
Orientierung zu ermöglichen. 

Das Buch zeigt in mehr als 2500 Eintragungen von 10.000 vor der Zeitwende 
bis 1919 n.d.Zw. die wichtigsten Eckpfeiler der Rechtsgeschichte auf. Ein 
umfassendes Stichwortverzeichnis über 39 Seiten mit ca. 5000 Stichworten 
ergänzt und ermöglicht die rasche Suche nach Daten für Vorträge, Referate, 
Seminare etc. 

Es ist aber auch für den Leser besonders geeignet, der sich einen raschen 
Überblick über einen bestimmten Zeitabschnitt verschaffen will. 
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Dieser 1848 in der Juristischen Gesellschaft zu Berlin mündlich gehaltene 
Vortrag beinhaltet einige sehr interessante Grundlagen und Ideen, welche nicht 
nur für den Historiker, sondern auch für den Rechtskundigen als auch Laien 
erneut zugänglich gemacht wurde. 

Zur Bequemlichkeit des Lesers wurde die veraltete Frakturschrift durch die 
moderne Schreibweise ersetzt und Ausdrucksweisen angepasst. 

Vom Herausgeber wurde zu den verschiedenen Zitaten des Autors eine kurze 
Erklärung am Ende des Bandes eingefügt sowie ein kurzer Lebenslauf des 
Autors angehängt. 
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Carl Josef Anton Mittermaier war ein Vordenker seiner Zeit, ein engagierter Jurist und 
Politiker. Geboren am 5. August 1787 (t28.8.1867). 

Mittermaier war ein hervorragender Rechtswissenschaftler und in vielen Bereichen tätig. 
Das vorliegende Werk wurde fünf Jahre vor seinem Tod veröffentlicht und befasst sich 
kritisch mit der Notwendigkeit, der Sinn- und Zweckmäßigkeit sowie der Rechtmäßig- 
keit der Todesstrafe sowie der Auswirkung der Abschreckungstheorie auf die Gesell- 
schaft und die Kriminalität. 
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Die Geschichte des Energierechts ist eng mit der 
Wirtschaftsgeschichte und der Wirtschaftsentwicklung eines jeden 
Landes verknüpft. Auf einen einfache Formel reduziert: Ohne 
Energie kein Leben in Mitteleuropa. 

Überraschenderweise hat sich das europäische Energierecht erst sehr 
spät herausgebildet. Einer der Gründe dafür ist die nationale 
Sicherheitspolitik in die das Energierecht im engeren Sinne - das 
Recht der Erzeugung, Verteilung, der Handel und der Verbrauch - 
wesentlich hineinwirkt. 

Von einem zu bildenden Energiebinnenmarkt wurde bereits zu 
Beginn der 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts gesprochen. Doch 
erst mit der Einheitlichen Europäischen Akte und dann im Zuge der 
Vertragsverhandlungen von Maastricht, die in der Bildung der 
Europäischen Union mündeten, wurden die wichtigsten Schritte für 
die Realisierung getan. 

Die Förderung von nachhaltigen Energieträgern und die langfristige 
Substituierung von Erdölprodukten als Primärenergieträger ist dabei 
ein wesentliches Kernelement dieser Überlegungen. 

Der Schwerpunkt dieses Werkes liegt dabei vor allem auf dem 
Sekundärenergieträger Elektrizität. In keinem Bereich wird mehr 
und intensiver geforscht. Wie kann elektrische Energie alternativ, 
umweltschonend und kostengünstig erzeugt und vor allem 
gespeichert werden. Obwohl es eine 150jährige Geschichte und 
Forschung im Elektrizitätsbereich gibt, ist ein wesentliches Problem 
der Elektrizitätswirtschaft, nämlich die wirtschaftliche Speicherung 
von Elektrizität über längere Zeit, noch immer ungelöst 
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